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Zusammenfassung 


(1) Analyse 

Bisherige Entwicklung 

Kennzeichnend für die Ertragslage der Landwirtschaft im Wirt- 
schaftsjahr 1971/72 waren überdurchschnittliche Bodenerträge und 
ein Erzeugerpreisniveau, das — bedingt durch die vom Ministerrat der 
EG im März 1971 beschlossene Anhebung der Marktordnungspreise 
und eine für die Landwirtschaft günstige Marktentwicklung — erheb- 
lich über dem des Vorjahres lag. Der Index der Erzeugerpreise land- 
wirtschaftlicher Produkte ohne Mehrwertsteuer und ohne Aufwer- 
tungsteilausgleich über die Mehrwertsteuer erhöhte sich 1971/72 ge- 
genüber dem Vorjahr um 8,6 °/o und erreichte damit wieder das Niveau 
von 1969/70. Der Index der Einkaufspreise landwirtschaftlicher Be- 
triebsmittel stieg gegenüber 1970/71 um 5,1 ^/o und lag damit um 

10.1 Vo höher als 1969/70. 

Die Wertschöpfung des Produktionsbereiches Landwirtschaft, der 
alle Erzeuger landwirtschaftlicher Produkte (ohne Forstwirtschaft und 
Fischerei) umfaßt, belief sich 1971/72 auf 18,02 Mrd. DM; sie war 
damit um 2,13 Mrd. DM (= 13,4 Vo) höher als 1970/71. Da die Ab- 
wanderung von Arbeitskräften weiter angehalten hat, nahm die 
Wertschöpfung je Vollarbeitskraft 1971/72 gegenüber dem Vorjahr 
um 21,7 Vo auf 13 233 DM zu. 

Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe und Betriebseinheiten ab 
0,5 ha landwirtschaftlich genutzter Fläche (LF) lag 1972 mit insgesamt 

1.1 Millionen um 21 000 niedriger als im Vorjahr. Im Durchschnitt 
wurden seit 1960 in jedem Jahr 39 800 Betriebe (= 3 %) aufgegeben. 

Die Zahl der Vollarbeitskräfte betrug 1971/72 1,34 Millionen, das wa- 
ren 98 000 weniger als im Jahr zuvor. Die durchschnittliche jährliche 
Abnahmerate seit 1960/61 betrug rund 80 000 Vollarbeitskräfte oder 
4,5 o/o. 

In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, daß die durchschnitt- 
liche wöchentliche Arbeitszeit der selbständigen Landwirte nach den 
Ergebnissen des Mikrozensus im April 1971 nicht wie in den Vor- 
jahren abgenommen hat und um 8 bis 10 Stunden über derjenigen 
der Selbständigen in anderen Wirtschaftsbereichen liegt. 

Im Durchschnitt des Bundesgebiets nahm das Betriebseinkommen 
je Arbeitskraft der hauptberuflich bewirtschafteten Betriebe gemäß 
§ 4 LwG 1971/72 gegenüber dem Vorjahr um 35 o/o auf 15 927 DM 
zu. Damit wurde nicht nur der Einkommensrückgang des ungünstigen 
Jahres 1970/71 ausgeglichen, sondern auch das Ergebnis des Jahres 
1969/70 um 22 o/o übertroffen. Das bedeutet, daß im Zeitraum 1969/70 
bis 1971/72 eine durchschnittliche jährliche Einkommensverbesse- 
rung um 10 o/o erzielt wurde. 

Die Verbesserung der Einkommenslage im Wirtschaftsjahr 1971/72 
spiegelt sich auch deutlich in den Ergebnissen der Ertrags-Auf- 
wands-Rechnung nach § 4 LwG wider, das gilt insbesondere für die 
Betriebe mit 20 und mehr ha LF. Der Abstand zwischen dem Ver- 
gleidisbetriebseinkommen und der Summe der Vergleichsansätze 
belief sich 1971/72 in den Betrieben unter 20 ha LF auf —30 o/o (Vor- 
jahr — 390 / 0 ), in den Betrieben mit 20 bis 50 ha LF auf —21 0/0 ( — 350 / 0 ) 
und in den Betrieben mit 50 und mehr ha LF auf —10 0/0 ( — 270 / 0 ). 

Eine vorgezogene Auswertung der Unterlagen aus der Landwirt- 
schaftszählung 1971 führte zu dem Ergebnis, daß von den landwirt- 
schaftlichen Betrieben — nach der hier gewählten Abgrenzung — 
etwa die Hälfte im Hauptberuf bewirtschaftet wurde. Die andere 
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Hälfte der Betriebe war im wesentlichen der nebenberuflichen Land- 
wirtschaft zuzurechnen. Die Einkommenskombination erstreckte sich 
jedoch auch auf die hauptberufliche Landwirtschaft, so daß insge- 
samt rd. dreiviertel aller Betriebe über Einkommenskombination 
verfügten. Für den Bereich der nebenberuflichen Landwirtschaft 
konnte ein durchschnittliches Gesamteinkommen je Betriebsleiter- 
ehepaar von 18 000 DM errechnet werden, von denen 12 400 DM 
aus außerbetrieblicher Tätigkeit stammten. 

Auch in den Garten- und Weinbaubetrieben entwickelten sich im 
Wirtschaftsjahr 1971/72 die Einkommensverhältnisse günstig. Jedoch 
blieb bei den Obstbaubetrieben der Einkommensabstand weiterhin 
bestehen. 

In der Forstwirtschaft belief sich das Betriebseinkommen je Arbeits- 
kraft 1972 auf 14 036 DM und lag damit um 1,2 °/o unter dem Ergebnis 
des Vorjahres. 

In der Seefischerei konnte 1971 eine weitere Verbesserung der wirt- 
schaftlichen Lage erreicht werden, mit Ausnahme der Großen Hoch- 
seefischerei, in der sich der in den letzten Jahren zu beobachtende 
leichte Aufwärtstrend 1971 nicht fortgesetzt hat. 

Im Wirtschaftsjahr 1971/72 stieg der Pro-Kopf-Verbrauch bei fast 
allen Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs sowei bei Frischobst. Bei 
steigendem Wohlstand zeigen sich immer mehr Probleme der über- 
und Fehlernährung. 

Die Ausgaben der privaten Haushalte für den Erwerb von Waren 
und Dienstleistungen beliefen sich 1971/72 auf etwa 420 Mrd. DM; 
davon entfielen rund 120 Mrd. DM auf Nahrungs- und Genußmittel. 

Im Wirtschaftsjahr 1971/72 erhöhte sich der Preisindex für Nah- 
rungsmittel um 5,1 ®/o; damit blieb der Anstieg der Nahrungsmittel- 
preise jedoch leicht hinter der Verteuerung der allgemeinen Lebens- 
haltung (-1-5,6 ‘^/o) zurück. 

Um die Bedeutung einer Steigerung der landwirtschaftlichen Erzeuger- 
preise für die Verbraucher zutreffend einzuschätzen, ist zu berück- 
sichtigen, daß der Anteil der Nahrungsmittelausgaben (ohne Verzehr 
in Gaststätten) am Warenkorb für die Berechnung des Index der 
Lebenshaltungskosten insgesamt noch immer entsprechend den Ver- 
hältnissen des Jahres 1962 mit 29 ‘^/o angesetzt wird, obwohl er 1970 
tatsächlich nur noch bei 20 °/o lag. 


Voraussichtliche Entwicklung 

Im laufenden Wirtschaftsjahr 1972/73 werden sich die Erzeugerpreise, 
insbesondere für Schlachtvieh, voraussichtlich deutlich verbessern. 
Der Produktionswert der Landwirtschaft einschließlich des Mehr- 
bestandes an Vieh wird für 1972/73 auf 43,68 Mrd. DM geschätzt, 
das sind 10,1 Vo mehr als 1971/72. Bei den Betriebsmittelpreisen 
zeichnet sich — abgesehen von dem erheblichen Anstieg der Futter- 
mittelpreise — eine Beruhigung ab. Die Wertschöpfung der Land- 
wirtschaft wird 1972/73 voraussichtlich auf 19,69 Mrd. DM ansteigen. 
Bei einer geschätzten Abwanderungsquote von 5 Vo dürfte sich die 
Wertschöpfung (= Einkommen) je Arbeitskraft gegenüber 1971/72 
um bis zu 15 Vo, das sind bis zu 2000 DM, erhöhen. 

Im Durchschnitt aller Betriebssysteme und Größenklassen kann im 
laufenden Wirtschaftsjahr in den Betrieben über der Grenze nach 
§ 4 LwG mit einer Verbesserung des Betriebseinkommens je Arbeits- 
kraft in der Größenordnung von 10 bis 14 °/o gegenüber 1971/72 ge- 
rechnet werden. Der stärkste Anstieg ist in den Futterbaubetrie- 
ben zu erwarten, da diese besonders von der günstigen Preisent- 
wicklung für Rindvieh profitieren werden. 

An den Märkten wichtiger Agrarprodukte in der EWG ergibt sich 
im Wirtschaftsjahr 1972/73 folgende Situation: Aufgrund der sehr 
hohen Getreideernte, besonders in Frankreich, ist bei Weichweizen 
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und Gerste zwar mit Überschüssen zu rechnen. Der Absatz dieser 
Mengen wird jedoch durch die derzeitige Knappheit am Weltgetreide- 
markt wesentlich erleichtert. Die Zuckerproduktion wird das Vor- 
jahresergebnis nicht erreichen. Infolgedessen ist auch mit einem ge- 
ringeren Zuckerüberschuß zu rechnen. Die verarbeiteten Mengen an 
Milch werden voraussichtlich um etwa 5 Vo höher liegen als im 
Wirtschaftsjahr 1971/72, wobei die Zunahmen in Frankreich, den 
Niederlanden und Belgien überdurchschnittlich hoch sein werden. Zur 
Lösung des Milchproblems ist es notwendig, daß alle Maßnahmen 
zur Absatzsteigerung von Milch und Milcherzeugnissen noch stärker 
intensiviert werden. Die Rinderschlachtungen werden voraussichtlich 
niedriger sein als 1971/72. Auch längerfristig wird der Rindfleisch- 
bedarf nicht aus der eigenen Erzeugung gedeckt werden können. 

Der Rückgang der Fangergebnisse der Hochseeflotte der Bundes- 
republik Deutschland wird langfristig nur dann drastische Ausmaße 
erreichen, wenn sich Tendenzen des internationalen Seerechts durch- 
setzen, den Küstenstaaten in Zonen, die bisher zur hohen See ge- 
rechnet werden, ausschließliche Nutzungsrechte einzuräumen. 

Bestimmungsgründe für die zukünftige Nachfrage nach Nahrungs- 
mitteln sind neben der Entwicklung von Bevölkerung und Einkommen 
insbesondere Qualität, ernährungsphysiologische Vollwertigkeit der 
Gesamternährung, Arbeitsersparnis und Preiswürdigkeit. 


(2) Ziele und Schwerpunkte der Agrar- und Erährungspolitik 

Die Agrarpolitik hat vorrangig den Menschen zu dienen, die im 
ländlichen Raum leben, arbeiten oder Erholung suchen. Sie versteht 
sich heute nicht mehr nur als sektoral ausgerichtete Wirtschaftspolitik. 
Die Agrar- und Ernährungspolitik ist vielmehr ein integraler Bestand- 
teil einer Politik zur Lösung zentraler Probleme der Gesamtgesell- 
schaft. 

Die gegenwärtigen und zukünftigen Schwerpunktaufgaben der Agrar- 
und Ernährungspolitik im gemeinschaftlichen und nationalen Bereich 
lassen sich in folgenden vier Zielkomplexen zusammenfassen: 

A. Verbesserung der Lebensverhältnisse im ländlichen Raum sowie 
gleichrangige Teilnahme der in der Land-, Forstwirtschaft und 
Fischerei Tätigen an der allgemeinen Einkommens- und Wohl- 
standsentwicklung. 

B. Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen Pro- 
dukten der Agrarwirtschaft zu angemessenen Preisen. 

C. Beitrag zur Lösung der Weltagrar- und Welternährungsprobleme 
und Verbesserung der agrarischen Außenwirtschaftsbeziehungen. 

D. Erhaltung, Wiederherstellung und Entwicklung der Leistungs- und 
Nutzungsfähigkeit von Natur und Landschaft. 


Einige aus diesen Zielkomplexen abgeleitete wichtige Teilziele sind: 

— Verbesserung des Agrarpreisniveaus durch gezielte Preisanhe- 
bungen unter Berücksichtigung der allgemeinen Einkommens- und 
Kostenentwicklung und im Rahmen der gesamtwirtschaftlichen 
Erfordernisse, 

— Einkommensverbesserung durch Steigerung der Produktivität in 
Erzeugung und Vermarktung, 

— Kostensenkung durch überbetriebliche Zusammenarbeit, 

— Stärkere Verbreitung der Vertragslandwirtschaft, 

— Schaffung der Voraussetzungen für außerlandwirtschaftliche Ar- 
beitsplätze und Einkommen und damit Übergang zu Berufs- und 
und Einkommenskombinationen, 
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— Verbesserung der Marktposition der Landwirtschaft auf den In- 
und Auslandsmärkten sowie der Markttransparenz, 

— Ausbau der sozialen Sicherung in der Landwirtschaft, 

— Herstellung von Chancengleichheit im Bildungsangebot auch für 
die ländliche Bevölkerung, 

— Sicherung einer ausreichenden und kontinuierlichen Versorgung 
mit qualitativ hochwertigen Ernährungsgütern aus dem In- und 
Ausland, die den differenzierten und sich wandelnden Verbrau- 
cherwünschen entsprechen, 

— Sicherstellung einer ernährungsphysiologisch unbedenklichen An- 
wendung von bei der Produktion und Verarbeitung erforderlichen 
Hilfsstoffen, 

— Beitrag zur Sicherung der natürlichen Umwelt des Menschen in 
einem für seine Gesundheit und ein menschenwürdiges Dasein 
notwendigen Zustand und Verminderung der bestehenden Gefah- 
ren und Schäden, 

— Beitrag zur Sicherung der Erholungs- und Freizeitlandschaft für 
die Industriegesellschaft bei freiem Zugang für die Bevölkerung. 


(3) Vorgesehene Maßnahmen und ihre Finanzierung 

Zur Sicherung des Einkommens in den entwicklungsfähigen Betrieben 
wird sich die Bundesregierung unter Berücksichtigung der allgemei- 
nen Einkommens- und Kostenentwicklung und im Rahmen der ge- 
samtwirtschaftlichen Erfordernisse für eine Verbesserung des Agrar- 
preisniveaus durch gezielte Preisanhebungen einsetzen. 

Im Rahmen der gemeinsamen Markt- und Preispolitik stehen im Be- 
reich einzelner Produkte insbesondere folgende Probleme an: Ab- 
satzförderung für Milch und Milcherzeugnisse, Förderung der Rind- 
fleischproduktion, Stabilisierung des Weinmarktes, Ergänzung der 
Hopfenmarktordnung, Verabschiedung der Marktordnungen für Kar- 
toffeln und Alkohol und Vorschläge für eine Verordnung über Er- 
zeugergemeinschaften sowie über gemeinsame Maßnahmen betref- 
fend Vermarktung und Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse. 

Für den Ausgleich der Folgen der Aufwertung von 1969 sind in den 
Bundeshaushalt für das Jahr 1973 wiederum 920 Millionen DM einge- 
stellt worden. Diese Mittel werden wie bereits 1972 zum überwie- 
genden Teil als Direktausgleich und zum geringeren Teil für agrar- 
soziale Maßnahmen gewährt. Der mehrwertsteuerliche Teilausgleich 
wird 1973 unverändert fortgeführt. 

Das durch die VO (EWG) Nr. 974/71 eingeführte System des Grenz- 
ausgleichs wird seit Anfang 1972 in allen EWG-Mitgliedstaaten an- 
gewandt, nachdem die damalige De-facto-Abwertung des US-Dollar 
entsprechend den Washingtoner Vereinbarungen vom 18. Dezember 
1971 zu einer generellen Änderung der faktischen Paritätsverhält- 
nisse geführt hatte. Die aufwertenden Länder wurden ermächtigt, 
nach der Anmeldung offizieller neuer Paritäten die Auswirkungen 
der Aufwertung auf das in Rechnungseinheiten festgelegte Agrar- 
preisniveau teilweise mit Hilfe nationaler Maßnahmen und für den 
verbleibenden Rest durch ein Grenzausgleichssystem auszugleichen. 

Die Maßnahmen der Agrarstrukturverbesserung und des Küsten- 
schutzes werden seit dem 1. Januar 1973 nach dem Gesetz über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" in gemeinsamer Verantwortung von Bund und Län- 
dern durchgeführt. Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe wird 
von Bund und Ländern ein gemeinsamer Rahmenplan aufgestellt, der 
außer Angaben über die Maßnahmen und Mittel auch Grundsätze 
über die Vergabe der ausgewiesenen Mittel enthält, um die Einheit- 
lichkeit der Förderung zu gewährleisten. Für den Rahmenplan 1973 
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hat der Planungsausschuß ■ — bestehend aus Vertretern von Bund 
Ländern — 13 Förderungsgrundsätze auf der Grundlage der bisheri- 
gen Förderungsrichtlinien aufgestellt. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist verpflichtet, die drei vom EG- 
Ministerrat im April 1972 beschlossenen Richtlinien für eine gemein- 
same Strukturpolitik bei der Durchführung ihrer nationalen Agrar- 
strukturpolitik anzuwenden. Da die Prüfung der Vorschläge der 
Bundesrepublik noch nicht abgeschlossen ist, hat der Planungsausschuß 
die 1972 geltenden Richtlinien für die einzelbetriebliche Investitions- 
förderung, ländliche Siedlung, Buchführung und Verpachtungsprämie 
befristet bis zum 19. April 1973 zu Förderungsgrundsätzen erklärt, um 
die Förderung der Landwirtschaft kontinuierlich weiterzuführen. 

Die nebenberufliche Landwirtschaft wird entsprechend ihrer Bedeu- 
tung und unter Berücksichtigung ihrer besonderen Situation in die all- 
gemeinen und speziellen Förderungsmaßnahmen zugunsten der Land- 
wirtschaft einbezogen. Dies gilt insbesondere für alle erzeugungs-, 
markt- und preispolitischen Maßnahmen, alle überbetrieblichen Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur, alle Ausbildungs- und 
Umschulungshilfen, die Maßnahmen zur Verbesserung der Wohnver- 
hältnisse und weitgehend auch für die Steuer- und sozialpolitischen 
Maßnahmen. Bei der Umstellung vom Vollerwerb zum Nebenerwerb 
können für dazu erforderliche Investitionen Überbrückungshilfen nach 
dem Einzelbetrieblichen Förderungsprogramm in Anspruch genommen 
werden. 

Die Entwicklung des ländlichen Raumes und die Schaffung außer- 
landwirtschaftlicher Arbeitsplätze werden durch die Maßnahmen nach 
dem Gemeinschaftsaufgabengesetz „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" nachhaltig gefördert. Im ersten Rahmenplan für 
den Zeitraum 1972 bis 1975 sind zur Förderung von Einrichtung 
und Erweiterung gewerblicher Produktionsbetriebe sowie von Infra- 
strukturmaßnahmen für jedes Planungsjahr rd. 860 Millionen DM 
Förderungsmittel vorgesehen. Davon entfallen rd. 530 Millionen DM 
auf Haushaltsmittel des Bundes und der Länder. Außerdem wird 
damit gerechnet, daß im Durchschnitt jährlich rd. 330 Millionen DM 
Investitionszulagen nach dem Investitionszulagengesetz vom 
18. August 1969 gewährt werden. Nach dem Beschluß des EG-Mini- 
sterrats vom März 1972 können ab 1972 auch Mittel des EAGFL 
— Abteilung Ausrichtung — von den Mitgliedstaaten nach gemein- 
samen Kriterien für regionale Entwicklungsmaßnahmen eingesetzt 
werden. 

Durch die im Jahre 1972 eingeführten Maßnahmen im Bereich der 
landwirtschaftlichen Sozialpolitik wurde erreicht, daß nunmehr für 
die Landwirtschaft in der Bundesrepublik ein geschlossenes System 
sozialer Sicherung besteht. Die Bundesregierung wird ihre Aktivität 
auf dem Gebiet der Sozialpolitik fortsetzen, insbesondere hinsichtlich 
des Ausbaus der Altersversorgung. 

Im Rahmen der Steuerreform wird die Bundesregierung die agrar- 
politischen Erfordernisse bei der Grund-, Vermögen- und Erbschaft- 
steuer berücksichtigen sowie den Abbau steuerlicher Mehrbelastun- 
gen bei Einrichtung und Tätigkeit land-, forst- und fischwirtschaft- 
licher Kooperationen fortsetzen. 

Zur Verringerung und Vermeidung von Umweltbelastungen in der 
Agrar- und Ernährungswirtschaft wird die Bundesregierung die Ent- 
wicklung und Einführung umweltfreundlicher Produktionsverfahren 
unterstützen und alle Maßnahmen einer Umweltverträglichkeitsprü- 
fung unterziehen. Art und Weise der Durchsetzung des Verursacher- 
prinzips bedarf jeweils der politischen Entscheidung. 

Zur Verbesserung der Umweltbedingungen sollen die ökologischen 
Belange bei agrarstrukturellen Maßnahmen zukünftig stärker berück- 
sichtigt werden. 
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Zur Sicherung und Verbesserung der Qualität der Nahrungsgüter 
wird die Bundesregierung das bestehende Futtermittelrecht refor- 
mieren und die tiergesundheitlichen Regelungen weiter verbessern. 
Ferner werden die Bestimmungen über Anwendungsverbote und -be- 
schränkungen von Pflanzenschutzmitteln auf weitere bedenkliche 
Stoffe ausgedehnt und die Resistenzzüchtung sowie die Verbreitung 
biologisch integrierter Pflanzenschutzverfahren unterstützt. 

Mit der eingeleiteten Gesamtreform des Lebensmittelrechts wird der 
Schutz des Verbrauchers vor Gesundheitsgefährdung und Übervortei- 
lung verbessert. Gleichzeitig ist die Bundesregierung um die Harmo- 
nisierung der entsprechenden Rechtsvorschriften im EWG-Bereich 
bemüht. Durch Ausbau der Verbraucheraufklärung und Anhörung der 
Verbraucherverbände zu den ihre Interessen berührenden Gesetz- 
gebungsvorhaben und Maßnahmen wird die Stellung der Verbrau- 
cher gestärkt. 

Die Bundesrepublik importiert in bedeutendem Umfange Nahrungs- 
mittel. Die Bundesregierung unterstützt die internationalen Be- 
mühungen um eine bessere Abstimmung von Angebot und Nachfrage 
auf den Weltagrarmärkten ebenso wie die Bemühungen im Rahmen 
der EWG, den internationalen Agrarhandel — insbesondere mit den 
Entwicklungsländern — weiter zu entwickeln. Diese Bemühungen 
können jedoch nur dann erfolgreich sein, wenn sich auch alle wich- 
tigen Drittländer daran beteiligen. 

Als Beitrag zur Überwindung des Hungers in der Welt werden die 
Anstrengungen im Rahmen der Nahrungsmittel- sowie der Agrar- 
hilfe fortgesetzt. 

Notwendige Voraussetzung für eine erfolgreiche Agrar- und Ernäh- 
rungspolitik ist die Verwendung von Entscheidungshilfen, die durch 
wissenschaftliche Arbeiten in den zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten gehörenden 
Bundesforschungsanstalten unter Berücksichtigung der Zielstrukturen 
für den Bereich Agrar- und Ernährungspolitik entwickelt werden. 

Für die Gemeinschaft sind die Marktordnungsausgaben für das Jahr 
1973 mit 2,63 Mrd. RE veranschlagt (1972: 2,48 Mrd. RE). In der mittel- 
fristigen Vorausschätzung wird bei Zugrundelegung des gegenwärti- 
gen Preisniveaus mit einem weiteren Anstieg der Marktordnungsaus- 
gaben der Gemeinschaft (ohne beitretende Länder) bis 1975 um etwa 
5 ®/o jährlich gerechnet. 

Für den Bundeshaushaltsplan 1973 ist gemäß den Eckwertbeschlüs- 
sen der Bundesregierung vom 6. September 1972 für den Einzelplan 10 
ein Plafond von 5,42 Mrd. DM vorgesehen. Damit steigt der Agrar- 
haushalt gegenüber dem Vorjahr um rd. 919 Millionen DM oder rd. 
20®/o. Diese außerordentlich hohe Steigerungsrate ist in erster Linie 
auf die im Vorjahr eingeleiteten Verbesserungen auf dem Gebiet der 
landwirtschaftlichen Sozialpolitik zurückzuführen. Für den Bereich 
der landwirtschaftlichen Sozialpolitik sind 1973 insgesamt 1,89 Mrd. 
DM vorgesehen (Vorjahr 1,08 Mrd. DM). 

Der von Bund und Ländern gemeinsam aufgestellte 1. Rahmenplan 
gemäß dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" sieht für das Haushaltsjahr 
1973 Ausgaben von insgesamt 1,97 Mrd. DM vor. Der auf den Bund 
entfallende Anteil von 1,2 Mrd. DM ist im Haushaltsentwurf 1973 
enthalten. Für eine Abwicklung alter Verpflichtungen im wesent- 
lichen in diesem Aufgabenbereich sind im Agrarhaushalt 1973 
566 Millionen DM vorgesehen. 
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1 Lage der Agrarwirtschaft 


1.1 Landwirtschaft 

1 .1 1 Landwirtschaftliche Gesamtrechnung 

Wirtschaftsjahr 1971/72 

1. Kennzeichnend für die Entwicklung der Ertrags- 
lage der Landwirtschaft im Wirtschaftsjahr 1971/72 
waren überdurchschnittliche Bodenerträge und ein 
Erzeugerpreisniveau, das erheblich über dem des 
Vorjahres lag. 

Bedingt durch die vom Ministerrat der EG im März 
1971 beschlossene Anhebung der Marktordnungs- 
preise und eine für die Landwirtschaft günstige 
Marktentwicklung stiegen die Erzeugerpreise fast 

Auf die in früheren Agrarberichten aufgenommene 
Darstellung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
wird im Hinblick auf den etwa zur gleichen Zeit vor- 
gelegten Jahreswirtschaftsbericht 1973 der Bundes- 
regierung verzichtet. 


aller landwirtschaftlicher Produkte im Wirtschafts- 
jahr 1971/72 kräftig an. Diese Entwicklung wurde 
durch die Preisbeschlüsse vom März 1972 gestützt. 
Der Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher 
Produkte ohne Mehrwertsteuer erhöhte sich 1971/72 
gegenüber dem Vorjahr (vgl. Schaubild 1) um 8,6 Vo 
auf 106,5 (1961/62 — 1962/63 = 100) und erreichte 
damit wieder das Niveau von 1969/70. 

Einschließlich Mehrwertsteuer und Aufwertungsteil- 
ausgleich Über die Mehrwertsteuer wurde mit 115,1 
der Stand von 1969/70 (113,0) überschritten. Am 
stärksten wirkten sich die höheren Marktpreise für 
Schlachtvieh und Milch auf das Einkommen der 
Landwirtschaft aus. 

Hinsichtlich der Auswirkungen der landwirtschaft- 
lichen Erzeugerpreise auf die Verbraucherpreise für 
Nahrungsmittel ist zu beachten, daß der Anteil der 
Verbraucherausgaben für Nahrungsmittel an den ge- 
samten Ausgaben tendenziell abnimmt. Die Nah- 
rungsmittel haben dadurch im Preisindex für die 


Entwicklung wichtiger Preisindizes in der Bundesrepublik Deutschland 


Schaubild 1 
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Lebenshaltung, der auf dem Warenkorb von 1962 
basiert, ein zu hohes Gewicht. Im Jahre 1962 betrug 
ihr Anteil (ohne Gaststättenverzehr) 29 Vo, 1970 noch 
20 Vo. 

Der Index der Einkaufspreise landwirtschaftlicher 
Betriebsmittel ohne Mehrwertsteuer stieg schwächer 
als der Index der Erzeugerpreise, und zwar um 
5,1 Vo auf 116,5 (1962/63 = 100). Besonders ausge- 
prägt waren die Preiserhöhungen bei den von der 
allgemeinen Wirtschaftsentwicklung besonders ab- 
hängigen Investitionen und Reparaturen, dagegen 
war bei Futtermitteln ein geringfügiger Preisrück- 
gang zu verzeichnen. 

2 . Der Produktionswert der Landwirtschaft (ohne 
Forstwirtschaft und Fischerei) ^) erreichte 1971/72 
eine Höhe von 39,67 Mrd. DM und übertraf damit 
das Vorjahresergebnis um 2,89 Mrd. DM oder 7,9 Vo 
(vgl. Übersicht 1). Von der Zunahme des Produk- 
tionswertes entfielen 1,80 Mrd. DM auf die tieri- 
schen Erzeugnisse. 

Bei den Vorleistungen von anderen Wirtschaftsbe- 
reichen für die Landwirtschaft ergab sich 1971/72 ge- 
genüber dem Vorjahr infolge der sehr guten Getrei- 

Der Produktionsbereich Landwirtschaft umfaßt alle Er- 
zeuger landwirtschaftlicher Produkte. 


deernte ein starker Rückgang der Zukäufe an Futter- 
mitteln. Der Wert der übrigen Vorleistungen nahm 
zu. Insgesamt stieg der Gesamtwert der Vorleistun- 
gen gegenüber 1970/71 um 0,4 Vo auf 18,20 Mrd. DM 
an. 

Der Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt in jeweiligen Preisen erreichte 1971/72 eine 
Höhe von 21,47 Mrd. DM gegenüber 18,65 Mrd. DM 
im Vorjahr (vgl. auch Materialband, Tabelle 17). Der 
Anteil der Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fi- 
scherei am gesamten Bruttoinlandsprodukt verrin- 
gerte sich 1972 gegenüber 1971 weiter von 2,9 Vo auf 
2,8 Vo. 

Nach Abzug der Abschreibungen und der indirekten 
Steuern sowie unter Hinzurechnung der Subven- 
tionen betrug 1971/72 die Wertschöpfung 18,02 Mrd. 
DM. Die Wertschöpfung ist um 2,13 Mrd. DM oder 
13,4 Vo höher als 1970/71 und überstieg das Ergebnis 
von 1969/70 um 1 Mrd. DM. Da die Abwanderung 
von Arbeitskräften weiter angehalten hat, wurde je 
Vollarbeitskraft eine Wertschöpfung von 13 233 DM 
erzielt; damit wurde das Ergebnis von 1970/71 um 
21,7 Vo und das Ergebnis von 1969/70 um 20,1 Vo 
übertroffen. 

3 , Die Verdopplung der Wertschöpfung je AK im 
Zeitraum 1962/63' bis 1971/72 wurde durch den gro- 


übersicht 1 


Beitrag der Landwirtschaft ^) zum Bruttoinlandsprodukt und Wertschöpfung 
in der Bundesrepublik Deutschland 

in Millionen DM 



1962/63 

, 1965/66 

1966/67 

1967/68 

1968/69 

1969/70 

1970/71 

1971/72 2) 

1972/732) 

Produktionswert ^) ........ 

27 902 

31 989 

33 411 

33 149 

35 142 

37 134 

36 785 

39 674 

(43 680) 

Vorleistungen 

11 631 

14 846 

14 833 

15 541 

15 650 

16 981 

18 138 

18 202 

(19 865) 

Beitrag zum Brutto- 










inlandsprodukt 

16 271 

17 143 

18 578 

17 608 

19 492 

20 153 

18 647 

21 472 (23 815) 

Abschreibungen 

2 330 

2 975 

3 170 

3315 

3 485 

3 840 

4 290 

4 700 

(5 150) 

indirekte Steuern 

763 

971 

1 003 

1 017 

1 063 

1 066 

1 080 

1 070 

(1 070) 

Subventionen ^) 

1 396 

2 034 

1 569 

2 05B 

1 857 

1 842 

2 615 

2 316 

(2 100) 

Wertschöpfung 

14 574 

15 231 

15 974 

15 334 

16 801 

17 089 

15 892 

18 018 (19 695) 

Wertschöpfung, DM/AK ^) 

6 340 

8 943 

8 635 

8 746 

10 092 

11 018 

10 873 

13 233 

(15 230) 


9 ohne Forstwirtschaft und Fischerei 
9 vorläufig 

=9 Vorschätzung — Stand: 31. Januar 1973 

^) Der Produktionswert enthält im Gegensatz zur Darstellung im Agrarberidit 1972 den Aufwertungsteilausgleich über 
die MWSt. Dieser Ausgleich ist dementsprechend in der Position Subventionen nicht enthalten. 

9 Der Anteil der Haus- und Kleingärten außerhalb der Landwirtschaft, der zum gesamten Produktionsbereich Land- 
wirtschaft gehört, wurde bei der Ermittlung der Wertschöpfung je AK abgezogen. 
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ßen Produktivitätsfortschritt, insbesondere durch die 
beträchtliche Verminderung des Arbeitskräftebe- 
standes in der Landwirtschaft bewirkt. Die durch 
den technischen Fortschritt ermöglichte Produktions- 
steigerung und der Strukturwandel, der hauptsäch- 
lich in der Abwanderung von Arbeitskräften und in 
der Vergrößerung der landwirtschaftlichen Betriebe 
zum Ausdruck kommt, ließen den Beitrag zum 
Bruttoinlandsprodukt in konstanten Preisen je Er- 
werbstätigen von 1960 bis 1972 um 104 Vo steigen; 
das sind jährlich im Durchschnitt 6,1 Vo. In der 
übrigen Wirtschaft erhöhte sich gleichzeitig das 
Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen in konstan- 
ten Preisen nur um 57 Vo oder um jährlich 3,9 ^/o 
(vgl, Materialband, Tabelle 20). Der höhere Produk- 
tivitätsfortschritt in der Landwirtschaft reichte ange- 
sichts des Angebotsdruckes auf einigen landwirt- 
schaftlichen Teilmärkten nicht aus, um den Einkom- 
mensabstand zu den Erwerbstätigen in den übrigen 
Wirtschaftsbereichen in seiner absoluten Höhe zu 
vermindern. 

4 . Die Investitionstätigkeit der Landwirtschaft 
hatte sich 1970/71 unter anderem infolge der damals 
ungünstigen Einkommensentwicklung verlangsamt. 
Auch 1971/72 war eine abgeschwächte Investitions- 
tätigkeit zu verzeichnen. Die Summe der Bruttoan- 
lageinvestitionen lag 1971/72 mit 4,83 Mrd. DM 
unter der Höhe des Vorjahres. Dabei gingen die 
Investitionen sowohl für Bauten als auch für Aus- 
rüstungen zurück (vgl. Materialband, Tabelle 18). 

Eine Ursache für die abgeschwächte Investitions- 
tätigkeit war neben der ungünstigen Ertragslage im 
Vorjahr auch die Entwicklung auf dem Kapitalmarkt. 
Die zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1971/72 ge- 
hegten Hoffnungen auf einen Zinsrückgang am Ka- 
pitalmarkt haben sich nicht erfüllt. Trotz der von 
der Bundesbank in mehreren Etappen durchgeführ- 
ten Senkung des Diskont- und Lombardsatzes stabi- 
lisierten sich die Zinssätze für mittel- und lang- 
fristige Ausleihungen auf einem relativ hohen 
Niveau. Die Verteuerung landwirtschaftlicher In- 
vestitionen durch das relativ hohe Zinsniveau 
konnte unter bestimmten Voraussetzungen gemil- 
dert werden. Durch die Heraufsetzung der Verbilli- 
gungsspanne von 4 auf 5 Vo im Rahmen des Einzel- 
betrieblichen Förderungsprogramms wurde die 
Zinsbelastung verringert. 

5 . Schwächer als 1970/71 war die Zunahme des 
Fremdkapitals 1971/72. Am 30. Juni 1972 war ein 
Bestand von 31,67 Mrd. DM erreicht. Die günstige 
Einkommensentwicklung bewirkte, daß sich die 
Summe und damit auch der Anteil der kurzfristigen 
Verbindlichkeiten deutlich verringerte. 

6 . Der Gesamtwert des landwirtschaftlichen Ver- 
mögens einschl. Bodenwert erreichte 1971 nach 
Schätzungen des BML ^) eine Höhe von 109,8 Mrd. 
DM und lag damit um 1,1 Mrd. DM höher als 1970. 
Einschließlich der Wohngebäude, die bei einer Ver- 


9 vgl. Müller, H. J.: Zur Frage des Vermögens in der 
Landwirtschaft, in: Agrarwirtschaft, 20. Jg. 1971, S. 327 
bis 331 


mögensbilanz für die Landwirtschaft einzubeziehen 
sind, betrug das Vermögen 1971 128,1 Mrd. DM. 
Seit 1963 stieg der Wert des Vermögens um 20 Mrd. 
DM an. Nach einer anderen Quelle 2) hat sich das 
Bruttoanlagevermögen in Preisen von 1962 (ohne 
Bodenwert) seit 1950 verdoppelt. 

Nach Abzug der gesamten Verbindlichkeiten in 
Höhe von 30,9 Mrd. DM (Vorjahr 29,7 Mrd. DM) 
verbleibt auf der Passivseite der gesamtlandwirt- 
schaftlichen Bilanz 1971 ein Eigenkapital in Höhe 
von 97,2 Mrd. DM (Vorjahr 97,1 Mrd. DM). Das 
Verhältnis von Eigenkapital zu Fremdkapital hat 
sich mit 76 : 24 gegenüber dem Vorjahr kaum ver- 
ändert. Bei der Beurteilung dieser im Vergleich zu 
anderen Wirtschaftsbereichen günstigen Relation 
muß berücksichtigt werden, daß die Entlohnung des 
Produktionsfaktors Kapital in der Landwirtschaft in 
der Regel geringer ist als in der übrigen Wirtschaft. 
Höhe und Entwicklung des Vermögens in der Land- 
wirtschaft hängen entscheidend von der Bodenbe- 
wertung ab. Für die Bewertung des Bodens wurde 
hier die kapitalisierte Nettopacht gewählt. Der Be- 
wertung liegen damit Vorstellungen über den land- 
wirtschaftlichen Ertragswert des Bodens, nicht den 
Verkehrs wert bei möglicher landwirtschaftlicher 
oder nichtlandwirtschaftlicher Nutzung, zugrunde. 


Wirtschaftsjahr 1972/73 

7 . Die Preisbeschlüsse des EG-Ministerrats vom 
März 1972 wirken sich im laufenden Wirtschaftsjahr 
voll aus. Bei einer weiter schwach steigenden Nach- 
frage werden sich im Zusammenhang mit der allge- 
meinen Einkommensentwicklung und z. T. geringerer 
Angebotsmenge, vor allem bei Schlachtvieh, die 
Erzeugerpreise voraussichtlich deutlich erhöhen. Bei 
den Betriebsmitteln sind die Futtermittelpreise vor 
allem infolge knappen Angebotes bei den Eiweiß- 
futtermitteln erheblich gestiegen. Bei den übrigen 
Betriebsmittelpreisen zeichnet sich eine Beruhigung 
ab. 

Die Verkaufserlöse werden vor allem für Schlacht- 
schweine, Schlachtrinder und Milch weiter zuneh- 
men, Bei den pflanzlichen Produkten kann ernte- 
bedingt eine geringere Zuwachsrate erwartet wer- 
den. Der Produktionswert wird insgesamt auf 43,68 
Mrd. DM geschätzt; das sind 10,1 Vo mehr als 1971/ 
1972. Die Vorleistungen werden voraussichtlich um 
etwa 9,1 Vo ansteigen und damit eine Höhe von 
19,86 Mrd. DM erreichen. Aus dieser Entwicklung 
dürfte sich eine Wertschöpfung der Landwirtschaft 
insgesamt von 19,69 Mrd. DM ergeben. Bei einer 
geschätzten Abwanderungsquote von 5®/o dürfte 
sich die Wertschöpfung je Vollarbeitskraft gegen- 
über 1971/72 um bis zu l5^/o, das sind bis zu 
2000 DM, erhöhen. 

8 . Zur langfristigen Vorschätzung der Entwicklung 
der Wertschöpfung und der Zahl der Erwerbstätigen 
in der Landwirtschaft liegen neuere Ergebnisse nicht 
vor (vgl. Agrarbericht 1972, S. 29/30 und S. 69). 

9 H. Lützel: Das reproduzierbare Anlagevermögen in 
Preisen von 1962, Wirtschaft und Statistik 10/1971, 
S. 593 ff. 
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1.12 Betriebsergebnisse 

Hauptberuflich bewirtschaftete Betriebe 

9. Die Landwirtschaft ist durch vielfältige Erschei- 
nungsformen gekennzeichnet. Angesichts der ver- 
schiedenartigen Möglichkeiten der Betriebsorganisa- 
tion und der sozialökonomischen Differenzierung der 
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe ist es nicht 
zulässig von „der Landwirtschaft" zu sprechen. 

10. Einleitend sei auf einige methodische Neuerun- 
gen bei der Analyse der Betriebsergebnisse aus den 
Testbetrieben hingewiesen: 

1. In die Hauptauswertung der Testbetriebsergeb- 
nisse werden nach § 4 Landwirtschaftsgesetz 
(LwG) nur Betriebe einbezogen, die „bei ord- 
nungsmäßiger Führung die wirtschaftliche Exi- 
stenz einer bäuerlichen Familie nachhaltig ge- 
währleisten". Mit der Einführung einer unteren 
Grenze für die Betriebsgröße hat sich die Bun- 
desregierung seinerzeit bemüht, dieser Forde- 
rung gerecht zu werden. Sie lag 1970/71 bei 


vgl. auch: Wirtschaftsergebnisse von Kooperationen, 
Materialband, S. 95 bis 105 


einem bereinigten Betriebsertrag von 23 900 DM 
je Betrieb. 

Aus methodischen Gründen wurde diese Grenze 
vom bereinigten Betriebsertrag auf das Standard- 
betriebseinkommen umgestellt und für 1970/71 
so festgesetzt, daß eine gleich hohe Zahl von 
Testbetrieben wie bei der bisherigen Festlegung 
der Grenze nach dem bereinigten Betriebsertrag 
unter die Grenze nach § 4 LwG fiel ^). Durch 
diese Art der Umstellung konnte ein Bruch in 
der Einkommensentwicklung der durch die Test- 
betriebe repräsentierten Landwirtschaft vermie- 
den werden. Für 1971/72 wurde die Grenze auf 


Das Standardbetriebseinkommeii ist ein kalkuliertes 
Betriebseinkommen, von dem das tatsächlich erzielte 
nach oben oder unten abweichen kann. Es wird im 
Durchschnitt bei ordnungsgemäßer und standortge- 
rechter Bewirtschaftung erzielt und dient hier als 
Kennziffer für die wirtschaftliche Größe eines Betrie- 
bes. Das Standardbetriebseinkommen wird mit Hilfe 
durchschnittlicher Erträge, Erlöspreise und Kosten be- 
rechnet. Im Gegensatz dazu stammt das Betriebsein- 
kommen aus den Buchführungsergebnissen der Be- 
triebe. 

Einzelheiten hierzu vgl. Materialband, S. 38 


Schaubild 2 


Entwicklung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft in den Betrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG 
(empirische Werte und Trendlinie) 
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ein Standardbetriehseinkommen von 1 1 000 DM 
je Betrieb fortgeschrieben (vgl. Materialband 
S. 39). 

2. Die Gruppierung der Länderergebnisse erfolgt 
nach den neuen Betriebssystemen und Größen- 
klassen des Standardbetriebseinkommens. Für 
das Bundesgebiet war diese Umstellung noch 
nicht möglich. Die Gruppierung der Betriebser- 
gebnisse für das Bundesgebiet erfolgt daher wie 
in den Vorjahren nach Bodennutzungssystemen 
(Hackfrucht-, Getreide- und Futterbaubetriebe) 
und LF-Größenklassen. 

3. Die Betriebsergebnisse von 1971/72 werden erst- 
mals auch nach Wirtschaftsgebieten ausgewertet 
(vgl. Materialband, S. 61 ff). 

4. Die wichtigste methodische Neuerung in diesem 
Bericht ist die Unterscheidung von drei verschie- 
denen Einkommensanalysen ^). 

— Einkommensanalyse I: Hier wird von der Fik- 
tion eines schulden- und pachtfreien Betriebes 
ausgegangen und das gesamte aus dem land- 
wirtschaftlichen Betrieb erzielte Einkommen 
(= Betriebseinkommen) erfaßt und. analy- 
siert. 

— Einkommens analyse II: Zentraler Gegen- 
stand der Analyse ist hier das Einkommen, 
das der Unternehmerfamilie aus dem land- 
wirtschaftlichen Betrieb einschließlich dazu- 
gehöriger Nebenbetriebe für die Bereitstel- 
lung von Boden, Arbeit und Kapital an Ein- 
kommen zufließt. Dieses Einkommen, bei dem 
insbesondere Fremdlöhne, Pachtausgaben und 
Fremdkapitalzinsen abgesetzt sind, wird als 
Reineinkommen bezeichnet. 

— Einkommensanalyse III: Hier wird nicht nach 
dem betrieblichen Einkommen, sondern nach 
dem gesamten dem Unternehmer, seiner Ehe- 
frau und gegebenenfalls dem Hofnachfolger 
zufließenden Einkommen (Gesamteinkommen) 
gefragt, unabhängig von den Quellen, aus de- 
nen es stammt. Die Notwendigkeit, die Be- 
trachtungsweise in dieser Form zu erweitern, 
ergibt sich aus der Tatsache, daß die Bedeu- 
tung der Erwerbs- und Einkommenskombina- 
tion auch in der hauptberuflichen Landwirt- 
schaft ständig zunimmt. 

11. Bei der Ermittlung der wirtschaftlichen Lage 
der Landwirtschaft konnten die Gewinne aus Boden- 
verkäufen bisher nicht berücksichtigt werden. Es 
steht jedoch außer Frage, daß die Veräußerungen 
landwirtschaftlicher Flächen für nichtlandwirtschaft- 
liche Zwecke zu erheblichen Gewinnen führen. Ihr 
Gesamtumfang ergibt sich aus der Differenz zwi- 
schen dem innerlandwirtschaftlichen Wert und dem 


vgl.: Deselaers, N.: Neue Betriebssystematik für die 
Landwirtschaft, in: Berichte über Landwirtschaft, NF, 
Bd. 49, 1971, S. 313 bis 337 

^) vgl. hierzu Müller H. J. und Pfähler, F.: Das Test- 
betriebsnetz für den Agrarbericht der Bundesregie- 
rung, in: Agrarwirtschaft, 21. Jg., 1972, S. 198 bis 202 

^) Uber die längerfristige Einkommensentwicklung in der 
hauptberuflichen Landwirtschaft gibt der Materialband 
auf S. 75 Auskunft. 


erzielten Erlös abzüglich etwaiger Folgekosten. Nur 
ein Teil dieser Gewinne kann der Landwirtschaft zu- 
gerechnet werden, weil zahlreiche Landwirte, die 
ihren Betrieb veräußern, den Gewinn in anderen 
Wirtschaftsbereichen einsetzen. 

Einkommensanalyse I 

12, Die Einkommenslage der Landwirtschaft in der 
Bundesrepublik Deutschland hat sich im Wirtschafts- 
jahr 1971/72 außerordentlich gut entwickelt. Gegen- 
über dem ungünstigen Jahr 1970/71 stieg das Be- 
triebseinkommen je Arbeitskraft im Durchschnitt 
der Betriebe über der Grenze nach § 4 LwG von 
11 802 DM auf 15 927 DM, das heißt um 4125 DM je 
AK oder 35'°/o. Zur richtigen Beurteilung dieser 
ungewöhnlich hohen Steigerung des Pro-Kopf-Ein- 
kommens muß jedoch berücksichtigt werden, daß die 
hauptberufliche Landwirtschaft im Wirtschaftsjahr 
1970/71 einen Einkommensrückgang je Arbeitskraft 
von 10 Vo gegenüber dem Vorjahr hinnehmen 
mußte (vgl. Abb. 2 und Übersicht 2). Gegenüber 
1969/70 lag das Betriebseinkommen je AK im Wirt- 
schaftsjahr 1971/72 um rd. 2846 DM oder 22 Vo 
höher; das bedeutet eine jährliche Einkommens- 
steigerung von lOVo lin den letzten beiden Wirt- 
schaftsjahren ^). 

Der hauptberuflichen Landwirtschaft ist damit wie- 
der der Anschluß an die längerfristige Einkommens- 
entwicklung gelungen, wie dies im Agrarbericht 1972 
vorhergesagt wurde. Für leistungsfähige und mit 

Übersicht 2 


Entwicklung des Betriebs- und Arbeitseinkommens 
sowie des Reinertrages in den Betrieben über der 
Grenze nach § 4 LwG 


Wirtschaftsj ahr 

Betriebs- 

einkotnmen 

Arbeits- 

einkommen 

Reinertrag 

DM/AK 

DM/ha 

LF 

1962/63 

6 610 

5 096 

153 

1963/64 

7 586 

5 940 

229 

1964/65 

9 098 

7 000 

. 243 

1965/66 

9 114 

6 714 

155 

1966/67 

9 522 

6 931 

133 

1967/68 

10 708 

7 960 

209 

1968/69 

11 781 

8 767 

259 

1969/70 

13 081 

9 965 

273 

1970/71 

11 802 

8 376 

83 

1971/72 

15 927 

11 868 

289 

1971/72 DM 

+ 4 125 

+ 3 492 

+ 206 

gegenüber 




1970/71 «/o 

+ 35,0 

+ 41,7 

4-248,2 


0 ab 1964/65 neues Berechnungsverfahren 
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ausreichender Produktionskapazität ausgestattete 
Betriebe gibt es gegenwärtig keinen Grund zu 
Pessimismus. Das gilt um so mehr, als die wirt- 
schaftliche und soziale Lage der in der Landwirt- 
schaft Tätigen nicht nur vom Einkommen, sondern 
auch von günstigen Lebensbedingungen bestimmt 
wird, die nicht in Geldwert gemessen werden kön- 
nen. Dazu gehören die preisgünstige Selbstversor- 
gung, die Selbständigkeit, vergleichsweise günstige 
Vermögensverhältnisse, die räumliche Nähe zu Haus 
und Familie usw. 

Die Verbesserung des Betriebseinkommens je AK 
im Wirtschaftsjahr 1971/72 gegenüber dem Vorjahr 
hat folgende Ursachen: 

— höhere Naturalerträge je Hektar, 

— höhere Erzeugerpreise vor allem bei Fleisch und 
Milch, Produkten, die zusammen zwei Drittel des 
Umsatzes ausmachen, 

— eine nur geringe Erhöhung des Sachaufwandes 
(Anstieg: 75 DM/ha LF oder 3,5 ‘’/o), obwohl die 
Betriebsmittelpreise stark gestiegen sind, 

— Rückgang der Zahl der Arbeitskräfte bei gleich- 
, zeitiger Ausdehnung des Nutzflächenumfanges 

je Betrieb. Der Arbeitskräftebesatz verminderte 
sich von 7,88 auf 7,12 AK je 100 ha LF, d. h. um 
9,6 ‘^/o (Vgl. Übersicht 3). 

13. Aus einer nach Bodennutzungssystemen und 
Größenklassen der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche (LF) differenzierten Analyse des Betriebsein- 
kommens je AK sind folgende Ergebnisse hervor- 


Weitere Informationen über die Einkommensunter- 
scbiede der landwirtschaftlichen Betriebe, gegliedert 
nach Bundesländern, Wirtschaftsgebieten, Betriebs- 
systemen und Größenklassen des Standardbetriebsein- 
kommens und Arbeitskräftebestandes enthält der Ma- 
terialband (vgl. S. 52 ff.). 


zuheben (vgl. hierzu auch Übersicht 4 und Schau- 
bild 3) 1) : 

— Die höchsten Einkommen erzielten 1971/72 wie in 
den Vorjahren die Hackfruchtbaubetriebe (16 894 
DM/AK). Es folgen mit einem Abstand von rd. 
1600 DM je AK die Getreide- (15 484 DM/AK) 


Übersicht 3 


Entwicklung des Arbeitskräftebesatzes, Viehbesatzes 
und Aktivkapitals in den Betrieben über der Grenze 
nach § 4 LwG 


Wirtschaftsjahr 

Ar- 

beits- 

kräfte- 

besatz 

Vieh- 

besatz 

Aktivkapital 

AK/100 
ha LF 

GV/lOO 
ha LF 

DM/ha LF 

DM/AK 

1962/63 

13,60 


6 199 

45 581 

1963/64 

13,30 

. 

6 571 

49 406 

1964/65 1) 

11,20 


7 053 

62 973 

1965/66 

10,50 

102,5 

7 556 

71 962 

1966/67 

9,84 

105,1 

7 656 

77 805 

1967/68 

9,46 

107,8 

7 818 

82 643 

1968/69 

8,76 

115,0 

7 934 

90 571 

1969/70 

8,47 

115,2 

7 938 

93 719 

1970/71 

7,88 

114,8 

8 097 

102 754 

1971/72 

7,12 

116,6 

8 246 

115815 

1971/72 DM 

-0,76 

+ 1,8 

+ 149 

+ 13 061 

gegenüber 





1970/71 »/o 

- 9,6 

+ 1,6 

+ 1,8 

+ 12,7 


0 ab 1964/65 neues Berechnungsverfahren 


Übersicht 4 


Veränderung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft 1971/72 gegenüber 1970/71 
in den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 


Bodennutzungssystem 


Betriebe mit einer landwirtschaftlich genutzten Fläche von 


unter 20 ha 
DM/AK I o/o 


20 bis 50 ha 
DM/AK I o/o 


50 und mehr ha 
DM/AK I o/o 


Betriebe insgesamt 
DM/AK I o/o 


Hackfruchtbaubetriebe 

+ 2 590 

+ 22,3 

+ 4 190 

+ 29,5 

+ 6 679 

+ 38,6 

+ 3 800 

+29,0 

Getreidebaubetriebe 

+ 3 844 

+ 39,9 

+ 5 148 

+44,2 

+ 5 537 

+ 37,8 

+ 4 594 

+42,2 

Futterbaubetriebe 

+ 3 203 

+ 30,5 

+ 4 487 

+ 36,8 

+ 7 628 

+ 73,9 

+4 028 

+ 36,2 

Betriebe insgesamt . . . 

+ 3 173 

+29,8 

+ 4 717 

+ 37,4 

+ 6 202 

+ 39,6 

+4 125 

+ 35,0 
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Schaubild 3 


Entwicklung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft in den nach Bodennutzungssystemen 
und LF-Größenklassen gegliederten Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 1962/63 bis 
1971/72 (empirische Werte und Trendlinie) 
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und Futterbaubetriebe (15 147 DM/AK). Der Ein- 
kommensrückstand der Getreide- und Futterbau- 
betriebe gegenüber den Hackfruchtbaubetrieben 
hat sich 1971/72 verringert. 

— Die höchsten Zunahmen des Betriebseinkommens 
je Arbeitskraft erzielten 1971/72 sowohl absolut 
als auch relativ die Getreidebaubetriebe. Darauf 
folgen die Futterbaubetriebe, dann erst kommen 
die Hackfruchtbaubetriebe. 

— Der Einkommensanstieg der Futterbaubetriebe 
ist noch höher zu bewerten, wenn man berück- 
sichtigt, daß der Einkommenseinbruch im Vor- 
jahr in dieser Gruppe mit 5,9 ®/o am geringsten 
war. 

— Nach wie vor ergeben sich zwischen den nach 
dem Nutzflächenumfang gegliederten Betrieben 


hohe Unterschiede im erzielten Einkommens- 
niveau und in der Veränderung des Betriebsein- 
kommens je Arbeitskraft gegenüber dem Vorjahr 
(vgl. Übersicht 4 und Schaubild 3). Die hohen 
Einkommen je Arbeitskraft der größeren Be- 
triebe beruhen allerdings auch darauf, daß hier 
ein höherer Anteil an Kapitaleinkommen den 
Arbeitskräften zugerechnet wird. 

14, Ein wichtiges Ergebnis der Einkommensanalyse 
ist die hohe und zunehmende Streuung des Einkom- 
mens innerhalb der Landwirtschaft. Eine Vorstel- 
lung von dem Ausmaß der Einkommensstreuung im 
Wirtschaftsjahr 1971/72 sowie im Wirtschaftsjahr 
zuvor vermittelt Schaubild 4. 

Weiter gehende Aufschlüsse über die Einkommens- 
streuung gestattet Übersicht 5, in der die Betriebe 


Schaubild 4 


Häufigkeitsverteilung der erfaßten landwirtschaftlichen Testbetriebe über der Grenze gemäß 
§ 4 LwG nach der Höhe des Betriebseinkommens Je Arbeitskraft 1970/71 und 1971/72 



Betriebseinkommen 1000 DM/Ak 
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nach Bodennutzungssystemen und LF-Größenklassen 
gegliedert sind. Aus dieser Übersicht wird zweierlei 
djeutlich: 

— In den meisten Betriebsgruppen erzielen die 25 ®/o 
der Betriebe mit dem geringsten Einkommen nur 
ein Viertel des in den oberen 25 Vo der Betriebe 
erzielten Einkommens. 

— Der Abstand zwischen dem durchschnittlichen 
Betriebseinkommen je AK der oberen und der 
unteren 25 Vo der Betriebe jeder Betriebsgruppe 
ist größer als der durchschnittliche Einkommens- 
unterschied zwischen Landwirtschaft und übriger 
Wirtschaft. 

Werden die Betriebe weiter aufgegliedert, z. B. zu- 
sätzlich nach Bundesländern (vgl. Schaubild 5), dann 
ist eine noch stärkere Streuung festzustellen. 

Die Ursachen der Einkommensstreuung sind viel- 
fältig. Zunächst ist auf die unterschiedlichen natür- 
lichen und wirtschaftlichen Standortbedingungen 
hinzuweisen. Wenig leistungsfähige Böden und 
Marktferne, aber auch spezielle Kosten, wie Was- 
serlasten, führen zwangsläufig zu niedrigeren Ein- 
kommen. Trotzdem gelingt es einem Teil der Land- 


wirte auch unter ungünstigen Bedingungen, ein 
befriedigendes Einkommen zu erwirtschaften ^). 

Die Einkommensunterschiede zwischen Betrieben 
gleicher Produktionsrichtung, gleicher Betriebs- 
größe und gleicher regionaler Lage weisen auf den 
Faktor Betriebsleiterqualität hin, der das Betriebs- 
ergebnis stärker als alle anderen bestimmt. 

Die Auswertung der Testbetriebsergebnisse zeigt 
aufs neue, daß es in allen Regionen, in allen Boden- 
nutzungssystemen und in allen Größenklassen Be- 
triebe gibt, denen die Anpassung an den sich ver- 
ändernden betrieblichen Datenkranz trotz aller 
Schwierigkeiten immer wieder gelingt und die ein 
wie in der übrigen Wirtschaft steigendes Pro-Kopf- 
Einkommen erzielen können. Andererseits gibt es 
aber auch überall Betriebe, denen diese Anpassung 
aus verschiedenen Gründen nicht gelingt. 

Die zunehmende Einkommensdifferenzierung in der 
Landwirtschaft ist eine zwangsläufige Folge der 


Vgl. Ort, W., Pfähler, F. und Urff, W. v. : Landwirt- 
schaftliche Betriebe im Anpassungsprozeß. Ergebnisse 
einer betriebswirtschaftlichen Untersuchung, Hiltrup 
i. W. 1972. 


Übersicht 5 

f 


Streuung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft in den erfaßten Betrieben über 

der Grenze nach § 4 LwG 

1971/72 


Bodennutzungssystem, LF-Größenklasse 

Gruppendurch- 

schnitt 

DM/ AK 

Durchschnitt des 

unteres Viertel 
in Vo des oberen 
Viertels 

oberen 

Viertels 

DM/AK 

unteren 

Viertels 

DM/AK 

Hackfruchtbaubetriebe 





unter 20 ha LF 

14 066 

26 732 

5 822 

22 

20 bis 50 ha LF 

17 570 

33 545 

7 644 

23 

50 und mehr ha LF 

24 464 

38 431 

13 597 

35 

Getreidebaubetriebe 





unter 20 ha LF 

13 139 

26 838 

5 594 

21 

20 bis 50 ha LF 

16 195 

32 592 

6 411 

20 

50 und mehr ha LF 

20 643 

37 467 

8 884 

24 

Futterbaubetriebe 





unter 20 ha LF 

13 657 

25 663 

6 225 

24 

20 bis 50 ha LF 

16417 

32 160 

6 927 

22 

50 und mehr ha LF 

19 306 

35 187 

8 082 

23 
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Schaubild 5 


Streuung des Betriebseinkommens Je Arbeitskraft in den Betrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG 1971/72 


1000 DM/AK 
50 r 



obere 25% 


Hackfruchtbaubetriebe 

Nordrtiein-Westfalen 


40 


30 


20 


10 


Schleswig-H olstei n 


Niedersachsen 


Bayern 


Baden-Württemberg 


Hessen Rheinland-Pfalz 

und Saarland 


unter 20- 50 u. 

20 ha 50 ha mehr 
LF LF haLF 


1 000 DM/AK 
50 


40 


30 


20 


Schleswig-Holstein 


unter 20- 50 u. 

20 ha 50 ha mehr 
.LF LF haLF 


Niedersachsen 


unter 20- 50 u. 

20 ha 50 ha mehr 
LF LF ha LF 


unter 20- 50 u. 

20 ha 50 ha mehr 

LF LF haLF 


unter 20- 50 u. 

20 ha 50 ha mehr 
LF LF haLF 


Getreidebaubetriebe 


Nordrhein-Westfalen 


Hessen 


Rheinland-Pfalz 
und Saarland 


unter 20- 50 u. 

20 ha 50 ha mehr 

LF LF ha LF. 


Baden-Württemberg 


unter 20- 50 u. 

20 ha 50 ha mehr 

LF LF haLF 


Bayern 


unter 20- 50 u. unter 20- 50 u. 

20 ha 50 ha mehr 20 ha 50 ha mehr 

LF LF ha LF LF LF ha LF 


unter 20- 50 u. 

20 ha 50 ha mehr 
LF LF ha LF 


unter 20- 50 u. 

20 ha 50 ha mehr 
LF LF ha LF 


unter 20- 50 u. unter 20- 50 u. 

20 ha 50 ha mehr 20 ha 50 ha mehr 

LF LF haLF LF LF haLF 


unter 20- 50 u, 

20 ha 50 ha mehr 

LF LF haLF 


1000 DM/AK 



unter 

20- 

50 u. 

unter 

20- 

50 u. 

unter 

20- 

50 u. 

unter 

20- 

50 u. 

unter 

20- 

50 u. 

unter 

20- 

50 u. 

unter 

20- 

50 u. 

20 ha 

50 ha 

mehr 

20 ha 

50 ha 

mehr 

20 ha 

50 ha 

mehr 

20 ha 

50 ha 

mehr 

20 ha 

50 ha 

mehr 

20 ha 

50 ha 

mehr 

20 ha 

50 ha 

mehr 

LF 

LF 

ha LF 

LF 

LF 

haLF 

LF 

LF 

haLF 

LF 

LF 

ha LF 

LF 

LF 

haLF 

LF 

LF 

ha LF 

; LF 

LF 

ha LF 


1) Durchschnittliches Betriebseinkommen je Arbeitskraft der oberen und unteren 25% der Betriebe jeder Betriebsgruppe. 
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stürmischen technischen und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung, dem immer nur ein Teil der Landwirte 
entsprechend zu folgen vermag. Diese Erscheinung 
ist keineswegs auf die Landwirtschaft beschränkt. 
Sie tritt auch in anderen Wirtschaftsbereichen auf. 


Einkommensanalyse 11 

15. Das den Landwirten als Arbeitsertrag, Zins- 
ertrag des eingesetzten Eigenkapitals und als Unter- 
nehmergewinn zufließende Einkommen wird als 
Reineinkommen bezeichnet ^). 

Im Wirtschaftsjahr 1971/72 erzielten die Landwirte 
in den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG ein 
durchschnittliches Reineinkommen von 15 455 DM 
je FamiMen-AK. Dieser Betrag liegt um 4777 DM 
oder 44,7 Vo über dem Vorjahreswert (vgl. Schau- 
bild 6 und Übersicht 6). Verglichen mit 1969/70 ist 
das Reineinkommen je Familien-AK 1971/72 um 
24 Vo angestiegen; dem entspricht eine jährliche 
Steigerung von rd. llVo in den letzten beiden 
Wirtschaftsjahren. 

Der Anstieg war bei den Getreide- und Futterbau- 
betrieben absolut und relativ am höchsten. Mit zu- 


zur Ableitung des Reineinkommens aus dem Betriebs 
einkommen vgl. Materialband, S. 48 


Übersicht 6 


Entwicklung des Reineinkommens je Familien- 
Arbeitskraft in den Betrieben über der Grenze 
nach § 4 LwG 


Wirtschaftsjahr 

DM/Fam.-AK 

1966/67 

8 880 

1967/68 

10 372 

1968/60 

11 018 

1969/70 

12 507 

1970/71 

10 678 

1971/72 

15 455 

1971/72 DM 

+4 777 

gegenüber 


1970/71 o/o 

+ 44,7 


nehmender Betriebsgröße steigen sowohl das Ein- 
kommensniveau als auch die Zunahme gegenüber 
dem Vorjahr. 

Die Streuung des Reineinkommens je Familien-AK 
ist noch größer als beim Betriebseinkommen je AK 
(vgl. Übersicht 7). 


Übersicht 7 


Streuung des Reineinkommens je Familien- Arbeitskraft in den erfaßten Betrieben 

über der Grenze nach § 4 LwG 


Bodennutzungssystem, LF-Größenklasse 

Gruppendurch- 

schnitt 

DM/Fam.-AK 

Durchschnitt des 

unteres Viertel 
in ^/o des oberen 
Viertels 

oberen 

Viertels 

DM/Fam.-AK 

unteren 

Viertels 

DM/Fam.-AK 

Hackfruchtbaubetriebe 





unter 20 ha LF 

13 260 

26 506 

4 841 

18 

20 bis 50 ha LF 

20 536 

36218 

6 581 

18 

50 und mehr ha LF 

49 568 

74 524 

22 256 

30 

Getreidebaubetriebe 





unter 20 ha LF 

12 298 

25 697 

5 086 

20 

20 bis 50 ha LF 

15 984 

32 947 

5 447 

17 

50 und mehr ha LF 

32 945 

63 226 

9 543 

15 

Futterbaubetriebe 





unter 20 ha LF 

12916 

23 720 

6 348 

27 

20 bis 50 ha LF 

15 782 

30 000 

6 278 

21 

50 und mehr ha LF 

21 865 

35 401 

7 300 

21 
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Schaubild 6 

Entwicklung des Reineinkommens je Familien-AK in den 
Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 
(empirische Werte und Trendiinie) 


DM/ Fam.-AK 



16. Das Reineinkommen steht zur Verfügung für 
Nettoinvestitionen und den privaten Verbrauch ein- 
schließlich Erbabfindungen und Altenteilslasten. Im 
Durchschnitt der Betriebe über der Grenze nach § 4 
LwG wurden 1971/72 16,0 Vo des Reineinkommens 
für Nettoinvestitionen aufgewandt. Im Vorjahr 
waren es 22,1 Vo. Absolut gesehen gingen die In- 
vestitionen je Hektar LF geringfügig zurück. Der An- 
teil der Nettoinvestitionen am Reineinkommen war 
bei den Futterbaubetrieben mit 22,5 ®/o am höchsten. 
Er stieg mit zunehmender Betriebsgröße von 21,5 Vo 
(Betriebe unter 20 ha LF) auf 24,7 (Betriebe mit 
50 und mehr ha LF). 


Einkommensanalyse 111 

17. Das Ausmaß der Einkommenskombination in 
den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG läßt 
sich gegenwärtig an Hand der Testbetriebsunter- 
lagen nicht vollständig ermitteln. Das hat zwei 
Gründe: 

— Nach den z. Z. gültigen Richtlinien für die Aus- 
wahl landwirtschaftlicher Testbetriebe werden 
Betriebe, in denen Erwerbs- und Einkommens- 
kombinationen eine größere Bedeutung haben, 
nicht zur Berichterstattung herangezogen. 

— In den Betriebäbogen für Testbetriebe werden 
zwar die Einkünfte aus außerbetrieblicher Er- 
werbstätigkeit sowie Renten und Sozialleistun- 
gen erfaßt. Unberücksichtigt bleiben jedoch die 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb, aus Vermietung 
und Verpachtung, aus Kapitalvermögen usw. 

Für die Zukunft ist vorgesehen, die Auswahlricht- 
linien zu erweitern und in den Betriebsbogen ent- 
sprechende Positionen für die bisher nicht erfaßten 
Einkunftsarten aufzunehmen. 


18. Aus einer vorgezogenen Auswertung der Er- 
gebnisse der Landwirtschaftszählung von 1971 lassen 
sich Über die Höhe und Struktur des Gesamtein- 
kommens folgende Feststellungen treffen ^) (vgl. 
auch Materialband, S. 89) : 

— ■ Die Einkommenskombination ist in der hauptbe- 
ruflichen Landwirtschaft schon weit verbreitet. 
In 21 Vo aller Hauptberufsbetriebe ^) wird gegen- 
wärtig das landwirtschaftliche Reineinkommen 
durch außerbetriebliche Einkünfte des Betriebs- 
leiterehepaares in einer Größenordnung von über 
1000 DM ergänzt. Berücksichtigt man auch die 
außerbetrieblichen Einkünfte der übrigen im 
Haushalt des Landwirts lebenden Familienange- 
hörigen, erhöht sich der Anteil der Hauptberufs- 
betriebe mit Einkommenskombinationen auf 
51 Vo. 

— ■ Zusammen mit den Betrieben der nebenberuf- 
lichen Landwirtschaft hat die Gruppe der land- 
wirtschaftlichen Betriebe mit Einkommenskombi- 
nation heute einen Anteil von rund Dreivierteln 
aller landwirtschaftlichen Betriebe ab 1 ha LF 
oder einer jährlichen Marktproduktion von min- 
destens 4000 DM. 

— In den Hauptberufsbetrieben ohne jegliche 
außerbetriebliche Einkünfte (49<^/o der Betriebe) 
wurde. 1971/72 ein landwirtschaftliches Reinein- 
kommen von 20 500 DM je Betrieb erzielt. 

— Treten außerbetriebliche Einkünfte lediglich von 
Familienangehörigen hinzu (das ist in 30 Vo der 
Hauptberufsbetriebe der Fall), dann erhöht 
sich das Gesamteinkommen der Familie auf 
26 100 DM. 

— ■ In den Hauptberufsbetrieben mit Zuerwerb des 
Betriebsleiterehepaares (21 ®/o der Betriebe) 
wurden die höchsten Gesamteinkommen erzielt. 
28 800 DM, wenn sich der Zuerwerb auf das 
Betriebsleiterehepaar beschränkt und 
30 400 DM, wenn sowohl das Betriebsleiterehe- 
paar als auch weitere Familienan- 
gehörige am Zuerwerb beteiligt 
sind. 

Die hier erzielten Einkommen lagen um 40 bis 
50 Vo über dem Gesamteinkommen der Haupt- 
berufsbetriebe ohne entsprechende Einkommens- 
kombination. 

— Hinter den genannten Durchschnittswerten ver- 
bergen sich neben erheblichen regionalen Streu- 
ungen auch deutliche Unterschiede zwischen den 
Betriebsgrößenklassen und Betriebssystemen. 
Das Niveau des Gesamteinkommens steigt so- 
wohl mit zunehmender Betriebsgröße als auch 
mit zunehmender Einkommensverflechtung. 

Von den erfaßten Ländern wurden die höchsten 
Einkommen in Nordrhein-Westfalen erzielt. Da- 
bei bestand ein positiver Zusammenhang zwi- 

*) In die Vorwegauswertung konnten die Bundesländer 
Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Bayern 
und Saarland einbezogen werden. 

2) Betriebe, in denen mindestens eine männliche Person 
ständig im Betrieb tätig ist (außerbetriebliche Er- 
werbstätigkeit dieser Person unter 25 Arbeitstagen 
pro Jahr) 
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sehen dem Niveau des landwirtschaftlichen und 
des außerlandwirtschaftlichen Einkommens. 

Die Berufs- und Einkommenskombination ist keine 
generelle Lösung für die gesamte Landwirtschaft. 
Für viele auch hauptberufliche Landwirte ist sie je- 
doch die einzige Möglichkeit für eine sinnvolle 
Nutzung freier Kapazitäten und eine wirksame Ver- 
besserung der wirtschaftlichen Lage. 

Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 

19 . Einen weiteren Hinweis auf die Einkommens- 
situation in der Landwirtschaft vermitteln die Er- 
gebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstich- 
probe 1969. 

Die Verteilung der landwirtschaftlichen Haushalte 
auf die Gruppen der monatlichen Netto-Einkommen 
weist aus, daß die Haushaltseinkommen der Land- 
wirte niedriger sind als die der übrigen Selbstän- 
digen, aber höher sind als der Durchschnitt aller 
Befragten (vgl. Übersicht 8). Es ist in diesem Zu- 
sammenhang zu erwähnen, daß die landwirtschaft- 
lichen Einkommen in diesem Jahr überdurchschnitt- 
lich waren ^). 

20 . Bei einer Gegenüberstellung dieser Ergebnisse 
mit der Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 LwG ist 
festzustellen, daß in der Ertrags-Aufwandsrechnung 
bei der Darstellung der Einkommenslage nur die in 
den landwirtschaftlichen Betrieben erwirtschafteten 


vgl. Agrarbericht 1971 


Einkommen erfaßt werden. In der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe wird dagegen das gesamte 
Einkommen der Haushalte ermittelt, d. h. dem land- 
wirtschaftlichen Haushalt wird neben dem Einkom- 
men aus dem landwirtschaftlichen Betrieb u. a. auch 
das Einkommen aus außerbetrieblicher Tätigkeit 
sowie das Einkommen der in der Haushaltsgemein- 
schaft lebenden, aber außerhalb des Betriebes tä- 
tigen Personen zugerechnet. Bei der auf den Haus- 
halt bezogenen Einkommens- und Verbrauchs- 
Stichprobe bleibt unberücksichtigt, daß die Einkom- 
men der landwirtschaftlichen Haushalte für eine 
im Durchschnitt größere Familie ausreichen müssen 
und mit einem höheren zeitlichen Arbeitsaufwand 
erwirtschaftet werden als in anderen Haushalten. 

Diese methodischen Unterschiede beeinträchtigen 
einen Vergleich der Einkommens- und Verbrauchs- 
stichprobe mit den Ergebnissen der Ertrags-Auf- 
wandsrechnung nach § 4 LwG. 

Ertrags- Aufwandsrechnung nach § 4 LwG 

21 . Die nach dem Landwirtschaftsgesetz vorge- 
schriebene Ertrags-Aufwandsrechnung wird auch 
für das Wirtsachftsjahr 1971/72 ohne methodische 
Änderung durchgeführt. Auf die damit zusammen- 
hängenden Schwierigkeiten ist in den früheren 
Jahren immer wieder hingewiesen worden. Der 
Wert der Ertrags-Aufwandsrechnung liegt weniger 
in dem absoluten Ergebnis für ein einzelnes Wirt- 
schaftsjahr als vielmehr in der Entwicklung der Ver- 
gleichsergebnisse von Jahr zu Jahr. 


Übersicht 8 


Einkommensschichtung der privaten Haushalte 


Monatliches 
Nettoeinkommen 
von . . . bis unter . . . DM 

Private Haushalte (in 1000) 

insgesamt 

20 540 

Selbstän- 
dige 2) 

1568 

Landwirte 

765 

Beamte 

1229 

Ange- 

stellte 

3576 

Arbeiter 

6323 

Nicht- 

erwerbs- 

tätige 

7079 

Einkommensschichtung in Vo 

unter 

600 

14,6 

2,3 

4,2 

0,4 

1,2 

3,3 

37,9 

600 bis 

800 

10,0 

3,6 

3,0 

0,5 

4,8 

8,2 

18,1 

800 bis 

1 000 

11,7 

4,5 

5,8 

4,5 

8,6 

15,3 

13,4 

1 000 bis 

1 200 

12,5 

6,4 

11,4 

10,8 

11,4 

19,2 

8,9 

1 200 bis 

1 500 

16,5 

10,1 

13,1 

20,0 

19,4 

24,9 

8,6 

1 500 bis 

2 000 

17,5 

19,0 

27,2 

28,7 

26,1 

20,0 

7,5 

2 000 bis 

2 500 

8,6 

15,9 

18,1 

18,8 

15,1 

6,3 

3,0 

2 500 bis 

5 000 

7,7 

30,2 

16,7 

16,4 

12,6 

2,5 

2,4 

5 000 bis 

10 000 

0,8 

7,9 

0,3 

0,1 

0,7 

0,0 

0,1 


Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 
ohne Landwirte 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 


27 


Drucksache 7/146 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


In der Ertrags-Aufwandsrechnung werden dem Ver- 
gleichsertrag der Vergleichsaufwand und dem er- 
zielten Vergleichsbetriebseinkommen die Summe der 
Vergleichsansätze gegenübergestellt (vgl. Über- 
sicht 9). Die Ertrags-Aufwandsdifferenz — aus- 
gedrückt in Prozent der Summe der Vergleichs- 
ansätze — wird als „Abstand" bezeichnet (vgl. me- 
thodische Erläuterungen zur Ertrags-Aufwandsrech- 
nung nach § 4 LwG im Materialband, S. 49). 

22. In den Ansätzen der Vergleichsrechnung erge- 
ben sich gegenüber dem Vorjahr einige Verände- 
rungen: 

— ■ Der gewerbliche Vergleichslohn 2) einschließlich 
Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung ent- 
wickelte sich wie folgt: 


Wirtschaftsjahr 

durch- 

schnittlicher 

gewerblicher 

Vergleichslohn 

DM 

Änderung 
zum Vorjahr 

Vo 

1965/66 

9 695 

+ 8,4 

1966/67 

10 274 

+ 6,0 

1967/68 

10 782 

+ 4,9 

1968/69 

11 689 

+ 8,4 

1969/70 

13 074 

+ 11,8 

1970/71 

14 922 

+ 14,1 

1971/72 

16 239 

+ 8,8 


— - Für die Berechnung des Zinsansatzes wurde 
1971/72 ein Zinsfuß von 3,5 ®/o zugrunde gelegt. 

23. Die Verbesserung der Einkommenslage im 
Wirtschaftsjahr 1971/72 spiegelt sich in den Ergeb- 
nissen der Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 LwG 
deutlich wider. Wie Übersicht 9 zeigt, wurde der 
Abstand zwischen dem Vergleichsbetriebseinkom- 
men und der Summe der Vergleidisansätze vor allem 
in den Betrieben über 20 ha LF erheblich geringer. 
Trotzdem konnten die günstigen Werte des Wirt- 
schaftsjahres 1969/70 in keiner Betriebsgrößenklasse 
erreicht werden. Die Ergebnisse der Ertrags-Auf- 
wandsrechnung nach § 4 LwG zeigen, daß in der 
Regel die größeren Betriebe einerseits von den un- 
günstigen Ertragsbedingungen eines schlechten Jah- 
res weit stärker betroffen werden als die kleineren 
Betriebe, daß sie aber andererseits auch wieder 
leichter aufholen. 

Der Abstand veränderte sich gegenüber dem im 
Vorjahr ausgewiesenen Abstand aus folgenden 
Gründen: 

— Der Vergleichsertrag erhöhte sich infolge gün- 
stiger Ernteerträge und der gestiegenen Er- 


Ertrags-Aufwandsdifferenz = Vergleichsertrag minus 
Vergleichsaufwand bzw. Vergleichsbetriebseinkommen 
minus Summe der Vergleichsansätze, 
gewogener Durchschnitt des Vergleichslohns für Män- 
ner und Frauen 


Übersicht 9 


Ergebnisse der Ertrags-Aufwandsrechnung gemäß § 4 LwG in den Betrieben 
über der Grenze i) 1965/66 bis 1971/72 


Wirt- 

schafts- 

jahr 

Betriebsgröße in ha LF 

unter 20 

20 bis unter 50 

50 und mehr 

Ver- 

gleidis- 

ertrag 

Ver- 

gleidis- 

auf- 

wand 

Ver- 

gleidis- 

be- 

triebs- 

einkom- 

men 

Summe 

der 

Ver- 

gleidrs- 

an- 

sätze 

Ab- 

stand 

Ver- 

gleidis- 

ertrag 

Ver- 

gleidis- 

auf- 

wand 

Ver- 

gleidis- 

be- 

triebs- 

einkom- 

men 

Summe 

der 

Ver- 

gleidis- 

an- 

sätze 

Ab- 

stand 

Ver- 

gleidis- 

ertrag 

Ver- 

gleidis- 

auf- 

wand 

Ver- 

gleidis- 

be- 

triebs- 

einkom- 

men 

Summe 

der 

Ver- 

gleidis- 

an- 

sätze 

Ab- 

stand 



DM/ha LF 


1 Vo 


DM/ha LF 

1 

Vo 


DM/ha LF 

1 

O/o 

1965/66 

2 978 

3 431 

1 050 

1 503 

-30 

2 584 

2 847 

804 

1 067 

-25 

2 481 

2 619 

796 

934 

-15 

1966/67 

3 082 

3 532 

1 141 

1 591 

-28 

2 674 

2 949 

860 

1 135 

-24 

2510 

2 656 

826 

972 

-15 

1967/68 

3 142 

3 555 

1 202 

1 615 

-26 

2 739 

2 946 

945 

1 152 

-18 

2 580 

2 616 

938 

974 

- 4 

1968/69 

3 266 

3 703 

1 221 

1 658 

-26 

2 794 

3 006 

936 

1 148 

-18 

2 526 

2 551 

901 

926 

- 3 

1969/70 

3 586 

4016 

1 349 

1 779 

-24 

3 061 

3 272 

1 012 

1 223 

-17 

2 721 

2 793 

907 

979 

- 7 

1970/71 

3 580 

4 324 

1 154 

1 898 

-39 

2 972 

3 431 

839 

1 298 

-35 

2 589 

2 866 

747 

1 024 

-27 

1971/72 

3 850 

4 420 

1 352 

1 922 

-30 

3 281 

3 558 

1 053 

1 330 

-21 

2 870 

2 975 

916 

1 021 

-10 


g methodische Hinweise siehe S. 112 
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zeugerpreise zwischen 8 ®/o in den Betrieben 
unter 20 ha LF und 11 in den Betrieben über 
50 ha LF. 

— Der Vergleichsaufwand erhöhte sich dagegen im 
Durchschnitt aller Gruppen nur um 3,5 Vo. 

— Bezogen auf den Hektar LF ging der Vergleichs- 
lohn-Aufwand zuzüglich Betriebsleiterzuschlag 
1971/72 infolge des Arbeitskräfterückganges und 
der Ausdehnung des Nutzflächenumfanges um 
durchschnittlich 1 Va zurück. 

— Der Zinsansatz erhöhte sich je Hektar LF im 
Durchschnitt um 7,0 Vo. 

Einen Überblick über die Streubreite des Abstandes 
nach Bodennutzungssystemen und LF-Größenklassen 
sowie einer Gliederung in erfolgreiche und weniger 
erfolgreiche Betriebe vermittelt Übersicht 10. 


Übersicht 10 


Abstand der erfaßten landwirtschaftlichen 
Testbetriebe über der Grenze nach § 4 LwG 

1971/72 


Bodennutzungssystem, 

LF-Größenklasse 

Abstand 0 {'^/o) 

Gesamt- 

durdi- 

schnitt 

obere 

25 «/o 

untere 

25 Vä 

Hackfruclitbaubetriebe 




unter 20 ha LF 

-27 

+ 25 

-67 

20 bis 50 ha LF 

-17 

+ 41 

-61 

50 und mehr ha LF .... 

+ 3 

+ 51 

-39 

Getreidebaubetriebe 




unter 20 ha LF 

-33 

+22 

-69 

20 bis 50 ha LF 

-25 

+32 

-68 

50 und mehr ha LF .... 

-17 

+37 

-63 

Futterbaubetriebe 




unter 20 ha LF 

-32 

+ 14 

-66 

20 bis 50 ha LF 

-25 

+ 28 

-66 

50 und mehr ha LF .... 

-24 

+ 24 

-66 


9 Abstand = Ertrags-Aufwandsdifferenz in ®/o der 
„Summe der Vergleichsansätze" 


Betriebe unter der Grenze nach § 4 LwG 

24. Von den 7642 ausgewerteten landwirtschaft- 
lichen Testbetrieben des Wirtschaftsjahres 1971/72 
haben 700 Betriebe oder 9 Vo eine Betriebsgröße von 
weniger als 11 000 DM Standardbetriebseinkom- 
men. Im Wirtschaftsjahr 1970/71 waren es eben- 
falls 9 Vo, die den für jenes Jahr geforderten be- 
reinigten Betriebsertrag von 23 900 DM bzw. das 
Mittel aus den drei vorangegangenen Jahren nicht 
erreichten. 


25. Für die Betriebe unter der Grenze nach § 4 
LwG sind kennzeichnend (vgl. Übersicht 11): 

— ungünstige Standortverhältnisse, 

— ein hoher Arbeitskräftebesatz, 

— niedrige Produktionsintensität, 

— ■ geringes landwirtschaftliches Einkommen, 

— beträchtliche außerbetriebliche Einkünfte. 

26. Von der Einkommensstruktur her gesehen han- 
delt es sich bei den erfaßten Betrieben unter der 
Grenze nach § 4 LwG eindeutig um Zuerwerbsbe- 
triebe. Im Falle der Marktfruchtbetriebe beträgt der 
Anteil der außerbetrieblichen Einkommen am Ge- 
samteinkommen 48 Vo. Bemerkenswert ist, daß in 
dieser Gruppe ein höheres Gesamteinkommen je 
Familien-AK erzielt wird als in den Betrieben über 
der Grenze nach § 4 LwG mit einer landwirtschaft- 
lich genutzten Fläche unter 20 ha (vgl. Übersicht 11). 

Jenen Landwirten, die Betriebe mit einer zu gerin- 
gen Produktionskapazität hauptberuflich bewirt- 
schaften, muß empfohlen werden, in einem über- 
schaubaren Zeitraum ihre wirtschaftliche Existenz 
zunehmend auf eine außerbetriebliche Erwerbstätig- 
keit zu stützen. Die Bundesregierung bietet hierzu 
vielfältige Hilfen (vgl. S. 80). 


Voraussichtliche Entwicklung 
im Wirtschaftsjahr 1972/73 

27. Ausgehend von der im Agrarbericht 1971 erst- 
malig angewandten Methode der Voraus Schätzung 
der Einkommenssituation an Hand von Modell- 
Rechnungen wurde die Vorschätzung in diesem Jahr 
weiter verfeinert. Dazu wurde die im Lande Baden- 
Württemberg ^) entwickelte „LP-Standard-Gruppen- 
Matrix"' ^) für die besonderen Belange der Voraus- 
schätzung der Einkommenssituation in den Testbe- 
trieben unterschiedlicher Betriebssysteme und 
Größenklassen im Bundesgebiet abgewandelt. Als 
Erfolgsmaßstab wird bei der Vorausschätzung der 
Einkommenssituation das Betriebseinkommen je Ar- 
beitskraft herangezogen. Da es sich um eine Schät- 
zung handelt, werden für die einzelnen Betriebs- 
gruppen keine Durchschnittswerte genannt, sondern 
Bandbreiten angegeben. 


^) Zur regionalen Verteilung der Betriebe unter der 
Grenze nach § 4 LwG vergleiche Materialband S. 43 

^) Diese Position enthält 1971/72 neben dem landwirt- 
schaftlichen Reineinkommen die außerbetrieblichen Er- 
werbseinkünfte und die Renten. 

^) E. Egloff und A. Schilling, Darstellung einer LP- 
Standard-Gruppen-Matrix für Optimumskalkulationen 
und Simulationsrechnungen landwirtschaftlicher Be- 
triebe, in: Informationen für die Landwirtschaftsbera- 
tung in Baden-Württemberg (LP-Brief Nr. 4, Donau- 
eschingen 1970). 

^) Wesentliche Grundlagen für die LP-Standard-Gruppen- 
Matrix wurden bei einem für das BML bearbeiteten 
Forschungsauftrag zur Durchführung von Optimalkal- 
kulationen in 200 Betrieben Baden-Württembergs ge- 
legt. 
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Betriebsergebnisse von hauptbeniflich bewirtschafteten Betrieben unter der 
Grenze nach § 4 LwG und einer Vergleichsgruppe von Betrieben über der Grenze 

nach § 4 LwG 1971/72 



Marktfrucht- 

betriebe 

Futterbau- 

betriebe 

Landwirt- 

schaftliche 

Gemischt- 

betriebe 

Vergleichs- 
gruppe 0 
Betriebe unter 
20 ha LF 

Zahl der Betriebe 

67 

462 

133 

2 109 

Betriebsstruktur 






Standardbetriebseinkommen (DM) 

8 000 

8 000 

8 000 

14 000 

landw. genutzte Fläche 

(ha LF) 

11,9 

11,9 

10,5 


davon Grünland 

(Vo LF) 

16 ß 

66ß 

37,9 

38,7 

Nutzviehbesatz 

(GV/lOO ha LF) 

49,5 

128,2 

101,1 

139,8 

AK je Betrieb 

(AK) 

1,3 

1,3 

1,2 


AK-Besatz 

(AK/100 ha LF) 

10,5 

10,6 

11,3 

9,6 

Einheitswert 

(DM/ha LF) 

1 264 

934 

1 040 

1 252 

Ertrag und Aufwand 






Ertrag Bodenerzeugnisse 

(DM/ha LF) 

1095 

133 

249 

536 

Ertrag tierische Erzeugnisse 

(DM/ha LF) 

1 587 

1 942 

2 148 

2 743 

Betriebsertrag 

(DM/ha LF) 

3 250 

2 550 

2 886 

3811 

Sachaufwand 

(DM/ha LF) 

2 169 

1 642 

1 907 

2 424 

Betriebsaufwand 

(DM/ha LF) 

3 537 

2 968 

3 271 

3 580 

Einkommensrechnung I 






Betriebseinkommen 

(DM/ AK) 

9 543 

8 074 

8 277 

13 805 

Arbeitseinkommen 

(DM/ AK) 

6 790 

5 439 

5 737 

10 437 

Reinertrag 

(DM/ha LF) 

“287 

“418 

-385 

231 

Einkommensrechnung II 






Betriebseinkommen 

(DM/Betrieb) 

11 944 

10 192 

9 749 


— Fremdlohnaufwand 

(DM/Betrieb) 

942 

441 

303 


— Pachtaufwand 

(D'M/Betrieb) 

613 

381 

463 


— Fremdkapitalzinsen 

(DM/Betrieb) 

843 

740 

599 


+ Sonstiges 

(DM/Betrieb) 

1 047 

215 

222 


= Reineinkommen 

(DM/Betrieb) 

10 593 

8 845 

8 606 


Reineinkommen 

(DM/Fam,-AK) 

9 091 

7 275 

7 430 

12 849 

Einkommensrechnung III 






Reineinkommen 

(DM/Betrieb) 

10 593 

8 845 

8 606 


+ Eink. aus Nebentätigkeit 

(DM/Betrieb) 

9 429 

5 883 

5 363 


+ Renten 

(DM/Betrieb) 

371 

597 

570 


= Gesamteinkommen 

(DM/Betrieb) 

20 393 

15 325 

14 539 


Gesamteinkommen 

(DM/Fam.-AK) 

14 578 

11 051 

10 723 

13 490 


Betriebe über der Grenze nach § 4 LwG 
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28 . Wie aus der Übersicht 12 hervorgeht, dürfte 
das Betriebseinkommen je AK im laufenden Wirt- 
schaftsjahr gegenüber 1971/72 im Durchschnitt aller 
Betriebssysteme und Größenklassen von 15 927 DM 
auf 17 520 bis 18 160 DM oder um 10 bis 14 Vo an- 
steigen. Der stärkste Anstieg ist in den Futterbau- 
betrieben zu erwarten, da diese besonders von der 
günstigen Preisentwicklung für Rindvieh profitieren 
werden, überdurchschnittliche Einkommensverbes- 
serungen wird voraussichtlich auch die relativ große 
Zahl landwirtschaftlicher Gemischtbetriebe erzielen. 
Dagegen ist in den Marktfruchtbetrieben, vor allem 
bedingt durch geringere Flächenerträge bei Getreide 
und Zuckerrüben, mit einer geringeren Zunahme des 
Einkommens zu rechnen. Das gilt insbesondere für 
die auf Marktfrucht spezialisierten Betriebe. Eine 
Ausnahme dürften die Betriebe mit starkem Kar- 
toffelanbau sein, die bei höheren Flächenerträgen 
und kräftig gestiegenen Erzeugerpreisen für Kar- 
toffeln ihr Einkommen deutlich verbessern werden. 
Eine nicht ganz so günstige Einkommensentwick- 
lung wird sich in den Veredelungsbetrieben erge- 
ben, weil die Mehreinnahmen aus der Schweine- 
und Geflügelhaltung weitgehend durch Mehraus- 
gaben für Betriebsmittel, insbesondere für Futter- 
mittel, aufgezehrt werden. In den Geflügelhaltungs- 
betrieben ist sogar mit einem Einkommensrückgang 
zu rechnen. Das Einkommen in den Schweinehal- 
tungsbetrieben wird dagegen weiter ansteigen. 

Insgesamt wird die Einkommensentwicklung in den 
hauptberuflich bewirtschafteten landwirtschaftlichen 
Betrieben 1972/73 schätzungsweise in etwa der im 
außerlandwirtschaftlichen Bereich entsprechen. Der 
Abstand zwischen dem Vergleichsbetriebseinkom- 
men und der Summe der Vergleichsansätze gemäß 
§ 4 LwG wird sich demnach voraussichtlich gegen- 
über dem Vorjahr nicht nennenswert verändern. 


Nebenberuflich bewirtschaftete Betriebe 

29 , Das gegenwärtige Testbetriebsnetz gemäß 
Landwirtschaftsgesetz vom 5. September 1955 er- 
streckt sich auf die hauptberufliche Landwirtschaft. 
Deshalb können über die wirtschaftliche Lage in 
den nebenberuflichen bewirtschafteten Betrieben auf 
der Basis dieses Testbetriebsnetzes nur beschränkt 
Aussagen gemacht werden. Um diese Lücke zu 
schließen, hat die Bundesregierung die Absicht, ein 
spezielles Testbetriebsnetz für Zu- und Nebener- 
werbsbetriebe einzurichten. Erste Ergebnisse können 
für den Agrarbericht 1975 erwartet werden. 

Die folgenden Ausführungen über die Lage in den 
nebenberuflich bewirtschafteten Betrieben stützen 
sich, wie schon im vergangenen Jahr, auf Ergebnisse 
wissenschaftlicher Untersuchungen und auf Sonder- 
auswertungen der Landwirtschaftszählung 1971. 


Vgl. Hesse, W. (BASISRESEARCH Institut für Marke- 
ting-, Motiv- und Werbeforschung GmbH, Frank- 
furt/M.): Psychologische Grundlagenstudie zum Pro- 
blembereich der Neben- und Zuerwerbslandwirtschaft, 
Frankfurt a. M. 1972 (unveröffentlichtes Manuskript). 


Einstellungen und Meinungen 

Durch eine psychologische Grundlagenstudie wurde 
versucht, Einstellungen und Motive der nebenberuf- 
lichen Landwirte zu ermitteln^). Aus der Unter- 
suchung ergeben sich folgende wesentliche Aus- 
sagen: 

30 . Die nebenberuflichen Landwirte stehen bei der 
Einschätzung der wirtschaftlichen Lage des eigenen 
Betriebes und der Landwirtschaft insgesamt in zwei 
Lagern. Ein Teil kommt zu einer überwiegend posi- 
tiven Einschätzung und führt als Begründungen an: 

— gelungene Betriebsvereinfachung, 

— Tätigkeit in einem qualifizierten außerlandwirt- 
schaftlichen Beruf, 

— Anpassungsfähigkeit bei der Kombination von 
landwirtschaftlicher und außerlandwirtschaft- 
licher Tätigkeit und 

— ■ wirtschaftlicher Erfolg und soziale Sicherheit. 

Der andere Teil der nebenberuflichen Landwirte 
kommt zu einem überwiegend negativen Urteil über 
die eigene Situation. Diese Landwirte klagen über 

— zu hohen Arbeitsaufwand; sie haben ihren Be- 
trieb noch nicht vereinfacht, 

— fehlende Ausbildung für einen qualifizierten 
außerlandwirtschaftlichen Beruf, 

— die Unsicherheit ihres außerlandwirtschaftlichen 
Arbeitsplatzes und 

— die mangelnde Anerkennung („vergessene Rand- 
gruppe der Gesellschaft"). 

31 . Für den Übergang zum Nebenerwerb stehen 
wirtschaftliche Gründe wie höheres Einkommen, 
Existenzsicherung und Furcht vor dem Investitions- 
risiko an erster Stelle. Es folgen familiäre Gründe 
wie Krankheit oder Tod der Ehefrau, Ausfall der 
Arbeitskraft der Eltern und die Gefährdung der schu- 
lischen und beruflichen Entwicklung der Kinder durch 
zu intensive Mitarbeit im Betrieb. Allgemeine Ent- 
wicklungen wie die Industrialisierung und die un- 
günstigen Preis-Kosten-Verhältnisse in der Land- 
wirtschaft sowie die Möglichkeiten der Umschulung 
wurden als weitere Gründe genannt. 

32 . Aus den Äußerungen zu einem bei der Befra- 
gung dargestellten Organisationsmodell eines neben- 
beruflich bewirtschafteten Betriebes wurde deutlich, 
daß die Landwirte die Notwendigkeit von Betriebs- 
veränderungen erkemnen. Die wenigsten haben aber 
eine ausreichende Vorstellung, wie das geschehen 
könnte. Bei vielen Landwirten besteht deshalb ein 
Bedürfnis nach Orientierungshilfen und Beratung. 
Die meisten Landwirte trennen auch zwischen land- 
wirtschaftlichem und außerlandwirtschaftlichem Ein- 
kommen. Im allgemeinen wollen sie nur wenig in 
ihren Betrieben investieren. Wichtig ist ihnen auch 
die Verwirklichung eines Jahresurlaubs. 

Konfrontiert mit dem Modell eines flurbereinigten, 
vereinfachten, in Kooperation mit hauptberuflichen 
Landwirten zusammenarbeitenden nebenberuflich 
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Übersicht 12 





Voraussichtliche Veränderung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft in den 

Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG gegliedert nach Betriebssystemen und 

Größenklassen 


1972/73 gegenüber dem Vorjahr 



Standardbetriebseinkommen 1000 DM/Betrieb 

Betriebsart 

unter 20 

20 bis unter 50 

1 50 und mehr | 

insgesamt 


Voraussichtliche Veränderung des Betriebseinkommens 1972/73 
gegenüber dem Vorjahr 



in DM je AK 



Marktfrucht- 

Spezialbetriebe 

+ 700bis+1270 

+ 560 bis + 1 300 

+ 510bis+1540 

-1- 660 bis + 1 530 

Marktfrucht- 

Verbundbetriebe . . . 

+ 1 200 bis + 1 680 

+ 1 440 bis +2 160 

+ 1 630 bis +2 570 

+ 1 420 bis +2 140 

Futterbau- 

Spezialbetriebe 

+ 1 630 bis +2 180 

+2 450 bis +3 200 

+3 380 bis +4 420 

+2 220 bis +2 900 

Futterbau- 

Verbundbetriebe . . . 

+ 1 390 bis +1 850 

+ 1 990 bis +2 650 

+ 2 750 bis +3 670 

+ 1 830 bis +2 440 

Veredlungs- 

Spezialbetriebe 

— 140 bis + 420 

- 290 bis + 870 

- 250 bis + 760 

- 260 bis + 770 

Veredlungs- 

Verbundbetriebe . . . 

+ 440 bis + 1 030 

+ 470 bis + 1 420 

+ 270bis+1340 

+ 460 bis + 1 400 

Landwirtschaftliche 
Gemischtbetriebe . . . 

+ 1 380 bis +1 840 

+ 1 680 bis +2 350 

+2 000 bis +2 890 

+ 1 600 bis +2 240 

Betriebsarten 

zusammen 

+ 1 460 bis + 1 940 

+ 1 580 bis +2 280 

+2 170 bis +3 140 

+ 1 590 bis +2 230 



in ®/o 



Marktfrucht- 

Spezialbetriebe 

+ 5 bis + 9 

+ 3 bis + 7 

+ 2 bis + 6 

+ 3 bis + 7 

Marktfrucht- 
Verbundbetriebe . . . 

-^10 bis ^14 

+ 8 bis 12 

+ 7 bis +11 

+ 8 bis +12 

Futterbau- 

Spezialbetriebe 

+ 12 bis +16 

+ 13 bis +17 

+ 13 bis +17 

+ 13 bis +17 

Futterbau- 

Verbundbetriebe . . . 

+ 12 bis +16 

+ 12 bis +16 

+ 12 bis +16 

+ 12 bis +16 

Veredlungs- 

Spezialbetriebe 

— 1 bis + 3 

■ 1 bis + 3 

- 1 bis + 3 

— 1 bis + 3 

Veredlungs- 
Verbundbetriebe . . . 

+ 3 bis + 7 

+ 2 bis + 6 

+ 1 bis + 5 

+ 2 bis + 3 

Landwirtschaftliche 
Gemischtbetriebe . . . 

+ 12 bis +16 

+ 11 bis +15 

+ 10 bis +14 

+ 11 bis +15 

Betriebsarten 

zusammen 

+ 12 bis +16 

+ 9 bis +13 

+ 9 bis + 13 

1 

+ 10 bis + 14 
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bewirtschafteten Betriebes ergab sich eine allge- 
meine Zustimmung bei allerdings ebenso starken 
Zweifeln an den Chancen seiner Verwirklichung. 

33 . Nach den Ergebnissen dieser wissenschaft- 
lichen Untersuchung entwickeln die nebenberuflichen 
Landwirte ein immer stärkeres Selbst- und Gruppen- 
bewußtsein im landwirtschaftlichen Bereich. Anpas- 
sungsprobleme haben sie nur während einer Über- 
gangszeit im außerlandwirtschaftlichen Beruf. Die 
nebenberuflichen Landwirte meinen, daß sie neben 
den gemeinsamen Interessen aller Landwirte Son- 
derinteressen haben, die bisher noch nicht nachhal- 
tig vertreten werden. Sie halten eine Zusammen- 
arbeit der Voll-, Zu- und Nebenerwerbslandwirte 
für notwendig. 

Von der staatlichen Agrarpolitik erwarten die 
nebenberuflichen Landwirte eine Berücksichtigung 
ihrer Interessen in der Agrarpolitik. Sie wollen die 
nebenberufliche Landwirtschaft nicht als Übergangs- 
lösung angesehen wissen und erwarten vor allem 
eine Beratung, die auf ihre Probleme ausgerichtet 
ist. 

34 . Die Zukunft ihrer Betriebe sehen die nebenbe- 
ruflichen Landwirte für ihre eigene Generation posi- 
tiv, da sie zwei Einkommen haben. Allerdings hängt 
diese Prognose nach ihrer Meinung von der Zu- 
sammenarbeit mit den hauptberuflichen Landwirten 
ab. Ungewiß erscheint ihnen die Weiterführung 
ihrer Betriebe durch ihre Kinder. Die Betriebsleiter 
der erfolgreich bewirtschafteten Betriebe wollen 
versuchen, ihre Kinder zur Fortführung zu gewin- 
nen. 


Wirtschaftliche Lage 

35 . Aus den Unterlagen der Landwirtschaftszäh- 
lung von 1971 lassen sich Anhaltspunkte über 
Niveau und Struktur des Gesamteinkommens in der 
Landwirtschaft gewinnen. Die endgültigen Ergeb- 
nisse werden voraussichtlich im Laufe des Jahres 
1973 veröffentlicht. Um jedoch bereits im Agrar- 
bericht 1973 entsprechende Aussagen machen zu 
können, wurde das vorliegende Zahlenmaterial im 
Rahmen eines Forschungsauftrags ausgewertet 

Als Kriterium für die sozialökonomische Klassifi- 
kation der Betriebe wurde der Umfang der außerbe- 
trieblichen Erwerbstätigkeit der einzelnen Personen 
herangezogen. Für den Bereich der nebenberuflichen 


Forschungsgesellschaft für Agrarpolitik und Agrar- 
soziologie Bonn und Institut für ländliche Struktur- 
forschung Frankfurt a. M.: Vorwegauswertung der Er- 
gebnisse der Landwirtschaftszählung 1971 über die 
wirtschaftliche Lage der nebenberuflichen Landwirt- 
schaft, Dezember 1972 

vgl. dazu ausführliche Darstellung der Ergebnisse 

Materialband, S. 106 ff. 

vgl. Definition Materialband, S. 108 bis 109 


Landwirtschaft wurden bei dieser Untersuchung fol- 
gende Betriebstypen abgegrenzt: 

Teilberufsbetriebe 

Betriebe, die vom Betriebsleiter im Teilberuf be- 
wirtschaftet werden (außerbetriebliche Erwerbstä- 
tigkeit zwischen 25 und 125 Arbeitstagen im Jahr). 
Andere Erwerbspersonen können nur im Teil- 
oder Nebenberuf im Betrieb tätig sein. 

Nebenberufsbetriebe 

Betriebe, die vom Betriebsleiter nebenberuflich 
bewirtschaftet werden (außerbetriebliche Erwerbs- 
tätigkeit 125 und mehr Arbeitstage im Jahr). An- 
dere Erwerbspersonen können nur im Teil- oder 
Nebenberuf im Betrieb tätig sein. 

Rentnerbetriebe 

Betriebe mit Betriebsleitern über 65 Jahren. Even- 
tuell im Haushalt lebende Erwerbspersonen sind 
nicht im Betrieb tätig. 

36 . Von den erfaßten Betrieben ab 1 ha LF waren 
7Vo als Teilberufs-, 32 Vo als Nebenberufs- und 
8 Vo als Rentnerbetriebe einzustufen. Von der Ge- 
samtzahl der erfaßten Betriebe gehörten demnach 
47 Vo zur nebenberuflichen Landwirtschaft. 


37 . Zur Einkommenssituation in den Teilberufs-, 
Nebenberufs- und Rentnerbetrieben können auf der 
Basis dieser Vorwegauswertung der Landwirt- 
schaftszählung folgende Aussagen gemacht werden 
(vgl. auch Übersicht 13). 

— Teilberufsbetriebe; Bei einer durchschnittlichen 
Betriebsgröße von 7,8 ha LF errechnete sich ein 
Betriebseinkommen von 7800 DM^). Zusätzlich 
wurden nichtlandwirtschaftliche Bruttoeinkünfte 
von 8500 DM nur für das Betriebsleiterehepaar 
und von 18 800 DM ermittelt, wenn Betriebs- 
leiterehepaar und Familienangehörige gemein- 
sam einer außerbetrieblichen Erwerbstätigkeit 
nachgehen. 

— Nebenberufsbetriebe: Die Nebenberufsbetriebe 
wiesen bei einer durchschnittlichen Betriebsgröße 
von 5,8 ha LF ein Betriebseinkommen von 
5200 DM auf. In 60 ^/o dieser Betriebe hatte nur 
das Betriebsleiterehepaar nichtlandwirtschaftliche 
Einkünfte in einer Höhe von 15 400 DM brutto. 
In die übrigen Betriebe flössen außerbetriebliche 
Einkünfte des Betriebsleiterehepaars und der Fa- 
nmlienangehörigen von zusammen 24 400 DM 
brutto. 


Das landwirtschaftliche Einkommen wurde als Stan- 
dardbetriebseinkommen ermittelt. Bei den außerbe- 
trieblichen Einkommen wurden die in Schwellenwerten 
erfaßten Nettoeinkommen mit Hilfe von Koeffizienten 
in Bruttoeinkommen umgerechnet (vgl. Materialband 
S. 111). 
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— Rentnerbetriebe: Bei einer durchschnittlichen Be- 
triebsgröße von 5,1 ha LF wurde in diesen Be- 
trieben ein Betriebseinkommen von 4900 DM er- 
reicht. Hinzu trat ein außerbetriebliches Brutto- 
einkommen des Betriebsleiters und der Familien- 
angehörigen von 12 000 DM. 

38. Die Betriebsleiter von Nebenberufsbetrieben 
und deren Ehefrauen arbeiteten im landwirtschaft- 
lichen Betrieb und außerlandwirtschaftlich nicht län- 


ger als die Betriebsleiter und deren Ehefrauen von 
Hauptberufsbetrieben. Im Durchschnitt betrug die 
landwirtschaftliche Tätigkeit in den Nebenberufs- 
betrieben 1850 Jahresarbeitsstunden. Das entspricht 
einer täglichen Arbeitszeit von annähernd 5 Stun- 
den. Diese durchs dinittliche Arbeitszeit erlaubt je- 
doch keine allgemeinen Aussagen über die Arbeits- 
belastung lin den Nebenberufsbetrieben. Diese 
schwankt in Abhängigkeit vom Betriebssystem 
und der Größe des Betriebes außerordentlich stark. 


Übersicht 13 


Emkommensniveau und -Struktur in der nebenberuflichen Landwirtschaft 
der untersuchten Bundesländer 
1971/72 


Betriebstyp 

Standard- 

betriebs- 

einkommen 

außerbetrieb- 
liches Einkommen 
desBetriebsleiter- 
ehepaares 

Einkommen des 
Betriebsleiter- 
ehepaares 
zusammen 2) 

außerbetrieb- 
liches Einkommen 
der Familien- 
angehörigen 

Anteil 
der Be- 
triebe 


DM/Betrieb 1 ®/o 

DM/Betrieb 1 

Vo 

DM/Betrieb | 

“/o 

DM/Betrieb 

o/o 

Teilberufsbetriebe 

ohne außerbetriebliches 
Einkommen von Familien- 
angehörigen 

7 300 46 

8 500 

54 

15 800 

100 


9' 


mit außerbetrieblichem 
Einkommen von Familien- 
angehörigen 

8 600 51 

8 200 

49 

16 800 

100 

10 600 

6. 

15 

Nebenberufsbetriebe 

ohne außerbetriebliches 
Einkommen von Familien- 
angehörigen 

4 700 23 

15 400 

77 

20 100 

100 


40 ' 


mit außerbetrieblichem 
Einkommen von Familien- 
angehörigen 

6 000 29 

15 000 

71 

21 000 

100 

9 400 

27 . 

■67 

Rentnerbetriebe 

4 900 48 

5 300 

52 

10 200 

100 

6 700 

18 


insgesamt . . . 

5 600 31 

12 400 

69 

18 000 

100 

4 400 

100 



Die tatsächlich in Schwellenwerten erfaßten Nettoeinkommen wurden mit Hilfe eines Koeffizienten von 1,45 in 
Bruttoeinkommen umgerechnet. 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß das Standardbetriebseinkommen und die außerbetrieblichen Einkünfte 
aus methodischen Gründen nicht addiert werden können. Die hier ausgewiesenen Summen sind deshalb nur be- 
grenzt aussagefähig. 

Quelle: Forschungsgesellschaft für Agrarpolitik und Agrarsoziologie, Bonn, und Institut für ländliche Strukturfor- 
forschung, Frankfurt a. M. 
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39 - Nach einer wissenschaftlichen Untersuchung 
in repräsentativ ausgewählten LAK-beitragspflich- 
tigen Nebenberufsbetrieben bis zu 15 ha LF vertei- 
len sich die hauptberuflichen Erwerbstätigkeiten der 
Nebenberufslandwirte auf folgende Gruppen: 


1. Selbständige Erwerbstätigkeit 13 ^/o 

2. Nichtselbständige Erwerbstätigkeit: 

a) Produzierendes Geweii)e 17®/o 

b) Baugewerbe 24 ^/o 

c) Landwirtschaftliche und 

landwirtschaftsnahe Berufe 11 ®/o 

d) Agrarprodukte verarbeitende Berufe . . 5 Vo 

e) Dienstleistungsberufe 17 ®/o 

f) Erwerbstätige im öffentlichen Dienst . . 3 Vo 

g) Hilfsarbeiter lO^’/o 

100 o/o 


Problem: Betriebsorganisation 

40 - über die gegenwärtige Betriebsorganisation in 

der nebenberuflichen Landwirtschaft kann folgen- 
des gesagt werden: 

— In der Mehrzahl der Betriebe werden heute 
noch Milchkühe gehalten. 

— Auch die Schweinemast ist in einer großen Zahl 
von Betrieben vertreten. Die reine Selbstversor- 
gung spielt dabei allerdings eine große Rolle. 

— Die Viehhaltung erstreckt sich im Durchschnitt 
auf 2 bis 3 Betriebszweige. 

— Ebenso wie in den hauptberuflich bewirtschaf- 
teten Betrieben geht auch in der nebenberuf- 


b Forschungsgesellschaft für Agrarpolitik und Agrar- 
soziologie: Hauptberufliche Tätigkeit von Neben- 
berufslandwirten, Bonn, November 1972 


Übersicht 14 


Betriebsdaten einiger „moderner nebenberuflich bewirtschafteter Betriebe" 

1971/72 


Kennziffer 

Sonderkultur- 

betriebe 

Getreidebau- 

betriebe 

Futterbau- 

betriebe 

landwirtschaftlich genutzte Fläche (ha LF) 

4,6 

19,6 

17,4 

davon: Grünland (o/o) 

11 

28 

65 

Nutzvieh (GV) 

0,2 

9,9 

9,7 

Nutzviehbesatz (GV/lOO ha LF) 

4 

50 

56 

Arbedtsaufwand (AK) 

0,5 

0,6 

1,1 

Rohertrag (DM) 

11 180 

33 940 

20 910 

Rohertrag (DM ha LF) 

2 460 

1 730 

1 210 

Betriebseinkommen (DM) 

7 070 

13 900 

6 080 

landwirtschaftliches Reineinkommen (DM) 

6 380 

13 630 

4810 

Außerbetriebliches Erwerbseinkommen (DM) 

14 690 

16 670 

10 000 

Sozialeinkommen (DM) 

6 150 

4 330 

8 900 

Mietwert der Wohnung (DM) 

3 300 

2 720 

1 710 

Gesamteinkommen (DM) 

30 520 

37 350 

25 420 

landwirtschaftliches Reineinkommen in ^/o des Ge- 




samteinkommens 

21 

37 

19 


Quelle: Institut für ländliche Strukturforschung, Frankfurt/M. 
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liehen Landwirtschaft die Zahl der Tierhalter 
ständig zurück. 

— Der Hauptanteil der landwirtschaftlichen Arbeit 
wird in der Regel vom Betriebsleiter verrichtet. 
Die Ehefrau ist jedoch in den meisten Fällen 
ebenfalls im Betrieb, vor allem im Viehstall 
tätig. 

— Der überbetriebliche Maschineneinsatz (vor 
allem der Mähdrescher) ist stark verbreitet. 

In den meisten Betrieben der Zu- und Neben- 
erwerbslandwirtschaft ist die Betriebsorganisation 
zu vielseitig und zu arbeitsaufwendig. Deshalb ist 
auch das erzielte Einkommen bezogen auf die ein- 
gesetzte Arbeit zu niedrig. In der großen Linie 
kann davon ausgegangen werden, daß bei den ehe- 
mals hauptberuflich bewirtschafteten Betrieben der 
Übergang zur nebenberuflichen Bewirtschaftung 
ohne Änderung der Betriebsorganisation durch- 
geführt wurde. 

41. Der dringend notwendigen betriebswirtschaft- 
lichen und produktionstechnischen Beratung der 
Zu- und Nebenerwerbslandwirte haben isich ein- 
zelne Beratungsinstitutionen in der Bundesrepu- 
blik bereits mit Erfolg gewidmet. 

Für die zweckmäßige Organisation von Neben- 
erwerbsbetrieben hat aber auch die Praxis schon 
gute Lösungen gefunden (vgl. Materialband, S. 118), 
wobei recht befriedigende Ergebnisse erzielt wur- 
den (vgl. Llhersicht 14). 


1.2 Gartenbau 

42. Die übliche Einteilung des Gartenbaues nadi 
der Bodennutzung und Produktionsweise (Obstbau-, 
Gemüsebau, Zierpflanzenbau, Baumschulbetriebe 
sowie nach Freiland- bzw. Unterglasanbau) bringt 
die differenzierten Produktionsformen und die un- 
terschiedliche unternehmerische Ausrichtung der Be- 
triebe des Gartenbaues nur unvollkommen zum 
Ausdruck. 

Die Erzeugung von Gartenbauprodukten verlagert 
sich mehr und mehr in teilweise bereits stark spe- 
zialisierte Erwerbsgartenbaubetriebe. Allerdings 
wird insbesondere der Obst- und Gemüsebau auch 
weiterhin als ein auf die Marktproduktion aus- 
gerichteter Nebenbetriebszweig in landwirtschaft- 
lichen Betrieben mit den üblichen Produktions- 
richtungen anzutreffen sein. 

43. In beachtlichem Umfang werden gartenbauliche 
Leistungen auch von Landschafts- und Friedhofs- 
gärtnern erbracht. Traditionell haben gärtnerische 
Betriebe und insbesondere der Garten- und Land- 
schaftsbau die Umwelt gepflegt, erhalten und ver- 
bessert. Meist ist mit der Dienstleistungstätigkeit 
die Erzeugung gartenbaulicher Produkte für die 
eigene Verwendung gekoppelt. 

Bei Betrachtung des gesamten Sektors Gartenbau 
hat der Garten- und Landschaftsbau der Öffentli- 


chen Hand ebenfalls eine erhebliche wirtschaftliche 
Bedeutung. Es handelt sich hier um Regiebetriebe, 
die die Anlage und Pflege öffentlicher Grünanlagen 
und Parks, Begrünung an Autobahnen ausführen, 
Anstaltsbetriebe und dergleichen. Im Gegensatz zu 
jenen Bereichen des Erwerbsgartenbaues, in denen 
Produkte für die Ernährung erzeugt werden — die 
Nachfrageelastizität dieser Produkte ist bekanntlich 
gering — , kann im Blumen- und Zierpflanzenbau, 
insbesondere aber im Garten- und Landschaftsbau 
weiterhin mit Wachstumschancen gerechnet werden. 

44. Mit Ausnahme der Obstbaubetriebe ist die 
wirtschaftliche Lage im Gartenbau im Durchschnitt 
deutlich besser als bei den landwirtschaftlichen Be- 
triebsgruppen. Auch für die Vergangenheit trifft 
dies zu. Der Wettbewerb insbesondere im Zuge der 
EWG-Entwicklung, der zudem noch dadurch ge- 
kennzeichnet ist, daß Maßnahmen zur Preisstützung 
nur in begrenztem Umfang durchgeführt werden, 
hat sicherlich dazu beigetragen, die unternehmeri- 
schen Fähigkeiten bei den Betriebsleiterfamilien zu 
fördern. (Weitere Ausführungen zur Lage im Gar- 
tenbau sind im Materialband, S. 120 bis S. 134 ent- 
halten). 

45. Für die Analyse der wirtschaftlichen Lage im 
Gartenbau konnte etwa die gleiche Zahl von Buch- 
führungsabschlüssen ausgewertet werden wie im 
Vorjahr. 

Übersicht 15 läßt erkennen, daß sdch das Betriebs- 
einkommen je Arbeitskraft in den vergangenen zehn 
Jahren bei den Betriebsgruppen zum Teil mehr als 
verdoppelt hat. Verglichen mit den anderen Be- 
triebsgruppen bleibt der Einkommensabstand bei 
den Obstbaubetrieben jedoch weiterhin bestehen. 
Bei Betrachtung der Ergebnisse des Wirtschafts- 
jahres 1971/72 ist zu berücksichtigen, daß einige 
Betriebsgruppen bereits in den vergangenen Jahren 
beachtliche Einkommenssteigerungen verzeichnen 
konnten. Die Baumschulbetriebe hatten im Wirt- 
schaftsjahr 1971/72 den höchsten Einkommenszu- 
wachs, es folgten die Betriebe mit Blumen- und 
Zierpflanzenanbau. Bei den Obstbaubetrieben war 
der Einkommensanstieg deutlich geringer. (Zur Ein- 
kommensentwicklung bei den verschiedenen Be- 
triebsgruppen und den Ursachen für die Einkom- 
mensveränderungen vgl. Materialband, Tabellen 
42 und 43). 

46. Der Vergleich der Ergebnisse aus den Gemüse- 
baubetrieben mit denen des Vorjahres ist durch 
Veränderungen der Zahl und Struktur der Betriebe 
im unteren Größenbereich etwas eingeschränkt. Es 
ist jedoch auch bei dieser Betrie^bs gruppe eine gün- 
stige wirtschaftliche Entwicklung zu erkennen. Sie 
ist auf zum Teil beachtliche Steigerungen des Be- 
triebsertrages je ha gärtnerische Grundfläche (GG) 
bei gleichzeitiger Verringerung des Arbeitskräfte- 
besatzes zurückzuführen. Große Produktivitätsfort- 
schritte erzielten insbesondere die Betriebe mit 
Gemüseanbau unter Glas. 

47. Eine Steigerung des Betriebsertrages je ha GG 
von durchschnittlich 20 % erreichten auch die Be- 
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Übersicht 15 


Entwicklung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft in den Gartenbaubetrieben 

über der Grenze nach § 4 LwG 

DM/ AK 



Gartenbaubetriebe 

Wirtschaftsjahr 

Gemüsebau- 

betriebe 

Zierpflanzen- 

baubetriebe 

Gemischt- 

betriebe 

Obstbau- 

betriebe 

Baum- 

schulen 

1962/63 

10 669 

10 390 

10 803 

5 556 

8 943 

1963/64 

10 583 

11 040 

12 286 

9 020 

9 865 

1964/65 

11 073 

12 001 

11 609 

11 818 

11 660 

1965/66 

12 035 

13 617 

12414 

12 846 

12 513 

1966/67 

12 157 

13 813 

14 197 

10 479 

12 570 

1967/68 

12 324 

14 938 

16 293 

10 066 

14 181 

1968/69 

15217 

15 597 

14 285 

9 059 

18 115 

1969/70 

16 9161) 

15319 

. 

9 673 

21 851 

1970/71 

16 268 

18 470 

16 442 1) 

10 168 

20 584 

1971/72 

18 224 

20 869 


12 627 

25 913 


ohne Betriebe mit weniger als 20 000 Einheitsquadratmetern 


triebe mit Blumen- und Zierpflanzenanbau. Der Ar- 
beitskräftebesatz hat sich jedoch nicht wie bei den 
Betrieben mit anderen Produktionsrichtungen ver- 
mindert. Der Aufwand an ertragssteigernden Be- 
triebsmitteln wurde um 10 ^/o erhöht. Das Betriebs- 
einkommen ist auf über 20 000 DM je Arbeitskraft 
angestiegen. 

48. Die Baumschulbetriebe stehen auf Grund der 
auch für sie günstigen wirtschaftlichen Entwicklung 
weiterhin ander Spitze der Einkommensentwicklung. 
Bei ihnen wurden die höchsten Steigerungen des 
Betriebsertrages je ha GG ermittelt. Gleichzeitig 
wurde aber auch der ertragssteigernde Aufwand im 
vergangenen Wirtschaftsjahr beträchtlich erhöht. Der 
Arbeitskräftebesatz unterlag keinen großen Ver- 
änderungen. 

Die Ergebnisse der in die Gruppe der Baumschulbe- 
triebe zusammengefaßten Betriebe spiegeln die ge- 
genwärtig unterschiedlichen wirtschaftlichen Chan- 
cen in dieser Sparte wider. Die Betriebe in denen 
vorwiegend Obstgehölze erzeugt werden, erreichen 
bei weitem nicht die günstigen Ergebnisse wie die 
Betriebe, die sich stärker auf Ziergehölze und Forst- 
pflanzen spezialisiert haben. 

49. Auch in diesem Agrarbericht verdeutlichen 
die Ergebnisse der Obstbaubetriebe die bei den ge- 


gebenen Preis- und Abs atz Verhältnissen schwieri- 
gen wirtschaftlichen Voraussetzungen, unter denen 
die Inhaber dieser Betriebe wirtschaften müssen. 
Im Gegensatz zu den anderen Betriebsgruppen ist 
der Aufwand an ertragssteigernden Betriebsmitteln 
in dieser Gruppe nicht erhöht worden. Ebenso ist 
die Investitionsfähigkeit deutlich schwächer. 

50. Die Ergebnisse aus der Gruppe der Gemischt- 
betriebe sind bereits seit mehreren Jahren proble- 
matisch. Die Fluktuation der Zahl der Betriebe in 
den einzelnen Größenklassen ist hier besonders 
groß. Die starken Veränderungen sind sicherlich 
zum Teil darauf zurückzuführen, daß sich die Be- 
triebe dieser Gruppe häufig in einem Umstellungs- 
prozeß zu einer spezialisierten Betriebsform be- 
finden. Der Vergleich der Betriebsergebnisse dieser 
Gruppe mit denjenigen früherer Jahre ist daher 
nicht möglich. 

51. Die dargestellte wirtschaftliche Entwicklung in 
den Gartenbaubetrieben führte bei der Ertrags-Auf- 
wandsrechnung nach § 4 LwG zu sehr günstigen Er- 
gebnissen. Die Vergleichsansätze wurden bei den 
Betrieben mit Blumen und Zierpflanzen, Baumschul- 
erzeugnissen und mit Gemüseanbau durch das Ver- 
gleidisbetriebseinkommen zum Teil weit übertrof- 
fen. Die Übersicht 16 zeigt, daß bei den Betriebs- 
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Übersicht 16 

Ergebnisse der Ertrags- Aufwandsredmung gemäß § 4 LwG in den Gartenbaubetrieben *) 

über der Grenze 1969/70 bis 1971/72 

Wirtschaftsjahr 

Vergleichs- 

ertrag 

Vergleichs- 

aufwand 

Vergleichs- 

betriebsein- 

kommen 

Summe der 
Vergleichs- 
ansätze 

Abstand 

Vo 

DM/ha GG 



Gemüsebaubetriebe 



1969/70 

48 991 2) 

44 541 2) 

24 290 2) 

19 840 2) 

+ 22 2) 

1970/71 

61 078 

62 322 

28 254 

29 498 

+ 4 

1971/72 

62 237 

62 281 

31 539 

31 583 

± 0 

1 



Zierpflanzenbaubetriebe 



1969/70 

183 415 

183 677 

75 464 

75 726 

+ 0 

1970/71 

215 640 

215 438 

90 511 

90 309 

± 0 

1971/72 

254 279 

247 891 

108 620 

102 233 

+ 6 



Obstbaubetriebe 



1969/70 

6 148 

7 876 

2 546 

4 274 

~40 

1970/71 

7 170 

9 204 

2 880 

4 914 

-41 

1971/72 

7 844 

9 672 

3 287 

5 115 

-36 



Baumschulen 



1969/70 

39 605 

34 042 

20 089 

14 526 

+ 38 

1970/71 

36 493 

34 186 

19 575 

17 268 

+ 13 

1971/72 

52 248 

45 792 

25 360 

18 904 

+ 34 


vgl. zur längerfristigen Entwicklung Materialband, Tabelle 44; methodische Hinweise siehe S. 112 
ohne Betriebe mit weniger als 20 000 Einheitsquadratmetern 
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gruppen mit Anbau von Blumen und Zierpflanzen 
und Baumschulerzeugnissen ein ähnlich günstiger 
Abstand zu den Vergleichsansätzen erreicht wurde 
wie in dem besonders günstigen Jahr 1969/70. Der 
negative Abstand bei den Obstbaubetrieben hat sich 
zwar etwas vermindert; er ist aber weiterhin sehr 
groß (vgl. im einzelnen Materialband, Tabelle 44). 


1.3 Weinbau 

Rebflächen 

52. Der Weinbau erstreckte sich 1971 auf eine be- 
stockte Rebfläche von 81 092 ha. Die Rebfläche hat 
in den zurückliegenden Jahren erheblich zugenom- 


men. Von der gesamten Rebfläche für 
(80 571 ha) entfielen auf die Rebsorten 

Keltertrauben 

Müller-Thurgau 

20 930 ha 

26,0 *>/o 

Riesling 

18 627 ha 

23,1 o/o 

Silvaner 

17 223 ha 

21,4 o/o 

Blauer Portugieser 

4 939 ha 

6,1 «/o 

übrige Rebsorten 

18 852 ha 

23,4 o/o 

Zwischen 1964 und 1971 ergaben sich folgende we- 
sentlichen Veränderungen in der Rebsortenstruktur: 

Müller-Thurgau 

+ 6 815 ha 

+ 48 “/o 

Riesling 

+ 1 544 ha 

+ 9«/o 

Ruländer 

+ 1 419 ha 

+ 111 Vo 

Morio-Muskat 

+ 1 159 ha 

+ 110 “/o 

Scheurebe 

+ 1 050 ha 

+ 307 o/o 

Burgunder 

+ 1 040 ha 

+ 57 »/o 

Silvaner 

- 1 558 ha 

- 8Vo 


Gemessen an der Gesamtrebfläche sind die Rhein- 
pfalz (24,9 Vo), Rheinhessen (23,0 Vo), Mosel-Saar- 
Ruwer (14,4 Vo), Baden (ll,9^/o) und Württemberg 
(8,6 Vo) die wichtigsten Weinbaulandschaften in der 
Bundesrepublik Deutschland. Auf die übrigen Ge- 
biete entfällt ein Rebflächenanteil von insgesamt 
17,2 Vo. 

Ernte, Preise, Produktionswert 

53. Nach der Rekordernte des Jahres 1970 mit 
einem Hektarertrag von 134 hl Weinmost und einer 
Gesamternte von 9,9 Millionen hl wurde im Herbst 
1971 mit einem Ertrag von 80 hl je Hektar und 
einer Gesamternte von 6,0 Millionen hl eine men- 
genmäßige Normalernte eingebracht. Allerdings 
führte die Spitzenqualität des Jahrganges 1971 zu 
einem für die Erzeuger günstigen Preis (vgl. Über- 
sicht 17). Dieser Preisanstieg war auch die Ursache 
dafür, daß der Produktionswert für 1971/72 mit 
983 Millionen DM noch um 15 ^/o über dem Vor- 
jahresergebnis lag. 


^) über die Betriebsstruktur des Weinbaues gibt die 
EWG-Struktur-Erhebung 1966/67 Auskunft. Die Ergeb- 
nisse der Landwirtschaftszählung 1971 liegen noch 
nicht vor. 

2) vgl. auch Materialband, S. 140 


Nach letzten Meldungen überstieg die Weinmost- 
ernte 1972 mit 7,46 Millionen hl die Ernte von 
1971 um 24 Vo. Die Qualität war jedoch wegen der 
ungünstigen Witterungsbedingungen weniger gut 
als im Vorjahr, so daß der Durchschnittspreis im 
Wirtschaftsjahr 1972/73 unter dem Vorjahresergeb- 
nis liegen dürfte. 

Weinmarktbilanz 

54. In der Bundesrepublik Deutschland stand 
1971/72 trotz geringerer Weinerzeugung ein sehr 
großes Angebot an Trinkweinen einschl. Schaum- 
wein vor allem aus höheren Einfuhren und aus 
den großen Beständen des Vorjahres zur Verfügung. 
Die Einfuhren an Wein insgesamt erreichten mit 
7,2 Millionen hl (Vorjahr 6,2 Millionen hl) eine 
Rekordhöhe. Davon kamen allein 6,3 Millionem hl 
(Vorjahr 5,0 Millionen hl) aus EWG-Mitgliedslän- 
dern. 

Der Verbrauch an Trinkwein einschließlich Schaum- 
wein betrug im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 12 Mil- 
lionen hl. Je Einwohner wurde mit 19,4 1 der bisher 
höchste Verbrauch erreicht, 6,4 1 oder rd. 50 Vo mehr 
als vor 10 Jahren. Mit einem weiteren Anstieg des 
Verbrauchs wird gerechnet. Verglichen mit Italien 
und Frankreich ist der Weinverbrauch in der Bun- 
desrepublik nach wie vor niedrig. 

Der Absatz deutscher Weine ist trotz der hohen 
Ernten wegen ihrer guten Qualität glatt verlaufen. 

Übersicht 17 


Weinmosternte, -preise und Produktionswert aus 
Weinmost in der Bundesrepublik Deutschland 

1962 bis 1971 



Weinmosternte 

Wein- 

Produk- 

tions- 

wert 

Millionen 

DM 

Jahr 

hl/ha 

ins- 
gesamt 
1000 hl 

most- 
preis ^ 
DM/hl 

1962 

58,5 

3 928 

121 

477 

1963 

88,3 

6 034 

87 

525 

1964 

104,7 

7 185 

67 

482 

1965 

73,2 

5 035 

105 

529 

1966 

69.5 

4 809 

134 

645 

1967 

87,4 

6 069 

102 

619 

1968 

86,1 

6 048 

110 2) 

664 

1969 

83,4 

5 947 

134 

799 

1970 

134,2 

9 889 

87 

857 

1971 

79,8 

6 027 

163 

983 


0 Die angegebenen Werte stellen die durchschnittlichen 
Preise der im Herbst des jeweiligen Jahres verkauf- 
ten Weinmostmengen dar. 

2) ab 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 

Quelle: Statistisches Bundesamt und BML 
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Im Gegensatz dazu ist es nach dem letzten Lage- 
bericht der EG-Kommission in einigen Gebieten 
der Gemeinschaft zu erheblichen Absatzkrisen, 
Überschüssen und Preisverfall gekommen, die zu 
einer Reihe von Interventionen geführt haben. 

B e tri ebsergebniss e 

55. Das Wirtschaftsjahr 1971/72 brachte für die 
Inhaber von Weinbaubetrieben günstige wirtschaft- 
liche Ergebnisse. Das gilt auch für die hier zu analy- 
sierenden hauptberuflich bewirtschafteten Weinbau- 
betriebe, von denen 216 für den Agrarbericht 1973 
ausgewertet wurden. 

56. Aufgrund der günstigen Preise für die Ernte 
1971 wurde im Durchschnitt der erfaßten Weinbau- 
betriebe 1971/72 ein Betriebseinkommen je AK von 
rd. 20 000 DM erzielt (vgl. Übersicht 18). Das Be- 
triebseinkommen der Betriebe, die weniger stark 
auf den Weinbau spezialisiert sind (Rebflächenan- 
teil zwischen 15 und 30 ^/o an der LF) blieb mit rund 
17 000 DM je AK um rund 4500 DM hinter dem Be- 
triebseinkommen der stärker auf den Weinbau spe- 
zialisierten Betriebe (Rebflächenanteil über BO'^^/o an 
der LF) zurück. 

^) Bericht der Kommission an den Rat über die voraus- 
sichtliche Entwicklung der Neuanpflanzung von Reben 
und der Wiederbepflanzung von Rebflächen in der 
Gemeinschaft sowie über das Verhältnis zwischen Er- 
zeugung und den Verwendungszwecken auf dem 
Weinsektor, Brüssel 28. März 1972, 

2) Ergebnisse aus identischen Betrieben, gegliedert nach 
dem Rebflächenanteil an der LF und dem Grad der 
Hängigkeit der Rebflächen. 


Übersicht 18 

Entwicklung des Betriebseinkommens 
je Arbeitskraft in den Weinbaubetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG 

DM/ AK 


Wirtschaftsjahr 

Weinbaubetriebe 
mit überwiegend 

Flach- und 
Hanglagen 

Steillagen 

1962/63 

10 140 

8 267 

1963/64 

11 566 

10 010 

1964/65 

12 860 

12 679 

1665/66 

13 967 

12 893 

1966/67 

14 495 

14 569 

1967/68 

16 021 

13 349 

1968/69 

19 842 

15 372 

1969/70 

17 796 

14 653 

1970/71 

18 970 


1971/72 

19 204 

20 577 


Zwischen den Betrieben der wichtigsten Weinbau- 
gebiete in der Bundesrepublik traten hinsichtlich 
der Höhe des Betriebseinkommens je AK keine 
Unterschiede auf (vgl. Materialband, S. 143). 

Bei einer Gruppierung der Weinbaubetriebe nach 
der Vermarktungsform ist für die Betriebe mit 
Faßwein- bzw. Flaschenweinvermarktung ein leich- 
ter Einkommensvorsprung gegenüber den Betrieben 
mit Winzergenossenschaftsanschluß festzustellen 
(vgl. Tabelle 53, Materialband S. 144). Die beacht- 
lichen Ergebnisse der Betriebe mit Faßweinvermark- 
tung sind auf die gute Qualität des Jahrgangs 1971 
zurückzuführen, die vom Weinhandel entsprechend 
honoriert wurde. Bei den Betrieben mit Flaschen- 
weinvermaLktung (das Betriebseinkommen je AK 
erreichte hier mit 23 140 DM den höchsten Wert) 
hat sich der gute Jahrgang 1971 ebenfalls schon 
ausgewirkt, obwohl sich noch ein Teil der Ernte am 
Ende des Wirtschaftsjahres beim Erzeuger im Aus- 
bau befand. 


57. Den gegenüber dem Vorjahr gestiegenen Be- 
triebseinkommen je AK liegen folgende Verände- 
rungen in den Ertrags-Aufwandsrelationen zu- 
grunde: 2) 

— Die Einnahmen aus dem Weinbau erhöhten sich 
1971/72 gegenüber dem Vorjahr je Hektar Er- 
tragsrebfläche um 30 bis 40 Vo; je ha LF stieg der 
Betriebsertrag um 10 bis 20 ®/o. 

— Der Sachaufwand lag 1971/72 in den Betrieben 
mit einem Rebflächenanteil zwischen 15 und 
30 Vo an der LF um 2 bis ßVo und in den Betrie- 
ben mit einem Rebflächenanteil über 30 Vo an 
der LF um rund 15®/o über den Vorjahreswerten. 

— Infolge der stärkeren Zunahme des Betriebser- 
trages konnte der Anstieg des Sachaufwandes 
mehr als ausgeglichen werden. 

— Der Arbeitskräftebestand verminderte sich in den 
Weinbaubetrieben mit überwiegend Flach- und 
Hanglagen um 5 bis 8®/o. In den Betrieben mit 
überwiegend Steillagen blieb der Arbeitskräfte- 
bestand konstant. 


58. Nach der Einkommensanalyse II ergab sich für 
die Weinbaubetriebe bei einer Gliederung nach dem 
Rebflächenanteil an der LF und dem Grad der Hän- 
gigkeit der Rebflächen 1971/72 ein Reineinkommen 
je Familien-Arbeitskraft zwischen 18 980 DM (Wein- 
baubetriebe mit einem Rebflächenanteil zwischen 15 
und 30 Vo an der LF und überwiegend Flach- und 
Hanglagen) und 27 160 DM (Weinbaubetriebe mit 
einem Rebflächenanteil über 30 Vo an der LF und 
überwiegend Steillagen). Werden die Betriebe nach 
Weinbaugebieten untergliedert, dann ergibt sich für 
die Betriebe aus Rheinhessen mit 25 120 DM je Fam.- 
AK ein Vorsprung vor den Betrieben der übrigen 
Weinbaugebiete. Die Betriebe aus Baden-Württem- 
berg erzielten 1971/72 dagegen mit 20 080 DM je 
Fam.~AK ein um 20®/o niedrigeres Reineinkommen. 
Bei einer Unterscheidung nach der Vermarktungs- 
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form ist festzustellen, daß die Betriebe mit Faßwein- 
bzw. Flaschenweinvermarktung in der Höhe des 
Reineinkommens je Farn.- AK wieder deutlich vor 
den Betrieben mit Winzergenossenschaftsanschluß 
liegen. 

59 . Bezieht man die übrigen Einkommen wie das 
außerbetriebliche Erwerbs- und das Sozialeinkom- 
men mit in die Analyse ein (Einkommensanalyse III), 
dann ergibt sich ein ähnliches Bild wie bei der übri- 
gen Landwirtschaft. Auch in den hauptberuflich be- 
wirtschafteten Weinbaubetrieben wird das landwirt- 
schaftliche Reineinkommen durch weitere Einkom- 
menselemente ergänzt. Im Durchschnitt der unter- 
suchten Weinbaubetriebe entfällt auf das landwirt- 
schaftliche Reineinkommen 93 Vo des Gesamteinkom- 
mens. Der Rest stammt aus anderen Quellen. Die 
Einkommenskombination ist in den erfaßten Wein- 
baubetrieben aus Baden-Württemberg und aus der 
Rheinpfalz wesentlich stärker als in den Betrieben 
aus dem Gebiet Mosel-Saar-Ruwer. In den erfaßten 
Betrieben aus Rheinhessen spielt die Einkommens- 
kombination keine Rolle. 


60 . Die Flächenausstattung der erfaßten Weinbau- 
betriebe hat sich 1971/72 gegenüber dem Vorjahr 
nicht verändert. Der Rebflächenanteil wurde jedoch 
um durchschnittlich 5 ®/o erhöht. Die Nettoinvesti- 
tionen erreichten 1971/72 wieder den Vorjahres- 
stand. 

Der Anteil des Fremdkapitals hat sich in den Be- 
trieben mit einem Rebflächenanteil zwischen 15 und 
30 ®/o an der LF um gut 15 °/o vermindert. In den 
Betrieben mit einem Rebflächenanteil über 30 Vo an 
der LF ist der Stand der Verbindlichkeiten dagegen 
unverändert geblieben. 

61 . Der Abstand zwischen dem Vergleichsbetriebs- 
einkommen und der Summe der Vergleichsansätze 
(Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 LwG) hat sich 
in den verschiedenen Gruppen der Weinbaubetriebe 
gegenüber dem Vorjahr nicht wesentlich verändert. 
Eine Ausnahme bilden die stärker auf .den Weinbau 
spezialisierten Betriebe mit überwiegend Flach- und 
Hanglagen, bei denen eine spürbare Verschlechte- 


1) Diesen Aussagen liegt ein Vergleich in identischen Be- 
trieben zugrunde. 


Übersicht 19 


Ergebnisse der Ertrags-Aufwandsrechnung gemäß § 4 LwG 
in den Weinbaubetrieben über der Grenze 1967/68 bis 1971/72 


Wirtschaftsjahr 

Ver- 

gleichs- 

ertrag 

Ver- 
gleichs - 
auf- 
wand 

Ver- 

gleichs- 

betriebs- 

einkom- 

men 

Summe 
der Ver- 
gleichs- 
ansätze 

Abstand 

Ver- 

gleichs- 

ertrag 

Ver- 

gleichs- 

auf- 

wand 

Ver- 

gleichs- 

betriebs- 

einkom- 

men 

Summe 
der Ver- 
gleichs- 
ansätze 

Abstand 

DM/ha LF 

O/o 

DM/ha LF 

Vo 


Weinbaubetriebe mit einem Rebflächenanteil von 15 bis 30 ®/o LF 





Flach- und Hanglagenbetriebe 


Steillagenbetriebe 


1967/68 

4 503 

4 841 

2 119 

2 457 

-14 

6 193 

6 509 

3 212 

3 528 

- 9 

1968/69 

4710 

4 784 

2 346 

2 419 

- 3 

6 245 

6 109 

3 694 

3 557 

+ 4 

1969/70 

5816 

5 782 

2 993 

2 961 

-f 1 

5 540 

6 022 

2 924 

3 406 

-14 

1970/71 

5 032 

5 758 

2 391 

3 117 

-23 






1971/72 

5 245 

5 937 

2 485 

3 166 

-22 

5 585 

6 080 

2 977 

3 466 

-14 


Weinbaubetriebe mit einem Rebflächenanteil von 30 und mehr o/o LF 





Flach- und Hanglagenbetriebe 



Steillagenbetriebe 


1967/68 

13 124 

11 810 

6 781 

5 467 

+24 

16 657 

15 906 

9 365 

8 614 

+ 9 

1968/69 

14 807 

12 426 

8 057 

5 676 

+ 42 

14 654 

13 866 

8 876 

8 090 

+ ^0 

1969/70 

11 795 

11 276 

6013 

5 496 

+ 9 

14 008 

14 200 

7518 

7 772 

- 3 

1970/71 

13 657 

12 789 

7 210 

6 342 

+ M 






1971/72 

12 808 

12 989 

5 896 

6 049 

~ 3 

13 936 

13 755 

7 427 

7 214 

+ 3 


0 methodische Hinweise siehe Seite 112 
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rung eintrat (vgl. Übersicht 19). Diese Veränderung 
ist einmal auf einen starken Wechsel in der Daten- 
grundlage zurückzuführen. Zum anderen ist zu be- 
rücksichtigen, daß sich der gute Jahrgang 1971 in 
den Abschlüssen des Wirtschaftsjahres 1971/72 teil- 
weise noch nicht voll ausgewirkt hat. Wie Über- 
sicht 19 zeigt, ergab sich lediglich für die stärker auf 
den Weinbau spezialisierten Betriebe ein ungefährer 
Ausgleich zwischen dem Vergleidisbetriebseinkom- 
men und der Summe der Vergleichsansätze. 


1.4 Forst- und Holzwirtschaft 

62. Das markanteste Ereignis im Jahre 1972 war 
die Strumkatastrophe in Norddeutschland, deren 
Auswirkungen jedoch erst 1973 voll zum Tragen 
kommen. Durch den Orkan im Herbst 1972 wurden 
insgesamt 17,6 Millionen Fm Holz geworfen, da- 
von allein in Niedersachsen 15,9 Millionen Fm. Der 
Schwerpunkt des Schadens liegt bei den Holzarten 
Kiefer und Fichte. Die durch den Sturm angefalle- 
nen Schadholzmengen entsprechen 68 ^/o des für die 
Forstwirtschaftsjahr 1973 für die gesamte Bundes- 
republik vorgesehenen Einschlagsplans. Die Ge- 
samtschadensfläche beträgt fast 120 000 ha; davon 
entfallen über 60 000 ha auf den Privatwald, bei 
dem fast ausschließlich kleinere gemischte land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe (ca. 17 000 Be- 
triebe) betroffen wurden. 

63. Zur Stabilisierung des Holzmarktes hat der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft und mit Zustimmung des Bundes- 
rates bereits unmittelbar nach der Sturmkatastrophe 
eine Verordnung über die Beschränkung des ordent- 
lichen Holzeinschlags der Forstwirtschaft nach dem 
Forstschäden- Ausgleichsgesetz erlassen. 

Mit Verabschiedung dieser Verordnung sind auto- 
matisch auch steuerliche Erleichterungen, insbe- 
sondere für die Forstwirtschaft in Kraft getreten. 
Darüber hinaus hat der Bundesminister der Finan- 
zen umfangreichen Billigkeitsmaßnahmen auf 
steuerlichem Gebiet zugestimmt; hierzu gehören 
z. B. erweiterte Abschreibungsmöglichkeiten und 
Sonderabschreibungen, großzügige Steuerstundun- 
gen, befristeter Verzicht auf Beitreibungsmaßnah- 
men und auf die Erhebung von Säumniszuschlägen. 
Weitere besondere steuerliche Maßnahmen wird 
der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen 
mit den obersten Finanzbehörden der Länder prüfen. 

Um den Erfolg der Einschlagfsbeschränkung nicht 
durch verstärkte Importe zu gefährden, hat die 
Bundesregierung Kontakt mit den Dienststellen der 
EG aufgenommen, um einen rechtlich gangbaren 
Weg zu finden, die Einfuhr der vom Windwurf 
betroffenen Holzsortimente für das Kalenderjahr 
1973 zu beschränken. 

Im übrigen sind unmittelbar nach dem Orkan 
Bundeswehreinheiten zu Aufräumungsarbeiten ein- 
gesetzt worden; für diese Katastrophen-Hilfs- 
leistungen wurde auf die Erstattung der Kosten 
verzichtet. 


Die Deutsche Bundesbahn hat im eigenwirtschaft- 
lichen Interesse zum 15. Januar 1973 einen Aus- 
nahmetarif eingeführt, der Stammholz aus Wind- 
würfen begünstigt. 

64. Die wirtschaftliche Lage der Forst- und Holz- 
wirtschaft hat sich im Vergleich zum Vorjahr nur 
wenig verändert. Der Produktionswert der Forst- 
wirtschaft lag 1972 bei etwa 2,1 Mrd. DM, der 
Produktionswert der Holzwirtschaft bei etwa 24 Mrd. 
DM. Forst- und Holzwirtschaft leisteten 1972 ins- 
gesamt einen Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt in 
Höhe von etwa 18,6 Mrd. DM (vgl. Tabelle 55, Ma- 
terialband). 

65. Der Holzeinschlag belief sich 1972 auf etwa 
24,5 Millionen Efm und lag damit 13 ^/o unter dem 
Vorjahresergebnis. Der Grund hierfür war ins- 
besondere der schleppende Absatz des Industrie- 
holzes, durch den die gesamte Holzmarktlage des 
Jahres 1972 gekennzeichnet war. Der Einschlag von 
Industrieholz war infolge des Nachfragerückgangs 
bei Zellstoff und Papier und der hohen Bevor- 
ratung der Industrie gedrosselt worden. Bei den 
übrigen Rohholzsorten war eine stärkere Nach- 
frage festzustellen. Insbesondere die kräftige Ex- 
pansion auf dem Baumarkt sicherte eine dem Holz- 
angebot entsprechende Nachfrage. Auch die wach- 
sende Bedeutung des Holzes als Konstruktions- 
element (Ingenieurholz, Holzleimbau) wirkte sich 
aus. Trotz der günstigen Nachfrageentwicklung 
beim Bauholz ergaben sich für die Holzwirtschaft 
keine höheren Preise. 

66. Die Bundesrepublik Deutschland zählt mit 
einer jährlichen Einfuhr von über 4 Millionen cbm 
Schnittholz zu den größten Schnittholzimporteuren. 
Sie bezieht Schnittholz vor allem aus Skandinavien 
und dem COMECON-Raum. Bei dem großen Import- 
anteil bei Schnittholz hatten die Einfuhrpreise einen 
entscheidenden Einfluß auf die Höhe der inländi- 
schen Preise für Schnittholz und damit auch für den 
Rohholzpreis, der der heimischen Forstwirtschaft 
geboten werden kann. Auch die Preise für Rohholz 
waren 1971/72 daher nur etwa ebenso hoch wie 
im Vorjahr. 

Die Einfuhr und Ausfuhr von Holz blieb 1972 mit 
13,4 Millionen Fm bzw. 2,0 Millionen Fm nahezu 
konstant. Die Holzexportländer gehen zunehmend 
dazu über, das als Massenware besonders trans- 
portkostenempfindliche Rohholz im eigenen Land 
zu veredeln und Halbfertig- und Fertigprodukte zu 
exportieren. Andererseits führten jedoch verstärkte 
Holzeinfuhren in absetzfemen Grenzgebieten der 
Bundesrepublik zu zunehmendem Preisdruck auf 
dem Holzmarkt. 

Betriebsergebnisse 

67. Das Betriebseinkommen in den Forstbetrieben 
betrug 1972 im Durchschnitt aller Besitzarten 
14 036 DM/ AK und verringerte sich damit im Ver- 
gleich zum Vorjahr um 171 DM/AK (1,2 ‘^/o.) (vgl. 
Übersicht 20). 
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Übersicht 20 


Betriebsergebnisse der Forstbetriebe 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Jahr 

Betriebs- 

ertrag 

Betriebs- 

ein- 

kommen 

Rein- 

ertrag 

Betriebs- 

ein- 

kommen 

DM/ AK 

Forstfläche DM je ha 

1961 

311 

240 

-h64 

9 906 

1969 

323 

234 

+ 22 

12 853 

1970 

356 

262 

+ 37 

14 694 

1971 2) 

352 

248 

+ 14 

14 207 

1972 2) 

341 

244 

+ 11 

14 036 


Für den Staatswald Totalerhebung, für den Körper- 
schaftswald und Privatwald je 100 ausgewählte Be- 
triebe. Der Privatwald unter 100 ha ist nicht erfaßt. 

2) vorläufig 


1 .5 Fischerei 

68 . Der in den letzten Jahren zu beobachtende 
leichte Aufwärtstrend in der Wirtschaftslage der 
Großen Hochseefischerei hat sich 1971 nicht fort- 


gesetzt. Ursache dafür waren ungewöhnlich hohe 
Kostensteigerungen im Frischfischbereich, die zu 
hohen Verlusten bei den Unternehmen führten. Ein 
positives Ergebnis wurde dagegen aufgrund der 
günstigen Preisentwicklung im Frostfischsektor er- 
reicht (vgl. Materialband, Tabelle 58). Auf die Dauer 
können nur noch Vollfroster wirtschaftlich einge- 
setzt werden, wenn es nicht gelingt, die außerge- 
wöhnlich hohen Kostensteigerungen (insbesondere 
Löhne) im Frischfischbereich aufzufangen und den 
Frischfischmarkt zu stabilisieren. 

Die Aufwands- und Ertragslage der Kleinen Hoch- 
see- und Küstenfischerei sowie der Kutterfischerei 
war auch im Jahre 1971 je nach Betriebstyp istark 
differenziert; insgesamt hat sich die Verbesserung 
der wirtschaftlichen Lage dieser Betriebszweige je- 
doch fortgesetzt (vgl. Materialband, Tabelle 59). Die 
beträchtlichen Erlösverbesserungen in diesem Be- 
reich wurden durch die persönliche Einsatzbereit- 
schaft bei geringerem Lohnkostenanteil der hier vor- 
herrschenden Familienbetriebe und durch effizientere 
Vermarktung und weiter erhöhte Qualität ermög- 
licht. Dazu gehört insbesondere die Fortführung 
der Umstellung vom Industriefischfang auf den 
Konsumfischfang. Diesem Betriebszweig bieten sich 
günstige Entwicklungsaussichten, wenn es weiter 
gelingt, die überalterten Schiffe in ausreichendem 
Maße durch Neubauten zu ersetzen. Der Markt für 
Anlandungen der Kutterfischerei ist hinsichtlich 
Menge und Sortiment aufnahme- imd expansions- 
fähig. 
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2 Allgemeine Ziele der Agrar- und Ernährungspolitik 


69. Geht man von den gegenwärtigen und zukünf- 
tigen Schwerpunktaufgaben der Agrar- und Ernäh- 
rungspolitik im gemeinschaftlichen und nationalen 
Bereich aus, so läßt sich die Gesamtheit ihrer Ziele 
in vier zentralen Zielkomplexen (Hauptziele) zu- 
sammenfassen. 

Diese Hauptziele lauten: 

A. Verbesserung der Lebensverhältnisse im länd- 
lichen Raum sowie gleichrangige Teilnahme der 
in in der Land-, Forstwirtschaft und Fischerei 
Tätigen an der allgemeinen Einkommens- und 
Wohlstandsentwicklung. 

B. Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ hoch- 
wertigen Erzeugnissen der Agrarwirtschaft zu 
angemessenen Preisen. 

C. Beitrag zur Lösung der Weltagrar- und -ernäh- 
rungsprobleme und Verbesserung der agrarischen 
Auß enw i rt s cha f t sb e z i ehung en . 

D. Erhaltung, Wiederherstellung und Entwicklung 
der Leistungs- und Nutzungsfähigkeit von Natur 
und Landschaft. 

70. Die Agrarpolitik hat vorrangig den Menschen 
zu dienen, die im ländlichen Raum leben, arbeiten 
oder Erholung suchen. Sie versteht sich heute nicht 
mehr nur als sektoral ausgerichtete Wirtschaftspoli- 
tik, und die Ernährungspolitik dient nicht nur der Ver- 
sorgungssicherung. Die Agrar- und Ernährungspoli- 
tik ist vielmehr ein integraler Bestandteil einer Poli- 
tik zur Lösung zentraler Probleme der Gesamtgesell- 
schaft. Aus der Formulierung der genannten vier 
Hauptziele wird deutlich, daß sich die Zielsetzung 
der Agrar- und Ernährungspolitik in den zurücklie- 
igenden Jahren entscheidend gewandelt hat. 

71. Die hier vorgenommene Strukturierung der 
Ziele für die einzelnen Bereiche der Agrar- und Er- 
nährungspolitik und ihre Zuordnung zu vier Haupt- 
zielen dienen einer systematischeren Darstellung der 
handlungsbestimmenden Wertinhalte auf dem Ge- 
biet der Agrar- und Ernährungspolitik und damit 
einer Verbesserung der Grundlagen für den Pla- 
nungsprozeß und die Entscheidungsfindung. Durch 
die Definition möglichst operationaler Teil- und Ar- 
beitsziele soll ein enger Bezug zu den vielfältigen 
Maßnahmen auf agrar- und ernährungspolitischem 
Gebiet hergestellt werden. Damit ist zugleich eine 
wichtige Grundlage für die immer dringender wer- 
dende Maßnahmenbewertung und -kontrolle — u. a. 
mit Hilfe der Kosten-Nutzen-Analyse — gegeben. 
Das bedeutet jedoch nicht in jedem Falle eine Er- 
leichterung der politischen Entscheidung, da nun- 
mehr auch die Konkurrenz zwischen verschiedenen 
Zielen und die sich daraus ergebenden Entschei- 
dungskonflikte deutlicher erkennbar werden. 


Nachfolgend sollen die wichtigsten Teilziele der 
vielfältigen agrar- und ernährungspolitischen Tätig- 
keitsbereiche den vier Hauptzielen zugeordnet wer- 
den. 

Zu A. 

72. Die Teilnahme der in Land- und Forstwirtschaft, 
Gartenbau und Fischerei Tätigen an der allgemeinen 
Einkommens- und Wohl Stands ent Wicklung kann nur 
durch einen abgestimmten Einsatz vielfältigster poli- 
tischer Aktivitäten erreicht werden. Sie erfordert 
einen Maßnahmenkatalog, der im umfassenden 
Sinne auf die Entwicklung des ländlichen Raumes 
ausgerichtet ist und so die Verbesserung der Lebens- 
verhältnisse im gesamten ländlichen Raum zum Ge- 
genstand der Agrarpolitik macht. In vielen Bereichen 
ergeben sich dabei enge Wechselbeziehungen, die 
hohe Anforderungen an die Koordination der Einzel- 
aktivitäten stellen, so beispielsweise Im Bereich der 
beiden Gemeinschaftsaufgaben „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" und „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur". 

Im einzelnen lassen sich dem Hauptziel A. folgende 
Teilziele der verschiedenen agrarpolitischen Aktivi- 
tätsbereiche zuordnen. 

Im Bereich der Erzeugungs-, Markt- und Preispolitik: 

— Verbesserung der Voraussetzungen für eine 
kostengünstige Agrarproduktion, u. a. durch 
überbetriebliche Zusammenarbeit, 

— stärkere Verbreitung der Vertragslandwirtschaft, 

— Verbesserung des Agrarpreisniveaus durch ge- 
zielte Preisanhebungen unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Einkommens- und Kostenent- 
wicklung und im Rahmen der gesamtwirtschaft- 
lichen Erfordernisse, 

— Stabilisierung der Märkte durch Abbau und Ver- 
hinderung von Überschüssen und marktgerechte 
Gestaltung der Preisrelationen, 

— Abbau von Wettbewerbsver Zerrungen in der 
EWG, 

— Verbesserung der Marktstellung der Erzeuger 
auf den Inlands- und Auslandsmärkten sowie der 
Markttransparenz, 

— Grenzausgleich zur Abwendung von Erlösminde- 
rungen der Landwirtschaft im Falle zukünftiger 
Währungsveränderungen. 

Im Bereich der Strukturpolitik: 

— Verbesserung der allgemeinen Lebensbedingun- 
gen der Bevölkerung insbesondere im ländlichen 
Raum, 
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— Förderung der Mobilität der in der Landwirt- 
schaft eingesetzten Produktionsfaktoren, insbe- 
sondere Arbeit und Boden, 

— Mobilisierung des Bodens für infra- und wirt- 
schaftsstrukurelle Entwicklungsvorhaben, 

— Einkommensverbesserung durch Verbesserung 
der Produktivität in Erzeugung und Vermark- 
tung, 

— Schaffung der Voraussetzungen für außerland- 
wirtschaftliche Arbeitsplätze und damit Über- 
gang zu Berufs- und Einkommenskombinationen 

Im Bereich der Sozialpolitik; 

— Ausbau der sozialen Sicherung, 

— Bessere Organisation und Nutzung der Betriebs- 
hilfsdienste, 

— Vermeidung sozialer Härten aus dem strukturel- 
len Anpassungsprozeß der Landwirtschaft. 

Im Bereich der Steuerpolitik: 

— Berücksichtigung des engen steuerlichen Bela- 
stungsspielraums der Landwirtschaft bei d:er Re- 
form der Grund-, Vermögen- und Erbschaftsteuer 
sowie bei Bewertungsfragen in der Bodenpolitik, 

— Abbau steuerlicher Mehrbelastungen bei Einrich- 
tung und Tätigkeit von landwirtschaftlichen Ko- 
operationen. 

Im Bereich der Bildungspolitik: 

— Herstellung der Chancengleichheit im Bildungs- 
angebot für die ländliche Bevölkerung, 

— Ausrichtung des Bildungsangebots auf den Struk- 
turwandel, 

— Ausbau des landwirtschaftlichen Beratungswe- 
sens und Verbesserung des Umschulungsange- 
bots. 

Zu B. 

73 . Auf gleichem Rang mit der Agrarpolitik als 
umfassender Gesellschaftspolitik für den ländlichen 
Raum steht die Ernährungspolitik als umfassende 
Politik für den Funktionsbereich Ernährung. Sie muß 
die Voraussetzungen dafür schaffen, daß sich ein 
kritischer und informierter Verbraucher auf einem 
funktionsfähigen Ernährungsgütermarkt mit be- 
darfsgerechten und qualitativ hochwertigen Produk- 
ten auf Grund eines freien Kaufentscheides zu an- 
gemessenen Preisen versorgen kann. Ferner gehört 
es zu ihrer Aufgabe, die differenzierten und sich 
wandelnden Bedürfnisse der Verbraucher im Bereich 
der Ernährung in ein ausgewogenes Konzept der 
Ernährungs- und Agrarpolitik einzuordnen. Sie ver- 
folgt dabei vor allem folgende Teilziele: 

— Sicherung einer ausreichenden und kontinuier- 
lichen Versorgung mit qualitativ hochwertigen 
Ernährungsgütern aus dem In- und Ausland, die 
den differenzierten und sich wandelnden Ver- 
braucherwünschen entsprechen, 

— Sicherstellung einer ernährungsphysiologisch un- 
bedenklichen Anwendung von Hilfsstoffen, die 
für Produktion und Verarbeitung notwendig sind, 


— Schutz des Verbrauchers vor gesundheitlichen 
Schäden sowie vor Irreführung und Täuschung, 

— Festlegung von handelsklassenrechtlichen Nor- 
men und Qualitätsvorschriften für weitere Pro- 
dukte, 

— Verbesserung des Wissensstandes der Bevölke- 
rung über Ernährung, die Qualität der Nah- 
rungsmittel, Vorratshaltung und preiswertes 
Einkäufen, 

— Berücksichtigung der Verbraucherinteressen bei 
agrarpolitischen Maßnahmen, 

— Stärkung der Stellung des Verbrauchers als 
Marktpartner. 

Zu C. 

74 . Ziel einer internationalen Agrar- und Ernäh- 
rungspolitik ist die Herbeiführung eines langfristi- 
gen Ausgleichs von Angebot und Nachfrage auf den 
Weltagrarmärkten sowie die Bewältigung der Un- 
terversorgung mit Nahrungsmitteln in Entwick- 
lungsländern. Dabei werden insbesondere folgende 
Teilziele verfolgt: 

— Berücksichtigung des weltweiten Wandels der 
Ernährungsgewohnheiten durch Anpassung der 
Produktion an den veränderten Bedarf, 

— Verbesserung der Import- und Exportmöglich- 
keiten für Agrarprodukte durch Abbau von Han- 
delshemmnissen, 

— Stabilisierung der Weltagrarmärkte unter ande- 
rem im Rahmen von multilateralen Handelsver- 
handlungen und durch Abschluß, Verlängerung 
und Verbesserung von Grundstoffabkommen in 
geeigneten Fällen, 

— Unterstützung der Bemühungen der Entwick- 
lungsländer, ihren Nahrungsmittelbedarf aus 
eigener Kraft zu decken, 

— Linderung der Not in Katastrophenfällen durch 
Bereitstellung von Nahrungsmitteln, 

— Mitwirkung bei der Aufstellung einer Welt- 
ernährungsbilanz. 

Zu D. 

75 . Die Belastung des Naturhaushalts hat teilweise 
bedrohliche Ausmaße erlangt. Der Umweltschutz ist 
daher zu einer vorrangigen politischen Aufgabe ge- 
worden, die alle wichtigen Bereiche der Agrar- und 
Ernährungspolitik direkt oder indirekt berührt. Bei 
allen agrarpolitischen Maßnahmen wird zukünftig 
noch stärker als bisher das Hauptziel D berücksich- 
tigt. Im Vordergrund stehen dabei folgende Teil- 
ziele: 

— Sicherung der natürlichen Umwelt des Menschen 
in einem für seine Gesundheit und sein mensch- 
liches Dasein notwendigen Zustand, 

— Schutz der Natur vor unerwünschten Auswirkun- 
gen, die durch menschliche Eingriffe in den Na- 
turhaushalt entstehen, insbesondere Sicherung 
der Umweltfunktion des Waldes, 
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— Verminderung der durch solche Eingriffe ent- 
standenen Gefahren, Schäden, Nachteile oder Be- 
lästigungen, 

— Sparsame Nutzung des Naturpotentials, 

— Sicherung der Erholungs- und Freizeitlandschaft 
für die Industriegesellschaft bei freiem Zugang 
der Bevölkerung, 

— Einschränkung der Anwendung umweltfeind- 
licher Stoffe. 
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3 Erzeugungs-, Markt- und Preispolitik 


3.1 Ernährungspolitische Aspekte 

der landwirtschaftlichen Erzeugung 

3.11 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

76. Ernährungspolitik beginnt bei der Erzeugung. 
Hinsichtlich der mengenmäßigen Versorgung kann 
davon ausgegangen werden, daß bei dem hohen 
Selbstversorgungsgrad in vielen Bereichen Bedarfs- 
lücken derzeit ohne Schwierigkeiten durch Importe 
gedeckt werden können. Dagegen ist die Sicherung 
und Verbesserung der Qualität der Nahrungsgüter 
eine ständige Aufgabe. Qualitätserzeugnisse müssen 
günstige Verwertungs- und ernährungsphysiolo- 
gische Eigenschaften aufweisen sowie einem hohen 
hygienischen Standard und handelsklassenrecht- 
lichen Normen entsprechen. Rückstände oder Konta- 
minationen (Verunreinigungen) der verschiedensten 
Herkunft dürfen sie nicht oder nur innerhalb für 
den Verbraucher gesundheitlich unbedenklicher 
Toleranzwerte enthalten. 

Es ist notwendig, bereits bei der landwirtschaftlichen 
Erzeugung sowie bei Nahrungsmitteleinfuhren im 
Interesse der Verbraucher Wertmaßstäbe anzule'gen, 
die eine einwandfreie Nahrungsmittelqualität sicher- 
stellen. 

77. Im Pflanzenbau hat die spezielle Intensität wei- 
ter zugenommen. Durch Ausnutzung züchterischer 
Fortschritte, Anwendung moderner Anbaumethoden 
und Verfahrenstechniken sowie durch gezielten Ein- 
satz im spezialisierten Produktionsprozeß unentbehr- 
licher Hilfsstoffe konnten neben Ertragssteigerungen 
deutliche Qualitätsfortschritte erreicht werden. So 
nahm z. B. der Anteil an hochwertigem inländischen 
Backweizen weiter zu. Im Kartoffelbau konnte den 
Verbraucherwünschen durch verstärkte Ausrichtung 
nach Verwendungszwecken besser Rechnung getra- 
gen werden. Besondere Bedeutung hinsichtlich des 
Verbraucher- und Umweltschutzes kommen der 
weiter ausgebauten Resistenzzüchtung zu sowie der 
ständigen Anpassung der Rechtsvorschriften und 
der Anwendungsberatung beim Pflanzenschutz, bei 
der Düngung und bei der Abfallbeseitigung an den 
neuesten Stand der Erkenntnis. Es wird heute allge- 
mein anerkannt, daß das deutsche Pflanzenschutz- 
recht auch unter ernährungspolitischen Aspekten 
zum fortschrittlichsten in der Welt gehört. 

78. In der tierischen Produktion haben züchterische 
Erfolge, zweckentsprechende Tierernährung sowie 
mit Bundesmitteln unterstützte Leistungs- und Qua- 
litätskontrollen außer zu Leistungssteigerungen auch 
zu einer weiteren Verbesserung der Qualität der 
Erzeugnisse geführt. Bei der zunehmenden Verwen- 
dung von Handelßfuttermitteln, insbesondere von 


gewerblich hergestellten Mischfuttermitteln mit pro- 
duktionssichernden und technologisch notwendigen 
Futtermittelzusätzen, haben futtermittelrechtliche 
Regelungen, die den Interessen von Erzeugern und 
Verbrauchern gleichermaßen angemessen Rechnung 
tragen, weiter an Bedeutung gewonnen. 

Hohe und qualitativ einwandfreie Leistungen kön- 
nen nur von Tieren erbracht werden, die gesund 
sind und bei deren Haltung die vom Tier selbst 
gesetzten arteigenen biologischen Grenzen beachtet 
werden. Die staatliche Tierseuchenbekämpfung so- 
wie die Bestimmungen gegen die Einschleppung von 
Tierseuchen haben auch im Berichtszeitraum zur 
Erhaltung der Tiergesundheit erfolgreich beige- 
tragen. 

3,12 Ziele 

79. Ziel der Emährungspolitik im Bereich der land- 
wirtschaftlichen Erzeugung ist die Bereitstellung 
solcher Nahrungsgüter in ausreichender Menge und 
zu angemessenen Preisen, die günstige Verwer- 
tungs- und ernährungsphysiologische Eigenschaften 
aufweisen und die frei sind von Rückständen oder 
Kontaminationen (Verunreinigungen) der ver- 
schiedenen Herkunft oder die Rückstände nur in 
solchen Mengen enthalten, daß sie für den Verbrau- 
cher gesundheitlich unbedenklich sind. Zur Wah- 
rung der Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft 
der Bundesrepublik in der Gemeinschaft ist es 
jedoch gleichzeitig erforderlich, innerhalb dieser 
Grenzen den technischen Fortschritt voll zu nutzen. 


3.13 Maßnahmen 

80. Im Bereich der tierischen Erzeugung unter- 
stützt die Bundesregierung drei größere Zuchtpro- 
gramme bei Rindern, Schweinen und Schafen, deren 
wesentliches Ziel u. a. die Erzeugung ausreichender 
Mengen qualitativ hochwertigen Fleisches ist sowie 
die Entwicklung einer neuen Technologie der Milch- 
gewinnung. 

Dem Schutz und Wohlbefinden des Tieres im Rah- 
men moderner Produktions-, Haltungs-, Versuchs-, 
Handels- sowie Transportgegebenheiten trägt das im 
Juli 1972 verkündete bundeseinheitliche Tierschutz- 
gesetz Rechnung. 

81. Die Bundesregierung wird auch künftig die 
Pflanzenzüchtung unterstützen. Die Förderung soll 
dazu beitragen, qualitativ hochwertige und resistente 
Sorten zu entwickeln, die eine Reduzierung der 
sonst notwendigen Pflanzenschutzmaßnahmen er- 
möglichen. Das Sortenschutzgesetz und das Saat- 
gutverkehrsgesetz dienen dem Schutz der Züchter 
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und der Saatgutkäufer. Die Novellierung dieser Ge- 
setze wird vorbereitet. 

82. Im Bereich des Pflanzenschutzes ist vorgese- 
hen, die Bestimmungen über Anwendungsverbote 
und -besdiränkungen für Pflanzenschutzmittel auf 
weitere gesundheitlich bedenkliche Stoffe auszu- 
dehnen. Außerdem fördert die Bundesregierung die 
Entwicklung und Verbreitung von biologisch-inte- 
grierten Pflanzenschutzverfahren, um auf diese 
Weise den Mitteleinsatz insgesamt zu reduzieren 
und unter Aufrechterhaltung der notwendigen 
Schutzfunktionen die Anwendung toxischer und 
schwer abbaubarer Präparate weiter einzuschränken. 

83. Im Futtermittelrecht werden in Ausführung 
einschlägigeT EWG-Richtlinien nationale Rechtsvor- 
schriften vorbereitet, die den Einsatz von Zusatz- 
stoffen in Futtermitteln sowie das Vorkommen ge- 
sundheitlich bedenklicher Stoffe bei Futtermitteln 
eingehend und überprüfbar regeln und eine einheit- 
liche Handhabung der Analysemethoden bei der 
amtlichen Überwachung gewährleisten. Außerdem 
werden die bereits für Mischfuttermittel getroffenen 
Regelungen über Höchstgehalte an Schadstoffen auch 
auf Einzelfuttermittel ausgedehnt. 

84. Im Zuge weiterer Arbeiten zur Rechtsharmo- 
nisierung in der EWG und in Anpassung an neue 
wissenschaftliche Erkenntnisse sowie an Fortschritte 
in der Herstellung, dem Vertrieb und insbesondere 
der Anwendung von Futtermitteln ist beabsichtigt, 
die gesamte Materie des Futtermittelrechts durch ein 
neues Futtermittelgesetz zu reformieren. 

85. In einer umfangreichen Novelle zum Viehseu- 
chengesetz sind u. a. sowohl die Wirksamkeit not- 
wendiger Bekämpfungsmaßnahmen verbessert als 
auch die Tierseuchenentschädigung im allgemeinen 
für den Tierhalter günstiger gestaltet worden. Aller- 
dings werden in Massentierhaltungen wegen des 
erhöhten Seuchenrisikos Tiervexluste künftig nur 
noch zu -80 ^/o entschädigt werden. Auch die Beiträge 
zu den Tierseuchenkassen müssen künftig nach der 
Größe der Bestände gestaffelt werden. Die Vor- 
schrift, daß nur noch- Rinder aus amtlich anerkann'- 
ten tuberkulöse- und brucellosefreien Beständen in 
den freien Verkehr kommen dürfen, ermöglicht den 
Fortfall der bisher notwendigen Gesundheitsbeschei- 
nigungen (Grüner Schein) und damit die Einführung 
von Erleichterungen im innerstaatlichen Viehhandel. 
Weiterhin ist beabsichtigt, in einem neuen Tier- 
körperbeseitigungsgesetz die für Mensch und Tier 
unschädliche Beseitigung aller von Tieren stammen- 
den Abfälle umfassend zu regeln. 

Neben dem Ratifikationsgesetz zum Europäischen 
Übereinkommen über den Schutz von Tieren beim 
internationalen Transport, das dem Deutschen Bun- 
destag zur Behandlung vorliegt, werden nach Ab- 
schluß der bereits laufenden wissenschaftlichen Un- 
tersuchungen Über Tierschutzmindestforderungen 
entsprechende Rechtsverordnungen zum Tierschutz- 
gesetz auf der nationalen Grundlage geschaffen. 


3.2 Bezugsmärkte für Produktionsmittel 
und Dienstleistungen 

3.21 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

86. Der Anteil der Vorleistungen im Agrarbereich 
steigt absolut und im Verhältnis zum Produktions- 
wert kontinuierlich an. 

Trotz der erhöhten Direktverfütterung von Getreide 
in den landwirtschaftlichen Betrieben nahm der Ver- 
brauch sowohl an Mischfutter als auch an Ölkuchen 
weiter zu. Der gesamte Futtermittelzukauf erreichte 
1971/72 einen Wert von 6,32 Mrd. DM, von denen 
wie im Vorjahr etwa 60 Vo auf Mischfutter und 40 Vo 
auf Einzelfuttermittel entfielen. Die Kapazität der 
Mischfutterwerke ist auch im vergangenen Jahr wei- 
ter vergrößert worden, obwohl bereits vorhandene 
Kapazitäten nicht in allen Fällen voll ausgelastet 
waren. Das große inländische Angebot an Futter- 
getreide aus der Ernte 1971 sowie relativ billige 
Einfuhren bewirkten, daß die Futtermitteleinkaufs- 
preise unter denen des Vorjahres lagen (vgl. Mate- 
rialband, Tabelle 4). Die Anhebung der Interven- 
tionspreise für Getreide zu Beginn des laufenden 
Wirtschaftsjahres sowie die Verknappung des An- 
gebotes an Sojabohnen und Fischmehl auf dem 
Weltmarkt haben in der zweiten Jahreshälfte 1972 
zu einem beträchtlichen Anstieg der Preise für Zu- 
kauffuttermittel geführt. 

87. Die Entwicklung der inländischen Saatgutver- 
mehrungsflächen war 1972 gekennzeichnet durch 

— ■ weiteren Rückgang bei Pflanzkartoffeln ( — 15 Vo), 

— Einschränkung bei Getreide (— 7’^/o), 

— weiter anhaltende Ausdehnung bei Hybridmais 
( + 25®/o) sowie bei Ölsaaten, insbesondere für 
den Zwischenfruchtbau, 

— ■ etwa gleichbleibende Gesamtfläche bei Futter- 
pflanzen mit größeren Änderungen bei einzelnen 
Arten. 

88. Der Verbrauch an Handelsdüngemitteln er- 
reichte im Wirtschaftsjahr 1971/72 bei Stickstoff die 
Höhe des Vorjahres; bei den' übrigen Nährstoffen ist 
er etwas gestiegen. Der Anteil an Importware — 
vorwiegend Kalkamonsalpeter und Harnstoff — 
nahm erneut zu und erreichte mit 228 000 t N etwa 
20 '^/o. Preissteigerungen traten l'971/72 vor allem bei 
Mehrnährstoffdüngern ein. Am 1. Mai 1972 wurden 
erstmals seit 1959 'die Kalipreise erhöht, und zwar 
um 7 ‘^/q. 

89. Die Produktion an Pflanzenschutzmitteln ins- 
gesamt hat 1971/72 in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenüber dem Vorjahr wertmäßig um knapp 
10 ^/o abgenommen. Der Rückgang war die Folge 
verringerter Absatzmöglichkeiten beim Inlandge- 
schäft teils bedingt durch die Witterungsverhält- 
nisse, teils durch vorübergehend aufgetretene 
Schwierigkeiten bei Herstellung und Vertrieb im 
Zuge der Umstellung auf das neue Zulassungsver- 
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fahren für Pflanzenschutzmittel. Die Anwendung 
von (DDT in der Landwirtschaft wurde 1971 verboten, 
so daß dieser Wirkstoff bei der Nahrungsgüterpro- 
duktion nicht mehr eingesetzt werden darf. 

90. Der Verbrauch von Dieselkraftstoff hat sich 
1971 gegenüber dem Vorjahresverbrauch von etwa 
1,3 Mrd. 1 nur noch geringfügig erhöht. Eine wesent- 
liche Zunahme ist auch in den nächsten Jahren in- 
folge des bereits erreichten hohen Mechanisierungs- 
standes und des fortschreitenden Strukturwandels 
nicht mehr zu erwarten. Die von der Landwirtschaft 
zu zahlenden Preise für Dieselkraftstoff bewegten 
sich unter Berücksichtigung der Gasölverbilligung 
in den letzten Jahren etwa in gleicher Höhe wie 
1962/63. 

Der Verbrauch an elektrischer Energie einschließlich 
Haushalt erhöhte sich im Jahre 1971 um knapp 
0,4 Mrd. kWh auf 5,4 Mrd. kWh. 

91. Das Volumen von neuerrichteten landwirt- 
schaftlichen Betriebsgebäuden ging im Jahre 1971 
gegenüber dem Vorjahr um 12 ^/o zurück, während 
sich die Bruttoinvestitionen infolge gestiegener Bau- 
preise nur um 3 Vo verringerten. Im Jahre 1971 ist 
der Anteil der Fertigbauweise im landwirtschaft- 
lichen Bauwesen weiter angestiegen und erreichte 
10 % des Gesamtvolumens. 

92. Die gegenüber früheren Jahren nachlassende 
Investitionstätigkeit bei Landmaschinen, Acker- 
schleppern, sonstigen Kraftfahrzeugen und techni- 
schen Einrichtungen erklärt sich sowohl aus dem 
bereits erreichten hohen Mechanisierungsstand als 
auch aus dem fortschreitenden Strukturwandel und 
der zunehmenden Spezialisierung und Kooperation 
in der Landwirtschaft. In den kommenden Jahren ist 
kaum noch mit einem nennenswerten jährlichen Zu- 
wachs der Investitionsausgaben für Ackerschlepper, 
Landmaschinen und technische Einrichtungen zu 
rechnen. Der Strukturwandel der deutschen Land- 
maschinenindustrie der durch Firmenzusammen- 
schlüsse, Produktionsverlagerungen, Spezialisierung 
oder Betriebsaufgaben gekennzeichnet ist, hat sich 
auch unter dem Einfluß zunehmender ausländischer 
Konkurrenz weiter fortgesetzt. 

93. Neben Beratungs- und Informationshilfen so- 
wie veterinärmedizinischen Hilfen werden Dienst- 
leistungen vor allem bei der Unterhaltung und dem 
überbetrieblichen Einsatz von Produktionsmitteln in 
Anspruch genommen. Allein die Unterhaltung des 
gesamten Landmaschinenparks kostete im Jahre 
1971/72 rd. 3 Mrd. DM. Betriebshilfsdienste und 
überbetrieblicher Maschineneinsatz durch Lohn- 
unternehmen, Maschinenringe und Maschinenge- 
meinschaften mit und ohne Bedienungspersonal ha- 
ben auch im Berichtsjahr weiter zugenommen. Vor 
allem Maschinenringe bemühen sich über die reine 
Maschinenbereitstellung bzw. -Vermittlung hinaus, 
ihre Mitglieder auch in anderen technischen, organi- 
satorischen und ökonomischen Fragen der Arbeits- 
erledigung zu beraten (vgl. Materialband, Tabelle 
145). Das gilt besonders für die Maschinenringe, 


die vom Bund und den Ländern auch 1971/72 Bei- 
hilfen zur Deckung ihrer Organisationskosten er- 
hielten. 

3.22 Ziele 

94. Ziel der Bundesregierung ist es, die Voraus- 
setzungen für eine kostengünstige Versorgung mit 
funktionsgerechten und umweltfreundlichen Produk- 
tionsmitteln und Dienstleistungen zu gewährleisten. 
Dabei wird angestrebt, mögliche Wettbewerbsnach- 
teile der deutschen Landwirtschaft gegenüber ande- 
ren Ländern, insbesondere den EWG-Ländern, von 
vornherein zu vermeiden oder durch entsprechende 
Hilfen weitgehend auszuschalten. 

3.23 Maßnahmen 

95. Die ab März 1972 infolge der Mineralölsteuer- 
erhöhung von 32,15 Pf/1 auf 36,15 Pf/1 angehobene 
Dieselkraftstoffverbilligung für die Landwirtschaft 
wird fortgeführt. Damit konnte die Mineralölsteuer- 
erhöhung für die Landwirtschaft ausgeglichen wer- 
den. Außerdem ist die Bundesregierung bemüht, 
eine Vereinfachung des derzeitigen Verbilligungs- 
verfahrens zu erreichen. 

Bei der ab 1974 in Kraft tretenden neuen Bundes- 
tarifordnung Elektrizität werden die Belange der 
Landwirtschaft weitgehend berücksichtigt werden. 

96. Neben der Fortführung der Investitionsförde- 
rung bei landwirtschaftlichen Bauten und Maschinen 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" ist 
die Bundesregierung im Einvernehmen mit den Län- 
dern weiter darum bemüht, die baurechtlichen Be- 
stimmungen zu vereinheitlichen und an die objek- 
tiven Notwendigkeiten anzupassen. Möglichkeiten 
hierzu werden z. Z. in einer von der Bundesregie- 
rung in Auftrag gegebenen Enquete untersucht. Die 
Vereinheitlichung soll zu der angestrebten Erleich- 
terung und Verbilligung des landwirtschaftlichen 
Bauens beitragen. Darüber hinaus will die Bundes- 
regierung durch Bereitstellung von Beratungshilfs- 
mitteln, insbesondere über Kostenvorteile der Ein- 
fachbauweise, die Bauberatung bei der Vermittlung 
von Entscheidungshilfen unterstützen. Auf Initiative 
der Bundesregierung werden z, Z. Möglichkeiten zur 
Errichtung von Modell- und Demonstrativbauvor- 
haben für landwirtschaftliche Betriebsgebäude in 
einer besonderen Projektgruppe bearbeitet. 

Der weiteren Rationalisierung der Produktionsver- 
fahren durch verbesserte und kostengünstigere Ge- 
bäude und Maschinen dienen auch die umfang- 
reichen Arbeiten des Kuratoriums für Technik und 
Bauwesen in der Landwirtschaft (KTBL) und die 
Testergebnisse der Prüfungsabteilung für Landma- 
schinen der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft. 
Beide Institutionen erhalten von der Bundesregie- 
rung Zuschüsse. Die Landwirtschaft wird laufend auf 
die Notwendigkeit und Kostenvorteile sowohl einer 
sachgerechten Maschinenpflege und Eigenhilfe als 
auch einer überbetrieblichen Maschinenverwendung 
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hingewiesen. Die Bundesregierung fördert die über- 
betriebliche Maschinenverwendung durch Aus- und 
Fortbildungslehrgänge für Geschäftsführer von Ma- 
schinenringen. 

97, Auf dem Saatgutsektor und bei der Pflanzen- 
zucht wird die Bundesregierung eine Novellierung 
des Saatgutverkehrsgesetzes und des Sortenschutz- 
gesetzes einschließlich der Durchführungsverord- 
nungen einleiten und die Einführung der gemein- 
samen Marktorganisation für Saatgut durch natio- 
nale Übergangsmaßnahmen erleichtern. Außerdem 
werden im Interesse einer Deckung des Saatgutbe- 
darfs mit leistungsfähigen Qualitätssorten die Pflan- 
zenzucht und Saatgutwirtschaft durch Bundesfor- 
schungsanstalten und andere Fachinstitutionen, ins- 
besondere auch durch den Aufbau einer Genbank, 
unterstützt. 

98, Durch die bestehenden und dem wissenschaft- 
lichen Erkenntnisstand laufend anzupassenden An- 
wendungsbeschränkungen und -verböte für eine 
Reihe von Pflanzenschutzmitteln wird der Markt- 
anteil der Präparate auf der Basis von persistenten 
chlorierten Kohlenwasserstoffen künftig weiter er- 
heblich abnehmen. Im Rahmen der amtlichen Pflan- 
zenschutzmittelzulassung ist beabsichtigt, sämtliche 
auf dem Markt befindlichen Pflanzenschutzmittel 
auch einer besonderen Prüfung auf ihre nützlings- 
schonenden Eigenschaften zu unterziehen. Die nütz- 
lingsschonenden Präparate sollen durch entspre- 
chende Hinweise auf den Verpackungen kenntlich 
gemacht werden. 


3.3 Vermarktung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse 

3.31 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

99. Die volkswirtschaftliche Verflechtung der Land- 
wirtschaft hat weiter zugenommen. Unternehme- 
rische Leistungen der Landwirtschaft, wie sie der 
Wettbewerb im gemeinsamen Europäischen Agrar- 
markt fordert, sind nur durch Arbeitsteilung und 
Spezialisierung, Anwendung wissenschaftlicher Er- 
kenntnisse und den Einsatz umfangreicher Vorlei- 
stungen aus den der Landwirtschaft vorgelagerten 
Bereichen zu erzielen. 

Mit dem Wandel von einem Erzeuger- zu einem 
Verbrauchermarkt ging auch eine Veränderung des 
Absatzes landwirtschaftlicher Erzeugnisse einher. 
Der Absatz ist heute technisiert und in Funktionsab- 
schnitte gegliedert. Der einzelne Landwirt überläßt 
die Vermarktung bis auf wenige Ausnahmen (Di- 
rektvermarktung z. B. bei Eiern) den nachgelager- 
ten Stufen. Die Landwirtschaft sowie die ihr vor- 
und nachgelagerten Bereiche bilden jedoch in vieler- 
lei Hinsicht eine heute viel engere, ineinandergrei- 
fende wirtschaftliche Einheit. 

100. Einige Bereiche der Landwirtschaft sind der 
Technisierung besonders zugänglich. So sind vor 
allem in der Geflügelwirtschaft Verlagerungen der 


Eier- und Geflügelproduktion zu größeren Tierbe- 
ständen zu beobachten. Insbesondere in den letzten 
Jahren wurden hochtechnisierte große Geflügelhal- 
tungen vielfach in der Form der GmbH & Co KG mit 
Hilfe landwirtschaftsfremder Kapitalgeber errichtet. 
Diese Entwicklung wurde durch steuerliche Bestim- 
mungen begünstigt; durch das zweite Steuer ände- 
rungsgesetz sind diese Vergünstigungen weitgehend 
beseitigt worden. Verschiedentlich sind auch vor- 
und nachgelagerte Stufen (Kükenproduzenten, Fut- 
termittelhersteller, Eierhandel) kapitalmäßig an die- 
sen Gesellschaften beteiligt. Mehrere dieser Gesell- 
schaften schlossen sich zu Unternehmensgruppen 
mit eigener Vermarktung zusammen; eine weitere 
Konzentration des Angebotes erfolgte durch Zu- 
sammenschlüsse derartiger Gruppen. 

1971 wurden 73 Betriebe mit mehr als 50 000 Hen- 
nen, davon 49 Betriebe ohne landwirtschaftliche 
Nutzfläche oder nur mit geringer Nutzfläche (unter 
5 ha) gezählt. Die Hennenzahl in den letztgenann- 
ten Betrieben betrug ca. 5,6 Millionen Hennen (das 
sind durchschnittlich je Betrieb 114 000 Hennen). 
Auf diese Betriebe dürften 9 bis 10 Vo der Eierpro- 
duktion in der Bundesrepublik Deutschland ent- 
fallen. 

Die in den Jahren 1968/69 zu beobachtende Ent- 
wicklung der Vertragshennenhaltung auf Basis von 
Garantieverträgen hat — bedingt durch die Preis- 
situation der letzten Jahre — keine weitere Be- 
deutung erlangt. Demgegenüber wurden im Mast- 
bereich sowohl Zusammenschlüsse der Mäster zu 
Erzeugergemeinschaften als auch in stärkerem Um- 
fange Mastgesellschaften von Landwirten unter fi- 
nanzieller Beteiligung der vor- und nachgelagerten 
Stufen (Brütereien, Schlachtereien) gebildet. 1971 
wurden 62 Betriebe mit mehr als 50 000 Hähnchen 
je Bestand gezählt (je Betrieb durchschnittlich 
108 000 Tiere). Unter diesen Betrieben befinden 
sich nach Angaben der Wirtschaft 42 Mastgesell- 
schaften mit ca. 30 Vo der Gesamtproduktion in der 
Bundesrepublik. 

101. Ähnliche Entwicklungen sind auch in der 
Schweinemast zu erwarten, obgleich Nachzuchtpro- 
bleme und Seuchengefahren die Zunahme von 
Großunternehmen erschweren. Die Rindermast in 
flächenarmen Großbetrieben auf der Basis von zuge- 
kauftem Futter, wie sie in den USA und Kanada, 
aber auch vereinzelt in Italien zu beobachten ist 
(sog. Feedlots), hat unter deutschen Rindfleisch- 
Getreidepreisverhältnissen noch keine wirtschaft- 
liche Bedeutung erlangt. In der Bundesrepublik 
bietet nach wie vor das wirt;schaftseigene Futter 
die billigste Futtergrundlage. 

102. Die Marktstellung der landwirtschaftlichen 
Erzeuger ist dadurch gekennzeichnet, daß einer 
großen Zahl von zum Teil stark spezialisierten 
Produzenten relativ wenige marktbedeutende Ab- 
nehmer im Ernährungsgewerbe gegenüberstehen 
und daß die Nachfrage nach Agrarerzeugnissen 
nur noch langsam wächst. 

Auf den Agrarmärkten ist, vor allem im letzten 
Jahrzehnt, durch die rasche Rationalisierung und 
Konzentration, insbesondere im Lebensmittelhandel, 
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ein beachtliches Ungleichgewicht im Markteinfluß 
der Partner entstanden. In Zukunft ist damit zu 
rechnen, daß sich nach der ersten Konzentrations- 
welle insbesondere im Lebensmitteleinzelhandel 
(Bildung von Handelsketten und Expansion der 
Filialunternehmem und Lebensmittelabteilungen der 
Warenhäuser), die ganz besonders zur Bildung star- 
ker Gruppen geführt hat, eine zweite Konzentra- 
tionswelle durch Fusionen dieser Gruppen anbahnt. 
Der Anstoß für solche Konzentrationserscheinun- 
gen im Ernährungsgewerbe sind nicht ausschließ- 
lich Bestrebungen der Kostendegression durch Be- 
triebsvergrößerung, sondern Überlegungen, wirt- 
schaftliche Vorteile durch Vergrößerung der Markt- 
macht zu erreichen. 

Anpassungsprozesse innerhalb der Landwirtschaft 
und des Ernährungsgewerbes sind daher weiter er- 
forderlich. Der freie Warenverkehr der EWG und 
die vorhandenen modernen Transportmittel erleich- 
tern es, ausländische Lebensmittel auf dem deut- 
schen Markt einzuführen. Zum Teil wurde dabei 
vom Handel insbesondere wegen der besseren 
Marketing-Erfahrung der ausländischen Konkurren- 
ten das ausländische Angebot gegenüber dem hei- 
mischen bevorzugt. 

Auf dem deutschen Nahrungsmittelmarkt hat sich 
der Wettbewerb um die Marktanteile zwischen den 
EG-Partnern verschärft. Durch den Beitritt der neuen 
EWG-Länder, von denen sich vor allem Dänemark 
gute Absatzchancen auf dem deutschen Markt ver- 
spricht, wird der Wettbewerb noch weiter zuneh- 
men. 

103. Mit Hilfe von Erzeugergemeinschaften nach 
dem Marktstrukturgesetz soll die Organisation 
eines marktkonformen Angebots der Land- und 
Fischwirtschaft angeregt und gefördert werden (vgl. 
Materialband, Tabelle 69). 

Im Bereich der Getreidewirtschaft hat die Bildung 
von Erzeugergemeinschaften bereits zu einer be- 
achtlichen Steigerung der Qualität der inländischen 
Weizenerzeugung geführt. In Zukunft wird es aber 
noch mehr als bisher darauf ankommen, dem Markt 
größere Partien gleicher Qualität anzuliefern. Da- 
durch kann die Wettbewerbssituation der deutschen 
Getreideerzeuger erheblich verstärkt, ihr Stand- 
ortvorteil zu der verarbeitenden Wirtschaft bes- 
ser genutzt werden. 

Die Anstrengungen der Erzeuger um ein marktge- 
rechtes Getreideangebot könnten von den Verar- 
beitungsbetrieben durch Abschluß längerfristiger 
Lieferverträge nachhaltig unterstützt werden, ob- 
wohl auf dem Weltmarkt für Getreide Terminkon- 
trakte die Regel sind und der Abschluß solcher Ver- 
träge auch im Getreidehandel zwischen der Bun- 
desrepublik und den EWG-Partnern ständig zu- 
nimmt, wird von dieser Möglichkeit — mit Aus- 
nahme von Braugerste — auf dem Inlandsmarkt zu 
wenig Gebrauch gemacht. 

104. Die Verbundwirtschaft eröffnet insbesondere 
kleinen Anbietern die Möglichkeit, ein marktge- 
rechtes gemeinsames Angebot auf den Markt zu 
bringen und sich dadurch Marktanteile zu sichern. 


Das Problem des Übergewichts, das der nichtland- 
wirtschaftliche Integrator vielfach gerade bei ver- 
tikalen Zusammenschlüssen gewinnen kann, kann 
dadurch entschärft werden, daß ihm gut funktionie- 
rende horizontale Zusammenschlüsse der Landwirte 
gegenüberstehen. 

105. Aus Befragungsergebnissen ist bekannt, daß 
bestimmte Lebensmittel Frankreichs, der Nieder- 
lande und Dänemarks über ein besonders gutes 
Image in der Bundesrepublik verfügen. Dies ist auf 
die intensiven und relativ früh einsetzenden Marke- 
tinganstrengungen dieser Länder zurückzuführen. 
Durch das Absatzfondsgesetz wurde der deutschen 
Agrarwirtschaft die Möglichkeit an die Hand gege- 
ben, mit Hilfe des Absatzfonds und der Centralen 
Marketinggesellschaft der deutschen Agrarwirt- 
schaft (CMA) auch das deutsche marktnahe Ange- 
bot — seinem Rang entsprechend — herauszustellen. 

106. Im Bereich der Fischwirtschaft wird diese 
Funktion durch das Fischwirtschaftliche Marketing 
Institut (FIMA) und in der Weinwirtschaft durch 
den Stabilisierungsfonds für Wein wahrgenommen. 
Das Fischwirtschaftliche Marketing-Institut e. V. 
ist eine Gemeinschaftseinrichtung der Fischwirt- 
schaft mit dem Ziel der Förderung des Fischabsatzes. 
Die benötigten Mittel werden auf Grund von § 6 
des Fischgesetzes vom 31. August 1955 (BGBl. I 
S. 567) ^) von der Fischwirtschaft erhoben und der 
FIMA für Werbemaßnahmen zur Verfügung ge- 
stellt. CMA, FIMA und Stabilisierungsfonds für 
Wein arbeiten auf dem Gebiet der Absatzförderung 
eng zusammen. 

107. Im Agrarbereich wird die Markt- und Preis- 
berichterstattung von der Zentralen Markt- und 
Preisberichtsstelle für Erzeugnisse der Land- und 
Ernährungswirtschaft GmbH (ZMP) wahrgenommen. 

3.32 Ziele 

108. Die Bundesregierung verfolgt im Bereich der 
Vermarktung folgende Ziele: 

— Steigerung der Effizienz der Vermarktung und 
Anpassung der Erzeugung an die Erfordernisse 
des Marktes, 

— Aktivierung des Wettbewerbs und damit Ein- 
schränkung des Mißbrauchs von Marktmacht, 

— Erhöhung der Markttransparenz, 

— Verbesserung der Marktstellung der Landwirte, 

— Sicherung einer kontinuierlichen Beschickung 
des Marktes mit großhandelsfähigen Partien ein- 
heitlicher Qualität. 

3.33 Maßnahmen 

100. Im Berichtszeitraum wurde das Gesetz über 
die Errichtung eines zentralen Fonds zur Absatz- 


^) zuletzt geändert durch § 39 des Gesetzes zur Durch- 
führung der gemeinsamen Marktorganisation (MOG) 
vom 31. August 1972 (BGBl. I Nr. 94 vom 2. Septem- 
ber 1972) 
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förderung der deutschen Land-, Forst- und Ernäh- 
rungswirtschaft (Absatzfondsgesetz) novelliert. Die 
Verantwortungsbereiche von Bund, Absatzfonds und 
CMA wurden klarer gefaßt, die Beitragserhebung 
verbessert. 

Die Absatzförderung konnte sich verstärkt der Ver- 
kaufsförderung für einzelne Erzeugnisgruppen wid- 
men. Die in den Vorjahren vorrangig betriebene 
allgemeine Werbung trat dagegen etwas zurück. 
Verschiedenartige Maßnahmen der Absatzförderung 
und Marktberichterstattung wurden insbesondere 
von der CMA, ZMP und FIMA durchgeführt bzw. 
eingeleitet (Verbundaktionen, Werbeaktionen auf 
Messen und Ausstellungen im In- und Ausland, 
u. a.). 

110 . Testmärkte mit Äpfeln, Kirschen und Speise- 
kartoffeln haben gezeigt, daß sich unter Heranzie- 
hung der oberen Qualitätsklassen mit Hilfe richtig 
aufgemachter Verpackung für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse, die unverarbeitet an den Verbraucher 
gelangen, starke Marken aufbauen lassen, die den 
Erzeugern eine Einkommensverbesserung einbrin- 
gen. 

Darüber hinaus hat die CMA ein neues Qualitäts- 
zeichenkonzept entwickelt, das auf breiter Basis die 
Kennzeichnung der Qualitätsware ermöglicht. Ob- 
wohl es sich in der Regel um einen langwierigen 
Prozeß handelt, konnte das Image deutscher Er- 
zeugnisse durch diese und andere Einzelmaßnahmen 
in einigen Warenbereichen bereits deutlich ver- 
besert werden. 

111 . Die CMA hat durch ihre systematischen agrar- 
fördernden Aktivitäten wesentlich dazu beigetragen, 
daß 1972 die ö^Milliarden-Grenze im Agrarexport 
überschritten werden konnte. Dabei erwiesen sich 
die Ausfuhren deutscher Nahrungsmittelspezialitä- 
ten gegen Währungsänderungen als weniger emp- 
findlich. Auch der Export bei Nahrungsmitteln 
pflanzlichen Ursprungs ist um rd. 25 ®/o gestiegen. 
Bei Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs konnte 
vor allem der Export von Milcherzeugnissen — ins- 
besondere Käse — ausgeweitet werden. Bemerkens- 
wert ist weiter eine etwa 20Voige Steigerung des 
Hopfenexportes. Im übrigen waren die Zuwachsraten 
besonders augenscheinlich bei der Ausfuhr lebender 
Tiere, wo allein bei Zucht- und Nutzrindern eine 
wertmäßige Steigerung von über 50 Vo erkennbar 
ist (rd. 350 Millionen DM im Vorjahr auf weit über 
500 Millionen DM). Der überwiegende Teil dieser 
Exporte ging in die EWG-Mitgliedstaaten Italien, 
Niederlande und Frankreich. 

112 . Zur Verbesserung des Notierungswesens an 
den Produktbörsen sind gesetzliche Neuregelungen 
erforderlich. 

Der Wandel der Absatzwege erfordert eine ständige 
Überprüfung der Marktdatenerfassung, wie diese 
z. B. mit der Durchführungsverordnung zum Vieh- 
und Fleischgesetz erfolgt ist, die die Notierung der 
von den Schlachtbetrieben gezahlten Preise regelt. 


Seit dem Inkrafttreten des Absatzfondsgesetzes 
wurde die Unterstützung der Zentralen Markt- und 
Preisberichtsstelle aus Mitteln des Absatzfonds er- 
heblich verstärkt. Im Berichtszeitraum wurde der 
Kreis der Gesellschafter auch auf die Marktpartner 
der Landwirtschaft bis hin zum Einzelhandel er- 
weitert. 

113 . Die aufgrund des Marktstrukturgesetzes ange- 
laufenen Maßnahmen zur Gründung von Erzeuger- 
■gememischaften wurden im Berichtszeitraum fortge- 
führt; inzwischen wurden 578 Erzeuger gemein- 
schaften anerkannt mit Schwerpunkten in den Be- 
reichen Schlachtvieh und Ferkel, Wein sowie Quali- 
tätsgetreide. Durch gezielte Aufklärungsmaßnahmen 
wurden die landwirtschaftlichen Erzeuger mit den 
Vorteilen der Erzeugergemeinschaften vertraut ge- 
macht und insbesondere auch auf die enge Wechsel- 
beziehung zwischen der angestrebten Produktion 
von Qualitätserzeugnissen und der Absatzsicherung 
hingewiesen. 

114 . Hierfür einige Beispiele; In einem Haupt- 
anbaugebiet für Frühkartoffeln wurde 1972 eine 
Erzeugergemeinschaft gegründet, die mit mehr als 
1200 Mitgliedern 105 000 t Speisefrühkartoffeln er- 
zeugt und gemeinschaftlich vermarktet. Das ent- 
spricht einem Marktanteil von 80 Vo in dem Ge- 
schäftsbereich der Erzeugergemeinschaft. Nach dem 
Überangebot des Jahres 1971 und dem damit ver- 
bundenen Preisverfall bei Frühkartoffeln, konnte die 
Erzeugergemeinschaft durch gezielte Verringerung 
der Anbaufläche, weitere Spezialisierung auf wenige 
Sorten und durch eine auf kontinuierliche Lieferung 
abgestimmte Rodung im Erntejahr 1972 sowohl den 
Absatz sichern als auch wesentlich günstigere Preise 
erzielen. 

Eine Erzeugergemeinschaft für Sommerweizen, die 
1972 1500 t Qualitätsweizen produzierte, übertrug 
einem Betrieb des Landhandels die Lagerung und die 
marktgerechte Aufbereitung des Sommerweizens. 
Der Absatz an die örtlichen Mühlen erfolgte durch 
den Landhandelsbetrieb nach Abstimmung mit der 
Erzeugergemeinschaft über die Verkaufskonditio- 
nen. Es konnten Mehrerlöse von 4 bis 5 DM je dz 
Sommerweizen erzielt werden. 

In der tierischen Produktion haben die Erzeuger- 
gemeinschaften in vielen Gebieten das Absatzrisiko 
ihrer Mitglieder gemindert. So hat beispielsweise 
eine Erzeugergemeinschaft für Ferkel in Nieder- 
bayern ihre Jahresproduktion bis 1972 auf 72 000 
Ferkel gesteigert. Der Mitgliederbestand erhöhte 
■sich von 150 im Jahre 1970 auf 270 im Jahre 1972. 
Im gleichen Zeitraum stieg der durchschnittliche 
Sauenbestand pro Betrieb von 10 auf 17. Der Absatz 
der Qualitätsferkel, der u. a. mit Hilfe mehrerer mit 
Sprechfunk ausgerüsteter LKW erfolgte, war jeder- 
zeit gesichert. 

Auf Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruk- 
tur findet ab 1973 das Gesetz über die Gemein- 
schaft sauf gäbe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" Anwendung. 
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3.4 Ernährungsgewerbe 

3.41 Bisherige Entwicklung 

115. In der Bundesrepublik wird von der land- 
wirtschaftlichen Erzeugung nur ein Anteil, der knapp 
15 Vo der Verkaufserlöse entspricht, unverarbeitet 
an den Verbraucher abgesetzt. Etwa 85 Vo werden 
vom Ernährungsgewerbe aufgenommen, he- oder 
verarbeitet und an die Konsumenten in veredelter 
Form weitergegeben. 

Die ständig steigenden Anforderungen des Wett- 
bewerbs führten — wie in anderen Bereichen der 
Wirtschaft — auch in der Ernährungsindustrie und 
noch stärker im Lebensmittelhandel zu Zusammen- 
schlüssen und zum Teil auch zur Aufgabe von Be- 
trieben. Insgesamt konnte in beiden Bereichen je- 
doch eine Umsatzsteigerung erreicht werden (vgl. 
Materialband, Tabellen 78, 81 und 82). DerAnteil des 
produzierenden Nahrungs- und Genußmittelgewer- 
bes am Bruttoinlandsprodukt betrug 1968 noch 
6,3 Vo, 1970 dagegen nur 5,5 Vo. 

116. Die relativ geringe Einkommenselastizität der 
mengenmäßigen Nachfrage für die Mehrzahl der 
Lebensmittel wirkt — ähnlich wie in der Landwirt- 
schaft — begrenzend auf das wirtschaftliche Wachs- 
tum im Ernährungsgewerbe. Es bestehen aber noch 
günstige Wachstums chancen durch den anhaltenden 
Trend der Nachfrage nach Erzeugnissen eines 
höheren Verarbeitungsgrades sowohl auf dem Bin- 
nen- als auch auf dem Auslandsmarkt. 

117. Bei der Rohstoffbeschaffung verstärkte sich 
die Kooperation zwischen dem Ernährungsgewerbe 
— vor allem der Ernährungsindustrie — und der 
Landwirtschaft. In erweitertem Umfang wurden An- 
bau- und Lieferverträge abgeschlossen. Diese festen 
Kooperationsverhältnisse ermöglichen eine länger- 
fristige Abstimmung von Bedarf und Erzeugung und 
stellen daher einen erheblichen Beitrag zur Markt- 
stabilisierung dar. Die Kooperation sichert dem Er- 
nährungsgewerbe größere Partien einheitlicher 
Qualität, spezifiziert nach dem Verwendungszweck. 
Die Landwirtschaft hat sich mit der Bildung von 
Erzeugergemeinschaften und sonstigen Zusammen- 
schlüssen den Wünschen der Abnehmer noch nicht 
ausreichend angepaßt. 

118. Trotz starker Konzentrationsvorgänge beson- 
ders in den letzten drei Jahren sind in der Ernäh- 
rungsindustrie mittlere Betriebsgrößen immer noch 
vorherrschend. Die Ernährungsindustrie ist durch 
eine hohe Rohstoffintensität gekennzeichnet. Hinter 
der weiterhin niedrigen Lohnintensität verbirgt sich 
eine Steigerung der Lohn- und Gehaltskosten, die 
höher war als im Durchschnitt der Industrie. Bei 
starker Ausrichtung auf den Binnenmarkt (1971 
97®/o Inlandsumsatz) gewann der Export an Bedeu- 
tung. 

Im Jahresdurchschnitt 1971 übertraf die Umsatz- 
steigerung der Ernährungsindustrie von 8,6 ®/o erst- 
mals die der gesamten Industrie, die eine Steigerung 


von 6,5 Vo erzielte. Die Ernährungsindustrie stand 
nicht mehr — wie in den Jahren der konjunktu- 
rellen Aufschwungphase — am Ende der Wachs- 
tumsskala der Industriebereiche. Ihre Umsätze er- 
reichten 1971 insgesamt 62 Mrd. DM, wobei die 
Entwicklung in den einzelnen Bereichen unterschied- 
lich verlief (vgl. Materialband, Tabelle 78). Erst 
1969 war die 50-Mrd.-DM-Grenze erreicht worden. 

Dem Aufschwung der Ernährungsindustrie in den 
Jahren 1950 bis 1965 ist eine Phase ruhiger, aber 
stetiger Expansion gefolgt. 

Die Zahl der Betriebe mit zehn und mehr Beschäf- 
tigten ging von 5451 (1970) auf 5152 (1971) zurück, 
während die Beschäftigungslage nahezu unverändert 
blieb (vgl. Materialband, Tabelle 78). Die Zahl der 
Molkereien hat sich im Jahre 1971 um 130 auf 
1144 Betriebe verringert. Die durchschnittliche jähr- 
liche Verarbeitungsmenge ist damit von rd. 16,2 
Millionen kg auf rd. 17,5 Millionen kg gestiegen. 
Dennoch liegen mehr als die Hälfte aller Molkereien 
noch unter einer Verarbeitungsmenge von 10 Mil- 
lionen kg. 

119. Zum Ernährangshandwerk gehören rd. 15Vo 
aller Handwerksbetriebe, und zwar vornehmlich 
Fleischereien und Bäckereien (einschließlich Kondi- 
toreien). Bei Betrieben mit Handwerks- und Han- 
delstätigkeit hat isich die Handwerksleistung mit 
gleichbleibendem Anteil am Umsatz auch weiterhin 
gut behaupten können. Er stieg von 1970 auf 1971 
von 33,5 Mrd. DM um 4,3 Vo auf 34,9 Mrd. DM. 
In den letzten Jahren konnten die Betriebe dieses 
Bereichs ihre Erzeugnisse verstärkt auf die gehobe- 
nen Ansprüche der Kunden ausrichten. Nachteile 
der zum größten Teil kleinbetrieblichen Struktur 
können durch Zusammenschlüsse im Einkauf weit- 
gehend ausgeglichen werden. Die Zahl der Be- 
schäftigten verringerte isich 1971 gegenüber 197G' 
um 6200 auf 483 500. Dabei wirkte sich insbesondere 
der Mangel an Nachwuchskräften aus. 

120. Im Lebensmittelhandel setzte sich der Trend 
zum größeren Betrieb auch 1971 verstärkt fort. 
Eine überdurchschnittliche Expansion verzeichneten 
vor allem die Filialunternehmen, aber auch Lebens- 
mittelabteilungen der Kaufhäuser und Konsum- 
genossenschaften. Im Zuge der Strukturverände 
rungen ging die Zahl der einzelwirtschaftlichen 
Einzelhandelsbetriebe von 156 700 (1968) auf 140 000 
(1970) zurück. Auch die Beschäftigtenzahl ging wei- 
ter zurück. Entsprechend fiel auch der Marktanteil 
der einzelwirtschaftlichen Einzelhandelsbetriebe 
von 63,9 Vo auf 62,2 ®/o des Gesamtumsatzes (vgl. 
Materialband, Tabelle 82). 

121. Mit zunehmender Außer-Haas-Verpflegung 
wächst die Nachfrage der Gaststätten, Werks- 
küchen und anderer Einrichtungen der Gemein- 
schaftsverpflegung (künftig insbesondere auch 
Schulverpflegung). Dieser an Bedeutung gewinnende 
Absatzmarkt hat erhebliche Ausstrahlung auf die 
anderen Bereiche der Ernährungswirtschaft (vgl. 
dazu die Ausführungen im Kapitel 11 Verbraucher- 
politik im Ernährungsbereich S. 64 bis S. 67). 
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3.42 Ziele 

122. Ziel der Bundesregierung im Bereich des 
Ernährungsgewerbes ist es, die Effizienz der Ver- 
marktung auf allen Marktstufen zu steigern. Sie 
wird dabei weiterhin die Bestrebungen des Ernäh- 
rungsgewerbes unterstützen, das Angebot zu ver- 
bessern und den sich wandelnden Verbraucher- 
wünschen anzupassen. Ferner soll das Zusammen- 
wirken zwischen Ernährungsgewerbe und Land- 
wirtschaft gefördert und damit die Marktposition 
der Agrarwirtschaft in der Bundesrepublik, in der 
EWG und auf dem Weltmarkt gestärkt werden. 

3.43 Maßnahmen 

123. Auf Maßnahmen zur Verbesserung der Markt- 
struktur findet ab 1973 das Gesetz über die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk- 
tur und des Küstenschutzes" Anwendung. Die Maß- 
nahmen werden nach Maßgabe des vom Planungs- 
ausschuß beschlossenen Rahmenplanes durchgeführt. 
Die Grundsätze für die Förderung im Bereich der 
Marktstrukturverbesserrmg, die Bestandteil dieses 
Rahmenplanes 1973 sind, werden ab 1973 angewandt 
bei: 

— der Molkereistrukturverbesserung, 

— der Verbesserung der Struktur von öffentlichen 
Schlachthöfen und Lebendviehmärkten (Refe- 
renzmärkte), 

— der Verbesserung der Struktur der Zucker- 
fabriken, 

— den Investitionen bei Vermarktungseinrichtun- 
gen für frisches Obst und Gemüse, 

— den Investitionen bei Vermarktungseinrichtun- 
gen für Blumen und Zierpflanzen. 

Nach dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" sollen bei der Durchführung von Maß- 
nahmen sachliche und räumliche Schwerpunkte ge- 
bildet werden. Mit den vorstehend angeführten 
fünf Anwendungsbereichen wurde dem Erfordernis 
der Bildung von sachlichen Schwerpunkten Rech- 
nung getragen. Der Notwendigkeit, räumliche 
Schwerpunkte festzulegen, wird durch Ausarbei- 
tung regionaler Strukturpläne durch die Länder 
entsprochen. 

Im übrigen können nach den Bestimmungen des 
§ 6 des Marktstrukturgesetzes auch Unternehmen 
des Handels oder der Be- und Verarbeitung In- 
vestitionshilfen erhalten. Voraussetzung hierfür 
sind langfristige Vereinbarungen mit Erzeuger- 
gemeinschaften über die Abnahme ihrer Erzeug- 
nisse. 

124. Das Förderungsprogramm zur Strukturver- 
besserung der Molkereiwirtschaft wurde im Jahre 
1972 weitergeführt. In Anpassung an die wirtschaft- 
lichen Entwicklungen sind jedoch mit Erlaß der 
Richtlinien 1972 für die Förderung neuer Vorhaben 
grundsätzliche Änderungen eingetreten. Hierbei ist 
auf die Festlegung einer unteren und oberen Be- 


grenzung hinzuweisen, um einerseits nur solche 
Betriebe zu fördern, die auf Dauer selbständig 
bleiben können und andererseits die Förderung 
von Unternehmen zu verhindern, die den Wett- 
bewerb wesentlich beeinträchtigen. Gleichzeitig 
wurden die Kriterien ergänzt und präzisiert, die 
bei der Landesstrukturplanung und bei der Fest- 
legung der Kapazitäten des einzelnen Unterneh- 
mens berücksichtigt werden müssen; damit wird 
der Veränderung in der Entwicklung der Milch- 
anlieferung und der Absatzmöglichkeiten besser 
Rechnung getragen. Schließlich werden an die Be- 
triebe höhere Anforderungen hinsichtlich des Ren- 
tabilitätsnachweises gestellt. 

Im Zusammenhang mit der Molkereistrukturförde- 
rung ist die Frage einer stärkeren Koordinierung 
der Maßnahmen aufgeworfen worden. Diese Frage 
stellt sich für den gesamten Bereich der Markt- 
struktur und wird im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe weiter verfolgt werden. 

Die bisherige Strukturförderung hat gezeigt, daß 
einer umfangreichen und sorgfältigen Planung der 
Maßnahmen besondere Bedeutung zukommt, da In- 
vestitionen nachträglich nur in beschränktem Um- 
fang korrigiert werden können. Gleichwohl müssen 
Erfolgskontrollen durchgeführt werden, da sie zu 
Erkentnissen führen können, die für die weitere 
Gestaltung eines Programms wichtig sind. Aus die- 
sen Gründen ist die Erstellung einer Nutzen- 
Kosten-Analyse der Molkereistrukturförderung 
durch ein neutrales Institut ausgeschrieben und 
vergeben worden. 

125. Nach dem die meisten Schlachthof Struktur- 
pläne der Länder fertiggestellt worden sind bzw. 
ihre Fertigstellung bevorsteht, kann im Jahre 1973 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe mit Förde- 
rungsmaßnahmen begonnen werden. Durch die 
Förderungsmaßnahmen soll die Struktur des kom- 
munalen Schlachthofwesens unter Berücksichtigung 
aller vorhandenen Schlachthofkapazitäten im Laufe 
der nächsten Jahre so gestaltet werden, daß durch 
eine genügende Auslastung der verbleibenden Ka- 
pazitäten und durch innerbetriebliche Rationalisie- 
rung die Schlachtungen kostengünstig durchgeführt 
werden können. Durch die Strukturpläne der Bun- 
desländer soll sichergestellt werden, daß nur solche 
Anlagen gefördert werden, die auf Grund des Vieh- 
aufkommens und der Vermarktungsstrukturen auch 
in Zukunft eine rentable Arbeitsweise ermöglichen. 

126. Ende 1970 waren die noch vorhandenen Müh- 
lenkapazitäten infolge des ständigen Rückgangs des 
Mehlverbrauchs nur wenig mehr als zur Hälfte 
ausgelastet, obwohl seit 1957 rd. 30®/o der Tages- 
leistungskapazitäten abgebaut worden sind und bis 
31. Dezember 1971 Neubau- und Erweiterungs- 
bauten untersagt waren. Der Kapazitätsüberhang 
muß zur Schaffung einer leistungsfähigen Mühlen- 
wirtschaft weiter abgebaut werden. Durch eine 
zweite Stillegungsaktion soll verhindert werden, 
daß der notwendige Strukturwandel in Form eines 
ruinösen Wettbewerbs abläuft. Das ist erforder- 
lich, damit vor allem die Mittel- und Kleinmühlen, 
denen aus Gründen der Er nährungs Sicherung und der 
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Gewährleistung der Aufnahme der deutschen Ge- 
treideernte eine bedeutende Funktion zukommt, 
nicht vom Markt verdrängt werden. Im Rahmen 
des „Gesetzes über Maßnahmen zur Schaffung 
einer leistungsfähigen Struktur des Mühlengewer- 
bes" (Mühlenstrukturgesetz) vom 22. Dezember 

1971 ist außer einer Stillegung.saktion eine unter- 
stützende Vermahlungsregelung für Brotgetreide 
vorgesehen, die bis 31. Dezember 1975 befristet 
wurde. 

Die freiwillige Stillegung von Mühlen wird durch 
Gewährung von Abfindungen gefördert, die durch 
eine Abgabe von 6 DM/t auf das vermahlene Brot- 
getreide aufgebracht werden. Die Abfindungen 
werden durch ein Darlehen vorfinanziert, für des- 
sen Rückzahlung der Bund die Bürgschaft über- 
nommen hat. Damit soll das Ziel des Gesetzes, 
etwa 700 000 bis 750 000 t Jahresvermahlung an 
Brotgetreide umzuschichten, voll erreicht werden. 

Einige Mühlen haben wegen der erteilten Ver- 
mahlungsplafonds Verfassungsbeschwerde ein- 
gelegt. Nach Auffassung dieser Mühlen verletzen 
die angefochtenen Vermahlungsplafondsbescheide 
Grundrechte aus Artikel 2, 12 und 14 GG. Das 
Bundesverfassungsgericht hat die Verfassungs- 
beschwerden als unzulässig verworfen und die 
Kläger auf den Rechtsweg verwiesen. 

127. Die schwierige Lage der Obst- und Gemüse- 
konservenindastrie gab Anlaß, den Verarbeitern 
bestimmter Obst- und Gemüsekonserven im Jahr 

1972 — wie bereits 1971 — eine Beihilfe zum 
Abbau von Lagerbeständen zu gewähren. Durch die 
Maßnahme soll vor allem der Absatz von Obst 
und Gemüse über Anbau- und Lieferverträge zwi- 
schen Erzeugern und Verarbeitern längerfristig 
sichergestellt werden. 


3.5 Absatzmärkte und -preise 

3.51 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

Getreide 

128. Der Getreidemarkt in der Bundesrepublik und 
in der EWG insgesamt stand im abgelaufenen Wirt- 
schaftsjahr 1971/72 im Zeichen der sehr hohen und 
qualitativ guten Getreideernte 1971 (20,9 bzw. 76,8 
Millionen t). Diese ging vor allem auf höhere Flä- 
chenerträge und nur zu einem geringen Teil auf 
eine Ausweitung des Anbaus zurück. Das dadurch 
bedingte größere Angebot auf dem EWG-Binnen- 
markt hatte vor allem in der Bundesrepublik bei 
einigen Getreidearten einen Preisrückgang zur 
Folge. Dieser Rückgang wäre wesentlich stärker 
ausgefallen, wenn für das Wirtschaftsjahr 1971/72 
die Interventionspreise gegenüber dem Vorjahr 
nicht angehoben worden wären. Von den Interven- 
tionsstellen mußten insbesondere in der Bundesre- 
publik umfangreiche Getreidemengen aufgenommen 
werden. Die Lieferungen aus EG-Mitgliedstaaten, 
insbesondere von Weichweizen und Mais aus 
Frankreich, stiegen beträchtlich an. Dadurch und 
durch das größere inländische Angebot sind die 
Importe aus Drittländern zurückgegangen. Eine Ent- 


lastung des EWG-Marktes wurde durch größere Ge- 
treideexporte, vor allem aus Frankreich, in Dritt- 
länder erreicht. 

129. Die Getreideernte 1972 brachte in der Bundes- 
republik ein ähnlich hohes und in der EWG sogar 
ein höheres Ergebnis als im Vorjahr. Jedoch wurde 
die Qualität des Getreides durch schlechte Witte- 
rungsbedingungen regional zum Teil erheblich be- 
einträchtigt, was sich teilweise in Preisabschlägen 
auswirkte. Insgesamt gesehen liegen jedoch sowohl 
die Markt- als auch die Erzeugerpreise für Getreide 
im Wirtschaftsjahr 1972/73 über Vorjahresniveau, 
was auf die erhöhten Interventionspreise zurückzu- 
führen ist. 

130. Die infolge der umfangreichen Käufe der 
UdSSR auf dem Weltmarkt seit August 1972 stark an- 
gestiegenen Preise für Getreide und Futtermittel 
haben sich auf das Preisniveau am Binnenmarkt der 
EWG noir mittelbar ausgewirkt. Seit Herbst 1972 ten- 
dieren die Marktpreise fest. Demgemäß sind die Ge- 
treideinterventionen im Bundesgebiet gegenüber 
dem Vergleichszeitraum des Vorjahres insgesamt um 
etwa die Hälfte zurückgegangen. Besonders auffällig 
ist der Rückgang der Interventionen von Weich- 
weizen, während die Intervention von Roggen etwa 
gleich hoch geblieben ist. Trotzdem wird in der 
EWG der zu exportierende Uberschuß an Weich- 
weizen und an Gerste für 1972/73 auf 8 bzw. 4 Mil- 
lionen t geschätzt. Der Absatz dieser Mengen wird 
durch die derzeitige Knappheit am Weltgetreide- 
markt wesentlich erleichtert. 

131. Für Getreide insgesamt besteht jedoch in der 
EWG ein Netto-Einfuhrbedarf. 

Der Zuschuß (Verbrauch abzüglich Erzeugung) an 
Getreide in der EWG der Sechs hat sich wie folgt ent- 
wickelt: 


Millionen l 

Millionen t 

1962/63 

7,3 

1967/68 

6,6 

1963/64 

11,0 

1968/69 

4,2 

1964/65 

8,8 

1969/70 

6,6 

1965/66 

9,5 

1970/71 

11,0 

1966/67 

13,4 

1971/72 

3,0 vorläufig 



1972/73 

2,0 Vor- 
schätzung 


Der anhaltende Exportüberschuß der EWG an 
Weichweizen und Gerste ist vor allem auf die dem 
Futterwert nicht entsprechenden Preisrelationen 
zwischen den Getreidearten in der Gemeinschaft so- 
wie darauf zurückzuführen, daß stärke- und eiweiß- 
haltige Substitutionsprodukte nicht voll in die Ab- 
schöpfungsregelung der gemeinsamen Getreide- 
marktordnung einbezogen sind. Einer Ausdehnung 
der Getreidemurktordnung auf die Substitutionspro- 
dukte steht deren im GATT konsolidierte Einfuhr- 
belastung entgegen. 
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Zacher 

132 . Im Wirtschaftsjahr 1971/72 wurden in der 
Bundesrepublik und in der EWG sehr gute Zucker- 
rübenemjten mit einem hohen Zuckergehalt der Rü- 
ben eingebracht, so daß die Zuckerproduktion mit 2,15 
Millionen t in der Bundesrepublik und 8,1 Mil- 
lionen t in der EWG einen Höchststand erreichte. 
Der Zuckerüberschuß in der EWG betrug 1,7 Mil- 
lionen t. Davon entfielen jedoch 0,6 Millionen t auf 
Mengen, die in Frankreich, Belgien und den Nieder- 
landen über die Höchstquote hinaus erzeugt wurden 
und daher ohne Exporterstattungen zu Weltmarkt- 
preisen in Drittländern abgesetzt werden mußten. 
Die Kosten der Verwertung der restlichen Uber- 
schußmengen wurden überwiegend durch die Pro- 
duktionsabgaben der Erzeuger gedeckt. Die Land- 
wirte in der Bundesrepublik erlösten 1971/72 je 
100 kg Zuckerrüben im Durchschnitt 7 DM einschließ- 
lich Mehrwertsteuer und Aufwertungsausgleich 
über die Mehrwertsteuer gegenüber 6,86 DM im 
Vorjahr. 

Die Zuckerproduktion in der Bundesrepublik und in 
der EWG wird 1972/73 trotz 'einer leichten Ausdeh- 
nung des Zuckerrübenanbaus nicht das Vorjahres- 
ergebnis erreichen, da der Zuckergehalt der Rüben 
infolge der ungünstigeren Witterung bedeutend 
niedriger ausgefallen ist. Folglich wird auch der Er- 
löspreis je 100 kg Zuckerrüben der Landwirte zu- 
rückgehen, obgleich der festgesetzte Mindestpreis 
angehoben wurde. Der Zuckerüberschuß in der EWG 
wird in diesem Jahr geringer als im letzten Jahr 
sein. 

133 . Die Zuckerüberschüsse in der EWG der Sechs 
haben sich seit Beginn der gemeinsamen Zucker- 
marktorganisation folgendermaßen entwickelt ^); 


Millionen t 


1968/69 1,0 

1969/70 1,3 

1970/71 0,6 

1971/72 vorläufig 1,7 

1972/73 Vorschätzung 1,1 


Einschi, französische Überseedepartements 

Es erscheint geboten, die derzeitige Quotenregelung, 
die bis zum 30. 6. 1975 befristet ist, auch nach diesem 
Termin weiterzuführen. 

Milch 

134 . Der im Jahre 1969 einsetzende Rückgang des 
Miichkuhbestandes in der EWG hielt lediglich bis 
Ende 1971 an. Zu diesem Zeitpunkt gab es über 3 Vo 
weniger Kühe als ein Jahr zuvor. Seither sind in 
den Niederlanden und — in geringerem Maße — in 
Frankreich wieder Aufstockungen der Bestände er- 
folgt. In den anderen Mitgliedstaaten hat sich die 
Kuhzahl weiter vermindert. 

Nach den Ergebnissen der Dezemberzählung 1972 
ist aber für die Bundesrepublik zu erkennen, daß 
im Bundesdurchschnitt der Abbau der Milchkuh- 
bestände zum Stillstand gekommen ist und vor 
allem in den norddeutschen Ländern bereits eine 
Wiederaufstockung begonnen hat. 

Für die EWG insgesamt läßt sich von Beginn 1972 
an eine Zunahme des Kuhbestandes feststellen. 

Im Wirtschaftsjahr 1971/72 nahm in 'der EWG bei 
steigender Milchleistung je Kuh und höherer An- 
lieferungsquote als im vorangegangenen Jahr die 
Milchanlieferung an die Molkereien um insgesamt 


Übersicht 21 


Milchkuhbestände in der EWG 

in 1000 Stück 


Jahresdurchschnitt 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Luxem- 

burg 

EWG 

1969 

5 878 

9 639 

3 679 

1 900 

1 070 

61 

22 227 

1970 

5 752 

9 600 

3 555 

1 900 

1 041 

62 

21 910 

1971 

5 489 

9 530 

3 214 

1 890 

1 012 

62 

21 197 

Zählungsergebnisse 

Dez. 

Dez. 

Jan. 

Mai 

Mai 

Mai 


Veränderung in Vo 








1972 : 1971 

+ 0,5 

+1,1 

-1,5 

+ 3,4 

-0,8 

0 

+ 0,6 
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rd. 3 ^/o auf knapp 57 Millionen t zu. Beträchtliche 
Steigerungen waren in den Niederlanden und vor 
allem in Frankreich zu verzeichnen; nur in der Bun- 
desrepublik war die Anlieferung noch leicht rück- 
läufig. Die Buttererzeugung in der EWG erhöhte sich 
1971/72 um über 5 ^/o. In den Niederlanden und in 
Frankreich war der Produktionsanstieg überdurch- 
schnittlich hoch; dagegen war in der Bundesrepublik 
ein Rückgang zu verzeichnen. 


135 . Butter- und Magermilchpulverbestände in der 
EWG und in der Bundesrepublik: 


Bestand am 

Butter 

Magermilch- 

pulver 

EWG 

BRD 

EWG ; 

BRD 

1000 t 

1000 t 

1. Juli 1969 

371 

119 

320 

82 

1. Juli 1970 

285 

122 

210 

125 

1. Juli 1971 

117 

47 

41 

37 

31. Dezember 1971 

106 

36 

22 

20 

1 1. Juli 1972 

246 

93 

13 

10 

31. Dezember 1972 

303 

111 

49 

30 


Die hohen Butterbestände waren neben der Pro- 
duktionsausdehnung vor allem eine Folge des erheb- 
lichen Verbrauchsrückganges, der im wesentlichen 
auf die Beendigung der Auslagerung von verbillig- 
ter Molkereibutter im Jahre 1970 sowie der ver- 
schiedenen Sonder aktionen im Jahre 1971 zurückzu- 
führen ist. 

136 . Im Wirtschaftsjahr 1972/73 wird in der EWG 
mit voraussichtlich 6€ Millionen t eine um minde- 
stens 5^/o höhere Milchmenge verarbeitet werden, 
wobei die Zunahmen in Frankreich, in den Nieder- 
landen und in Belgien überdurchschnittlich hoch sein 
werden. Am Ende des Wirtschaftsjahres 1972/73 sind 
größere Produktions- und Bestandsmengen bei But- 
ter und Magermilchpulver zu erwarten. Zum Abbau 
der Butterüberschüsse sind wieder Verbilligungs- 
maßnahmen eingeleitet worden. Zur Lösung des 
Milchproblems ist es notwendig, alle Maßnahmen 
zur Absatzsteigerung von Milch und Milchprodukten 
noch stärker zu intensivieren. 

Die Milchanlieferung in der Bundesrepublik wird im 
gleichen Zeitraum um rd. 4 Vo. auf eine Menge von 
etwa 18,8 Millionen t steigen. Der durchschnittliche 
Auszahlungspreis frei Molkerei dürfte sich bei 
einem Fettgehalt der Milch von 3,7 ®/o von 44,3 Pf 
je kg auf etwa 45 Pf je kg einschließlich Mehrwert- 
steuer leicht erhöhen. 

Rindfleisch 

137 . Nach einer fünfjährigen Phase steigender 
Rindfleischerzeugung blieb die Produktion in der 
EWG im Wirtschaftsjahr 1971/72 um über 2 Vo hin- 
ter dem Vorjahresumfang zurück. Diese Entwicklung 
ist in. erster Linie eine Folge der seit 1969 zu beob- 


achtenden Reduzierung der Milchkuhbestände, die 
durch die 1970 durchgeführte Abschlachtaktion für 
Milchkühe verstärkt wurde. Das zeigte sich auch 
in der Bundesrepublik, in der 1971/72 3,6 Vo weniger 
Rinder geschlachtet wurden als im vergleichbaren 
Vorjahreszeitraum; die inländische Erzeugung an 
Rindfleisch ging infolge einer leichten Steigerung 
des Schlachtgewichtes je Stück nur um knapp 3^/o 
auf 1,17 Millionen t zurück. 

Die Einfuhren an Rindfleisch in die Bundesrepublik 
— davon rd. 70 Vo aus Drittländern — beliefen sich 
1971/72 auf 206 000 t, das waren 4 ®/o mehr als im 
Vorjahr. Drittländerimporte wurden im ersten Halb- 
jahr 1972 durch den Fortfall der Abschöpfungen und 
eine zeitweise Aussetzung der Einfuhrzölle für Rind- 
fleisch begünstigt. Die Ausfuhr aus der Bundesrepu- 
blik blieb 1971/72 mit 55 300 t Rindfleisch (-7,7 Vo) 
unter der Vorjahreshöhe. 

Das verringerte Angebot führte zusammen mit der 
weiteren Zunahme der Nachfrage zu einem kräftigen 
Preisanstieg, der sich in den Frühjahrsmonaten 1972 
beschleunigte. Für Rinder im Durchschnitt aller Klas- 
sen ergab sich 1971/72 mit 291 DM/100 kg Lebend- 
gewicht (einschließlich Mehrwertsteuer) ein um 12 ^/o 
höherer Marktpreis als 1970/71. Die Verbraucher- 
preise für Rindfleisch stiegen nicht im gleichen Um- 
fang, da sich die Handels- und Verarbeitungsspanne 
relativ vermindert hat. Bei dieser Marktsituation 
blieb die zum 1. April 1972 erfolgte Anhebung des 
Rinderorientierungspreises ohne Einfluß auf das 
Marktgeschehen. 

Bei den Kälberschlachtungen hat sich die rückläufige 
Tendenz sowohl in der EWG als auch in der Bundes- 
republik fortgesetzt. Mit der weiteren Angebotsver- 
knappung stiegen die Kälberpreise erneut an. 

138 . Für 1972/73 ist in der EWG und vor allem in 
der Bundesrepublik damit zu rechnen, daß die Rin- 
derschlachtungen niedriger sein werden als im Wirt- 
schaftsjahr 1971/72. Trotz der Bestandsaufstockun- 
gen in verschiedenen maßgeblichen Lieferländern 
außerhalb der EWG wird das rückläufige Inlands- 
angebot voraussichtlich durch Importe nicht voll aus- 
geglichen werden können, da weltweit ein wachsen- 
der Rindfleischbedarf festzustellen ist. Unter diesen 
Voraussetzungen ist für 1972/73 zu erwarten, daß 
die Rinderpreise wiederum kräftig ansteigen und 
deutlich über dem Niveau des Jahres 1971/72 liegen 
werden. Auch längerfristig wird in der erweiterten 
EWG der Rindfleischbedarf nicht aus eigener Erzeu- 
gung gedeckt werden können. 


Schweinefleis ch 

139 . Die seit Beginn des gemeinsamen Marktes zu 
verzeichnende Tendenz zu einer zunehmenden 
Schweinefleischerzeugung in der EWG hielt auch 
1971/72 an. 

Mit insgesamt 6,07 Millionen t wurde 1971/72 in 
der EWG die Schweinefleischerzeugung des voran- 
gegangenen Jahres um 3 Vo übertroffen, blieb aber 
— zyklisch bedingt — unter der durchschnittlichen 
Zuwachsrate im letzten Jahrzehnt. Das trifft vor 
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allem auf die Bundesrepublik zu, wo die Zunahme 
lediglich rd. 1,2 betrug. Das Mehrangebot in den 
exportierenden Nachbarländern führte zu einem 
kräftigen Anstieg der Einfuhren in die Bundesrepu- 
blik (+ 28 ^/o). Unter den Lieferländern lagen die 
Niederlande und Belgien wie in den Vorjahren mit 
einem Anteil von 77 Vo an der Spitze. 

Da die Nachfrage stärker zunahm als das Angebot, 
waren die Erzeugerpreise für Schweine in der Bun- 
desrepublik im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 
1971/72 und für alle Klassen mit knapp 270 DM 
(einschl. Mehrwertsteuer) je 100 kg Lebendgewicht 
um 6V(> höher als 1970/71. Die Verbraucherpreise 
stiegen nicht in gleichem Umfange an, weil sich die 
Handels- und Verarbeitungsspannen etwas vermin- 
derten. 

140 , Für das Wirtschaftsjahr 1972/73 sind sowohl 
in der EWG als auch in der Bundesrepublik etwa 
ebenso hohe Schweineschlachtungen wie 1971/72 zu 
erwarten. In der EWG wird langfristig die Erzeu- 
gung der Nachfrage entsprechen. 


Schlachtgeflügel und Eier 

141 , Bei unverändert hoher Produktion von 
Schlachtgeflügel standen 1971/72 die Märkte in 
allen EG-Mitgliedstaaten weiter unter Preisdruck. 
Das traf vor allem für die Bundesrepublik zu, da die 
erhobenen Grenzausgleichsabgaben nur einen Teil- 
ausgleich für die Auswirkungen der währungspoli- 
tischen Maßnahmen brachten. Die auf Grund der 
Vereinbarungen zwischen der deutschen und nie- 
derländischen Geflügelwirtschaft vorgenommene 
befristete Produktionseinschränkung konnte in die- 
ser Situation zunächst einen weiteren Preisverfall 
verhindern und in der zweiten Hälfte des Wirt- 
schaftjahres 1971/72 eine leichte Verbesserung der 
Erzeugerpreise bewirken. 

142 , Die Eierproduktion in der EWG nahm 1971/72 
gegenüber dem vorangegangenen Jahr nur leicht 
zu. Die 1970 begonnene Reduzierung der Kükener- 
zeugung für die Legerassen in den wichtigsten Pro- 
duktionsländern, am deutlichsten in der Bundesre- 
publik, wurde in ihrer Wirkung auf die Höhe der 
Eiererzeugung durch steigende Legeleistungen je 
Henne ausgeglichen. Bei dieser Angebotssituation 
ergaben sich 1971/72 in der Bundesrepublik — vor 
allem im Herbst 1971 — erheblich über dem Vor- 
jahr liegende Eierpreise. Diese glichen aber im 
Durchschnitt des Wirtschaftsjahres noch nicht den 
PTeiseinbruch in der Zeit von Herbst 1969 bis Ende 
1970 aus. 

143 , Im Jahre 1972/73 ist in den maßgeblichen 
Produktionsländern der EWG voraussichtlich nicht 
auf den Eiermärkten, allenfalls auf den Märkten 
für Schlachtgeflügel, mit einer relativ ausgegliche- 
nen Marktsituation zu rechnen. Langfristig ist in 
der EWG auf den Märkten für Schlachtgeflügel und 
Eier ein Angebotsdruck nur dann zu vermeiden, 
wenn in allen EG-Mitgliedstaaten gezielte Maß- 


nahmen zur Anpassung des Angebotes an die Nach- 
frage getroffen werden. Dabei können die mit 
öffentlichen Starthilfedarlehen geförderten Stabili- 
sierungsfonds für Eier und Mastgeflügel in der 
Bundesrepublik, deren Maßnahmen zur Produktions- 
einschränkung die Preisentwicklung auf den deut- 
schen Märkten deutlich beeinflussen konnten, als 
Beispiel dienen. 


Fische 

144 . Die Entwicklung auf dem Rohwarenmarkt der 
Bundesrepublik für Fische ist 1971 gegenüber 1970 
durch einen Rückgang des Gesamtangebotes (An- 
landungen und Einfuhren ohne Fischmehl und Fisch- 
öl) um 9Va von 894 000 t Fanggewicht auf 812 000 t 
gekennzeichnet. Davon waren 758 000 t oder 93 ^/o 
für den menschlichen Kosum bestimmt. 

Im Jahre 1971 gingen die Gesamtanlandungen der 
Hochsee- und Küstenfischerei um ca. 100 0000 t 
( — 16 Vo) gegenüber dem Vorjahr auf 493 000 t 
Fanggewicht weiter zurück. Die Anlandungen der 
Großen Hochseefischerei (345 000 1) waren am Ge- 
samtergebnis mit ca. 70 ^/o beteiligt, während die 
Kleine Hochsee- und Küstenfischerei mit 139 500 t 
infolge des stark rückläufigen Industriefischfangs 
ihren im Vorjahr erreichten Anteil nicht ganz hal- 
ten konnte. Der Beitrag der zunehmend im Frisch- 
fischfang eingesetzten Schiffe der großen Herings- 
fischerei ist mit 7 600 t nur noch von geringer Be- 
deutung (1,5 Vo). 

Der Wert der gesamten Anlandungen übertraf 1971 
mit 355,9 Millionen DM das Vorjahresergebnis um 
5^/o. Die Fangerlöse der Großen Hochseefischerei 
blieben mit 268,9 Millionen DM nahezu unverändert; 
daß sich der Wert der gesamten Anlandungen 
trotzdem erhöhte, ist im wesentlichen auf beträcht- 
lich höhere Erlöse für die qualitativ hochwertigen 
Konsumfischanlandungen der Kutterfischerei zu- 
rüdczuführen. 

Die Importe erreichten mit 328 000 1 Fanggewicht 
oder 44 ^/o ihren bisher höchsten Anteil am Kon- 
sumfischangebot (vgl. Materialband, Tabelle 77). 

145 . Auf den Fertigwarenmärkten hat sich im all- 
gemeinen die Entwicklung der letzten Jahre mit 
dem Trend zu Fertiggerichten und hochwertiger 
Fischfeinkost fortgesetzt; insgesamt hat sich jedoch 
der Verbrauch um ca. 6^/o verringert. U. a. ist das 
auf Preissteigerungen und Substitutionen durch an- 
dere eiweißhaltige Nahrungsmittel zurückzuführen. 
In Zukunft werden Fischerzeugnisse ohne hohen 
Zubereitungsgrad infolge unterschiedlicher Preisent- 
wicklungen bei den eiweißhaltigen Nahrungsmitteln 
voraussichtlich verstärkt Substitutionen unterliegen. 

146 . In der Binnenfischerei ist die Speisekarpfen- 
ernte 1971 mit rd. 3 300 t um 10 Vo höher als im Vor- 
jahr ausgefallen; die Speiseforellenproduktion ent- 
spricht mit ca. 2 700 bis 3 000 t dem Vorjahreser- 
gebnis. Die Erzeugerpreise blieben wegen des star- 
ken Importdrucks nahezu konstant. 
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3.52 Ziele 

147. Die Bundesregierung läßt sich in der Markt- 
und Preispolitik von den Zielen der Einkommens- 
verbesserung der in der Landwirtschaft Tätigen, der 
Sicherstellung der Versorgung zu angemessenen 
Preisen und der Entwicklung des Welthandels lei- 
ten. 

Zur Sicherung des Einkommens in den entwick- 
lungsfähigen Betrieben wird sich die Bundesregie- 
rung im Hinblick auf die allgemeine Einkommens- 
und Kostenentwicklung und im Rahmen der gesamt- 
wirtschaftlichen Erfordernisse für eine Verbesserung 
des Agrarpreisniveaus durch gezielte Preisanhebun- 
gen einsetzen. Ihre preispolitischen Ziele kann die 
Bundesregierung nur gemeinsam mit den übrigen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft verwirklichen. Die 
Interessenlage der Mitgliedstaaten bei den einzelnen 
Produktgruppen ist sehr unterschiedlich. Insbeson- 
dere die neuen drei Mitglieder der Gemeinschaft 
haben wenig Interesse an einer Anhebung der der- 
zeitigen EWG-Marktordnungspreise. 

148. Die Bundesregierung ist ferner bestrebt, im 
Rahmen der EWG Wettbewerbsverfälschungen und 
Wettbewerbsbehinderungen durch Harmonisierung 
von Rechts-, Verwaltungs-, Steuer- und Beihilfevor- 
schriften zu beseitigen. Darüber hinaus soll die 
Marktstellung der landwirtschaftlichen Erzeuger auf 
den Inlands- und Auslandsmärkten verbessert wer- 
den. 


3.53 Maßnahmen 

Marktorganisationen 

149. Nach der Verabschiedung der Marktorganisa- 
tionen für Hopfen und Saatgut durch den EG-Agrar- 
ministerrat im Laufe des Jahres 1971 sind die Märkte 
fast aller landwirtschaftlicher Erzeugnisse, die im 
Anhang II des EWG-Vertrages aufgeführt sind, 
EWG-einheitlich geregelt. Für landwiTtschaftlichen 
Alkohol, Kartoffeln und Schaffleisch stehen gemein- 
schaftliche Marktorganisationen noch aus. 

150. 1972 wurden im Bereich der Marktordnungen 
zwei wesentliche Regelungen getroffen. 

— Zur besseren Einkommenssicherung bei Obst und 
Gemüse wurden wichtige Elemente der betref- 
fenden Marktorganisation geändert. 

— Der Rat ermächtigte die Kommission, bei Markt- 
schwierigkeiten die Vorausfestsetzung von Ab- 
schöpfungen und Erstattungen für drei Tage 
auszusetzen. 

— Um eine Verringerung des bestehenden Ver- 
sorgungsdefizits bei Rindfleisch in der Gemein- 
schaft zu erreichen, hat der Rat zusätzlich zu 
den bestehenden Vorschriften der gemeinsamen 
Marktorganisation eine ständige Intervention 
bei Rindfleisch beschlossen. 


151. Vom Rat und der Kommission der EG sind in 
nächster Zeit auf dem Gebiet der Marktordnungen, 
abgesehen von den jährlich wiederkehrenden Preis- 
beschlüssen, vor allem Entscheidungen über folgende 
Punkte zu treffen: 

— Gemeinsame Marktorganisation für Alkohol 
landwirtschaftlichen Ursprungs: Uber den Vor- 
schlag der Kommission wird verhandelt. Die 
Ratsentschließung vom 22. Dezember 1972 sieht 
eine Verabschiedung bis zum 1. August 1973 vor. 

— Verarbeitungserzeugnisse aus Obst- und Ge- 
müse: Hier muß die bisher noch fehlende ge- 
meinschaftliche Drittlandsregelung vom Rat ver- 
abschiedet werden. 

— Lebende Pflanzen und Waren des Blumenhan- 
dels sowie einige Fischarten (Forellen, Karpfen, 
Sardinen, Thunfisch) : Die noch fehlende ge- 
meinschaftliche Drittlandsregelung muß hier 
ebenfalls durch den Rat verabschiedet werden. 

— Stabilisierung des Weinmarktes: Auf der Grund- 
lage eines Berichtes über die voraussichtliche 
Entwicklung von Erzeugung und Absatz hat die 
Kommission dem Rat Vorschläge zur Stabilisie- 
rung des Weinmarktes unterbreitet. Sie zielen 
insbesondere darauf ab, die kritische Markt- 
situation für Weine Italiens und Frankreichs zu 
verbessern. Die Bundesregierung tritt nach wie 
vor mit allem Nachdruck dafür ein, eine für 
alle weinerzeugenden Mitgliedstaaten obligato- 
rische Anbauregelung in die Weinmarktord- 
nung aufzunehmen. Sie wird im Rahmen der 
vom Rat zu verabschiedenden Bezeichnungs- 
verordnung für Wein dafür eintreten, daß auch 
bei Tafelwein aus EWG-Verschnitten eine ein- 
deutige Kennzeichnung erfolgt, um so dem deut- 
schen Tafelwein eine echte Marktchance zu ge- 
ben. Eine nationale Vorabregelung ist in Vor- 
bereitung. 

— Rindfleisch: Auf dem Markt für Rindfleisch ste- 
hen Vorschläge für Maßnahmen im Vordergrund, 
die die Versorgungslücke der Gemeinschaft 
schließen helfen. Es werden z. Z. Vorschläge der 
Kommission beraten, die Aufzucht von Rindern 
durch Prämien zu fördern. 

— Hopfen: Bei der Marktorganisation für Hopfen 
steht die Kennzeidinungsregelung noch aus. Von 
deutscher Seite wird die Einbeziehung von 
Hopfenextrakt für erforderlich gehalten. 

— Fette: Die gemeinsame Marktorganisation für 
Fette soll überprüft werden, um den Abfluß der 
in der Gemeinschaft geernteten Raps- und 
Rübsensamen in die Verarbeitungszentren ohne 
wettbewerbsverzerrende Maßnahme zu sichern. 

152. Die Marktstrukturpolitik ist, abgesehen von 
Einzelmaßnahmen in einigen Produktionsbereichen 
und der Förderung gezielter Projekte, noch nicht 
gemeinschaftlich geregelt. Die Kommission der EG 
hat im Rahmen der Entschließung des Rates vom 
25. Mai 1971 zur Neuausrichtung der gemeinsamen 
Agrarpolitik einen Verordnungsentwurf zur Grün- 
dung von Erzeugergemeinschaften vorgelegt. Er 
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wird z. Z. im Ministerrat beraten. Ferner wird sie 
gemeinsame Maßnahmen für die Vermarktung und 
Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse Vor- 
schlägen. Diese Maßnahmen sollen sich vornehmlich 
beziehen auf: 

— langfristige Verträge zwischen den Abnehmern 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und Zusammen- 
schlüssen von Erzeugern, 

— die Strukturverbesserung bestimmter Ver- 
arbeitungszweige und 

— die Verbesserung der Transparenz der Agrar- 
märkte. 


Festsetzung der Agrarpreise 

153. Der EG-Ministerrat einigte sich im März 1972 
auf eine Erhöhung der Marktordnungspreise im 
Wirtschaftsjahr 1972/73 für fast alle Erzeugnisse. 
Im gewogenen Durchschnitt betrug diese Preis- 
anhebung 6,5 Vo. Das Stützungsniveau für die 
deutsche Landwirtschaft hat sich damit um etwa 
1,5 Mrd. DM erhöht. 

Durch die Beschlüsse des Agrar-Ministerrates vom 
24. März 1972 haben sich die wichtigsten Agrar- 
preise wie folgt geändert: 


Übersicht 22 


Änderung der Agrarpreise aufgrund der Beschlüsse des Agrarministerrates 

vom 24. März 1972 


Produkt 

Marktordnungspreise 

Gewichts- 

einheit 

Preise 
1971/72 
in DM 

Preise 
1972/73 
in DM 

Erhöhung 
in ‘’/o 

Hartweizen 

Richtpreis 

t 

466,60 

485,32 

4,0 

Weich weizen 

Richtpreis 

t 

400,50 

416,57 

4,0 


Grundinterventionspreis 

t 

368,60 

383,39 

4,0 

Gerste 

Richtpreis 

t 

366,80 

381,44 

4,0 


Grundinterventionspreis 

t 

336,80 

350,26 

4,0 

Roggen 

Richtpreis 

t 

367,50 

385,92 

5,0 


Grundinterventionspreis 

t 

339,70 

356,71 

5,0 

Mais 

Richtpreis 

t 

354,60 

372,38 

5,0 

Reis (geschält) 

Richtpreis 

t 

739,30 

769,00 

4,0 

Zucker 

Mindestpreis für Zucker- 
rüben 

t 

62,20 

64,71 

4,0 


Richtpreis für Weißzucker 

t 

871,10 

899,30 

3,2 


Interventionspreis für 
Weißzucker 

t 

827,50 

854,20 

3,2 

Olivenöl . . 

Erzeugerrichtpreis 

100 kg 

434,62 

456,37 

5,0 

ö'lsaaten 






Raps- und Rübsensamen 

Richtpreis 

100 kg 

74,12 

76,35 

3,0 

Sonnenblumenkerne 

Richtpreis 

100 kg 

74,12 

77,08 

4,1 

Raps- und Rübsensamen 

Grundinterventionspreis 

100 kg 

71,92 

74,15 

3,1 

Sonnenblumenkerne 

Grundinterventionspreis 

100 kg 

71,92 

74,88 

4,1 

Schweinefleisch (Schlachtgew.) . 

Grundpreis 

100 kg 

232,20 

301,95 

3,1 

Butter (bis 15. September) 

fnterventionspreis 

100 kg 

651,48 

658,80 

7,0 

(bis 30. März) 


100 kg 

651,48 

680,76 

0,0 

Mageimilchpulver 


100 kg 

172,02 

197,64 

9,0 

Rindfleisch (Lebendgewicht) . . . 

Orientierungspreis 
(bis 15. September) 

100 kg 

263,52 

274,50 

4,3 

Weiin 

Orientierungspreis 




7,0 

Tabak 





5,0 -8,0 
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Durch die stärkere Anhebung des Maispreises 
gegenüber dem Weizenpreis konnte die im letzten 
Jahr eingetretene Verschlechterung der Preisrela- 
tion zwischen Brot- und Futtergetreide wieder aus- 
geglichen werden. Eine von der Bundesregderung 
geforderte weitergehende Verengung dieser Preis- 
relation war nicht durchzusetzen. 

Wettbewerbs- und Beihilfenpolitik der EG 

154. Entsprechend der Entschließung des Rates 
vom 25. Mai 1971 wurden die von der Bundesregre- 
rung im Jahre 1971 geforderten gemeinsamen Leit- 
linien für die nationale Beihilfenpolitik festgelegt. 
Für die Bereiche Obst und Gemüse, Zucker und nicht 
eßbare Gartenbauerzeugnisse sind die Arbeiten 
weitgehend .abgeschlossen. Die Mitgliedstaaten ha- 
ben sich mit den erarbeiteten Grundsätzen einver- 
standen erklärt, so daß für die Gewährung natio- 
naler Beihilfen diese nunmehr verbindlich sind. Die 
Bundesregierung dringt auf eine beschleunigte und 
volständige Prüfung der Beihilfen auch in den ande- 
ren Bereichen, um auf dem gemeinsamen Agrar- 
markt sobald als möglich gleiche Wettbewerbsver- 
hältnisse gewährleistet zu sehen. 

Wie aus dem ersten Bericht der Kommission über 
die Entwicklung der W'ettbewerbspolitik zu entneh- 
men ist, wird sie in Zukunft noch stärker als bisher 
die Einhaltung der Artikel 85 und 86 des EWG-Ver- 
trages überwachen, die Vorschriften über die Kar- 
tell- und Monopolkontrolle enthalten. 1972 ist die 
Kommission gegen 22 Zuckerproduzenten und 
Zuckerverkaufsvereinigungen in der Gemeinschaft 
wegen wettbewerbseinschränkender aufeinanderab- 
gestimmter Verhaltensweisen und Gebietsabspra- 
chen auf dem Zuckermarkt vorgegangen. 

Rechnungseinheit 

155. Die gemeinsamen Agrarpreise in der EG sind 
in Rechnungseinheiten (RE) festgelegt. Der Wert 
einer RE ist mit 0,88867088 g Feingold definiert. Die 
Umrechnung der RE in nationale Währungen erfolgt 
zu den offiziellen, beim Internationalen Währungs- 
fonds angemeldeten Paritäten. Dieses System be- 
dingt, daß in auswertenden (abwertenden) Ländern 
die Agrarpreise in nationaler Währung nach Maß- 
gabe der Paritätsänderung sinken (steigen). 

Währungspolitische Maßnahmen wie die DM-Auf- 
wertung vom 27. Oktober 1969, die Freigabe der 
Wechselkurse vom 10. Mai 1971 und die Washingto- 
ner Beschlüsse vom 18. Dezember 1971 induzierten 
im Rahmen dieses Systems jeweils besondere 
Schwierigkeiten für den Agrarmarkt. Bisher konn- 
ten jedoch stets Lösungen gefunden werden, die 
negative Auswirkungen, auf die Einkommen der 
Landwirte verhinderten. 

Aufwertungsausgleich 

156. Die besonderen Einkommensverluste, die der 
deutschen Landwirtschaft aus der Bindung der Agrar- 
preise an die EWG-Rechnungseinbeit durch die Auf- 


wertung der Deutschen Mark vom 27. Oktober 1969 
entstanden sind, wurden auch im Jahre 1972 — wie 
bereits 1970 und 1971 — ausgeglichen. 

Ein Teil des Ausgleichs (920 Milionen DM) erfolgte 
durch Zahlungen an die Landwirte mit Mitteln 
aus dem Bundeshaushalt, der andere Teil über eine 
Sonderregelung bei der Mehrwertsteuer. Nach der 
EWG- Verordnung Nr. 2464/69 konnten im Jahre 
1972 für den Aufwertungsausgleich aus Haushalts- 
mitteln 810 Millionen DM als Direktausgleich an die 
landwirtschaftlichen Erzeuger (Vorjahr 920 Millio- 
nen DM) und 110 Millionen DM für agrarsoziale 
Maßnahmen eingesetzt werden. Letztere wurden an- 
teilig zur Finanzierung der landwirtschaftlichen 
Krankenversicherung (72 Millionen DM) und der 
Alterssicherung (38 Millionen DM) verwendet. 

Für den Direktausgleich wurden — differenziert 
nach den vier gesetzlich vorgesehenen Gruppen der 
Bodennutzung — folgende Hektarbeträge festgesetzt 
(die nachstehende Übersicht enthält auch die Hek- 
tarbeträge in den vorangegangenen Jahren) : 


Übersicht 23 


Hektarsätze des Aufwertungsdirektausgleichs 
1970 bis 1972 

DM/ha 


1 

1972 1 

1971 1 

1970 

Gruppe I 

62,20 

73,00 

73,00 

Gruppe II 

93,30 

109,50 

109,50 

Gruppe III 

155,50 

182,50 

182,50 

Gruppe IV 

622,00 

730,00 

730,00 


Erläuterungen zur Übersicht; 

Gruppe I: Alle landwirtschaftlich genutzten Flächen, die 
nicht zur zweiten, dritten oder vierten Gruppe 
gehören. D. h. insbesondere Getreide, Dauer- 
grünland (Wiesen, Weiden, Hutungen), Hül- 
senfrüdite (außer Gemüsehülsenfrüchten), 
Futterpflanzen, Grassamen, Blumen und Zier- 
pflanzen im Freiland, Blumenzwiebeln zur 
Blumenzwiebelgewinnung im Freiland, Baum- 
schulerzeugnisse, Wasserflächen der Teich- 
wirtschaft und Fischzucht. 

Gruppe II; Anbauflädien von Zuckerrüben, Futterrüben, 
Kartoffeln und Ölfrüchten zur Körnergewin- 
nung. 

Gruppe III: Anbauflächen von Obstanlagen, Freilandge- 
müse, Hopfen und Tabak sowie Rebflächen 
im Ertrag. 

Gruppe IV; Grundflächen der Unterglaskulturen. 

Die geringere Höhe der Hektarbeträge 1972 resul- 
tiert aus dem um 110 Millionen DM niedrigeren 
Haushaltsansatz sowie daraus, daß rd. 12 Millionen 
DM Überzahlungen des Aufwertungsausgleichs 1971 
anzurechnen waren. 
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Für das Jahr - 1973 wurden in den Bundeshaushalt 
wieder 920 Millionen DM für den Aufwertungs- 
ausgleich eingestellt. Die Aufteilung dieser Mittel auf 
Direktausgleich und agrarsoziale Maßnahmen richtet 
sich nach § 1, Nr. 3 des Durchführungsgesetzes zum 
Aufwertungsausgleichsgesetz. Danach beträgt — un- 
ter der Voraussetzung, daß sich derEAGFL an der Fi- 
nan-zierung des Aufwertungsausgleichs beteiligt — 
der Ansatz für den Direktausgleich 700 Millionen 
DM und der Ansatz für agrarsoziale Maßnahmen 
220 Millionen DM. Falls sich der EAGFL nicht an der 
Finanzierung beteiligt, stehen für den Direktaus- 
gleich 590 Millionen DM und agrarsoziale Maßnah- 
men 330 Millionen DM zur Verfügung. Der mehr- 
wertsteuerliche Teilausgleich wird 1973 unverändert 
fortgeführt. 


Grenzausgleich 

157. Das durch die EWG-Verordnung Nr. 974/71 
des Rates vom 12. Mai 1971 eingeführte System des 
Grenzausgleichs hat es ermöglicht, von der Land- 
wirtschaft der Bundesrepublik Einkommensverluste 
fernzuhalten, die ihr durch die Freigabe des 
Wechselkurses der Deutschen Mark vom 10. Mai 

1971 entstanden wären. Das Hauptelement dieses 
Systems ist die Preissicherung durch Ausgleichs- 
beträge bei der Ein- und Ausfuhr. Dieses zunächst 
nur für die Bundesrepublik und die Niederlande 
geltende Grenzausgleichsisystem wird seit Anfang 

1972 in allen EWG-Mitgliedstaaten angewandt, 
nachdem die De-facto-Abwertung des US-Dollars 
aufgrund der Washingtoner-Vereinbarungen der 
Finanzminister und Notenbank-Gouverneure — des 
sogenannten Zehnerclubs — vom 18. Dezember 1971 
zu einer generellen Änderung der faktischen Pari- 
tätsverhältnisse geführt hatte. 

Am 8. Mai 1972 ist die De-facto-Abwertung des US- 
Dollars beim Internationalen Währungsfonds offi- 
ziell notifiziert worden. Aus diesem Grunde wurde 
der Betrag der Abwertung des US-Dollars gegen- 
über dem Gold aus dem Grenzausgleich heraus- 
genommen und in die Abschöpfungs- und Erstat- 
tungsregelung einbezogen. Dadurch haben sich die 
Kalkulationsmöglichkeiten des Agrarhandels ver- 
bessert. 

Die aufwertenden LändeT wurden ermächtigt, nach 
der Anmeldung offizieller neuer Paritäten die Aus- 
wirkungen der Aufwertung auf das in Rechnungs- 
einheiten festgelegte Agrarpreisniveau teilweise 
mit Hilfe nationaler Maßnahmen, z. B. durch 
Steuermaßnahmen, und den verbleibenden Rest 
über ein Grenzausgleichssystem auszugleichen. Für 
den späteren stufenweisen Abbau des Grenz- 
ausgleichs wurde im Ministerrat vereinbart, daß zu 
jedem Abbauschritt Maßnahmen getroffen werden, 
die eine daraus resultierende Beeinträchtigumg dei 
Einkommen der Landwirte verhindern. Was die 
steuerlichen Maßnahmen angeht, so sind die not- 
wendigen gesetzlichen Vorbereitungen für Aus- 
gleichmaßnahmen im Rahmen der Mehrwertsteuer 
von der Bundesregierung bereits getroffen worden. 


3.6 Erweiterung der Gemeinschaft 

158. Die Erweiterung der Gemeinschaft um das 
Vereinigte Königreich, Dänemark und Irland bringt 
für den gemeinsamen AgxarmaTkt eine Vielzahl von 
Anpassungs- und Übergangserfordernissen mit sich. 
Langfristig gesehen dürfte sie starken Einfluß auf 
die Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik 
haben. 

Ab 1. Februar 1973 sind die neuen Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft verpflichtet, im Bereich der Land- 
wirtschaft alle Regelungen der gemeinsamen Markt- 
organisationen einschließlich der Bestimmungen 
über die Gemeinschaftspräferenz in vollem Umfang 
anzuwenden und entgegenstehendes nationales 
Recht abzuschaffen oder entsprechend zu ändern. 
Im Beitritts vertrag sind jedoch bestimmte Über- 
gangsregelungen zur Anpassung der Markt- und 
Preissituation in den Beitrittsstaaten an die in der 
Gemeinschaft bestehenden Bedingungen vorgesehen. 
Sie betreffen eine stufenweise Angleichung der 
Agrarpreise innerhalb der vorgesehenen fünf- 
jährigen Übergangszeit. Diese Anpassung wird wie 
folgt durchgeführt werden: 

— Festsetzung eigener Marktordnungspreise für 
die neuen Mitgliedstaaten unter Berücksichti- 
gung der Unterschiede zwischen den Preisen in 
den Beitrittsstaaten und in der Gemeinschaft, 

— Angleichung der Preise in isechs Stufen mit mög- 
lichen Abweichungen bis zu 10<^/o des vor- 
gesehenen Abbaubetrages. 

— Festsetzung von Ausgleichsbeträgen zum Aus- 
gleich bestehender Preisunterschiede zwischen 
den derzeitigen Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft und den Beitrittsstaaten sowie auch zwi- 
schen den Beitrittsstaaten. Die Ausgleichsbeträge 
sind zu erheben oder zu erstatten. 

— Soweit zwischen der Gemeinschaft der bisherigen 
Mitgliedstaaten und den beitretenden Staaten 
Zölle bzw. feste Teilbeträge zum Schutz der Ver- 
arbeitungsindustrie bestehen, werden diese um 
jährlich 20 % gesenkt. 

— Für die Erzeugnisse der VO (:EWG) Nr. 1059/69 
gilt hinsichtlich des Abbaus des 'Schutzes für die 
Verarbeitungsindustrie der für den gewerblichen 
Sektor bestehende Zeitplan. 

159. Die Marktsituation in Verbindung mit den 
günstigen strukturellen Voraussetzungen der Land- 
wirtschaft in den beitretenden Staaten läßt erwarten, 
daß diese gegen weitere Preisanhebungen gemein- 
sam mit den anderen Mitgliedstaaten eintreten wer- 
den. Es dürften daher voraussichtlich in Zukunft 
lediglich Preiserhöhungen, insbesondere unter Be- 
rücksichtigung von Kostensteigerungen und Produk- 
tivitätszuwächsen, möglich sein. Dieser enge Spiel- 
raum der gemeinsamen Preispolitik wird sich erst 
dann erweitern können, wenn im Rahmen einer um- 
fassenden Konsolidierung der EWG-Agrarpolitik die 
Möglichkeiten der Preispolitik von den bisher be- 
stehenden Belastungen befreit würden. Eine ge- 

Handelsregelung für bestimmte landwirtschaftliche 
Verarbeitungserzeugnisse, z. B. Schokolade, Brot, feine 
Backwaren, veröffentlicht in: ABI. Nr. L 141 vom 
12. Juni 1969 
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zielte gemeinsame Strukturpolitik sowie die Ver- 
wirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion 
könnten auch die preispolitischen Möglichkeiten 
wieder vergrößern. 

3.7 Lieferungen und Bezüge im innerdeutschen 
Handel 

160. Nach dem Protokoll über den innerdeutschen 
Handel, Teil des EWG-Vertrages, ist der Waren- 
verkehr mit Agrarprodukten Bestandteil des inner- 
deutschen Handels. Er unterliegt keinen Zöllen 
oder Abschöpfungen. Zur Vermeidung von Markt- 
störungen besteht ein Preisschutz. Vereinbarte 
oder auch autonom festgesetzte Bezugswertgrenzen 
bei allen wichtigen Agrarprodukten stellen sicher, 
daß die Bezüge aus der DDR auch vom Volumen 
her der Marktlage in der Bundesrepublik angepaßt 
sind. Diese Regelungen werden auch durch das In- 
krafttreten des Grundvertrages zwischen der Bun- 
desrepublik und der DDR nicht berührt. 

Den Bezügen stehen Lieferungen gegenüber, die 
der Ernährungsindustrie der Bundesrepublik in be- 
stimmten Warenbereichen einen zwar wertmäßig 
begrenzten aber wichtigen Absatzmarkt sichern. 

161. Für die Wirtschaft und Versorgung von Ber- 
lin (West) kommt den Bezügen aus der DDR im 


innerdeutschen Handel besondere Bedeutung zu. 
Zahlreiche Kontingente sind allein der Versorgung 
von Berlin (West) Vorbehalten, so für Brotgetreide, 
Zucker, Schweine, Schafe, Eier und Milch. Die 
Beschränkung der Kontingente auf Berlin (West) 
trägt dem Umstand Rechnung, daß hier ein aus- 
gesprochener Zuschußmarkt gegeben ist, der zu den 
Erzeugerbetxieben der Bundesrepublik frachtungün- 
stig liegt. Auch von den übrigen Bezügen verbleibt 
ein Großteil in Berlin (West), z. B. Bullen, Braumalz 
und Braugerste. 

162. Die Warenstruktur auf der Bezugsseite hat 
sich in den letzten Jahren gewandelt. Das Schwer- 
gewicht wurde mit Rücksicht auf die Marktentwick- 
lung in der Bundesrepublik von Getreide auf Vieh 
und Fleisch verlagert. Dem steigenden Bedarf an 
Rindern und Kälbern entspricht eine deutliche An- 
hebung der beiden Kontingente. 

Auf der Lieferseite gewinnen Produkte der Er- 
nährungsindustrie — neben den nach wie vor domi- 
nierenden Futtermitteln — größere Bedeutung, so 
z. B. Schokoladenerzeugnisse, Spirituosen und 
Fischererzeugnisse. 

Im Jahre 1972 haben die Güter der Land- und Er- 
nährungswirtschaft mit ihrem kontinuierlichen 
Wachstum der Bezüge und Lieferungen einen we- 
sentlichen Anteil am innerdeutschen Handel gehabt. 
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4 VerbraucherpoMtik im Ernährungsbereich 


4.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

Nahrungsmittelausgaben und Preisentwicklung 

163. Bei einer Gesamtbevölkerung von 61,5 Mil- 
lionen gaben im Berichtsjahr 1971/72 mehr als 22 Mil- 
lionen private Haushalte für den Erwerb von Waren 
und Dienstleistungen etwa 420 Mrd. DM aus. 
Hiervon waren rund 120 Mrd. DM oder 29 Vo Aus- 
gaben für Nahrungs- und Genußmittel. Auf Nah- 
rungsmittel einschließlich Gaststättenverzehr entfällt 
heute im Durchschnitt aller Haushalte ein knappes 
Viertel aller Verbraucherausgaben. Bei Haushalten 
mit niedrigerem Einkommen beträgt dieser Anteil 
bis zu 35 *^70. Er geht mit steigenden Einkommen ten- 
denziell zurück (vgl. Materialband, Tabelle 91 und 
92). In untersuchten Haushaltsgruppen entfallen von 
den Ausgaben für Nahrungsmittel u. a. auf Fleisch 
und Fleischwaren 28 bis 33 Vo, Brot und Backwaren 
11 bis 13 Vo, Milch 6 bis 8Vo, Gemüse und Obst 
jeweils 5 bis 9 Vo. 

164. Die Aufwendungen für den Verzehr in Kan- 
tinen und Gaststätten steigen überdurchschnittlich. 
Bei den untersuchten Haushalten mit höherem Ein- 
kommen hatten 1971 allein die Aufwendungen für 
Speisen und Mahlzeiten in Gaststätten einen Anteil 
von 9 an den Nahrungsmittelausgaben (vgl. Mate- 
rialband, Tabelle 88). 

165. Im Wirtschaftsjahr 1971/72 erhöhte sich der 
Preisindex für Nahrungsmittel um 5,1 Vo und stieg 
damit stärker als dm Vorjahr. Der Anstieg der Nah- 
rungsmittelpreise blieb jedoch noch leicht hinter der 
Verteuerung der gesamten Lebenshaltung um 5,6 Vo 
zurück (vgl. Materialband, Tabelle 7 und Schau- 
bild 9). Unter den nicht saisonal beeinflußten Pro- 
dukten verteuerten sich besonders Brot, Käse, Milch 
und Fleisch. Kartoffel und Geflügel waren dagegen 
billiger als 1970/71. 

Im Jahresdurchschnitt 1972 stiegen die Nahrungs- 
mittelpreiise um 6,3 Vo gegen 1971 an. Im Dezember 
1972 erreichten die Nahrungsmittelpreise ein im 
Vergleich zum Vorjahr um 8,0 Vo höheres Niveau, 
die Lebenshaltung verteuerte sich um 6,5%. Der 
gegenwärtige Preisauftrieb ist überwiegend auf das 
Zusammentreffen' einer verstärkten Nachfrage — 
als Folge der gestiegenen Einkommen — mit ver- 
ringeTten Angeboten, z. B. bei Fleisch, Fischen, Obst 
und Gemüse, Kartoffeln, zurückzuführen. Auch die 
ständig steigenden Qualitätsanforderungen der Ver- 
braucher haben Kostensteigerungen zur Folge. Nach 
der Lage auf den einzelnen WaTenmärkten und an- 
gesichts der Bemühungen um Preisstabilität ist zu 
erwarten, daß sich der Preisauftrieb bei den Nah- 
rungsmitteln beruhigen wird. 

Wegen des scharfen Preiswettbewerbs im Einzel- 
handel fällt es den preisbindenden Herstellern 
immer schwerer, die vom Gesetz gegen Wettbe- 


werbsbeschränkungen verlangte Lückenlosigkeit der 
Bindungssysteme zu sichern. Preisgebundene Ernäh- 
rungsgüter spielen daher heute nur noch eine unter- 
geordnete Rolle; Preisbindungen bestanden Ende 
Dezember 1972 in der Ernährungsindustrie für 
4493 Verkaufseinheiten von 166 Unternehmen. 
Andererseits erhöhte sich die Zahl der preisempfoh- 
lenen Verkaufseinheiten von rd. 2600 im Jahre 1962 
auf 16 906 am Jahresende 1972; hieran waren 
606 Unternehmen beteiligt. Preisempfehlungen wer- 
den gerade bei Niedrigpreisartikeln vom Handel 
wegen der geringen Preiselastizität der Nachfrage 
beinahe einhellig befolgt, so daß ihnen Bindungs- 
charakter zukommt. Andererseits liegen bei einigen 
Produkten (Kaffee, Spirituosen, Pralinen) die effek- 
tiven Marktpreise erheblich unter den empfohlenen 
Preisen. 

Im öffentlichen Interesse standen im Berichtsjahr be- 
sonders die Anpassung der Einzelhandelspreise an 
die Großhandelsabgabepreise und die Preissteige- 
rungen, die bei Trinkmilch nach der Aufhebung des 
Festpreises ab 1. Februar 1971 eintraten. Der rück- 
läufige Verbrauch von Trinkmilch nach einer vor- 
übergehenden Erholung dürfte mit auf die Preiserhö- 
hung bei Milch zurückzuführen sein. 

166. Bei der Beurteilung der Entwicklung der Ver- 
braucherpreise ist zu beachten, daß der Anteil der 
Landwirtschaft an den Verbraucherausgaben für 
Nahrungsmittel inländischer Herkunft im Wirt- 
schaftsjahr 1971/72 im Durchschnitt bei 49% lag. 
Dieser Erzeugeranteil schwankt zwischen 12 ^/o bei 
Brot und Backwaren, bis zu 87 % bei Eiern (vgl. 
Materialband, Tabelle 67). 

Stabilitäts- und verbraucherpolitische Maßnahmen 
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften 

167. Nachdem die Staats- und Regierungschefs auf 
der Gipfelkonferenz in Paris um 19. und 20. Okto- 
ber 1972 den Weg für stabilitätspolitische Initiativen 
der erweiterten Gemeinschaft und der Regierungen 
der Mitglieds'taaten freigemacht hatten, beschloß die 
Bunde Siregierung am 27. Oktober 1972 Maßnahmen 
gegen Preissteigerungen. Im Bereich der Agrar- und 
Ernährungspolitik wurde daraufhin Fleisch aus staat- 
lichen Lagerbeständen in verstärktem Umfang aus- 
gelagert. Außerdem wurden für 1973 die Einfuhr- 
möglichkeiten für Schaf- und Lammfleisch aus Dritt- 
ländern erleichtert. 

Im Rahmen der Beschlüsse des Rates der EG zur 
Inflationsbekämpfung wurden bis zum 1. April 1973 
die Zölle für Rinder und Rindfleisch um 50 % ge- 
senkt, die Zölle für Kälber und für männliche, zur 
Mast bestimmte Jungrinder vollständig ausgesetzt. 

Darüber hinaus hat der Rat der EG in dieser Sitzung 
grundsätzlich u. a. Maßnahmen zur Förderung der 
Rindfleischproduktion und die Aufhebung von men- 
genmäßigen Beschränkungen für die Einfuhr von 
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Kartoffeln (vom 15. November 1972 bis zum 15. Fe- 
bruar 1973) beschlossen. 

FerneT legte der Rat der EG im Laufe des Jahres 
1972 folgende Maßnahmen fest: 

— verbilligte Abgabe von Butter an alle Sozial- 
hilfeempfänger bis Ende 1973, 

— Abgabe von Lagerbutter zu herabgesetzten Prei- 
sen für den direkten Verbrauch, begrenzt bis 
31. März 1973, 

— ■ Herstellung und Abgabe von Butterschmalz für 
den direkten Verbrauch, begrenzt bis zum 
31. März 1973. 

Im übrigen legte der Rat der EG fest, daß bei allen 
zukünftigen Preisbeschlüssen im Agrarsektor die 
VeTbraucherinteressen stärker als bisher zu berück- 
sichtigen sind. 

Der Verbrauch von Lebensmitteln 
und seine Bestimmungsgründe 

168 . Der Nahrungsmittelverbrauch insgesamt wird 
bestimmt durch die Bevölkerungsentwicklung und 
durch die Veränderungen des Pro-Kopf-Verbrauchs 
an einzelnen Nahrungsmitteln. 1971/72 nahm die im 
Bundesgebiet zu versorgende Bevölkerung infolge 
stärkeren Wanderungsgewinns um 1 Vo zu. Ange- 
sichts der geringen natürlichen Bevölkerungszu- 
nahme und voraussichtlich geringen Zuwanderung 
wird für die nächsten Jahre mit einer durchschnitt- 
lichen Zunahme der zu versorgenden Bevölkerung 
von 0,4 ®/o jährlich gerechnet. 

Gestützt durch das Anwachsen der Realeinkommen 
und in — wenn auch verzögerter — Auswirkung der 
geänderten Lebensweise und Arbeitswelt setzen 
sich in der Bundesrepublik in der Entwicklung des 
Nahrungs Verbrauchs je Einwohner die bereits in 
der Vergangenheit beobachteten Trends fort: Der 
Verbrauch an stärkehaltigen Nahrungsmitteln nahm 
im Berichtsjahr weiter ab, während der Verbrauch 
fast aller Nahrungsmittel tierischen Ursprungs sowie 
von Frischobst anstieg. Dabei erhöhte sich auch der 
Verbrauch von länger haltbaren Nahrungsmitteln 
und Bequemlichkeitsnahrung. Im Getränkekonsum 
steigt der Verbrauch von Bier — seit 1960 um mehr 
als 50 Vo erhöht — und alkoholfreien Getränken, 
insbesondere von Mineralwasser und Limonaden 
seit 1960 gut verdoppelt — weiter an. 

169 . Der Kalorienverbrauch haf tslch der vermin- 
derten körperlichen Arbeitsleistung des moder- 
nen Menschen im allgemeinen noch nicht hinrei- 
chend angepaßt. Im Zuge der allgemeinen Hebung 
des Lebensstandards ist heute eine ernährungs- 
phyisiologisch ausgewogene Ernährung von ider Ein- 
kommensseite her jedermann zugänglich, wenn auch 
der Verbraucher noch nicht überall die gewünschten 
Auswahlmöglichkeiten hat. Mit steigendem Wohl- 
stand besteht nicht mehr die Gefahr der Mangel- 
ernährung aus finanzieller Not. Sfattdessen gehört 
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die Fehlernährung, vor allem die Überernährung, — 
auslösende Ursachen zahlreicher Zivilisationskrank- 
heiten — zu den wichtigsten ernährungsphysiologi- 
schen Problemen. 

Neben dem Einkommen sind die Qualität, ernäh- 
rungsphysiologisch richtige Ernährung, Arbeitser- 
sparnis und Preiswürdigkeit — Faktoren also, die 
sich nur schwer quantifizieren lassen — weitere 
Bestimmungsgründe des Verbrauchs. 


Gemeinschaftsverpflegung 

170 . Die Anzahl der in Einrichtungen der Gemein- 
schaftsverpflegung beköstigten Personen nimmt 
laufend zu. Von 1963 bis 1969 hat sich allein die 
Zahl der an Kantinenessen regelmäßig teilnehmen- 
den Personen um schätzungsweise 40 Vo vergrößert. 
Nach den Ergebnissen der Einkommens- und Ver- 
brauchsstichprobe 1969 nahmen schon damals ins- 
gesamt 5,3 Millionen Erwerbstätige an Kantinen- 
essen teil, davon 78 Vo regelmäßig (vgl. Material- 
band, Tabelle 89). Jeder zweite Erwerbstätige, der 
von der Möglichkeit eines Kantinenessens Gebrauch 
machen konnte, nutzte diese Gelegenheit. 

Neben den Teilnehmern am Kantinenessen sind in 
den Einrichtungen der Bundeswehr, in Schulen und 
Heimen, in Altersheimen und in Krankenanstalten 
Personen mit unterschiedlichen diätetischen Bedürf- 
nissen in Gemeinschaftsverpflegung zu versorgen. 
Auch in der Gemeinschaftsverpflegung werden zu- 
nehmend koch- und tischfertige Produkte verwen- 
det. Im Zuge der Einführung von Vor- und Ganz- 
tagsschulen wird die Bedeutung der Gemeinschafts- 
verpflegung in naher Zukunft noch weiter zunehmen 
(vgl. Materialband, Tabelle 90). Die Art der Schul- 
verpflegung, z. B. Schulmilch, wirkt sich mit ihrem 
Gewöhnungs- und Erziehungseffekt auf den Nah- 
srungsmittelverbrauch im späteren Leben aus. 


Ansprüche und Verhalten der Verbraucher 

171 . Um den Nahrungsmittelmarkt mit den quali- 
tativ hochwertigen Produkten zu versorgen, die der 
Verbraucher erwartet, sind schon bei der landwirt- 
schaftlichen Produktion hohe Wertmaßstäbe anzu- 
legen (vgl. Abschnitt 3.1 Verbraucherpolitische 
Aspekte der landwirtschaftlichen Erzeugung S. 47 
bis 'S. 48). 

Zunehmendes Gesundheitsbewußtsein des Verbrau- 
chers äußert sich im Verlangen nach rückstands- 
freien und ernährungsphysiologisch vollwertigen Le- 
bensmitteln. Auch die starke Steigerung des Absat- 
zes von Reformwaren bringt dies zum Ausdruck. 
Neuerdings sind kalorienarme und kalorienredu- 
zierte Nahrungsmittel auf dem Markt. 

172 - Die Angebots- und Produktdifferenzierung, 
Aufmachung und Werbung führen zu einer Kon- 
sumverlagerung innerhalb der Produktgruppen mit 
einem nicht immer auszuschließenden Verteuerungs- 
effekt. Bei der Vielfalt der Produkte, der zunehmen- 
den Konzentration auf der Angebotsseite und der 
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Verfeinerung der Werbemethoden ist die Fähig- 
keit des nicht geschulten Verbrauchers zum Ab- 
wägen von Preis- und Qualitätsgesichtspunkten 
überfordert. Der Wettbewerb hat bisher dazu bei- 
getragen, den Preisauftrieb bei Lebensmitteln in 
Grenzen zu halten. Um die Kräfte des Wettbewerbs 
besser nutzen zu können, benötigt der Verbraucher 
in stärkerem Maße aufbereitete, objektive Infor- 
mationen und eine Schulung, die ihm ein kritisches 
und preisbewußtes Käuferverhalten erleichtern. 
Insgesamt gesehen, reagieren die Verbraucher auf 
Preisunterschiede noch zu wenig. 

173. Die in Zusammenhang mit der Auflösung der 
Mehrgenerationenfamilie und geringeren Geburten- 
raten bestehende Tendenz zu kleineren Haushal- 
ten fördert eine Individualisierung des Nahrungs- 
mittelverbrauchs. Sie hat beispielsweise sogar 
Einfluß auf die Packungsgrößen. Allerdings gibt 
es auch eine gegenläufige Tendenz im Großeinkauf 
für die Vorratshaltung. Die normale Vorratshaltung 
des Ernährungshandels, ergänzt durch ein Minimum 
staatlicher Notfallvorsorge, reicht in Krisensituatio- 
nen nicht aus. Die Lebensmittelbevorratung in pri- 
vaten Haushalten gehört daher zur selbstverant- 
wortlichen Vorsorge des einzelnen. Angesichts des 
vielseitigen Angebotes an Lebensmitteln erfordert 
die Verarbeitung im privaten Haushalt heute mehr 
denn je umfassende Kenntnisse rationeller Ver- 
arbeitungs- und Zubereitungsverfahren. Das Wis- 
sen über die Aspekte und Methoden moderner, 
zeitgemäßer Ernährung und Versorgung der Fa- 
milie ist noch gering. Es läßt sich jedoch ein zuneh- 
mendes breites Interesse an Orientierungshilfen auf 
diesem Gebiet, auch bei jüngeren Frauen, feststel- 
len. 

Die haus- und ernährungswirtschaftliche Beratung 
konnte in den letzten Jahren verstärkt werden. 
Ihre Breitenwirkung ist aber noch gering, insbeson- 
dere erreicht sie nicht die sozial-schwachen Schichten. 


4.2 Ziele 

174. Ziel der Bundesregierung auf dem Gebiet der 
Verbraucherpolitik im Ernährungsbereich ist es, die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß ein kriti- 
scher, informierter Verbraucher sich auf einem 
funktionsfähigen Ernährungsgütermarkt mit be- 
darfsgerechten Produkten auf Grund eines freien 
Kaufentscheides zu angemessenen Preisen versor- 
gen kann. 

Dazu gehört insbesondere: 

— Die Versorgung mit ernährungsphysiologisch 
vollwertigen und gesundheitlich unbedenklichen 
Ernährungsgütern, die den diffenzierten und sich 
wandelnden Verbraucherwünschen entsprechen, 
muß der Menge, Kontinuität und Qualität nach 
ausreichend gesichert sein. Bei den modernen 
Produktions- und Verarbeitungsverfahren wer- 
den notwendigerweise Hilfsstoffe angewendet; 
solche Hilfsstoffe dürfen keine Gesundheitsschä- 
den auslösen. Der Verbraucher ist vor Irrefüh- 


rung, Täuschung und Übervorteilung zu bewah- 
ren. Handelsrechtliche Normen und Qualitätsvor- 
schriften sind auch für bisher noch nicht erfaßte 
Produkte zu entwickeln. 

— Durch Verbraucher aufklärung, -Schulung und 
-Information ist der Wissensstand über Ernäh- 
rungsfragen zu verbessern. Dem Verbraucher 
sind ferner aufbereitete, objektive Informationen 
über Markt-, Konsum- und Preiszusammenhänge 
sowie über aktuelle Marktdaten für Ernährungs- 
güter zu vermitteln. 

— Mit einem funktionsfähigen Ernährungsgüter- 
markt ist die Versorgung der Bevölkerung zu an- 
gemessenen Preisen sicherzustellen. Die Ver- 
braucherinteressen sind bei agrarpolitischen 
Maßnahmen hinreichend zu berücksichtigen. Die 
Stellung des Verbrauchers als Marktpartner ist 
zu stärken. 


4.3 Maßnahmen 

175. Die Bundesregierung hat es sich zur Aufgabe 
gemacht, den Wettbewerb in allen Erzeugungs- und 
Handelsstufen sowie die Transparenz des Markt- 
geschehens zu fördern. Damit soll erreicht werden, 
daß sich im Rahmen der sozialen Marktwirtschaft 
und im Einklang mit den wirtschaftspolitischen Zie- 
len bei den Ernährungsgütern Verbraucherpreise 
bilden können, die den aufgewendeten Leistungen 
einerseits und dem vom Verbraucher erwarteten 
Nutzen andererseits angemessen sind. Dem soll u. a. 
die von der Bundesregierung vorgeschlagene No- 
velle zum Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen dienen. 

Erstrebenswert sind zunehmend Nahrungsgüter, 
deren Qualitätsniveau über den gesetzlichen Min- 
destanforderungen liegt. Die Bundesregierung wird 
gesetzliche Bestimmungen, die in Marktordnungen 
oder Warengesetzen der Entwicklung und Einfüh- 
rung neuer Qualitätsprodukte entgegenstehen, über- 
prüfen und — falls notwendig — sich im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaft um eine Anpassung 
an die Grundsätze moderner Ernährung bemühen. 

Eine Verordnung zur Regelung der Kennzeichnung 
von kalorienreduzierten und kalorienarmen Lebens- 
mitteln wird von der Bundesregierung vorbereitet. 

176. Mit Bundesmitteln werden gezielte und 
öffentlichkeitswirksame Aktionen unter dem Schlag- 
wort „Vorrat ist ein kluger Rat" durchgeführt. Ziel 
dieser Aktionen ist es, den Gedanken der modernen 
Haushaltsbevorratung, die ein Teil der modernen 
Haushaltsführung ist, bei der Gesamtbevölkerung 
bekanntzumachen und nachhaltiger zu verankern. 
Der Bund hilft dabei durch Aufklärung, vor allem 
durch Vorschläge über Zusammensetzung, Lage- 
rung und Wälzung der Vorräte. 

177. Die ernähTungsphysiologischen Fragen der Ge- 
meinschaftsverpflegung bedürfen ebenso wie die da- 
mit verbundenen Fragen der Technologie, der Orga- 
nisation und der Wirtschaftlichkeit noch weiterer 
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Klärung. Zunächst läßt die Bundesregierung in einem 
Schwerpunktprogramm „Verpflegung in Ganztags- 
schulen" folgende Probleme untersuchen: 

— Bedürfnisse und Ansprüche von Schulkindexn 
und Jugendlichen' in den Altersgruppen zwischen 
5 und 20 Jahren. 

— Marktwirtschaftliche Voraussetzungen für eine 
optimale Versorgung in Küchen von Ganztags- 
schulen. 

— ■ Systeme der technischen Durchführung der Auf- 
gaben in den verschiedenen Typen von Verpfle- 
gungseinTichtungen in Ganztagsschulen. 

— Planungsgrundlagen (Qualitäts-, Zeit- und 
Kostendaten) für die Schulverpflegung. 

— Rückwirkung der Schulmahlzeiten auf Haus- 
halt und Familie. 

178 . Für viele Produktionsprozesse des Ernäh- 
rungsbereichs sind bestimmte Hilfsstoffe unentbehr- 
lich. Gewisse ungünstige Kumulationswirkungen 
dieser Stoffe sowie Schadenswirkungen anderer 
Rückstände (z. B. von Schwermetallen) auf die Er- 
nährung und Umwelt können jedoch nicht mit Si- 
cherheit ausgeschlossen werden. Deshalb ist es er- 
forderlich, die Produktionsverfahren sowie die Min- 
destnormen zu überprüfen und gegebenenfalls die 
Toleranzgrenzen neu festzulegen. 

179 . Die Festlegung von Handels- und Güteklas- 
sen soll in Zukunft ernährungsphysiologische Krite- 
rien und Verbrauchererwartungen stärker berück- 
sichtigen. Mit der Gesamtreform des Lebensmittel- 
rechts wird der Schutz des Verbrauchers vor mög- 
lichen Gesundheitsschäden und vor Täuschung ohne 
unnötige Behinderung der wirtschaftlichen Entwick- 
lung erweitert. Insbesondere durch die Novellierung 
der Lebensmittelkennzeichnungsverordnung sowie 
anderer spezieller Rechtsvorschriften werden die 
Deklarierungsbestimmungen verbessert. Darüber 
hinaus wird geprüft werden, inwieweit Vorschriften 
zur Angabe von Mindesthaltsbarkeitsdaten verbes- 
sert und auf weitere Warengruppen ausgedehnt wer- 
den können. Durch Änderung des Arzneimittelge- 
setzes soll sichergestellt werden, daß Arzneimittel 
zur Anwendung bei Tieren registriert und darauf 
überprüft werden müssen, welche Wartezeiten eim 
zuhalten sind, um den Menschen vor der Aufnahme 
von unerwünschten Rückständen dieser Stoffe zu 
schützen. 

180 . Um die Grundlagen für ein kritisches Ver- 
braucherverhalten zu schaffen, ist es notwendig, 
Konsumzusammenhänge (einschließlich der Neben- 
wirkungen des Konsums), Marktzusammenhänge, 
Ernährungswissen und Warenkunde bereits in den 
Schulen zu behandeln. Darüber hinaus bedarf es der 
systematischen Vermittlung von (Ernährungskunde 
im Rahmen der Erwachsenenbildung. Der Bund hilft 
hier durch die Erarbeitung und Bereitstellung allge- 
meinen Informationsmaterials. 

181 . Zur Schulung und Aufklärung des Verbrau- 
chers bedarf es eines kontinuierlichen Angebotes an 


objektivem Unterrichts- und Demonstrationsmate- 
rial. Deshalb werden zentrale Institutionen der 
volkswirtschaftlichen und ernährungskundlichen 
Aufklärung vom Bund finanziell unterstützt. Geför- 
dert werden ferner gezielte Veröffentlichungen der 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher zu bestimmten 
Themen aus dem Ernährungsbereich. 

In Fragen der Ernährung und der Führung des 
Privathaushalts ist eine individuell angepaßte Hilfe- 
stellung notwendig. Deshalb muß die Ernährungs- 
beratung insbesondere für die sozial-schwachen Be- 
völkerungsschichten verstärkt werden. Die Zahl der 
bei den Verbrau cherzentralen eingesetzten Berate- 
rinnen soll erhöht und die Effizienz des Beratungs- 
dienstes verbessert werden. Die zentrale Fortbildung 
der Beraterinnen durch Seminare wird fortgesetzt. 
Daneben laufen Vorbereitungen, die individuelle 
Ernährungsberatung im ländlichen Raum auszu- 
bauen. 

Die Effizienz und Organisation der Institutionen zur 
Verbreitung von Informationsmaterial wird laufend 
überprüft. Dabei zielen die Bemühungen vorrangig 
auf eine thematische und räumliche Konzentration 
der Arbeit, die Modernisierung der Datensamm- 
lung und Datenvermittlung und die Herausgabe 
zielgruppengerechter Veröffentlichungen von Er- 
nährungsinformationen. Gegenwärtig liegen die 
Schwerpunkte der Arbeit in den Bereichen: Eiweiß- 
versorgung, Einkaufsverhalten, ernährungsphysio- 
logisch ausgewogene Ernährung, neue Rechtsregeln 
im Ernährungsbereich, Preis- und Qualitätsfragen 
sowie Sonderinformationen über Umwelt. 

Zur Verbesserung des Wissens über Ernährung wird 
die Bundesregierung erstmalig einen Großversuch 
finanzieren, in dem Ernährungsaufklärung im Me- 
dienverbund erprobt wird (Fernsehen, Lehrbuch und 
Einzelauskünfte durch einen Computer). 

182 . In der Europäischen Gemeinschaft wird an 
der Rechtsharmonisierung im Emährungsbereich 
gearbeitet. Die Anstrengungen, die darauf abgestellt 
sind, den freien Warenverkehr und den Schutz der 
Verbraucher zu gewährleisten, sollen verstärkt 
und beschleunigt werden. Gleiche Aktivitäten sind 
im Bereich anderer internationaler Organisationen 
(Europarat, FAO/WHO, Codex Alimentarius) auf- 
genommen. 

183 . Zur Verbesserung der Markttransparenz wer- 
den u. a. mit Hilfe der Verbraucherzentralen in 
einer Reihe von Groß- und Mittelstädten wöchent- 
liche Preiserhebungen bei Nahrungsmitteln durch- 
geführt. Die Ergebnisse werden zu Bundesdaten und 
für lokale Preisspiegel aufbereitet. Darauf bauen 
Einkaufstips und Telefonansagedienste auf. 

184 . Um sicherzustellen, daß ihr Mitspracherecht 
nachhaltig verbessert wird, werden die Ver- 
braucher bei der Vorbereitung von Gesetzgebungs- 
vorhaben gehört, die ihre Interessen berühren. Als 
besonderes ernährungspolitisches Beratungsgremium 
wirkt der beim Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bestehende Verbraucher- 
ausschuß. 
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5 Außenwirtschaftspolitik und Weltagrarprobleme 


5.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

5.1 1 Zentrale Weltagrarprobleme 

185. Die Weltagrarwirtschaft wird auch weiterhin 
von zwei zentralen ungelösten Fragen bestimmt: 

— der Vermeidung von Agrarüberschüssen in In- 
dustrieländern, 

— der Bewältigung der Unterversorgung mit Nah- 
rungsmitteln in Entwicklungsländern. 

Diese weltweiten Probleme können nur langfristig 
durch eine enge Zusammenarbeit gelöst werden. 

186. Durch die Erweiterung der Gemeinschaft, ihre 
besonders geregelten Beziehungen zu einer Reihe 
von Ländern und die immer enger werdende welt- 
wirtschaftliche Verflechtung wird das Gewicht der 
Gemeinschaft im Welthandel wesentlich verstärkt. 
Die Verantwortung der Gemeinschaft wächst, zu 
einer tragfähigen internationalen Lösung der Welt- 
agrarprobleme sowie zur Lösung der sich aus ihrer 
Erweiterung ergebenden speziellen Probleme bei- 
zutragen. Die erweiterte Gemeinschaft wird zum 
größten Importeur und nach den USA zum zweit- 
größten Exporteur auf dem Weltagrarmarkt; es 
wird von ihr ein Beitrag zur Vergrößerung des 
Weltagrarhandels durch Abbau von Handelshemm- 
nissen erwartet. Eine Intensivierung des Waren- 
austausches setzt voraus, daß sich die Ausfuhr- 
länder mehr als bisher auf die Bedürfnisse der 
Einfuhrländer einstellen und daß sich alle Handels- 
partner gegenseitig, vorzugsweise den Entwick- 
lungsländern, den Zugang zu ihren Märkten öffnen. 

187. Der Agrarexport der Entwicklungsländer hat 

sich in der zurückliegenden Dekade nur unbefriedi- 
gend entwickelt; er erreichte wertmäßig eine durch- 
schnittliche jährliche Zuwachsrate von 3,2 Vo. Diese 
Zuwachsrate wird nach den Projektionen der FAO 
auch im Zeitraum 1970 bis 1980 4®/o nicht er- 

reichen. Damit ist die Verwirklichung des Haupt- 
zieles der 11. UN-Entwicklungsdekade — eine Stei- 
gerung des Bruttosozialproduktes der Entwick- 
lungsländer um 6Vo jährlich — gefährdet. Dies 
könnte nur durch eine Wachstumsrate der gewerb- 
lichen Produktion, die noch weit über dem in der 
Dekadenplanung vorgesehenen hohen Steigerungs- 
satz von 8^/o liegt, ausgeglichen werden. 

5.12 Entwicklungstendenzen auf Weltagrarmärkten 

188. Um das Ziel einer Ausfuhrsteigerung um jähr- 
lich 4’‘^/o zu erreichen, müßten nach Berechnungen 
der FAO die Entwicklungsländer vor allem den Ex- 
port sogenannter konkurrierender Produkte erhö- 
hen. Dazu zählen vorwiegend die Erzeugnisse des 
gemäßigten Klimas. Die Ausfuhr dieser Produkte 
aus Entwicklungsländern müßte jährlich um die ver- 
gleichsweise hohe Zuwachsrate von 5 bis 6 Vo zu- 


nehmen, da bei der Ausfuhr der sogenannten nicht- 
konkurrierenden Produkte — das sind vor allem 
Agrarrohstoffe und tropische Getränke — nach An- 
sicht der FAO nur eine Zuwachsrate von 1 bis 2 
erwartet werden kann. Dieser Tatbestand ist bei 
der Beurteilung der zukünftigen Entwicklung der 
Weltagrarmärkte zu berücksichtigen. 

189. Auf den Märkten der konkurrierenden Pro- 
dukte ist nach einer Vorausschau der FAO nur für 
Rind- und Kalbfleisch, Zucker und Futtergetreide 
eine Nachfragesteigerung zu erwarten, die nur be- 
dingt von der Produktionsentwicklung gedeckt wer- 
den wird. Bei Weizen hängt die Entwicklung der 
Märkte von der Ausrichtung der Produktion unter 
Berücksichtigung möglicher weiterer Getreidekäufe 
der UdSSSR und der VR China in der Zukunft ab. 
Der mit dem Rind- und Kalbfleischmarkt durch Pro- 
duktionskoppelung verbundene Markt für Milch- 
erzeugnisse wird bei gemäßigter Expansion nur in 
dem Maße im Gleichgewicht zu halten sein, wie es 
gelingt, die Steuerungsmaßnahmen der EWG und 
anderer wichtiger Länder aufeinander abzustellen. 

5.13 Handelsverflechtung der Bundesrepublik 
Deutschland im Agrarbereich 

190. Die Bundesrepublik blieb auch 1971/72 wich- 
tigster Absatzmarkt innerhalb der EWG sowohl für 
Mitgliedstaaten als auch für Drittländer. Die Be- 
züge der Bundesrepublik an Gütern der Ernährungs- 
wirtschaft aus der Gemeinschaft haben sich 1971/72 
wiederum kräftig erhöht. Der demgegenüber fest- 
zustellende Rückgang der DM-Werte der Einfuhr 
aus Drittländern spiegelt den Rückgang der durch- 
schnittlichen DM-Einfuhrwerte wider, der infolge 
der Änderungen der Wechselkursrelationen der 
Währungen 1971 eintrat. 

191. Zu konstanten Preisen von 1962 ergibt sich 
für 1971/72 ein Anstieg der ernährungswirtschaft- 
lichen Einfuhr gegenüber 1970/71 um 10,5 Vo (EWG 
+ 20,5 ‘^/o; Drittländer +2,7 °/o). Die Ausfuhr — zu 
konstanten Preisen — stieg um ll,2Vo (EWG 
+ 21,5 °/o: Drittländer +2,8 ‘^/o). An dem Beispiel der 
Bundesrepublik wird sichtbar, daß sich der Integra- 
tionsprozeß des gemeinsamen Marktes fortsetzt. 
Uber die Entwicklung des Außenhandels der Mit- 
gliedstaaten der EWG mit Gütern der Ernährungs- 
wirtschaft vgl. Materialband, Tabellen 93 und 94. 

Die Bundesrepublik führte insgesamt aus allen Her- 
kunftsländern 1971/72 Nahrungsmittel pflanzlichen 
Ursprungs im Werte von 14,3 Mrd. DM (61 ^/o der 
Gesamtnahrungsmitteleinfuhr) ein, während lebende 
Tiere und Nahrungsmittel tierischen Ursprungs einen 
Einfuhrwert von 6,0 Mrd. DM (26 °/o) und Genuß- 
mittel einen Wert von 3,2 Mrd. DM (13 Vo) erreich- 
ten. 
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Übersicht 24 

Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland mit Gütern der 
Ernährungswirtschaft nach Ländergruppen 
— - in jeweiligen Preisen — 


Jahr 

(Juli/Juni) 

EG-Mitglied- 

staaten 

Drittländer 

insgesamt 

EG-Mitglied- 

staaten 

Drittländer 


Millionen DM 


Anteil % 



Einfuhr 




1960/61 

3315 

7 580 

10 895 

30 

70 

1970/71 

9914 

12 411 

22 325 

44 

56 

1971/72 

11 748 

11 843 

23 591 

50 

50 



Ausfuhr 




1960/61 

391 

707 

1 098 

36 

64 

; 1970/71 

2 583 

2 228 

4 811 

54 

46 

j 1971/72 

3 108 

2 313 

5 421 

57 

43 


einschließlich Kaffee und Tabak 
“) Italien, Niederlande, Belgien, Luxemburg, Frankreich 


192. Die Entspannungspolitik der Bundesrepublik 
gegenüber den europäischen Ostblockstaaten wirkte 
sich 1971/72 auch auf die Ergebnisse im emährungs- 
wirtschaftlichen Außenhandel der Bundesrepublik 
mit diesen Ländern aus. Die Einfuhr von Ernährungs- 
gütern aus europäischen Ostblockstaaten insgesamt 
nahm in diesem Zeitraum um nahezu 2 Vo zu. Ihr An- 
teil an der entsprechenden Drittlandeinfuhr der Bun- 
desrepublik lag bei 8 Vo. Der Rückgang der Ernäh- 
irungsgüterexporte in die Tschechoslowakei, die 
1970/71 (u. a. bei Getreide und Futtermitteln) außer- 
gewöhnlich hoch waren führte 1971/72 zu einer leich- 
ten Verringerung der emährungs wirtschaftlichen 
Exporte in die Ostblockstaaten insgesamt. Dennech 
konnten die Agrarexporte in einige dieser Länder 
wie Polen, Ungarn, Rumänien und die UdSSR zum 
Teil beträchtlich gesteigert werden. Schweinefleisch- 
exporte nach Polen, Getreideexporte in die UdSSR, 
Ungarn und Rumänien sowie Zuckerexporte nach 
Ungarn trugen u. a. zu diesem Anstieg bei. Rund 
18®/o der Drittlandexporte an Ernährungsgütem der 
Bundesrepublik wurden 1971/72 von europäischen 
Ostblockstaaten auf genommen. 

193 . In der Agrarausfuhr der Bundesrepublik, der 
EWG und anderer Industrieländer hat die Nahrungs- 
mittelhilfe für Entwicklungsländer bei einzelnen Pro- 
dukten eine relativ große Bedeutung. An der emäh- 
rungswirtschaftlichen Ausfuhr der Bundesrepublik 
insgesamt nach Drittländern hatte sie 1971/72 einen 
Anteil von 10 ^/o. 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


5.2 Ziele der internationalen, nationalen und 
gemeinschaftlichen Agrar- und Handels- 
politik 

194. Das Ziel einer internationalen Agrarpolitik 
ist die Verbesserung der Zusammenarbeit zur Lö- 
sung der Weltagrarprobleme. Hierbei wird ange- 
strebt, Angebot und Nachfrage auf den Weltagrar- 
märkten auszugleichen und die regionale Unterver- 
sorgung zu beseitigen. Diese Ziele können nur 
schrittweise in längeren Zeiträumen und durch welt- 
weite Abstimmung erreicht werden. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten fortfahren, Nachteile für den deutschen Agrar- 
export im internationalen Wettbewerb auszuräumen 
und der deutschen Exportwirtschaft Unterstützung 
und Förderung zuteil werden zu lassen. Es wird not- 
wendig sein, eine Absatzstrategie für die Erschlie- 
ßung kaufkräftiger Märkte innerhalb und außerhalb 
der Gemeinschaft zu entwickeln. 

Ziel der agrarischen Einfuhrpolitik ist es weiterhin, 
den Drittländern einen angemessenen Zugang zu den 
Gemeinschaftsmärkten zu ermöglichen, wobei ein 
ausgewogener Interessenausgleich zwischen der 
Landwirtschaft, den Verbrauchern und den Drittlän- 
dern herbeizuführen ist. Den Interessen der auf den 
Agrar exp ort angewiesenen Entwicklungsländern ist 
hierbei angemessen Rechnung zu tragen. 

Der Verwirklichung dieses Zieles dient auch die 
agrarische Entwicklungspolitik. Solange das Ziel der 
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agrarischen Entwicklungspolitik, in den Entwick- 
lungsländern selbst zu einer ausreichenden Nah- 
rungsmittelversorgung zu gelangen, nicht erreicht 
ist, müssen Länder mit akutem Nahrungsdefizit mit 
Nahrungsgütern besser versorgt werden. 


5.3 Maßnahmen 


5.31 Internationale Bemühungen für eine bessere 
Zusammenarbeit zur Lösung der Weitagrar- 
probleme 

195. Die Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani- 
sation der Vereinten Nationen (FAO) hat auf ihrer 
8. Regionalkonferenz in München die Diskussion um 
die Anpassung der Agrarproduktion an die Märkte 
eröffnet. Sie hatte hierzu in Zusammenarbeit mit der 
ECE eine umfassende Untersuchung vorgelegt, in 
der die wechselseitige Abhängigkeit von Anpas- 
sungsmaßnahmen zwischen Betriebsebene, nationa- 
lem Markt und internationalem Handel aufgezeigt 
wurde. Die FAO schlägt den entwickelten Ländern 
vor, Maßnahmen zu ergreifen, um die in der Land- 
wirtschaft verbliebenen Produktionsreserven zu ver- 
ringern. Unter Berücksichtigung der 11. Entwicklungs- 
dekade sollten hiervon die Entwicklungsländer pro- 
fitieren, denen ein besserer Zugang zu den Markten- 
der entwickelten Länder für ihre Agrarprodukte ein- 
geräumt werden sollte. 

Als Ergebnis dieser Diskussion wurde die Notwen- 
digkeit anerkannt, in internationaler Zusammen- 
arbeit Maßnahmen zur weltweiten Anpassung der 
Produktion an Bedarf und Nachfrage zu ergreifen, 
wobei es wesentlich ist, gemeinsam die landwirt- 
schaftliche Anpassung gleichzeitig auf betrieblicher, 
nationaler, regionaler und weltweiter Ebene zu 
betreiben. Die Bundesregierung wird daher im kom- 
menden Jahr aktiv an der FAO- Vollkonferenz mit- 
wirken, die sich vordringlich mit diesen Problemen 
befassen wird. 

196. Die Bundesregierung unterstützt die inter- 
nationalen Bemühungen um eine bessere Abstim- 
mung von Angebot und Nachfrage auf den Welt- 
agrarmärkten ebenso wie die Bemühungen im Rah- 
men der EWG, den internationalen Agrarhandel 
weiter zu entwickeln. Diese Bemühungen können 
jedoch nur dann erfolgreich sein, wenn sich auch alle 
wichtigen Drittländer daran beteiligen. 


5.32 EWG-Erweiterung und gemeinschaftliche 

Handels-, Assoziierungs- sowie Präferenzpolitik 

197. Die Bundesregierung wird um eine Lösung 
der sich im Zusammenhang mit der Erweiterung 
der Gemeinschaft ergebenden Probleme im GATT 
bemüht sein. 


198. Nach dem Abschluß der Beitrittsverhandlun- 
gen konnten im Juli 1972 auch die Verhandlungen 
über einen Freihandelsraum mit den Rest-EFTA- 
Staaten Österreich, Schweiz, Schweden, Portugal, 
Island und Finnland abgeschlossen werden. Diese 
Abkommen zur Errichtung eines großen gewerb- 
lichen Freihandelsraumes — ■ lediglich von Finnland 
noch nicht gezeichnet — beziehen im Agrarbereich 
nur die Verarbeitungserzeugnisse ein. Entsprechende 
Verhandlungen werden von der Gemeinschaft auch 
mit Norwegen nach dessen Nichteintritt geführt. 
Regelungen über einen grundsätzlichen Agrarfrei- 
handel waren bei den unterschiedlichen Schutzsyste- 
men nicht möglich. Für Portugal werden Präferenzen 
bei Tomatenmark, Wein und Fischkonserven, für 
Island bei Fischereierzeugnissen eingeräumt, diese 
allerdings unter dem Vorbehalt einer beiderseits 
befriedigenden Lösung der Probleme, die sich aus 
dem Anspruch Islands auf Erweiterung seiner 
Fischereizone ergeben. Autonome Zugeständnisse 
von Österreich, Schweden und der Schweiz bei Obst, 
Gemüse und Blumen sowie Konzessionen der Ge- 
meinschaft zugunsten der österreichischen Rinder- 
ausfuhren bilden eine erste Konkretisierung der den 
Agrarsektor betreffenden Goodwill-Klausel. 

Wesentliche handelspolitische Aufgabe der Gemein- 
schaft bleibt, mögliche negative Auswirkungen der 
EWG-Erweiterung auf den internationalen Agrar- 
handel gering zu halten. 

Ein präferenzielles Abkommen, das Zoll- und Ab- 
schöpfungssenkungen vorsieht, wurde im Rahmen 
der EG mit Ägypten, Libanon und Zypern ab- 
geschlossen. Ein nichtpräferenzielles Handels- 
abkommen, das auf der Zusage gegenseitiger 
Meistbegünstigung beruht, wurde im Rahmen der 
EG mit Argentinien abgeschlossen und enthält wich- 
tige Übereinkünfte auf dem landwirtschaftlichen 
Gebiet, insbesondere dem Rindfleisch- und Fischerei- 
sektor (Abschöpfungsermäßigung, zollfreies GATT- 
Kontingent, Regelung des Zugangs zu den Hoheits- 
gewässern für Fischereifahrzeuge der EG). Ein ähn- 
liches Abkommen mit Uruguay steht kurz vor dem 
Abschluß. Der Antrag Brasiliens auf Abschluß eines 
nichtpräferenziellen Handelsabkommens mit der EG 
wird z. Z. geprüft. Ferner wurden im Rahmen der 
EG Handelsvereinbarungen mit den USA abge- 
schlossen, die Zugeständnisse über eine Lager- 
haltungsverpflichtung bei Getreide im Wirtschafts- 
jahr 1971/72 und gegebenenfalls 1972/73, Zoll- 
senkungen bei Zitrusfrüchten, eine zurückhaltende 
Erstattungspolitik sowie die Verpflichtung zu multi- 
lateralen Verhandlungen im GATT zur Lösung spe- 
zifischer Handelsprobleme zum Inhalt haben. 

Außerdem haben die Gemeinschaft und die USA 
sich bereit erklärt, im Jahre 1973 multilaterale Han- 
delsverhandlungen im GATT einzuleiten, die zu 
einer Ausweitung des Weltagrarhandels durch Be- 
seitigung tarifärer, nichttarifärer und sonstiger Han- 
delshemmnisse führen sollen. Zur Vorbereitung der 
Verhandlungen wurden im GATT umfangreiche 
Arbeiten über verschiedene Verhandlungstechniken 
und -modalitäten durchgeführt. Die GATT-Vertrags- 
Parteien haben auf ihrer XXVIII. Tagung im No- 
vember 1972 ein Programm zur Vorbereitung der 
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Verhandlungen beschlossen. Die Handelsverhand- 
lungen sollen im Herbst 1973 beginnen. Die Bundes- 
regierung setzt sich dafür ein, daß die Gemeinschaft 
rechtzeitig ein Verhandlungskonzept erarbeitet. 

5.33 Steuerung der Ein- und Ausfuhr durch EWG- 
Marktorganisationen und weitere Liberalisie- 
rungsbemühungen 

199. Die bisherige Anwendung der für den Agrar- 
außenhandel der Gemeinschaft maßgeblichen In- 
strumente der EWG-Marktorganisationen hat einer 
aktiven agrarischen Außenwirtschaftspolitik Gren- 
zen gesetzt. Die Bundesregierung hat sich daher 
mehrfach dafür ausgesprochen, daß das EWG-Markt- 
instrumentarium flexibler gehandhabt wird. Ferner 
hat sie ihre Liberalisierungsbemühungen gegenüber 
westlichen und östlichen Drittländern fortgesetzt 
und durch Aufhebung von mengenmäßigen Be- 
schränkungen und die marktbedingte bzw. saisonale 
Aussetzung von Zöllen besonders bei tropischen 
Produkten sowie durch den Abschluß von Handels- 
abkommen und -Vereinbarungen zur Intensivierung 
des internationalen Agrarhandels beigetragen. 
Außer den im Rahmen der EG abgeschlossenen Han- 
delsabkommen wurde ein weiteres Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
UdSSR geschlossen, das über eine Verbesserung des 
Warenverkehrs hinaus auch die Grundlage für wirt- 
schaftliche und wissenschaftliche Kooperation auf 
dem Gebiet der Land- und Emährungswirtschaft 
enthält. 


5.34 Internationale Warenabkommen 

200. Die Bundsregierung unterstützt im Rahmen 
der EG das Bestreben, in geeigneten Fällen inter- 
nationale Grundstoffabkommen im Agrarbereich ab- 
zuschließen, sofern sie dazu beitragen, eine bessere 
Abstimmung des in den Welthandel eingehenden 
Angebots mit der mit Kaufkraft versehenen Welt- 
nachfrage herbeizuführen. Sie ist im Rahmen der 
Gemeinschaft Mitglied der bis 1974 geltenden Inter- 
nationalen Weizen-Ubereinkunft von 1971 und hat 
den Beitritt der Bundesrepublik zum Internationalen 
Olivenöl-Abkommen von 1963 eingeleitet. 

Der Beitritt geschieht unter der Voraussetzung, daß 
das Abkommen liberal gehandhabt wird und die 
Bundesrepublik keine Beiträge zum Werbefonds zu 
leisten hat. Darüber hinaus wirkt sie zugleich als 
Mitglied der Gemeinschaft an den Vorbereitungen 
zur Neuaushandlung dieses Abkommens mit, dessen 
Geltungsdauer Ende 1973 abläuft. 

201. Die Bundesregierung hat ferner das ausge- 
handelte Internationale Kakao-Abkommen 1972 
unterzeichnet und sich damit einverstanden erklärt, 
daß die Gemeinschaft dem Abkommen beitritt. Für 
den Fall, daß sich das Abkommen mangels ausrei- 
chender Beteiligung der Erzeuger- und Verbraucher- 
länder oder aus anderen Gründen als nicht funk- 
tionsfähig erweist, hat sich die Bundesregierung 
Vorbehalten, ihre Mitgliedschaft zu überprüfen. 


202. Sie setzt sich schließlich für einen Beitritt der 
erweiterten Gemeinschaft zum Internationalen Zuk- 
kerübereinkommen von 1968 unter angemessenen 
Bedingungen ein. Das Ende 1973 auslaufende Über- 
einkommen steht zur Neuaushandlung an. Im Rah- 
men der Gemeinschaft ist die Bundesregierung be- 
reit, hieran mitzuwirken. Sie hat sich außerdem für 
eine Fortsetzung der internationalen Absprachen 
über die Einhaltung von Mindestpreisen beim 
Export von Milchpulver ausgesprochen. 

5.35 Agrarhllfe 

203. Erfolgreich wurden die Bemühungen fortge- 
setzt, das fachliche Wissen und die technischen Lei- 
stungen der deutschen Agrarwirtschaft und -Wissen- 
schaft für die Agrarhilfe nutzbar zu machen. Die in 
der Agrarhilfe gewonnenen Erkenntnisse können 
auch für die eigene Agrarwirtschaft verwertet wer- 
den. 

Im Vordergrund der sich auf nahezu 320 Agrarpro- 
jekte erstreckenden Förderungsmaßnahmen steht 
die Unterstützung der Entwicklungsländer bei der 
Sicherung der Ernährungsgrundlage für eine wach- 
sende und z. T. unter- bzw. fehlernährte Bevölke- 
rung sowie bei der störungsfreien Eingliederung 
des Agrarsektors in die Weltagrarwirtschaft. 

Die Agrarhilfe wird bei einem Anteil von 47 ‘Vo an 
der Technischen Hilfe einschließlich der Produk- 
tionsmittelhilfe der Bedeutung gerecht, die dem 
Agrarsektor im Prozeß der wirtschaftlichen und so- 
zialen Entwicklung zukommt. 

5.36 Nahrungsmlttelhilfe 

204. Die Bundesregierung hat ihre Bemühungen, 
Agrarerzeugnisse sinnvoll und gezielt in Entwick- 
lungsländern zur Bekämpfung des Hungers, zur 
Linderung der Not in Katastrophenfällen sowie zur 
Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung dieser 
Länder einzusetzen, mit Erfolg fortgesetzt. Lang- 
fristig wird das Ziel verfolgt, den Entwicklungslän- 
dern die Deckung des Nahrungsmittelbedarfs aus 
eigener Kraft, sei es aus gesteigerter Erzeugung, sei 
es durch kommerzielle Einfuhren, zu ermöglichen. 

Aufgrund ihrer Verpflichtung aus dem im Jahre 
1971 erneuerten Internationalen Nahrungsmittel- 
hilfe-Ubereinkommen liefern die EG und ihre Mit- 
gliedstaaten weiterhin jährlich insgesamt 1,035 Mil- 
lionen t Getreide oder Getreideerzeugnisse; davon 
entfielen auf die Bundesrepublik Deutschland im 
Lieferzeitraum 1971/72 bisher 252 000 t, davon 
60 000 t als deutscher Anteil an Gemeinschaftsliefe- 
rungen. 

Im Rahmen des ersten Abkommens zwischen der 
EG und dem Welternährungsprogramm lieferte die 
Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1972 18 891 t 
Magermilchpulver und 12 198 t Butteröl. Auch an 
einem zweiten Abkommen ist die Bundesrepublik 
in einem erheblichen Umfang beteiligt. 

An das Internationale Komitee vom Roten Kreuz 
wurden im Rahmen des verlängerten EWG-Abkom- 
mens 335 t Magermilchpulver geliefert. Außerdem 
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wurden dem Welternährungsprogramm von der 
Bundesregierung verschiedene, überwiegend eiweiß- 
reiche Nahrungsmittel im Wert von 16 Millionen DM 
einschl. eines Verwaltungskostenbeitrags zur Ver- 
fügung gestellt. Die sonstigen bilateralen Nahrungs- 
mittelhilfelieferungen an einzelne Entwicklungs- 
länder erreichten im Jahre 1972 den Wert von 3 Mill. 
DM. 


Übersicht 25 

Getreidelieferungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Lieferzeitraum 1971/72 nach dem Internatio- 
nalen Nahrungsmittelhilfe-Ubereinkommen von 1971 


Empfänger | Menge mt 


a) Weich weizen 

Afghanistan 5 000 

Algerien 5 000 

Bangla Desh 38 000 

Indonesien 18 000 

Marokko 3 000 

Mauretanien 1 000 

Pakistan 20 500 

Sudan 12 000 

Tunesien 5 000 

Welternährungsprogramm ... 19 000 

b) Hartweizen 

Jemen 4 000 

c) Weichweizen in Form von Mehl 

Ägypten 18 000 

Jordanien 7 000 

Mali 5 000 

Sri Lanka (Ceylon) 8 000 

UNRWA 2 000 

Welternährungsprogramm ... 21 000 

d) Reis 

Niger 500 


insgesamt ... 192 000 
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6 Strukturpolitik 


6.1 Landwirtschaft 

6.11 Bisherige und voraussichitliche Entwicklung 

Boden 

205. Veränderungen in der Nutzung der Wirt- 
schaftsfläche stehen in engem Zusammenhang mit 
der volkswirtschaftlichen Entwicklung. Von der 
24,8 Millionen ha umfassenden Wirtschaftsfläche der 
Bundesrepublik Deutschland wurden 1972 mit 
13,5 Millionen ha 54'®/o landwirtschaftlich genutzt. 
Das waren 24 100 ha weniger als im Vorjahr. 
Gleichzeitig nahm die aus sozialen und wirtschaft- 
lichen Gründen nicht mehr genutzte landwirtschaft- 
liche Fläche um 4Vo auf 255 100 ha zu (vgl. Mate- 
rialband, Tabelle 110). 

Bis 1980 wird sich die landwirtschaftlich genutzte 
Fläche nach Schätzungen des BML voraussichtlich 
weiter um rd. 0,8 Millionen ha auf 12,7 Millionen ha 
verringern. Der Flächenbedarf für nichtlandwirt- 
schaftliche Zwecke (ohne Wald) wird bis 1980 auf 
über 400 000 ha geschätzt. Die Sozialbrache dürfte 
in diesem Zeitraum um 245 000 ha auf insgesamt 
500 000 ha zunehmen ^). Die Waldflächen werden 
sich um rund 130 000 ha vergrößern. 

Arbeit 

206. Nach den Ergebnissen der Volkszählung vom 
27. Mai 1970 gab es in der Land- und Forstwirtschaft 
einschl. Fischerei der Bundesrepublik Deutschland 
noch 1,99 Millionen Erwerbstätige. Gegenüber 1961 
bedeutete das einen Rückgang um 1,59 Millionen 
oder 44 Vo, so daß der Anteil der in der Land- und 
Forstwirtschaft (einschließlich Fischerei, gewerbliche 
Gärtnerei und Tierhaltung) Tätigen an allen Er- 
werbstätigen im Bundesgebiet von 13,5 ®/o auf 7,5 Vo 
zurückging. Von den 1970 ermittelten Erwerbstäti- 
gen dieses Wirtschaftsbereiches entfielen 51 Vo auf 
Männer und 49 Vo auf Frauen. Besonders hoch war 
der Anteil der weiblichen Erwerbstätigen in Süd- 
west- und Süddeutschland (48 Vo bis 54^^70), wo 
auch die meisten Nebenerwerbsbetriebe zu finden 
sind (vgl. Materialband, Tabelle 103). 

Die aufgrund der Volkszählungen und Schätzungen 
des BML in den letzten Jahren ermittelten Jahres- 
durchschnitte der Erwerbstätigen sowie im Ver- 
gleich dazu die Zahl der Vollarbeitskräfte in der 
Landwirtschaft zeigt die Übersicht 26. 

Von 1962 bis 1972 schieden somit 1,5 Millionen 
Erwerbstätige aus der Land- und Forstwirtschaft 
aus. Im Durchschnitt bedeutete das eine jährliche 
Abnahme um 150 000 oder 5,8 Vo. 

^) vgl. dazu: Raumordnungsbericht 1972 der Bundesregie- 
rung, S. 32 


207. In der EWG der Sechs waren 1971 noch etwa 
9,18 Millionen Erwerbstätige in der Land- und Forst- 
wirtschaft beschäftigt, 36'°/o weniger als zehn Jahre 
zuvor. Dieses entspricht einer durchschnittlichen 
jährlichen Abnahme von 4,5 ^/o. Schätzungen für die 
erweiterte EWG (EWG der Neun) geben für 1971 rd. 
10,39 Millionen Erwerbstätige an, ebenfalls 36 ‘^/o 
weniger als 1961. 

Löhne der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer 

208. Die Tariflöhne der landwirtschaftlichen Arbeit- 
nehmer sind zu Beginn des Jahres 1972 um rd. 7,6 Vo 
angehoben worden. Der Landarbeiter-Ecklohn liegt 
seitdem im Ehirchschnitt des Bundesgebietes bei 
4,55 DM je Stunde. Der durchschnittliche Gesamt- 
lohn für Landarbeiter in Hausgemeinschaft beträgt 
monatlich 833 DM (einschl. 178 DM Wert der freien 
Kost und Wohnung). Neu vereinbart wurde in den 
Tarifverträgen die Zahlung eines Urlaubsgeldes von 
5 DM je Urlaubstag, 

Die tatsächlichen Bruttoarbeitsverdienste der Land- 
arbeiter betrugen 1971/72 4,87 DM je Stunde. Die 
Effektivverdienste der Landarbeiter lagen um 
2,24 DM oder 31,5 Vo unter denen der Leistungs- 
gruppe 2 der übrigen Wirtschaftsbereiche (Ver- 
gleichslöhne). 

Arbeitszeiten in der Landwirtschaft 

209. Die tarifvertraglich vereinbarte Arbeitszeit 
für landwirtschaftliche Arbeitnehmer liegt seit 1969 
bei jährlich 2348 Stunden oder wöchentlich durch- 
schnittlich 45 Stunden. Für Arbeitskräfte in Haus- 
gemeinschaft und für in der Viehpflege beschäftigte 
Arbeitnehmer kann die wöchentliche Arbeitszeit 
bis zu 6 Stunden länger sein. 

Die bezahlten Arbeitszeiten der landwirtschaftlichen 
Arbeitnehmer mit Stundenlohn betrugen im Septem- 
ber 1971 für angelernte Arbeitskräfte 221,3 Stunden 
(1970: 221,1), für Landarbeiter 219,4 Stunden 

.(1970: 224,0), für Facharbeiter 225,1 Stunden (1970: 
231,9). Demgegenüber lag die durchschnittliche Mo- 
natsarbeitszeit in der Industrie im Oktober bei 195,8 
Stunden. 

Die durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeiten 
der selbständigen Landwirte haben sich nach den 
Ergebnissen des Mikrozensus im April 1971 nicht 
wie in den vorhergehenden Jahren weiter ver- 
kürzt, Ihre wöchentliche Arbeitszeit liegt um 8 bis 
10 Stunden über derjenigen der Selbständigen in 
anderen Wirtschaftsbereichen. Bei den mitarbeiten- 
den Familienangehörigen in der Landwirtschaft hat 
sich die langsame Verringerung der wöchent- 
lichen Arbeitszeit fortgesetzt (vgl. Materialband, 
Tabelle 105). 
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Struktur der Betriebe 

210 . Im Jahr 1972 wurden 1,1 Millionen Betriebe 
oder Betriebseinheiten mit einer landwirtschaftlich 
genutzten Fläche (LF) von mindestens 0,5 ha ermit- 
teilt. Das waren 21 100 Betriebe weniger als 1971 und 
477 600 Betriebe weniger als 1960. Im Durchschnitt 
wurden seit 1960 in jedem Jahr 39 800 Betriebe auf- 
gegeben, dies entspricht einer Abnahmerate von 
3Vö. Abgesehen von der Größenklasse 0,5 bis 1 ha 
LF, die gegenüber dem Vorjahr geringfügig zu- 
nahm, war 1972 erstmalig ein Rückgang in allen 
Größenklassen unter 25 ha LF festzustellen. In den 
Größenklassen über 25 ha LF erhöhte sich die Zahl 
der Betriebe um Einen hohen Anteil an Betrie- 
ben bis zu 10 ha LF weist der südwestdeutsche 
Raum mit 70 bis 80 Vo auf. Am niedrigsten ist der 
Anteil dieser Größenklasse mit 33 Vo in Schleswig- 
Holstein (s. Materialband, Tabellen 106 und 107). 

Der für 1972 ausgewiesene Rückgang um 21 100 Be- 
triebe liegt erheblich unter dem Niveau der beiden 
vorangegangenen Jahre. Dies hat vermutlich in er- 
ster Linie wirtschaftliche und soziale Gründe, erklärt 


sich zum Teil aber auch aus Änderungen der Erhe- 
bungsmethode. Abweichend vom zwölfmonatigen 
Erhebungsrhythmus hatte sich der Erhebungszeit- 
raum 1971 infolge der Landwirtschaftszählung auf 
14 Monate verlängert, während er 1972 nur knapp 
10 Monate betrug. Wird der Einfluß unterschiedlicher 
Referenzperioden durch Berechnung gleitender 
dreijähriger Durchschnitte geglättet, so erhält man 
1969/71 gegenüber 1968/70 einen durchschnittlichen 
jährlichen Rückgang um 72 000 Betriebe und 
1970/72 gegenüber 1969/71 einen durchschnittlichen 
jährlichen Rückgang um 67 000 Betriebe. Stärker als 
die methodischen Gründe dürften jedoch die ver- 
besserte Einkommenslage der Landwirtschaft im 
Wirtschaftsjahr 1971/72, die teilweise erfolgte Zah- 
lung von „Mähgeldern" für die Bewirtschaftung be- 
reits brachgefallenen Grünlandes und die Schwie- 
rigkeit der Verpachtung kleiner hofnaher Parzellen 
bei der Betriebsaufgabe ins Gewicht fallen. Ge- 
nauere Aussagen dürften möglich sein, wenn das 
Ergebnis eines vom BML vergebenen Forschungs- 
auftrags über „Formen und Gründe der Aufgabe 
landwirtschaftlicher Betriebe" vorliegt. 


Übersicht 26 


Erwerbstätige und Vollarbeitskräfte in der Landwirtschaft 



Land- und Forstwirtschaft 
einschließlich Fischerei 

1 

Landwirtschaft 

Jahr 

Erwerbs- 

tätige 

Veränderung 
gegenüber Vorjahr 

Wirtschaftsjahr 

Voll- 

arbeits- 

kräfte 

Veränderung 
gegenüber Vorjahr 

1 

in 1000 

in 1000 1 

in ®/o 

1 

in 1000 

1 in 1000 1 

in Vo 

1961 

3 449 



1960/61 

2 219 



1962 

3 269 

-180 

-5,2 

1961/62 

2 147 

- 72 

-3,2 

1963 

3 079 

-190 

-5,8 

1962/63 

2 068 

- 79 

-3,7 

1964 

2 929 

-150 ■ 

-4,9 

1963/64 

1 992 

- 76 

-3,7 

1965 

2 759 

-170 

-5,8 

1964/65 

1 924 

- 68 

-3,4 

1966 

2 619 

-140 

-5,1 

1965/66 

1 855 

- 69 

-3,6 

1967 

2 459 

-160 


1966/67 

1 812 

- 43 

-2,3 

1968 

2 324 

-135 

-5,5 

1967/68 

1 718 

- 94 

-5,2 

1969 

2 184 

-140 

-6,0 

1968/69 

1 632 

- 86 

-5,0 

1970 

2 000 

-184 

-8A 

1969/70 

1 522 

-110 

-6,7 

1971 

1 890 

-110 

-5,5 

1970/71 

1 434 

- 88 

-5,8 

1972 

1 800 

- 90 

-4ß 

1971/72 

1 336 3) 

- 98 

-6,8 


Jahresdurchschnittswerte nach Schätzungen des BML; die bisher veröffentlichten Zahlen sind nach den Ergebnissen 
der Volkszählung 1970 überhöht und wurden daher rückwirkend bis 1962 vom BML neu geschätzt. In den Tabel- 
len des Materialbandes werden jedoch die vom Statististischen Bundesamt ermittelten Zahlen wiedergegeben. Sie 
werden erst revidiert, wenn die anhand der Volkszählung neuzuberechnenden Zahlen der Erwerbstätigen vom 
Statistischen Bundesamt vorliegen. 

2) in Betrieben ab 0,5 ha LN; in der Größenklasse 0,5 bis 2 ha LN nur in Betrieben, die für den Markt erzeugen, 
geschätzt 
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Nach Schätzungen des BML werden in der Bundes- 
republik Deutschland bei stetigem wirtschaftlichem 
Wachstum 1980 voraussichtlich nur noch 0,8 Millio- 
nen landwirtschaftliche Betriebe oder Betriebsein- 
heiten vorhanden sein. 

211 . In der Sechsergemeinschaft ging die Zahl der 
Betriebe mit mindestens 1 ha LF 1972 auf schätzungs- 
weise 4,6 Millionen zurück. Damit verminderte sich 
die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe seit 1960 


um 1,8 Millionen. Das entspricht einer jährlichen 
Abnahmerate von 3^/o. Von der Gesamtzahl der 
landwirtschaftlichen Betriebe entfielen 1972 etwa auf 
Italien 44 ®/o, auf Frankreich 28 Vo, auf die Bundes- 
republik Deutschland 22 ^/o und auf die Benelux- 
Länder 6 ^/o. 

Erwerbscharakter 

212 . Im Jahre 1972 hat die Zahl der landwirtschaft- 
lichen Betriebe sowohl in der Gruppe der Voll- als 


Übersicht 27 


Zahl und Fläche der landwirtschaftlichen Betriebe 


Größenklasse 
von ... bis unter . . . 
ha LF 1) 

1949 

1960 

1971 

1972 

Veränderungen 

1972 gegen 1949 

1 1972 gegen 1971 




Zahl der Betriebe 







in 

1000 


in 1 000 

in ®/o 

in 1 000 

in ®/o 

0,5 bis 10 

1 555,3 

1 192,9 

720,5 

704,8 

- 850,5 

-54,7 

- 15,7 

-2,2 

10 bis 20 

256,3 

286,5 

252,8 

243,2 

- 13,1 

- 5,1 

- 9,6 

-3,8 

20 bis 50 

112,4 

122,0 

166,7 

169,8 

+ 57,4 

+ 51,1 

+ 3,1 

+ 1,9 

50 und mehr 

15,6 

16,3 

21,1 

22,3 

+ 6,7 

+ 42,9 

+ 1,1 

+ 5,4 

insgesamt . . . 

1 939,6 

1 617,7 

1 161,1 

1 140,1 

1“ 799,5 

-41,2 

- 21,0 


Flädie (tF) *) 


in 1000 ha 

in 1 000 ha 

in ®/o 

in 1 000 ha 

in “/o 

0,5 bis 10 

5 342,4 

4 270,9 

2 602,3 

2 522,7 

-2 819,7 

-52,8 

- 79,6 

-3,1 

10 bis 20 

3 540,8 

3 990,5 

3 646,4 

3 513,6 

- 27,2 

- 0,8 

-132,8 

-3,6 

20 bis 50 

3 242,8 

3 504,5 

4 787,7 

4 909,2 

+ 1 666,5 

+ 51,4 

+ 121,6 

+ 2,5 

50 und mehr 

1 361,3 

1 334,6 

1 687,4 

1 775,1 

+ 413,9 

+ 30,4 

+ 87,7 

+ 5,2 

insgesamt . . . 

13 487,3 

13 100,5 

12 723,8 

12 720,7 

- 766,6 

~ 5,7 

- 3,1 

-0,0 

Durchschnittsgröße je Betrieb 



in 

ha 


in ha 

in ®/o 

in ha 

in °/o 

insgesamt . . . 

6,95 

8,10 

10,96 

11,16 

h 4,21 

+ 60,6 

+ 2,0 

+ 1,8 


1949 und 1960 landwirtschaftliche Nutzfläche (LN) 


Quelle: StBA, BML 
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auch der Zuerwerbs- und Nebenerwerbsbetriebe 
weiter abgenommen. Von der Gesamtzahl der land- 
wirtschaftlichen Betriebe oder Betriebseinheiten 
entfielen 1972 schätzungsweise 39 Vo auf Voll- 
erwerbsbetriebe, 16% auf Zuerwerbsbetriebe und 
45 % auf Nebenerwerbsbetriebe. Mit Ausnahme von 
1972 hat sich der Anteil der Voll- und Neben- 
erwerbsbetriebe kontinuierlich erhöht, während der 
Anteil der Zuerwerbsbetriebe zurückging. Genauen 
Aufschluß über die Erwerbs Struktur wird jedoch 
erst die Landwirtschaftszählung 1971 ergeben (vgl. 
Materialband, Tabelle 109). 

Da in Zukunft noch eine größere Zahl der heutigen 
Vollerwerbsbetriebe ihren Inhabern keine ausiei- 
chende wirtschaftliche Existenz mehr gewähren 
wird, dürfte die Zahl der Vollerwerbsbetriebe bis 
1980 schätzungsweise auf 250 000 sinken. Auch die 
Zahl der Zu- und Nebenerwerbsbetriebe wird wei- 
ter abnehmen und zwar vermutlich auf 120 000 bzw. 
420 000 Betriebe. 

Besitzverhältnisse 

213. über die Besitzverhältnisse gibt es seit der 
EWG-Agrarstrukturerhebung 1966/67 noch keine 
neueren Angaben (vgl. Agrarbericht 1972, S. 75). 
Ergebnisse über die gegenwärtige Situation werden 
den Auswertungen der Landwirtschaftszählung 1971 
zu entnehmen sein, die vom Statistischen Bundes- 
amt voraussichtlich im Jahr 1973 veröffentlicht wer- 
den. 

Viehhaltung 

214. Die Zahl der viehhaltenden Betriebe ging 
während der letzten Jahre deutlich zurück; dies gilt 
insbesondere für die Betriebe mit kleineren Be- 
ständen. Nach der Sonderauswertung der Viehzäh- 
lung vom Mai 1971 (Landwirtschaftszählung) ver- 
ringerte sich in Betrieben ab 1 ha LF die Zahl der 
Milchkuhhalter mit 10 und weniger Kühen um 
18 % gegenüber Dezember 1969; im selben Zeitraum 
gingen die Zahl der Schweinehalter mit bis zu 50 
Schweinen um 16 % zurück, die Zahl der Legehen- 
nenhalter mit weniger als 500 Legehennen um 12 % 
und die Zahl der Masthühnerbalter mit weniger als 
3000 Hähnchen um 14 %. Dagegen waren erhebliche 
Zunahmen in der Zahl der Bestände mit 20 und mehr 
Kühen (H- 42% gegenüber 1969), 200 und mehr 
Schweinen (+ 43%), 10 000 und mehr Legehennen 
(+ 29 %) sowie 10 000 und mehr Hähnchen (+ 20%) 
zu verzeichnen (vgl. Materialband, Tabelle 111 bis 
113). 

Auf die großen Viehhaltungen^), die in Zukunft 
durch den von der Bundesregierung vorgelegten Ge- 


0 Betriebe — ab 1 250 Schweine Bestand 

— ab 20 000 Legehennen Bestand 

— ab 30 000 Stück Mastgeflügel Bestand 
Referentenentwurf des BMI eines Gesetzes über Um- 
weltstatistiken 

Becker, W. und Werschnitzky, U.: Neue Kooperations- 
formen in der Landwirtschaft, Untersuchung im Auf- 
trag des BML, Landwirtschaft — Angewandte Wissen- 
schaft, Heft 153, Hiltrup 1970 


setzentwurf über Umweltstatistiken erfaßt werden, 
entfielen 1971 

— bei Schweinen etwa 100 Betriebe und 1 % aller 
Schweine, 

— bei Legehennen etwa 300 Betriebe und 23 ^/o aller 
Hennen, 

— bei Masthühnern etwa 160 Betriebe und 45 % 
aller Masthühner. 

überbetriebliche Zusammenarbeit 

215. Eine erste Bestandsaufnahme der regionalen 
Verbreitung der überbetrieblichen Zusammenarbeit 
fand im März bzw. Juli 1970 statt®). Damals wurden 
dem Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft 
insgesamt rd. 41 000 Kooperationen gemeldet. Die 
weitaus stärkste Verbreitung fanden danach im 
Bundesgebiet die Maschinengemeinschaften mit 
regionalen Schwerpunkten Ln Bayern, Niedersachsen 
und Hessen. Allein 22 000 Maschinengemeinschaften 
von den rd. 38 000 ermittelten bestanden in diesen 
drei Bundesländern. Von den etwa 478 Maschinen- 
ringen war die überwiegende Anzahl ebenfalls in 
Niedersachsen und Bayern konzentriert. 

Andere Formen der Kooperation, wie Erzeuger- und 
Kontrollringe oder Einzelproduktgemeinschaften 
überwogen auch zahlenmäßig in Niedersachsen, 
Hessen, Baden-Württemberg und Bayern. 

Neuere Ergebnisse, auch über höhere Formen der 
überbetrieblichen Zusammenarbeit — Teilfusion und 
Vollfusionen — sowie deren regionale Verbreitung 
im Bundesgebiet, werden erst nach Auswertung der 
Landwirtschaftszählung 1971 vor gelegt werden 
können. 

6.12 Ziele 

216. Oberstes Ziel der landwirtschaftlichen Struk- 
turpolitik ist es, den Menschen im ländlichen Raum 
bei der Bewältigung der aus der wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Entwicklung resultierenden 
Probleme zu helfen. 

— Sie steht in^ enger Verbindung zur Boden- und 
Regionalpolitik. 

— Sie muß sich an den Bedürfnissen aller Bevölke- 
rungsgruppen orientieren, den gesamtwirtschaft- 
lichen Zielen Rechnung tragen und für die vom 
Strukturwandel Betroffenen tragbar sein. 

— Sie kann die Markt- und Preispolitik sowie die 
Sozialpolitik nicht ersetzen, sondern steht gleich- 
rangig neben diesen Bereichen der Agrarpolitik. 

217. Von den Hauptzielen der Agrarpolitik gel- 
ten für die Strukturpolitik insbesondere: 

— Verbesserung der allgemeinen Lebensbedingun- 
gen der Bevölkerung insbesondere im ländlichen 
Raum, 

— Einkommensverbesserung durch Verbesserung 
der Produktivität in Erzeugung und Vermark- 
tung, 
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— ■ Erhaltung und Entwicklung der Leistungsfähig- 
keit des Naturhaushaltes. 

218- Wesentliche Teilziele auf dem Gebiet der ein- 
zelbetrieblichen Strukturförderung sind: 

— die Entwicklung von Betriebsgrößen mit zweck- 
mäßiger Faktorkombination, die den in der 
Landwirtschaft Tätigen ein ausreichendes Ein- 
kommen ermöglicht, 

— Förderung geeigneter Formen überbetrieblicher 
Zusammenarbeit in Produktion und Vermark- 
tung, insbesondere zur Kostensenkung. 

Bei den überbetrieblichen Maßnahmen zur Struktur- 
verbesserung werden unter den vorgenannten 
Hauptzielen folgende Teilziele mit verfolgt: 

— ■ Schaffung der Voraussetzungen für zusätzliche 
außerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze und Ein- 
kommen und damit Übergang zu Berufs- und Ein- 
kommenskombinationen. 

— - Mobilisierung von Boden für Infra- und wirt- 
schaftsstrukturelle /Entwicklungsvorhaben, 

— Erhaltung und Erschließung geeigneter Teilräume 
des ländlichen Raumes im Rahmen der raum- und 
siedlungsstrukturellen Aufgabenplanung als Er- 
holungsraum für die gesamte Bevölkerung. 

6.13 Maßnahmen 

Gesetzliche Grundlagen 

219. Die Maßnahmen der Agrarstrukturverbesse- 
rung und des Küstenschutzes werden bereits seit 
vielen Jahren mit Bundes- und/oder Landesmitteln 
gefördert. Die Durchführung der Maßnahmen oblag 
den Ländern. Der Bund hat seine finanziellen Lei- 
stungen zum Teil von Mitleistungen der Länder ab- 
hängig gemacht. Dabei spielten die finanzielle Lei- 
stungsfähigkeit und auch die agrarpolitischen 
Prioritäten des jeweiligen Landes eine bedeutsame 
Rolle. Durch den Artikel 91 a GG wurde die Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes zur Gemeinschaftsaufgabe erklärt. Bei der Er- 
füllung dieser Aufgabe, deren Durchführung den 
Ländern obliegt, wirkt der Bund nüt, da sie für die 
Gesamtheit bedeutsam ist und zur Verbesserung der 
Lebensverhältnisse beiträgt. Bund und Länder 
tragen bei der Gemeinschaftsaufgabe gleichermaßen 
Verantwortung. Diese Verantwortung dokumentiert 
sich in einer gemeinsamen Planung und Finanzie- 
rung der Maßnahmen. 

220. In Ausführung von Artikel 91 a GG ist am 
3. September 1969 das Gesetz über eine Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" (GemAgrG; BGBl. I 
S. 1573) erlassen worden. Es ist am 1. Januar 1970 
in Kraft getreten und wird ab 1. Januar 1973 durch- 
geführt. Durch dieses Gesetz mußten zunächst die 
einzelnen gemeinsam zu finanzierenden Maßnahmen 
näher bestimmt werden. Sie sind in folgende vier 
Gruppen eingeteilt: 


1. Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions- 
und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forst- 
wirtschaft, 

2. wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 

Maßnahmen, 

3. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 
in der Land-, Fisch- und Forstwirtschaft, 

4. Küstenschutz. 

Das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" hat das Ziel, eine leistungsfähige, auf künftige 
Anforderungen aus gerichtete Land- und Forstwirt- 
schaft zu gewährleisten und deren Eingliederung in 
den Gemeinsamen Markt der Europäischen Gemein- 
schaften zu erleichtern sowie den Küstenschutz zu 
verbessern. Mit dieser sehr allgemeinen Zielsetzung 
in Verbindung mit dem Artikel 91 a GG hat der 
Planungsausschuß die Einzelmaßnahmen ausgewählt, 
die imter den Anwendungsbereich des GemAgrG 
fallen sollen. 

221, Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgaben 
wird ein gemeinsamer Rahmenplan von Bund und 
Ländern aufgestellt, der nach dem GemAgrG be- 
stimmte Voraussetzungen zu erfüllen hat. Das Ge- 
setz über die Gemeinschaftsaufgabe legt eine ge- 
meinsame Finanzierung bestimmter Maßnahmen 
nach Beteiligungsverhältnissen mit Haushalts- 
mitteln von Bund und Ländern fest. Der gemeinsame 
Rahmenplan ist für den Zeitraum der mehrjährigen 
Finanzplanung aufzustellen, jedes Jahr sachlich zu 
prüfen und der Entwicklung anzupassen. Der Rah- 
menplan enthält die Maßnahmen, die in den einzel- 
nen Haushaltsjahren durchgeführt' werden, und gibt 
die Förderungsarten (Darlehen, Zuschüsse, Zinszu- 
schüsse) sowie die Zielvorstellungen der einzelnen 
Maßnahmen an. 

Außer den Mitteln und Maßnahmen muß der Rah- 
menplan auch allgemeine Grundsätze für die Ver- 
gabe der aus gewiesenen Mittel enthalten, um eine 
einheitliche Förderung der Maßnahmen zu gewähr- 
leisten. 

Die Bundesregierung und die Landesregierungen 
haben zur Aufstellung des Rahmenplanes einen 
Planungsausschuß gebildet, in dem der Bund durch 
den Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und den Bundesminister der Finanzen 
und die Länder durch je einen Minister (Senator) 
vertreten sind. Dem Bund stehen ebensoviel Stim- 
men zu wie den 1 1 Ländern zusammen. Es wird mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln aller Stimmen Be- 
schluß gefaßt, so daß zu einer Beschlußfassung 17 
Stimmen erforderlich sind. 

Der Rahmenplan wird auf Grund von Anmeldungen 
der Länder und Vorschlägen des Bundes aufgestellt. 
Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten nimmt die Anmeldungen entgegen und 
legt sie mit seinen eigenen Vorschlägen dem Pla- 
nungsausschuß vor. Die Anmeldungen müssen Art 
und Umfang der Maßnahmen und die voraussicht- 
lichen Kosten enthalten. Außerdem sind die ange- 
meldeten Maßnahmen zu begründen. 
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Der Planungsausschuß hat die Förderungsgrund- 
sätze, die Anmeldungen der Länder und die Vor- 
schläge des Bundes zu überprüfen und durch Be- 
schluß über deren Aufnahme in den Rahmenplan zu 
entscheiden. Bei dieser Aufgabe sollen räumliche 
und sachliche Schwerpunkte gebildet werden. 

222 . Bund und Länder haben sich gemeinsam dar- 
über verständigt, mit dem ersten Rahmenplan — ab- 
weichend von den beiden anderen Gemeinschaftsauf- 
gaben — erst am 1. Januar 1973 zu beginnen. Damit 
wird die vom Gesetzgeber festgelegte übergangs- 
frist voll ausgeschöpft. Angesichts der Vielzahl der 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Agrarstruktur- 
politik erschien eine aus<giebige und intensive Prü- 
fung während dieser Übergangszeit unbedingt not- 
wendig. 

Der Planungsausschuß hat auf die Formulierung der 
Grundsätze ein besonderes Gewicht gelegt. Sie 
stellen die Richtschnur für die Agrarstrukturpolitik 
in der Bundesrepublik dar. 

223 . Dieser Rahmenplan enthält folgende 13 För- 
derungsgrundsätze : 

1. agrarstrukturelle Vorplanung, 

2. Flurbereinigung, 

3. langfristige Verpachtung in der Flurbereinigung 
durch Übernahme der Beitragsleistung, 

4. freiwilliger Landtausch, 

5. langfristige Verpachtung durch Prämien, 

6. wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen, 

7. Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit an 
den Küsten der Nord- und Ostsee sowie an den 
fließenden oberirdischen Gewässern im Tide- 
gebiet gegen Sturmfluten (Küstenschutz), 

8. einzelbetriebliche Investitionsförderung und 
ländliche Siedlung, Buchführung, 

9. Landarbeiterwohnungsbau, 

Anpassungshilfen für ältere landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer, 

10. Leistungsprüfungen in der tierischen Erzeugung 
einschließlich des Schweinehybridprogramms, 

11. Beschaffung von Rebpflanzgut für Umstellun- 
gen im Weinbau, 

12. waldbauliche und sonstige forstliche Maßnah- 
men, 

13. Bereich der Marktstrukturverbesserung. 

Für das Marktstrukturgesetz, das Gesetz über forst- 
liche Zusammenschlüsse und die strukturrelevanten 
Bestimmungen der EWG-Verordnungen 1035/72, 
bisher 159/66 (Obst, Gemüse), 2142/70 (Fische) und 
1696/71 (Hopfen) sind keine besonderen Förde- 
rungsgrundsätze notwendig. Um ein sachlich gebo- 
tenes einheitliches Vorgehen bei der Durchführung 
dieser Rechtsvorschriften zu erreichen, findet das 
Verfahren Anwendung, nach dem bisher schon die 
Anlage zum Bewilligungsbesciieid für die Förderung 


nach dem Marktstrukturgesetz gemeinsam von 
Bund und Ländern aufgestellt wurde. 

224 . Die Förderungsgrundsätze beruhen auf einer 
gemeinsamen Konzeption von Bund und Ländern. 
Sie bauen auf den bisher bestehenden Richtlinien 
auf und enthalten die agrarpolitischen Leitlinien 
des Bundes und der Länder durch Festlegen des 
Empfängerkreises, der Förderungsvoraussetzungen, 
der Höhe und Art der Förderung sowie des Ver- 
wendungszweckes. 

Maschinenringe mit hauptberuflichen Geschäftsfüh- 
rern können im Jahr 1973 nicht als Gemeinschafts- 
aufgabe gefördert werden, weil bei der Formulie- 
rung der Förderungsgrundsätze keine Einigung dar- 
über erzielt werden konnte, ob die Förderung die- 
ser Selbsthilfeeinrichtung auslaufend und damit de- 
gressiv oder fortdauernd in gleicher Höhe sein 
sollte. 

225 . Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat 
im April 1972 Richtlinien für eine gemeinsame 
Agrarstrukturpolitik verabschiedet^). Die Bundes- 
republik ist verpflichtet, diese Richtlinien bei der 
Durchführung ihrer nationalen Agrarstrukturpolitik 
anzuwenden. Neben dieser sich aus dem EWG-Ver- 
trag ergebenden Verpflichtung ist die Anpassung 
der nationalen Förderungsgrundsätze an die EG- 
Richtlinien auch geboten, um aus dem EAGFL Er- 
stattungen für die Durchführung der Maßnahmen 
zu erhalten. 40<*/o dieser Erstattungen werden an 
die Länder entsprechend ihrem Finanzierungsanteil 
weitergegeben. 

Da die Prüfung der deutschen Vorschläge noch nicht 
abgeschlossen ist, kam der Planungsausschuß über- 
ein, die zur Zeit geltenden Richtlinien für die ein- 
zelbetriebliche Investitionsförderung, ländliche 
Siedlung, Buchführung und Verpachtungsprämie zu 
Förderungsgrundsätzen zu erklären. Der Planungs- 
ausschuß wird diese vorläufigen Grundsätze alsbald 
durch EWG-konforme Förderungsgrundsätze erset- 
zen. Die vorläufigen Grundsätze treten mit Ablauf 
des 19. April 1973 außer Kraft. 

Nur so ist es möglich, daß die Förderung der Land- 
wirtschaft kontinuierlich weitergeführt werden kann. 

226 . Die begonnenen Arbeiten an der Festlegung 
von räumlichen und sachlichen Schwerpunkten ge- 
mäß § 2 Abs. 2 Satz 1 GemAgrG müssen erheblich 
verstärkt werden. Die eingeleitete Konzentration 
auf wesentliche Maßnahmen der Agrarstrukturför- 
derung muß fortgeführt werden. Der Planungsaus- 

^) Richtlinien des Rates vom 17. April 1972 

— über die Modernisierung der landwirtschaftlichen 
Betriebe (Nr. 72/159/EWG) 

— zur Förderung der Einstellung der landwirt- 
schaftlichen Erwerbstätigkeit und der Verwendung 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche für Zwecke 
der Strukturverbesserung (Nr. 72/160/EWG) 

— über die sozio-ökonomische Information und die 
berufliche Qualifikation der in der Landwirtschaft 
tätigen Personen (Nr. 72/161/EWG) 

veröffentlicht in: Amtsblatt der EG Nr. L 96 vom 

23. April 1972. 
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schuß wird die notwendigen Vorarbeiten bei der 
Festlegung von räumlichen und sachlichen Schwer- 
punkten so beschleunigen, daß sie möglichst am 
1. Januar 1975 bei der Fortschreibung des Rahmen- 
planes erfolgen kann. An Hand von quantifizier- 
baren Kriterien soll eine noch bessere Steuerung 
des Mitteleinsatzes erreicht werden. Der Planungs- 
ausschuß mißt deshalb der Erfolgskontrolle aller 
Maßnahmen eine hohe Priorität bei, auf deren 
Grundlage auch die Notwendigkeit geprüft wird, ob 
neue Maßnahmen in den Rahmenplan aufzunehmen 
und bestehende zu verändern oder zu streichen sind. 

227 . Der Planungsausschuß hat zur Frage der Bin- 
dungswirkung der Förderungsgrundsätze beschlos- 
sen: 

— Es besteht Einigkeit zwischen Bund und Ländern 
darüber, daß Aufgaben, die nicht überwiegend 
der Agrarstrukturverbesserung, sondern der Er- 
haltung der Kulturlandschaft, der Landschafts- 
pflege und Erholungsfunktion der Landschaft 
dienen, nicht als Gemeinschaftsaufgaben anzu- 
sehen sind und daher allein aus Landesmitteln 
finanziert werden können. Die Länder unterrich- 
ten den Planungsausschuß über die Abgrenzung 
derartiger Aufgaben gegenüber den Gemein- 
schaftsaufgaben. 

— Der Bund wird im Rahmen des jeweils gelten- 
den Finanzplanes seine Mitleistung bei den Ge- 
meinschaftsaufgaben in dem Maße, in dem die 
Länder Mittel zum Rahmenplan anmelden, er- 
füllen. Gehen die Anmeldungen der Länder er- 
heblich über die Mitfinanzierungsmöglichkeit 
des Bundes hinaus, wie sich dies, zur Zeit bei 
der Förderung von zentralen Wasserversor- 
gungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen zeigt, 
bleibt die Anwendung der Förderungsgrundsätze 
auf die regionalen Schwerpunkte beschränkt, die 
vom Planungsausschuß auf Vorschlag der Län- 
der beschlossen werden. 


Bisherige Durchführung 
einzelbetrieblicher Maßnahmen 

228 . Seit dem 1. Juli 1971 werden die Maßnahmen 
der einzelbetrieblichen Investitionsförderung auf 
der Grundlage der neuen, einheitlichen Richtlinien 
vom 1. Januar 1971 durchgeführt. Investitionshilfen 
im Rahmen dieses Programms sollen es den Land- 
wirten ermöglichen, die Wachstumschancen des Be- 
triebes optimal zu nutzen und sich damit den Er- 
fordernissen des raschen strukturellen Wandels an- 
zupassen. 

Die Investitionsförderung ist auf den entwicklungs- 
fähigen Betrieb beschränkt. Die Förderungsschwelle 
ist ein wesentliches Abgrenzungskriterium zur De- 
finition des entwicklungsfähigen Betriebes. Eine 
materielle Änderung ist dadurch gegeben, daß die 
nicht gewerblichen Nebenbetriebe wie Vermieten 
von Fremdenzimmern, Brennerei, Kiesgrube usw. 
nunmehr auch als landwirtschaftliche Betriebszweige 
betrachtet werden. Die Einnahmen und Ausgaben 
für diese Betriebszweige werden bei der Berechnung 


der Förderungsschwelle miterfaßt. Für das Jahr 1975 
ist die Förderungsschwelle durch den Bund und die 
Länder gemeinsam auf 17 500 DM Gewinn je AK 
und 26 250 DM je Betrieb festgesetzt worden. Sie 
wird jährlich fortgeschrieben. 

229 . Art und Höhe der Förderung sind in zwei 
wesentlichen Punkten verbessert wordeni: 

— Die Förderung von Baumaßnahmen durch Bei- 
hilfen und Öffentliche Darlehen ist für Futterbau- 
und Grünlandbetriebe in besonderem Maße ver- 
bessert worden. 

— Die Zinsverbilligung ist von 4 ’Vo auf 5 herauf- 
gesetzt; der Kreditnehmer muß jedoch eine Min- 
destbelastung von 3 % tragen. 

230 . Überbrückungshilfen im Rahmen des Einzel- 
betrieblichen Förderungsprogramms sind für Land- 
wirte gedacht, die nicht aus der Landwirtschaft aus- 
scheiden und die die Maßnahmen des Agrarsozialen 
Ergänzungsprogramms noch nicht in Anspruch neh- 
men können. Sie bestehen aus einer begrenzten In- 
vestitionsförderung mit den Schwerpunkten Inven- 
tarergänzung und Gebäudeerhaltung, gekoppelt mit 
Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnteils. 

Die Erhöhung des förderungsfähigen Investitions- 
volumens von 20 000 auf 30 000 DM und für Grün- 
landbetriebe auf 35 000 DM sowie die Verlängerung 
der Laufzeit der Kredite sollen diese Maßnahmen 
noch wirkungsvoller machen. 

231 . Im Rahmen des Einzelbetrieblichen Förde- 
rungsprogramms werden mit Unterstützung des 
Bundes durch Gewährung von Beihilfen und Zins- 
verbilligung der Kauf und Neubau sowie der Aus- 
und Umbau landwirtschaftlicher Wohnhäuser geför- 
dert. Diese Förderung trägt erheblich zur Verbesse- 
rung der Lebensverhältnisse in ländlichen Gebieten 
bei und erleichtert durch die rationellere Nutzung 
des Wohnhauses auch die Arbeit der Frau im be- 
trieblichen und außerbetrieblichen Bereich. Darüber 
hinaus ermöglichen diese Maßnahmen im Wohnbe- 
reich dem Betriebsinhaber in vielen Fällen, sein 
Einkommen durch die Unterbringung von Ferien- 
gästen zu verbessern. 

Für die einzelnen Maßnahmen des Einzelbetrieb- 
lichen Förderungsprogramms einschließlich Über- 
brückungshilfen und Wohnhausförderung sind den 
Ländern für Bewilligungen für 1972 420 Millionen 
fügung gestellt worden (vgl. Materialband, Ta- 
belle 152). 

232 . Die Förderung der langfristigen Verpachtung 
durch Prämien soll den Inhabern von nichtentwick- 
lungsfähigen Betrieben den Übergang in eine nicht- 
landwirtschaftliche Berufstätigkeit erleichtern und 
die Mobilität des Bodens erhöhen. Für die Ver- 
pachtungsprämie standen 1972 15,5 Millionen DM 
zur Verfügung. 

Das Einzelbetriebliche Förderungsprogramm wird 
durch die Förderung der ländlichen Siedlung, der 
Auffangbetriebe und der Anliegersiedlung ergänzt 
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(vgl. Materialband, Tabelle 153). Die zuletzt genann- 
ten Förderungsmaßnahmen haben besondere Bedeu- 
tung in landwirtschaftlichen Problemgebieten, in 
denen vielfach keine Möglichkeiten der Betriebsauf- 
stockung aus eigener Kraft gegeben sind oder das 
Entstehen größerer Brachflächem verhindert werden 
soll. 

233 , Die Maßnahmen der ländlichen Siedlung wur- 
den im Jahre 1'9'72 letztmalig für Einheimische und 
Vertriebene in einem Siedlungsprogramm durchge- 
führt. 

Im Rahmen des Siedlungsprogramms für Einhei- 
mische wurde die Errichtung von Auffangbetrieben, 
die Betriebsvergrößerung von Vollerwerbsbetrieben 
(sogenannte Anliegersiedlung) sowie ferner die Bo- 
denbevorratung bei den ländlichen Siedlungsträgern 
(Landgesellschaften) gefördert. 

234 . Auffangbetriebe sollen unter Einhaltung der 
bei der einzelbetrieblichen Förderung üblichen be- 
triebswirtschaftlichen Anforderungen in bestimmten 
Gebieten die Aufrechterhaltung der Landbewirt- 
schaftung ermöglichen. An der landwirtschaftlichen 
Nutzung der Flächen muß ein öffentliches Interesse 
unter Anlegung strenger Maßstäbe bestehen. In den 
Jahren 1969, 1970 und 1971 wurden im Rahmen 
dieser Maßnahme 155, 131 bzw. 112 Fälle von Bund 
und Ländern gemeinsam gefördert. 


235 . Im Rahmen der Anliegersiedlung wurde die 
Betriebsaufstockung mit folgenden Flächen geför- 
dert: 


Jahr 

Gesamtflädie 

durchschnittliche 

Zulagefläche 

1969 

6 167 ha 

4,3 ha 

1970 

7 704 ha 

4,7 ha 

1971 

9 128 ha 

5,4 ha 


236 . Die Bodenbevorratung diente überwiegend 
der ländlichen Siedlung. Die Verwendung für son- 
stige Strukturverbesserungsmaßnahmen im länd- 
lichen Raum nahm jedoch zu. Der Landvorrat der 
ländlichen Siedlungsträger betrug am 3'1. Dezember 
1971 rd. 38 900 ha. 

Die Eingliederung vertriebener und geflüchteter 
Landwirte, die überwiegend auf Nebenerwerbsstel- 
len (ländliche Heimstätten) erfolgt, soll bis 1974 im 
wesentlichen abgeschlossen werden. Im Jahre 1971 
wurden noch 3416 Landwirte eingegliedert. 

Für die Finanzierung der Maßnahmen „Ländliche 
Siedlung" waren im Jahre 1972 424 Millionen DM 
veranschlagt (Bund: 258 Millionen iDM, Länder 111 
Millionen DM, Bundesausgleichsamt 55 Millionen 
DM). 

Förderung der nebenberuflichen Landwirtschaft 

237 . Die nebenberufliche Landwirtschaft hat eine 
besondere Ausgleichsfunktion im Strukturwandel 


sowie eine erhebliche Bedeutung für die Erhaltung 
der Kulturlandschaft, für eine breite Eigentums- 
streuung und für die Entwicklung ländlicher Räume. 
Dieser besonderen Bedeutung wird dadurch Rech- 
nung getragen, daß die nebenberufliche Landwirt- 
schaft unter Berücksichtigung ihrer besonderen 
Situation mit in die allgemeinen und speziellen 
Förderungsmaßnahmen zugunsten der Landwirt- 
schaft einbezogen wird. Dies gilt insbesondere für 

— alle erzeugungs-, markt- und preispolitischen 
Maßnahmen, 

— ■ alle Maßnahmen zum Ausgleich von Wettbe- 
werbsnachteilen und von Aufwertungsverlusten, 

— alle überbetrieblichen Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Agrarstruktur (Flurbereinigung, 
Wirtschaftswegebau usw.), 

— alle Ausbildungs- und Umschulungshilfen im 
Rahmen des Bundesausbildungsförderungsgeset- 
zes und des Arbeitsförderungsgesetzes, 

— Maßnahmen zur Verbesserung der arbeitswirt- 
schaftlichen Verhältnisse im Wohnhaus, 

— die überwiegende Zahl von steuerpolitischen 
Maßnahmen. 

Nach dem Einzelbetrieblichen Förderungsprogramm 
können Nebenerwerbslandwirte nur bei Investitions- 
vorhaben für überbetriebliche Zusammenschlüsse in 
der Bodermutzung gefördert werden. 

Landwirte, die ihren Betrieb vom Vollerwerb auf 
Nebenerwerb umstellen wollen, können für dazu 
erforderliche Investitionen die Überbrückungshilfen 
des Einzelbetrieblichen Förderungsprogramms in 
Anspruch nehmen. 

Auch Landwirte im Nebenberuf partizipieren weit- 
gehend an den sozialpolitischen Maßnahmen des 
Bundes. Wie alle Landwirte sind sie in vollem Um- 
fang gegen Unfall bei den landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften versichert. 

Soweit die Landwirte im Nebenberuf Mitglied einer 
Alterskasse sind, haben sie Anspruch auf die Alters- 
hilfe. 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der Land- 
wirte berücksichtigt die Landwirte im Nebenberuf, 
wenn sie nicht anderweitig im Rahmen ihres außer- 
landwirtschaftlichen Erwerbs krankenversicherungs- 
pflichtig sind. 

Es ist beabsichtigt, im Jahre 1973 Mo-dellvorhaben 
durchzuführen, die am Beispiel typischer Regionen 
Möglichkeiten und Ansatzpunkte für die Entwick- 
lung einer nebenberuflichen Landbewirtschaftung 
hinsichtlich ihrer privatwirtschaftlichen, agrarpoli- 
tischen und gesamtwirtschaftlichen Funktionen er- 
mitteln sollen. 


übertriebliche Maßnahmen 

238 . Die agrarstrukturelle Vorplanung ist Bestand- 
teil der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes". Aufgabe 
der agrarstrukturellen Vorplanung ist es, eine 
engere Abstimmung zwischen landwirtschaftlichen 
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und anderen raumbezogenen Planungsaufgaben her- 
beizuführen. Insbesondere sind es die Ziele der 
Raumordnung, der Landesplanung, der regionalen 
Wirtschaftspolitik und der Infrastrukturpolitik, die 
mit den Erfordernissen für eine Verbesserung der 
land- und forstwirtschaftlichen Produktionsbedin- 
gungen in Einklang gebracht werden müssen. 

239 . Die Flurbereinigung dient auch im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe der Produktionsverbesse- 
rung landwirtschaftlicher Betriebe. Dabei werden 
die Erfordernisse der Infrastruktur und der Land- 
schaftsstruktur in zunehmendem Maße berücksich- 
tigt. Die Flurbereinigung ist damit mehr als bisher 
zur integralen Neuordnungsmaßnahme für den 
ländlichen Raum geworden (vgl. Materialband, 
Tabellen 114 und 115). 

240 . Die Förderungskonditionen für die Flurberei- 
nigung sind zum 1. Januar 1973 wie folgt verbessert 
worden: 

— Die Ausführungskosten werden nunmehr bis 
zur Höhe von 3200 DM je ha bearbeiteter Fläche 
(Landesdurchschnitt) als beihilfefähig anerkannt. 

— ■ Die Aufwendungen für den Ausbau von Wirt- 
schaftswegen unterliegen im Rahmen des vor- 
genannten Höchstsatzes von 3200 DM je ha be- 
arbeiteter Fläche keinen Beschränkungen mehr. 

— Die Kosten für Maßnahmen der Dorferneuerung, 
durch welche die Grundlagen der Wirtschafts- 
betriebe verbessert werden, und für mit Rück- 
sicht auf die Landespflege erforderliche Maß- 
nahmen werden jetzt in bestimmtem Umfang 
als erstattungsfähig anerkannt. 

241 . Für Gebiete, die nach den Ergebnissen der 
agrarstrukturellen Vorplanung einer umfassenden 
Neuordnung nicht bedürfen, kommen die beschleu- 
nigte Zusammenlegung und der freiwillige Land- 
tausch in Betracht (vgl. Materialband, Tabelle 116). 
Bei diesen Maßnahmen wurden ebenfalls beginnend 
mit 1973 Verbesserungen eingeführt: 

— Die als erstattungsfähig anzuerkennenden Aus- 
führungskosten für beschleunigte Zusammen- 
legungsverfahren wurden erhöht. 

— Neben dem bisherigen freiwilligen Landtausch 
auf Eigentumsbasis wird nunmehr auch der frei- 
willige Landtausch auf Pachtbasis gefördert. 

Zur Verstärkung des Landangebots für die Ver- 
besserung der Betriebsgrößenstruktur in der Flur- 
bereinigung sowie zur Steigerung des Flurbereini- 
gungserfolgs für die beteiligten Betriebe insgesamt 
kann die langfristige Verpachtung durch Übernahme 
der von den Teilnehmern aufzubringenden Geldbei- 
träge gefördert werden. 1972 wurden für diese 
Maßnahme Bundesmittel in Höhe von über 7,5 Mil- 
lionen DM aufgewendet. 

242 . Außerhalb der Flurbereinigung wurde in Ab- 
stimmung mit der agrarstrukturellen Planung der 
Ausbau von land- und forstwirtschaftlichen Wegen 
weiterhin gefördert (vgl. Materialband, Tabelle 123). 


243 . Die rechtlichen Grundlagen für die Dorf- 
erneuerung als eine neue strukturelle Ordnung der 
ländlichen Gemeinden sind durch das Städtebauför- 
derungsgesetz vom 27. Juli 1971 wesentlich erwei- 
tert worden. Für ländliche Gemeinden besteht nach 
diesem Gesetz die Möglichkeit, die notwendigen 
städtebaulichen Maßnahmen im Zusammenhang mit 
den Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruk- 
tur zu treffen. Das Städtebauförderungsgesetz sieht 
u. a. auch die Abstimmung der Planungen und die 
Koordinierung der Durchführungsmaßnahmen im 
hoheitlichen und institutioneilen Bereich vor. Die 
Flurbereinigungsbehörden erhalten dabei eine ge- 
wisse Schlüsselstellung. 

244 . Der alle zwei Jahre stattfindende Bundes- 
wettbewerb „Unser Dorf soll schöner werden" will 
vorbildliche Leistungen bei der notwendigen struk- 
turellen Neuordnung der Gemeinden im ländlichen 
Raum herausstellen und Anreize zur Nachahmung 
schaffen. 1972 waren mehr als 4000 Dörfer beteiligt. 

245 . Die Förderung des Landarbeiterwohnungsbaus 
wurde 1972 fortgesetzt, nachdem durch einen For- 
schungsauftrag ein weiterhin anhaltender Bedarf für 
diese Förderung festgestellt worden war. 

246 . Der Schwerpunkt der Förderung wasserwirt- 
schaftlicher und kulturbautechnischer Maßnahmen 
lag 1972 beim Hochwasserschutz und bei der Abwas- 
serbeseitigung. 1973 wird die Wasserversorgung 
ländlicher Gebiete zusätzlich in den Vordergrund 
rücken. Diese Maßnahmen sind zugleich aktiver Um- 
weltschutz im ländlichen Raum, dem bevorzugten 
Erholungsgebiet der in den Ballungszentren leben- 
den Menschen. Hinzu kommen die Maßnahmen zum 
Ausgleich des Wasserabflusses insbesondere durch 
den Bau von Talsperren sowie die Schutzmaßnah- 
men gegen die zerstörende Wirkung von Wasser 
und Wind (vgl. Materialband, Tabellen 119 und 120). 

247 . Die Länder Bremen, Hamburg, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein haben Generalpläne für den 
Küstenschutz erstellt. Nach diesen sind seit 1948 
umfangreiche Maßnahmen für die Sicherung der 
etwa 1 Million ha großen Niederungsgebiete getrof- 
fen worden. Dazu gehören: Die Verstärkung und 
Erhöhung der Deiche an den Küsten, auf den Inseln 
und entlang der von der Tide beeinflußten Wasser- 
läufe einschließlich der notwendigen Befestigungs- 
arbeiten im Vorland sowie der Bau von Deichver- 
teidigungswegen. 

Die Küstenschutzarbeiten, die nicht nur der Land- 
wirtschaft, sondern auch allen anderen Anliegern 
hinter den Deichen zugute kommen, werden in der 
Reihenfolge der Dringlichkeit so ausgeführt, daß 
mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand ein Opti- 
mum an Sicherheit erreicht wird (vgl. Materialband, 
Tabelle 120). 

248 . Mit den landwirtschaftlichen Regionalpro^ 
grammen wurde der Versuch unternommen, regio- 
nal differenzierte Zielvorstellungen und entspre- 
chende Maßnahmen zur Beseitigung der Nachteile 
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und zur Entwicklung dieser Teilräume festzulegen 
und durchzuführen. Hierdurch wurde vielfach erst 
die Voraussetzung für die wirtschaftliche und so- 
ziale Entwicklung dieser Gebiete geschaffen. Die 
Erschließungsinvestitionen haben vielfältige Multi- 
plikatorwirkungen. Das zeigt sich darin, daß die 
Wirtschaftskraft dieser Räume mit der verbesserten 
Produktivität der Land- und Forstwirtschaft, der 
Verbesserung der Infrastruktur und der positiven 
Entwicklung der Gewerbe- und Dienstleistungsbe- 
reiche erhöht werden konnte. 

Zu den regionalen Sonderprogrammen (vgl. Mate- 
rialband, Tabellen 124, 125 und 126) gehören: 

— die Förderung der von Natur benachteiligten 
Gebiete, 

— Sonderprogramme zur wirtschaftlichen Umstruk- 
turierung kleinbäuerlicher Gebiete und das Alb- 
programm 

— Alpenplan, 

— Emsland- und Nordprogramm, 

— Küstenplan. 

249 . Bei den Maßnahmen in den von Natur aus be- 
nachteiligten Gebieten geht es vor allem darum, die- 
sen nach einheitlichen Kriterien abgegrenzten Ge- 
bieten eine verstärkte agrarstrukturelle Förderung 
im Bereich der Flurbereinigung, Aussiedlung und 
Aufstockung, Wirtschaftswegebau, Wasserwirt- 
schaft, Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 
usw. zukommen zu lassen. 

250 . Die Sonderprogramme zur wirtschaftlichen 
Umstrukturierung kleinbäuerlicher Gebiete (West- 
eifel-Mosel/Saar und östlicher Oberpfälzer Wald) 
zielen darauf ab, die Nachteile für diese Räume zu 
beseitigen. Ihr natürliches und wirtschaftliches 
Potential soll mobilisiert werden, wobei die Ent- 
wicklung der Land- und Forstwirtschaft — und da- 
mit eine gezielte Förderung des Strukturwandels — 
den Ausgangspunkt bildet. 

251 . Zur Behebung von wasserwirtschaftlichen 
Strukturmängeln des südbayerischen Raumes wurde 
1955 der Alpenplan als Regionalprogramm konzi- 
piert. Dieses Programm sieht vor: 

— Die Sanierung der Einzugsgebiete der Wild- 
bäche im Alpen- und Alpenvorland verstärkt 
fortzuführen, um dem stetigen Anwachsen der 
Hochwasser- und Geschiebefrachten aus dem 
Gebirge Einhalt zu gebieten; 

— Hochwasserschutzbauten an den Wasserläufen 
zu errichten, um die Siedlungen zu schützen; 

— die Tiefenerosionen einiger südbayerischer 
Flüsse zu unterbinden, um die wertvollen Tal- 
niederungen und die Grundwasservorräte zu 
schützen; 

— Talsperren und Rückhaltebecken zum Hochwas- 
serrückhalt und zur Niedrigwasseraufhöhung zu 
errichten; 


• — ■ die Wasserversorgung in den von der Umstruk- 
turierung betroffenen ländlichen Gebieten sicher- 
zustellen; 

— ■ die Abwasseranlagen für den im Bergland zu 
fördernden Fremdenverkehr und die neuen 
Arbeitsplätze zu errichten; 

— ein Wirtschaftswegenetz anzulegen und die 
Bodenentwässerung durchzuführen. 

Von den im Jahre 1972 zur Verfügung gestellten 
Förderungsmitteln des Bundes kam wieder ein gro- 
ßer Teil den Bergbauerngebieten zugute. So ist 
neben Maßnahmen der Wildbachverbauung — Auf- 
wand 20 Millionen DM, die Hälfte davon Bundes- 
mittel — und anderen Hochwasserschutzmaßnah- 
men der Ausbau von Wirtschaftswegen zur Erschlie- 
ßung der Almen in einer Gesamtlänge von rd. 
72 km erfolgt, mit einer Bausumme von rd. 14 Mil- 
lionen DM, davon 4 Millionen DM Bundesmittel. 

252 . Im Emslandprogramm wie im Nordprogramm 
liegt der Schwerpunkt der Förderung bei den was- 
serwirtschaftlichen Maßnahmen zur Verbesserung 
der Produktionsbedingungen in der Landwirtschaft. 
Hierzu gehören neben dem Hochwasserschutz insbe- 
sondere die Entwässerung und Vorflutbeschaffung 
sowie landbautechnische Maßnahmen und Wirt- 
schaftswegebau. Ein weiterer Schwerpunkt war der 
Ausbau der zentralen Trinkwasserversorgung und 
der Bau von Kanalisation und Kläranlagen. Darüber 
hinaus wird die Industriegeländeerschließung geför- 
dert. 

253 . Der Küstenplan hatte zur Aufgabe, die durch 
Deiche geschützten Niederungsgebiete (Marschen) 
im Tidebereich der Nordsee durch umfassende 
Maßnahmen wie Entwässerung, Bewässerung, land- 
bautechnische und forstliche Vorhaben und den 
Bau von Wirtschaftswegen soweit zu verbessern, 
daß eine passive Sanierung dieses Raumes vermie- 
den werden konnte. Dabei wurden Problemgebiete, 
die aus betriebsstrukturellen Gründen auf dem rein 
landwirtschaftlichen Sektor kaum noch oder gar 
keine Entwiddungschancen hatten, nur mit einer 
Grundausstattung versehen, die diese Räume be- 
wohnbar erhielten und ihre Entleerung verhinder- 
ten. 

Ein Teil der regionalen Sonderprogramme wird ab 
1973 im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" von den jeweiligen Ländern als regionale 
Schwerpunkte weiter gefördert. Hierfür wird der 
Bund den Ländern 60 Vo, beim Küstenschutz 70 ^/o 
des Aufwandes aus öffentlichen Mitteln erstatten. 

Regionale Wirtschaftsförderung 

254 . Die nationale regionale Wirtschaftsförderung 
wird seit dem 1. Januar 1972 in der von Bund und 
Ländern gemeinsam übernommenen Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" durchgeführt. Der erste Rahmenplan für 
die Jahre 1972 bis 1975 ist zum gleichen Zeitpunkt 
in Kraft getreten. 
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Durch zusätzliche und qualitativ höherwertige 
Arbeitsplätze wird den aus der Landwirtschaft aus- 
scheidenden Arbeitskräften der Übergang zu einer 
nachhaltig gesicherten außerlandwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit ermöglicht. 

Im Rahmenplan sind — nach den zur Zeit bestehen- 
den 21 Regionalen Aktionsprogrammen gegliedert 
— die Förderungsmittel der Gemeinschaftsaufgabe 
festgelegt und auf 312 Schwerpunktorte konzen- 
triert. Hier werden je nach regionalpolitischer Dring- 
lichkeit und Entwicklungsfähigkeit die Investitions- 
kosten für die Errichtung und Erweiterung gewerb- 
licher Produktionsbetriebe bis zu 25 Vo, 20 Vö, 15 ^/o 
oder 10 Vo verbilligt sowie Infrastrukturmaßnahmen 
gefördert. 

Im Planungszeitraum von 1972 bis 1975 sollen in 
den Fördergebieten insgesamt rd. 460 000 neue 
Arbeitsplätze geschaffen und rd. 240 000 bestehende 
Arbeitsplätze gesichert werden. Um die gesetzten 
Ziele zu erreichen, wird angestrebt, im genannten 
Zeitraum gewerbliche Investitionen mit einem Ge- 
samtvolumen von rd. 15 Mrd. DM und Infrastruk- 
turinvestitionen von rd. 2,2 Mrd. DM zu fördern. 
Dazu sind rd. 3,5 Mrd. DM, d. h. für jedes Planungs- 
jahr rd. 860 Millionen DM Förderungsmittel erfor- 
derlich und im Rahmenplan veranschlagt. Rund 
530 Millionen DM entfallen auf Haushaltsmittel des 
Bundes und der Länder. Außerdem wird damit ge- 
rechnet, daß Investitionszulagen nach dem Investi- 
tionszulagengesetz vom 18. August 1969 gewährt 
werden, die zu Steuermindereinnahmen bei der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer im Durchschnitt 
von jährlich rund 330 Millionen DM führen. Ein 
umfangreiches Forschungsprogramm zur Frage der 
Eignung verschiedener Zielgrößen wie Erhöhung 
des Arbeitsplatzangebots und des Einkommens- 
niveaus sowie zur Ermittlung von Gebietseinhei- 
ten, Aufstellung von Arbeitsplatzprognosen und 
Arbeitsplatzbilanzen wurde eingeleitet. Es dient 
auch dem Ziel einer Neuabgrenzung der Förder- 
gebiete nach einheitlichen, anerkannten Kriterien. 
Darüber hinaus wird es in Zukunft darauf ankom- 
men, im Interesse eines optimal abgestimmten Mit- 
teleinsatzes die Maßnahmen der regionalen Wirt- 
schaftsförderung mit denen der Gemeinschaftsauf- 
gabe Verbesserung der Agrarstruktur abzustimmen. 

255 , Der Rat hat im März 1972 beschlossen, daß 
Mittel des EAGFL — Abteilung Ausrichtung (ins- 
gesamt 250 Millionen DM RE) — ab 1972 für die 
regionale Wirtschaftsförderung in der EWG ver- 
verwendet werden können. Der Verordnungsvor- 
schlag der Kommission vom Mai 1971, der die regio- 
nalpolitische Verwendung von jährlich 50 Millionen 
RE für die Dauer von 5 Jahren vorsieht, konnte 
leider 1972 nicht mehr verabschiedet werden. 


Nach Ansicht der Bundesregierung und des Mini- 
sterrates soll es sich hierbei nur um Mittel han- 
deln, die im Rahmen des Plafonds der Abteilung 
Ausrichtung zur Verfügung stehen und durch deren 
regionalpolitische Verwendung die eigentlichen 
Agrarstrukturmaßnahmen in ihrer Finanzierung 
nicht behindert werden. Für ihren regionalpoliti- 
schen Einsatz soll eine Regelung gefunden werden, 
die es den Mitgliedstaaten erlaubt, die Mittel unter 
Berücksichtigung ihrer nationalen Förderungs- 
systeme nach gemeinschaftlichen Kriterien und 
unter gemeinschaftlicher Kontrolle zu verwenden. 

Auf der letzten Ratstagung des Jahres 1972 am 
18./19. Dezember haben sich die Ansichten der Dele- 
gationen zur Frage der verwaltungsmäßigen Durch- 
führung soweit angenähert, daß mit der Verabschie- 
dung der Verordnung Anfang 1973 gerechnet wer- 
den kann. 

Ferner hat die Pariser Konferenz der Staats- und 
Regierungschefs vom 19./21. Oktober 1972 die Ge- 
meinschaftsorgane aufgefordert, bis zum 31. Dezem- 
ber 1973 einen Fonds für Regionalentwicklung ein- 
zurichten; „dieser wird von Beginn der 2. Phase der 
Wirtschafts- und Währungsunion an aus eigenen 
Einnahmen der Gemeinschaft finanziert". Ein dies- 
bezüglicher Vorschlag der Kommission liegt seit 
Mai 1971 vor. Mit seiner Beratung wurde begon- 
nen. 

Raumordnung 

256 . Ausgehend von den wechselseitigen Ver- 
flechtungen zwischen allen Teilräumen des Bun- 
desgebietes mit unterschiedlichen Vorrangfunk- 
tionen — insbesondere zwischen Verdichtungsräu- 
men und ländlichem Raum — sieht die Bundesregie- 
rung ihre Aufgabe darin, die raumstrukturelle Auf- 
gabenteilung zur Entwicklung aller Teilräume zu 
fördern. Dabei geht sie davon aus, daß die anzu- 
strebende Raumstruktur des Bundesgebiets eine aus 
gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und ökologischer 
Sicht arbeitsteilige Leistungsgemeinschaft bildet. 

Unabhängig von der jeweiligen Nutzung hat im 
Rahmen dieser raumstrukturellen Aufgabenteilung 
der ländliche Raum wesentliche Grundfunktionen zu 
erfüllen. Es handelt sich dabei im wesentlichen um 
die Funktionen als Siedlungs- und Arbeitsraum für 
weite Teile der Bevölkerung des Bundesgebiets, 
Standort für die land- und forstwirtschaftliche Pro- 
duktion, ökologischer Ausgleichsraum für Umwelt- 
belastungen, Raum für natur- und landschaftsgebua- 
dene Freizeit und Erholung sowie wichtigste Grund- 
lage für die Wasserversorgung. 

Um diese Funktionen im Rahmen der raumstruktu- 
rellen Aufgabenteilung langfristig sichern und be- 
reitstellen zu können, strebt die Bundesregierung 
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im Bundesraumordnungsprogramm an, Ziele für Ge- 
biete festzulegen, die entsprechend ihrer jeweiligen 
Eignung bestimmte Funktionen bevorzugt erfüllen 
sollen. Zur Erreichung dieser Zielsetzungen wird es 
deshalb nach ihrer Ansicht vordringlich darauf an- 
kommen, verstärkte Anstrengungen zur Entwick- 
lung des ländlichen Raumes zu unternehmen, in dem 
der zu erwartende Zuwachs an Bevölkerung und 
Arbeitsplätzen nicht weiterhin vorwiegend Ver- 
dichtungsräumen zugute kommt, sondern dieses 
knappe Entwicklungspotential bevorzugt in Schwer- 
punkte des ländlichen Raumes gelenkt wird. 

Für die Land- und Forstwirtschaft ergibt sich daraus 
konsequenterweise, daß die Maßnahmen zur För- 
derung in diesem Bereich darauf abzustellen sind, 
welche Funktionen dieser Wirtschaftszweig im Rah- 
men der angestrebten Raum- und Siedlungsstruktur 
in den einzelnen Teilräumen des Bundesgebiets 
haben soll. Damit wird gleichzeitig die Forderung 
nach einer verstärkt durchzuführenden regional 
differenzierten Strukturpolitik erhoben. 

6.2 Forst- und Holzwirtschaft 

6.21 Bisherige Entwicklung 

257. Von den insgesamt etwa 700 000 Forstbetrie- 
ben mit rd. 7,2 Millionen ha Waldfläche entfallen 
etwa 15 ®/o auf Betriebe mit der Flaup-tproduktions- 
richtung Forstwirtschaft. Gegenüber 1960 hat sich 
ihre Anzahl um nahezu 25 000 vermehrt. Die Wald- 
fläche dieser Betriebe hat um 30 000 ha zugenom- 
men. 


Anzahl der Betriebe 
mit Hauptproduktions- 
richtung Forst- 
wirtschaft 

Waldfläche 

ha 

durchschnitt- 
liche Wald- 
fläche je 
Betrieb ha 

1960 

82 076 

5 155 000 

62,8 

1971 

106 882 

5 185 000 

48,5 


+ 24 806 

+ 30 000 

-14,3 

Verände- 

rung 

1971 zu 
1960 

("+30,4 Voj 

(+ 0,6 o/o) 

(-22,8 0 Io) 


Von den seit 1961 erfolgten Erstaufforstungen von 
etwa 70 000 ha entfallen mehr als die Flälfte auf 
Betriebe mit anderen Hauptproduktionsrichtungen 
(vgl. Materialband, Tabelle 130). 

Eine besonders starke Zunahme der Anzahl der Be- 
triebe erfolgte in der Größenklasse bis 50 ha 
Waldfläche. Diese Tendenz ist vor allem auf die zu- 
nehmende Erstaufforstung der aus der landwirt- 
schaftlichen Produktion ausscheidenden Flächen zu- 
rückzuführen. 

Neben diesen Betrieben der Hauptproduktionsrich- 
tung Forstwirtschaft gibt es eine Vielzahl gemisch- 
ter land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, bei 
denen der forstliche Betriebsteil nebenbetriebliche 
Bedeutung hat. 


258. Die Holzartenverteilung (1961: 70 Vo Nadel- 
holz und 30 Laubholz) hat sich inzwischen weiter 
zum Nadelholz verschoben. Die Ursache hierfür 
liegt einmal in der höheren Rentabilitätserwartung 
des Nadelholzes, zum anderen ist Nadelholz meist 
unproblematischer bei der Aufforstung von Grenz- 
ertragsböden. Bestrebungen, den Laubholzanteil im 
Interesse der Landespflege auf geeigneten Böden in 
einem angemessenen Umfang zu erhalten und Neu- 
anpflanzungen zu fördern, werden z. B. durch höhere 
Bundeszuschüsse bei Erstaufforstungen mit Laub- 
holz unterstützt. 

259. Die Zahl der Beschäftigten in der Forstwirt- 
schaft hat weiterhin abgenommen (vgl. Material- 
band, Tabelle 127). Der Anteil der in der Forstwirt- 
schaft beschäftigten ständigen Arbeitskräfte, die 
Mitarbeit der Betriebsleiter und der Einsatz von 
Lohnunternehmern nehmen zu. 

260. Die Betriebe der Holzwirtschaft haben zum 
großen Teil mittelständische bzw. kleingewerbliche 
Struktur (vgl. Materialband, Tabelle 129). Insbeson- 
dere in der Gruppe der Sägewerke überwiegen 
Klein- und Mittelunternehmen. Insgesamt ging von 
1962 — 1971 die Zahl der holzwirtschaftlichen Be- 
triebe um 13®/o zurück^). Insbesondere die Zahl der 
Sägewerke hat sich bei insgesamt relativ gleichblei- 
bendem Stammholzeinschnitt erheblich vermindert. 
Demgegenüber haben andere Bereiche, wie z. ß. 
Spanplattenwerke und die Firmen des Holzleim- 
baues beträchtlich zugenommen. 

Die Zahl der Beschäftigten in der Holzwirtschaft hat 
von 1962 bis 1971 um etwa 5 *^/0 abgenommen; 1971 
arbeiteten etwa 363 000 Menschen in den Betrieben 
der Holzwirtschaft (vgl. Materialband, Tabelle 128). 

6.22 Ziele 

261. Ziel der Bundesregierung auf dem Gebiet der 
Forst- und Holzwirtschaft ist: 

— die Verbesserung der Einkommen und der sozia- 
len Lage der in der Forstwirtschaft Tätigen; 

— die Voraussetzungen zu schaffen, damit der 
Wald die Umweltfunktionen für die Gesellschaft 
weiterhin erfüllen kann; 

— ■ die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des 
Holzes und der Holzwirtschaft. 


6.23 Maßnahmen 

262. Seit 1959 werden mit Bundesmitteln forstliche 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
gefördert, durch deren Einsatz bis 1971 unter ande- 
rem rd. 73 700 ha Grenzertragsbörden und Ödland 
aufgeforstet, ca. 55 400 ha ertragsschwache Nieder- 
waldbestände in Hochwald umgewandelt, etwa 
15 700 km Schutzpflanzungen (einreihig umgerech- 


^) Hierbei sind Kleinbetriebe unter 10 Beschäftigten bzw. 
Sägewerke mit einem Jahreseinschnitt von weniger 
als 1000 Fm nicht erfaßt. 
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net) angelegt und annähernd 9000 km Forstwirt- 
schaftswege gebaut werden konnten. 

Der Gesamtaufwand an Bundeszuschüssen seit 1959 
betrug rd. 187 Millionen DM. Im Jahre 1972 konn- 
ten den Ländern weitere rd. 25 Millionen DM Bun- 
desmittel für die oben genannten sowie andere ein- 
schlägige forstliche Förderungsmaßnahmen zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

Zur Förderung forstwirtschaftlicher Zusammen- 
schlüsse, durch die eine rationellere Bewirtschaf- 
tung, vor allem des Kleinbesitzes an Privatwald, er- 
reicht werden soll, sind von 1967 bis 1971 aus Bun- 
desmitteln rd. 17,5 Millionen DM aufgewendet wor- 
den, weitere ca. 3 Millionen DM standen den Län- 
dern 1972 hierfür zur Verfügung. 

Die vorgenannten Maßnahmen werden ab 1973 nach 
Maßgabe des Gesetzes über die Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" von Bund und Ländern gemeinsam 
gefördert. 

263. Außer mit nationalen Mitteln werden forst- 
liche Maßnahmen aus Mitteln des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft (EAGFL) — Abteilung Ausrichtung — ge- 
fördert. Für Vorhaben in der Bundesrepublik 
Deutschland sind aus EWG-Mitteln bis 1970 etwa 
23,5 Millionen DM an Zuschüssen gezahlt worden. 

Strukturhilfen in besonders benachteiligten Gebie- 
ten, Förderung von Rationalisierungsmaßnahmen 
und Holzforschung sowie Absatzförderung der forst- 
und holzwirtschaftlichen Produkte dienen dem Ziel, 
den der heimischen Forstwirtschaft nachgelagerten 
Bereich leistungsfähig zu erhalten. 

264. Zur Sicherung der Sozialfunktionen des Wal- 
des ist neben den Vorschriften der Länder der Ent- 
wurf eines „Bundesgesetzes zur Erhaltung des Wal- 
des und zur Förderung der Forstwirtschaft (Bundes- 
waldgesetz)" fertiggestellt. Es soll die Förderung 
der Forstwirtschaft im weitesten Sinn bundesein- 
heitlich gesetzlich verankern und einen Ausgleich 
zwischen dem Interesse der Allgemeinheit und den 
Belangen der Waldbesitzer herbeiführen. 


6.3 Fischerei 

6.31 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

265. Der Rückgang der gesamten Fischanlandun- 
gen war von der Abnahme der in der Großen Hoch- 
seefischerei eingesetzten Fahrzeuge um 13 auf 98 
Einheiten (davon 9 Logger) begleitet. Auch die Kut- 
terflotte verringerte sich um ca. 40 auf 920 Einheiten. 
Dabei konnte durch die Indienststellung von 20 
neuen Kuttern die Altersstruktur geringfügig ver- 
jüngt werden. 

Der Rückgang der Gesamtanladungen beruht im 
wesentlichen auf Faktoren, auf die Wirtschaft und 
Bundesregierung nur geringen Einfluß haben. Die 
traditionellen Fanggebiete der Hochseefischerei im 


Nordatlantik sind wegen eines höheren Fischerei- 
aufwandes der Flotten anderer Staaten und wegen 
biologisch bedingter Änderungen der Fischvorkom- 
men nicht mehr so ergiebig. Diese Entwicklung wird 
kurzfristig dadurch verstärkt, daß in den inter- 
nationalen Fischereiorganisationen für die am mei- 
sten befischten Arten zunnehmend Fangquoten für 
die einzelnen Länder festgesetzt werden, die in der 
Regel zu einer Reduzierung der bisherigen Fänge 
führen. Längerfristig wird die Verschärfung der in- 
ternationalen Regulierungsmaßnahmen aber dazu 
beitragen, daß die Fischbestände auf einem Niveau 
gehalten werden, das den höchstmöglichen Dauer- 
ertrag für alle am Fischfang beteiligten Staaten mit 
einem geringeren Aufwand ermöglicht. 

266. Die Fangergebnisse der Hochseeflotte der 
Bundesrepublik werden langfristig voraussichtlich 
nur dann drastisch absinken, wenn sich Tendenzen 
des internationalen Seerechts durchsetzen, den 
Küstenstaaten in Zonen, die bisher zur hohen See 
gehören, ausschließliche Nutzungsrechte einzuräu- 
men. Ein Beispiel hierfür ist die von Island zum 
1. September 1972 proklamierte Erweiterung seiner 
Fischereizone von 12 auf 50 sm. Hier ist es der 
Bundesregierung bisher gelungen, durch Anrufung 
des Internationalen Gerichtshofs und Verstärkung 
des Fischereihilfsdienstes die Fortführung der Hoch- 
seefischerei in dem von Island beanspruchten Ge- 
biet sicherzustellen. 

6.32 Ziele 

267. Zur Versorgung des Marktes ist eine ange- 
messene Fangkapazität unerläßlich, da die Import- 
möglichkeiten jahreszeitlich, Sorten- und mengen- 
mäßig begrenzt sind. Die Lebensfähigkeit und Wirt- 
schaftlichkeit der Fischereiflotte und Fischwirtschaft 
sind nachhaltig zu stärken, da sie ein wichtiger Be- 
standteil der Wirtschaft in den Küstengebieten sind. 

6.33 Maßnahmen 

268. Die zinsgünstigen Darlehen für den Bau von 
neuen Vollfrostern für die Hochseefischerei, die im 
Rahmen eines Neubauprogramms bis 1975 gewährt 
werden, sind angesichts der gestiegenen Kosten er- 
höht worden. Wegen der ungewissen Entwicklung 
der Fangmöglichkeiten wurde die Anzahl der Neu- 
bauten jedoch auf ca. 15 reduziert. In der Großen 
Hochseefischerei wurde angesichts der ungünstigen 
Entwicklung auf dem Frischfischsektor das Ab- 
wracken veralteter Frischfischfänger mit Hilfe der 
Struktur- und Konsolidierungshilfe des Bundes bei- 
behalten. Diese Maßnahme soll auch in Zukunft 
fortgeführt werden. 

Die Neubautätigkeit in der Kutterflotte wird ange- 
sichts der günstigen Marktchancen mit Beihilfen an- 
gemessen gefördert. Die Bundesmittel für die Mo- 
dernisierung der Kutterflptte konnten heraufgesetzt 
werden, so daß die überdurchschnittlich gestiegenen 
Schiffsbaukosten wenigstens teilweise ausgeglichen 
werden konnten. Auch diese Maßnahme wird fort- 
gesetzt. Daneben werden weiterhin Zinsverbilli- 
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gungszuschüsse zur Modernisierung und Rationali- 
sierung der Fischereiflotte gewährt. Die Anhebung 
des Zinsverbilligungssatzes auf 4 ‘^/o für die Kutter- 
fischerei ist vorgesehen. 

269 . Die Bundesregierung wird weiterhin bei den 
internationalen Fischereiorganisationen darauf drin- 
gen, daß wirksame Maßnahmen für eine langfristig 
optimale Nutzung der Fischbestände getroffen wer- 
den und daß die Interessen der Hochseefischerei der 
Bundesrepublik dabei angemessen berücksichtigt 
werden. Bei den Vorbereitungen für eine III. See- 
rechtskonferenz wird die Bundesregierung zusam- 
men mit Staaten gleicher Interessenlage versuchen, 
die von den Küstenstaaten beanspruchten Nutzungs- 
rechte auf das Maß zu beschränken, das einer nach- 


haltigen rationellen Nutzung der Bestände durch 
alle Staaten dienlich ist. Die Bundesregierung wird 
durch Verhandlungen mit Island und die Vertre- 
tung ihres Anspruchs beim Internationalen Gerichts- 
hof ihre Interessen auf dem Fischereisektor wahren. 
Sie wird außerdem versuchen, mit Anliegerstaaten 
des Südatlantiks Vereinbarungen über Fischerei- 
rechte in den von diesen Staaten beanspruchten Ge- 
wässern zu erreichen. 

Durch Erkundung neuer Fanggründe und Erfor- 
schung von Möglichkeiten zur Verbesserung von 
Fangmethoden und Fangtechnik sollen die Fang- 
möglichkeiten der Hochseefischerei verbessert wer- 
den. Der Fischereihilfsdienst zur technischen und so- 
zialen Betreuung der Flotten wird fortgeführt. 
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7 Umweltpolitik im Agrarbereich, Naturschutz und Landschaftspflege 


7.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

270. In der hochindustrialisierten Gesellschaft 
unserer Zeit werden die Eingriffe in den Naturhaus- 
halt sowie die Beeinträchtigungen von Erholungs- 
landschaften zu ernsten Gefahren für den Menschen. 

Die Bundesregierung hat daher im Herbst 1971 ein 
mit einer Bestandsaufnahme verbundenes Umwelt- 
programm vorgelegt. Dieses Programm berührt 
auch fast alle Bereiche der Agrar- und Ernährungs- 
wirtschaft. 

Die Land- und Forstwirtschaft ist im besonderen 
Maße auf die Nutzung der natürlichen Produktions- 
faktoren Boden, Wasser und Klima angewiesen. Im 
landwirtschaftlichen Berufsstand war früher sehr 
stark und ist auch heute noch das Bewußtsein ver- 
wurzelt, daß aus Gründen der Vorsorge für künftige 
Generationen die Nutzung der Naturgüter pfleglich 
zu geschehen habe. Die zunehmende wirtschaftliche 
Notwendigkeit zur Intensivierung der landwirt- 
schaftlichen Produktion führt jedoch zu Umweltbe- 
lastungen auch durch die Agrar- und Ernährungs- 
Wirtschaft. Als einziger Wirtschaftsbereich erbringt 
aber die Land- und Forstwirtschaft in Verbindung 
mit ihrem Produktionsprozeß auch erhebliche Lei- 
stungen zugunsten des Naturhaushaltes und zur Er- 
haltung der Kulturlandschaft mit ihren Freizeit- und 
Erholungsfunktionen. 

7.11 Umweltbeeinflussung durch die Agrar- und 
Ernährungswirtschaft 

U Inweltbeeinflussungen durch die pflanzliche 
Produktion 

271. Der Zwang zur Rationalisierung der Produk- 
tion führt zu zunehmendem Einsatz von ertrags- 
sichernden und -steigernden sowi^ qualitätsbeein- 
flussenden Betriebsmitteln. Dies gilt insbesondere 
für Pflanzenschutz- und Düngemittel, deren Verwen- 
dung sich auch auf die Umwelt auswirken kann. 

Für die Naturgüter kann ein überhöhter und unsach- 
gemäßer Einsatz von Pflanzenschutzmitteln zu Stö- 
rungen mikrobieller Prozesse im Boden mit mög- 
lichen nachhaltigen ji-egativen Folgen für die Boden- 
fruchtbarkeit sowie zur Verringerung des Artem 
reichtums von Flora und Fauna führen. Außerdem 
können Pflanzenschutzmittel oder deren Rückstände 
bzw. Metaboliten das Oberflächen- und Grundwasser 
über das erträgliche Maß belasten. 

Durch unsachgemäße Düngung sowie durch dem 
natürlichen Vorrat des Bodens entstammende Nähr- 
stoffe kann es zu einer Anreicherung des Grund- 
und Oberflächenwassers mit bestimmten Nährstoffen 
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kommen und damit zur Gewässereutrophierung bei- 
getragen werden. Durch erhöhte Nitratgehalte wird 
auch die Trinkwasserqualität beeinträchtigt. 

Mit dem Zwang zur arbeitssparenden Bodennutzung 
werden auch die landwirtschaftlichen Nutzflächen 
mechanisch (Großmaschinen) und biologisch (Frucht- 
folge) stärker belastet. Damit kann die Erosions- 
gefahr durch Wasser und Wind steigen, insbeson- 
dere bei großflächigem Anbau bestimmter Kultur- 
arten. 

Die Acker- und Grünlandwirtschaft kann günstige 
Umweltfunktionen in Verbindung mit wasserbau- 
lichen und kulturbautechnischen Maßnahmen bei der 
Regulierung des Wasserhaushaltes und durch die 
Verwertung von Industrieabfällen (Klärschlamm, 
Müllkompost) übernehmen. Die Grünlandnutzung 
kann insbesondere in Alpengebieten Bodenerosionen 
verhindern. Eine ähnliche Funktion erfüllt die Grün- 
landnutzung zusammen mit der Waldnutzung bei der 
Eindämmung der Lawinengefahr. 

Einen positiven Einfluß auf die Umwelt übt der 
Wald aus, weil er als Filter Niederschlags- und Ab- 
fallwasser reinigt und in besonderer Weise Ver- 
unreinigungen der Luft beseitigt. Daneben hat der 
Wald als Lärmschutz und als Regulator für das Ober- 
flächenwasser und zur Verhinderung von Erosion 
besondere Bedeutung. Die ökologischen Ausgleichs- 
funktionen des Waldes werden deswegen insbeson- 
dere in den Verdichtungsräumen immer wichtiger. 

Umweltbeeinflussung durch die tierische Produktion 

272. Mit der Anpassung der tierischen Produktion 
an den technischen Fortschritt hat sich die Kapital- 
intensität in diesem Produktionsbereich wesentlich 
erhöht; die Bestände sind teilweise beträchtlich ver- 
größert worden. Die Tierhaltung löst sich dabei 
gleichzeitig mehr und mehr von der Bewirtschaftung 
von Flächen; in nicht geringer Zahl sind industriell 
organisierte gewerbliche Massentierhaltungen ent- 
standen. 

Zu den Problemen der direkten Beeinflussung der 
tierischen Produkte durch leistungsfördernde Präpa- 
rate, Rückstände in Futtermittel und dergl. vgl. die 
Ausführungen in dem Kapitel „Ernährungspolitische 
Aspekte der Erzeugung" (S. 47). 

Mit der starken Zunahme der Veredlungsproduktion 
vergrößern sich die Probleme der Konservierung der 
notwendigen Futterstoffe sowie der Lagerung und 
der Beseitigung tierischer Exkremente. Dabei ist je- 
doch zu berücksichtigen, daß der Viehbesatz in den 
Regionen und vor allem in den Betrieben sehr unter- 
schiedlich ist. 

Insbesondere bei Vergrößerung der Tierhaltungsein- 
heiten in engen Dorflagen und unzweckmäßiger 
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Standortwahl bei neuen Produktionsstätten kann 
eine Belastung der Umwelt auch durch Lärm und 
Geruch eirutreten. Den Gefahren der Verunreinigung 
des Trinkwassers durch tierische Ausscheidungen 
wird bereits durch gesetzliche Vorschriften begegnet. 

Umweltbeeinflussungen bei der Verarbeitung 
landwirtschaftlicher Produkte 

273. Bei der Lebensmittelindustrie können Um- 
weltbelastungen auftreten durch: 

— Verunreinigungen der Luft durch flüchtige Ab- 
bauprodukte, 

— Verunreinigungen des Wassers durch Abwasser, 

— Abfälle. 

Die Wasserverunreinigung hat die größte Bedeu- 
tung. Der Anteil des von der Lebensmittel erzeugen- 
den und verarbeitenden Industrie erzeugten Abwas- 
sers am gesamten Industrieabwasser ist im Vergleich 
zum Produktionsumsatz zwar geringer als bei ande- 
ren Industriegruppen (siehe Übersicht 28), stellt je- 
doch insbesondere durch seinen hohen Sauerstoff- 
bedarf beim biochemischen Abbau eine echte Be- 
lastung für die Umwelt dar. 


Übersicht 28 


Schmutzwasseranfall in der Ernährungs- und 
gesamten Industrie 



Produktions- 

umsatz 

Schmutzwasser- 

anfall 

Millio- 
nen DM 

Vo 

Millio- 
nen in3 

Vo 

Ernährungs- 





industrie 

67 232 

13,1 

195 

6,8 

Gesamte 





Industrie 

511 876 

100 

2 870 

100 


(Zahlenangabe für 1969) 

Betriebe, die nur ein Produkt bzw. nur eine Produkt- 
gruppe verarbeiten, werfen dabei besondere Pro- 
bleme auf (z. B. Molkereien, Zuckerfabriken, Süß- 
mostereien, Konservenfabriken, Holzproduktion), 
insbesondere dann, wenn es Saisonbetriebe sind. 

Verunreinigungen der Luft bestehen! bei einem Teil 
von Betrieben in erster Linie in geruchsintensiven 
Substanzen (z. B. bei der Fabrikation von Malz, 
Röstprodukten, Fischmehl usw.), auch bei der Ver- 
regnung von Abwässern der Stärke- und Zucker- 
industrie. 

Umweltbelastungen entstehen auch durch die bei 
der Produktion anfallenden Abfälle. Dazu gehören 


der Abfall von umweltbelastendem Verpackungs- 
material und Abfälle bei der Verarbeitung von 
pflanzlichen und tierischen Rohstoffen. In der Öl- 
mühlenwirtschaft fallen beispielsweise 15 bis 20 000 t 
Bleicherde an, die in besonderen Deponien abge- 
lagert werden müssen. Nicht verwertbare Teile der 
pflanzlichen und tierischen Rohstoffe, Fremdstoffe 
aus Ölsaaten, Verpackungsmüll der Milchwirtschaft, 
Abfälle der Schlachttierproduktion usw. erreichen 
bereits beachtliche Mengen. Bei Rind- und Schaf- 
fleisch können infolge gewandelter Verzehr sge- 
wohnheiten ca. 55 bis 65 Vo, beim Schwein ca. 60 ®/o, 
des Lebendgewichtes nicht direkt als verkaufsfähiges 
Fleisch verwendet werden. 


7.12 Naturschutz und Landschaftspflege 

274. Das Erscheinungsbild der Landschaft in sei- 
ner natürlichen Ausformung ist Ausdruck des kom- 
plexen und dynamischen Zusammenwirkens ver- 
schiedener biologischer und ökologischer Faktoren. 
Ihre Wirkung wird durch wirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Vorgänge beeinflußt. Das Leistungs- 
potential der Prozesse, die die uns vertraute Land- 
schaft hervorb ringen, ihre Belastung und Belastbar- 
keit sind noch ungenügend erforscht. 

Die Expansion von Industrie und Dienstleistungs- 
betrieben sowie die Konzemtration von nichtland- 
wirtschaftlichen Arbeitsplätzen in wenigen Gebieten 
haben zu einer Entleerung der ländlichen Räume und 
Ausdehnung der Verdichtungsgebiete geführt. Ein 
vielfältiger Strukturwandel in Stadt und Land ist 
die Folge. So leben bereits heute 50 Vo der Bevölke- 
rung der Bundesrepublik in Verdichtungsgebieten 
auf 7 Vo der Fläche des Bundesgebietes, um das Jahr 
2000 rechnet man mit 80 Vo. 

Intensive Bodennutzung macht im Zusammenhang 
mit dem technologischen und strukturellen Wandel 
der agrarischen Produktion eine verstärkte Boden- 
und Landschaftspflege erforderlich. Landschaftspläne 
als Zielpunkte für agrarstrukturelle Planungen und 
Bodennutzunigsprogramme werden immer dring- 
licher. Vor allem sollen Maßnahmen zur Erhaltung 
der biologischen Vielfalt in der gesamten Feldflur 
dazu beitragen, die „ausgeräumte Landschaft" oder 
eintönige Monokulturen (z. B. großflächige Fichten- 
neupflanzungen) zu verhindern. 

In Teilräumen, in denen schlechte natürliche oder 
strukturelle Ertragsbedingungen für die Landwirt- 
schaft bestehen oder günstige außerlandwirtschaft- 
liche Arbeitsplätze attraktiver sind, fallen landwirt- 
schaftlich genutzte Flächen brach (vgl. Kapitel Struk- 
turpolitik S. 73). Wenngleich brachliegende Flächen 
besonders in den anfänglichen Stadien kein anzie- 
hendes Landschaftsbild abgeben, kann das Brach- 
fallen bisher landwirtschaftlich genutzter Flächen 
weder unter landschaftspflegerischen Gesichtspunk- 
ten noch hinsichtlich der Erholungsfunktion der 
Landschaft unbedingt immer als ein Nachteil ge- 
wertet werden. Derartige Flächen bieten auch die 
Chance, Erholungslandschaften neu zu gestalten. 
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275. In den Naturparken hat die neue Idee des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege in popu- 
lärer Weise Ausdruck gefunden. 48 Naturparke, 
5 Großerholungsgebiete im Sinne von Naturparken 
und 1 Nationalpark bestehen in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Nach den Förderungsrichtlinien des Bundes sind 
Naturparke bevorzugte, durch natürliche Schönheit 
und Eigenart ausgezeichnete geräumige Landschaf- 
ten von übergebietlicher Bedeutung, in denen durch 
geeignete Maßnahmen Natur und Landschaft vor 
Schäden, Verunreinigungen und Eingriffen, die das 
Naturerlebnis beeinträchtigen, bewahrt, die hei- 
mische Tier- und Pflanzenwelt geschützt und dem 
Menschen Erholung geboten werden soll. Der Schutz 
von Natur und Landschaft wird in der Regel durch 
Schutzverordnungen nach dem Reichsnaturschutz- 
gesetz gewährleistet. 

276. Die Schaffung internationaler Naturparke ent- 
spricht im dichtbesiedelten mitteleuropäischen 
Raum dem wachsenden Bedürfnis nach naturnaher 
Erholung; sie ist darüber hinaus eine völkerverbin- 
dende Maßnahme. Der deutsch-luxemburgische 
Naturpark und der deutsch-belgische Naturpark soll- 
ten auch in der Kooperation zwischen der Bundes- 
republik und Dänemark, den Niederlanden, Frank- 
reich, der Schweiz und Österreich Nachahmung fin- 
den. 

Der Nationalpark Bayerischer Wald ist der erste 
deutsche Nationalpark. Er ist in die Förderung der 
Naturparkmaßnahmen einbezogen. Uber die Schaf- 
fung eines weiteren deutschen Nationalparks „Nord- 
friesisches Wattenmeer" sind gegenwärtig Verhand- 
lungen im Gange. 

Da sich ca. 80 W der Flächen von Naturschutzge- 
bieten in der Bundesrepublik im Privatbesitz be- 
finden, ist der ordnungsmäßige und langfristig wir- 
kungsvolle Schutz dieser Gebiete mit deren Eigen- 
tumsverhältnissen in Einklang zu bringen. 

Die wichtigste rechtliche Grundlage des Naturschut- 
zes ist das Reichsnaturschutzgesetz von 1935, das 
heute als Landesrecht in den einzelnen Bundes- 
ländern fortgilt. 


7.2 Ziele 

277. Die Umweltpolitik ist im Umweltprogramm 
der Bundesregierung umfassend dargestellt worden. 
Sie erstreckt sich auf die Gesundheit von Mensch und 
Tier und auf den Naturhaushalt. 

Für den Agrarbereich ergeben sich daraus neben dem 
Ziel der Versorgung der Bevölkerung mit gesund- 
heitlich einwandfreien und qualitativ hochwertigen 
Erzeugnissen (vgl. Kap. 2.1) folgende weitere Ziele: 

— Erhaltung und Entwicklung der besonderen 
Eigenart, Vielfalt und Schönheit der Landschaft 
(einschl. Pflanzen- und Tierwelt), 

— Beitrag zur Erhaltung, Wiederherstellung und 
Entwicklung der Leistungs- und Nutzungsfähig- 
keit des Naturhaushaltes. 


7.3 Maßnahmen 

7.31 UmweltfreudJiche Agrarproduktion 

278. Zur Verringerung und Vermeidung von Um- 
weltbelastungen ist im Umweltprogramm der Bun- 
desregierung die Durchsetzung des Verursacher- 
prinzips vorgesehen. Das gilt auch für den Bereich 
der Agrar- und Ernährungswirtschaft. Die Durch- 
setzung des Verursacherprinzips bedeutet, daß der- 
jenige, der die Umwelt belastet, die Kosten für die 
Vermeidung, die Beseitigung oder die Ausgleichs- 
maßnahmen tragen muß. Die Mittel sind: Verfah- 
rens- und Produktnormen, Einzelanordnungen, Ver- 
bote und Abgaben. Art und Weise der Durchsetzung 
dieses Prinzips bedarf jeweils der politischen Ent- 
scheidung. 

279. Besonderes Schwergewicht wird auf eine ver- 
stärkte Erforschung umweltrelevanter Fragen im 
Bereich der Agrar- und Ernährungswirtschaft ge- 
legt^). Dabei steht die Erforschung und Einführung 
umweltfreundlicher Produktionsverfahren im Vor- 
dergrund. Zur Verminderung der allgemeinen Um- 
weltbelastungen sind Verfahren zur Verwendung 
von Siedlungsabfällen im landwirtschaftlichen Pro- 
duktionsprozeß zu entwickeln. Dies erstreckt sich 
auch auf Verfahren zur möglichst vollständigen 
Wiederverwendung von agrarwirtschaftlichen Pro- 
duktionsabfällen. 

Bei allen Maßnahmen der Agrarstrukturverbesse- 
rung werden zukünftig die ökologischen Belange 
stärker berücksichtigt und wenn möglich — insbeson- 
dere bei der Flurbereinigung und in der Forstwirt- 
schaft — ökologische Ausgleichsfunktionen verbes- 
sert. Besondere Aktivitäten zur Verbesserung der 
Umweltbedingungen werden durch erhebliche Ver- 
stärkung der wasserwirtschaftlichen Maßnahmen 
entfaltet. 

Um die umweltpolitischen Ziele zu erreichen, werden 
alle agrarwirtschaftlichen Maßnahmen auf ihre 
LTmweltverträglichkeit untersucht und besondere auf 
diese Ziele hin ausgerichtete Maßnahmen vorge- 
schlagen. 

7.32 Naturschutz und Landschaftspflege 

280. Der Bund hat bisher nur das Recht, Rahmen- 
vorschriften für den Naturschutz und die Landes- 
pflege zu erlassen. Sie strebt jedoch die konkur- 
rierende Gesetzgebungszuständigkeit an, die es ihr 
erlaubt, abschließende gesetzliche Regelungen zu 
treffen, soweit ein Bedürfnis nach bundesgesetz- 
licher Regelung (Artikel 72 GG) besteht. 

Gemäß dem Umweltprogramm der Bundesregierung 
sind u. a. auch für die Gebiete, in denen das Ent- 
stehen ungenutzter Brachflächen verhindert werden 
soll, Maßnahmen zur beispielhaften Entwicklung 
der Landschaft eingeleitet worden. 

^) Vgl. Sammelbericht Umweltschutz in Land- und Forst- 
wirtschaft, Erster Teil Naturhaushalt ; Zweiter Teil 
Pflanzliche Produktion; Dritter Teil Tierische Produk- 
tion, in: Sonderhefte Berichte über Landwirtschaft, NF. 
Band 50, 1972, Hefte 1, 2 und 3. 
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281 . Ordnung, Regeneration, Sicherung und Ent- 
wicklung der natürlichen Umwelt der Menschen im 
Rahmen einer umfassenden Landschaftspflege erfor- 
dern Landschaftspläne und Landschaftsrahmenpläne 
als integrierten Bestandteil aller Vorhaben auf dem 
Gebiet der Raumordnung und Landesplanung. 

Diese Pläne sollen der langfristigen Sicherung von 
notwendigen und geeigneten Freiräumen und de- 
ren funktionsgerechter Ausgestaltung dienen. Hier- 
zu ist es erforderlich, 

— in einer Bestandsaufnahme die landschaftlichen 
Gegebenheiten sowie raumwirksame Fachplanun- 
gen zusammenfassend zu kennzeichnen, 

— in allgemeinen Leitplänen alle zur Entwicklung 
der Landschaft erforderlichen Maßnahmen in 
räumlicher, organisatorischer, finanzieller und 
zeitlicher Hinsicht darzustellen. 

Hierbei ist es auch besonders wichtig, daß erkenn- 
bar wird, welche Stellen die Planung und Durchfüh- 
rung von raumwirksamen Maßnahmen übernehmen. 
Insbesondere können durch die Pläne berührt wer- 
den: 

— das natürliche Potential der Landschaft, 

— land- und forstwirtschaftliche Nutzung, 

— künftige Nutzungen für Freizeit und Erholung, 

— Möglichkeiten der Wiedereingliederung gestör- 
ter Bereiche in die natürliche Umgebung, 

— technische Maßnahmen zur Pflege und Erhaltung 
einer intakten Landschaft. 

Der gegenseitige Zusammenhang zwischen Teil- 
aspekten von Naturschutz und Landschaftspflege 
(Schutz, Gestaltung, ökologische Grundlagenplanung, 
Schaffung von Voraussetzungen für landschaftsge- 
bundene Freizeit und Erholung) bedarf weiterer wis- 
senschaftlicher Klärung. Im Zusammenhang damit ist 
insbesondere das Verhältnis dieser Teilaspekte zum 
Umweltschutz sowie zur Raumordnung und Bauleit- 
planung wissenschaftlich weiter zu untersuchen und 
zu präzisieren. 

282 . Die Landschaftsplanung muß an den Bedürf- 
nissen orientiert und ökologisch fundiert sein. Sie 
muß dazu beitragen, ökologisch leistungsfähige Flä- 
chen für den Ausgleich von Umweltbelastungen in 
den städtischen Verdichtungsräumen und landwirt- 
schaftlichen Intensivgebieten zu schaffen sowie den 
Erholungs- und Freizeitwert der Landschaft wieder- 
herzustellen und zu entwickeln. In den Grenzgebie- 
ten sind nationale Landschaftsplanungen mit denen 
der Nachbarländer zu koordinieren. 

283 . Die Bundesregierung mißt dem Naturpark- 
programm eine besondere Bedeutung bei, weil da- 
mit gesellschaftspolitische Anliegen verwirklicht 
werden können. Die Naturparkförderung des Bun- 
des erlaubt unter anderem 

— die Erstellung von Landschaftsplanungen für 
Naturparke, 


— den Bau von Wegen zur Öffnung und Nutzung 
der Landschaft, 

— die Schaffung von speziellen Erholungseinrich- 
tungen, 

— die Vornahme von Landschaftsschutzmaßnahmen 
wie Bepflanzungen und besonderen Baumaßnah- 
men. 

Für diese Maßnahmen sind 1972 rd. 10 Millionen 
DM bereitgestellt worden. 

Neben den bereits bestehenden sollen weitere Na- 
tur- und Landschaftsschutzgebiete erfaßt und Natur- 
waldparzellen innerhalb von National- und Natur- 
parken ausgewiesen werden. Der Ankauf biologisch 
wertvoller und unter Naturschutz stehender Flä- 
chen durch den Staat oder gemeinnützige Organisa- 
tionen muß verstärkt fortgesetzt werden. 

284 . Von der Bundesregierung ist der Entwurf 
eines Gesetzes über Naturschutz und Landschafts- 
pflege fertiggestellt worden. Er wird dem Bundestag 
vorgelegt werden. 

Ferner wurde dem Deutschen Bundestag bereits im 
Jahre 1971 im Rahmen des Umweltprogramms der 
Bundesregierung ein Aktionsprogramm „Natur- und 
Landschaftspflege" vorgelegt, das konkrete Maßnah- 
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
eines leistungsfähigen Naturhaushaltes und einer 
biologisch vielfältigen Landschaft vorsieht. Dazu ge- 
hören: neben dem Entwurf eines Gesetzes über 
Naturschutz und Landschaftspflege 

— ■ Der Entwurf eines Bundeswaldgesetzes (Gesetz 
zur Erhaltung des Waldes und zur Förderung 
der Forstwirtschaft). 

— Der Entwurf eines Bundesberggesetzes, das alle 
Eingriffe in die Landschaft durch den Abbau na- 
türlicher Bodenschätze unter Kontrolle bringen 
wird und eine ordnungsgemäße Wiedereinglie- 
derung gestörter Landschaftsteile in die natür- 
liche Umgebung vorsieht. 

— Beispielhafte Untersuchungen zur Entwicklung 
der Landschaft als Modellvorhaben in den Bun- 
desländern. 

— Der Ausbau der Bundesanstalt für Vegetations- 
kunde, Naturschutz und Landschaftspflege. 

— Die Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland 
am UNESCO-Forschungsprogramm „Mensch und 
Biosphäre". 

285 . Schwerpunkte künftiger Programme auf dem 
Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
sind: 

— Grundlagenuntersuchungen über die Belastbar- 
keit des Naturhaushaltes (ökologisches Poten- 
tial), 

— Kartierung der natürlichen Vegetation, 

— Ermittlung und Kontrolle des Bestandes der 
Tierwelt, 

— Beitrag zur Verhinderung einer unerwünschten 
Zersiedlung der Landschaft und Erarbeitung ent- 
sprechender Kriterien, 
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— Erschließung und erholungsgerechte Gestaltung 
von geeigneten Flächen auch in und in der Nähe 
von Siedlungsbereichen, 

— ■ Schutz der Erholungsgebiete vor allen störenden 
Maßnahmen der Industrie und des Verkehrs so- 
wie der Verteidigung. 

4 

7.4 Freizeit und Erhoiung im iändlichen Raum 

7.41 Bisherige Entwicklung 

286. Der Land- und Forstwirtschaft fallen bei der 
Sicherung der Landschaft bedeutende Aufgaben zu. 
Die Förderung geeigneter Formen der Landbewirt- 
schaftung ist daher nicht nur eine agrarpolitische, 
sondern auch eine gesellschaftspolitische Aufgabe. 
Die hierzu notwendigen Maßnahmen müssen in den 
für die Freizeit und Erholung auszuweisenden Vor- 
ranggebieten durch die Verbesserung der Infra- 
struktur ergänzt werden, weil für die Erfüllung der 
Freizeit- und Erholungsfunktion eine geeignete 
Infrastruktur (geeignete Verkehrseinrichtungen, 
Schwimmbäder, Sportplätze, Kinderspielplätze, Wan- 
derwege etc.) erforderlich ist. Diese Ansprüche sind 
unterschiedlich, je nachdem, ob die Gebiete Funk- 
tionen für die Nah- oder Fernerholung erfüllen. 

In diesem Zusammenhang sind auch die Bundeswett- 
bewerbe „Vorbildliche Campingplätze in der Land- 
schaft" und „Unser Dorf soll schöner werden" zu 
sehen. Mit dem erstgenannten Wettbewerb sollen 
Maßstäbe für den Urlaub auf Campingplätzen ge- 
setzt werden. Camping gehört mit zu den Möglich- 
keiten einer sinnvollen Nutzung des ländlichen Rau- 
mes. In gewissem Umfang eröffnet diese Form des 
Urlaubs auch neue Einkommensmöglichkeiten für 
die Landwirtschaft. 

287. Eine spezifische Form der Erholung im länd- 
lichen Raum ist der Urlaub auf dem Bauernhof; sie 
hat bei der Bevölkerung in den vergangenen Jahren 
Anklang gefunden. 

Auch im Jahr 1971 haben etwa 400 000 Urlauber 
ihren Urlaub auf einem Bauernhof in der Bundes- 
republik verbracht. Nach einer repräsentativen Um- 
frage bekundeten 26 ®/o der Befragten ihr Interesse 
an einem „Bauernhof-Urlaub". Die Bewohner aus 
Gemeinden mit 100 000 bis 500 000 Einwohnern 
haben das größte Interesse. Gegenwärtig nehmen 
etwa 12 000 Bauernhöfe mit durchschnittlich 6 Frem- 
denbetten Urlaubsgäste auf. Die angebotenen Ur- 
laubs^uartiere werden häufig nur unzureichend 
ausgenutzt, so daß nicht immer eine Rentabilität 
für den Anbieter gegeben ist. Eine befriedigende 
Auslastung könnte zweifellos eher erreicht werden, 
wenn das Angebot für die Nachfrageseite bereits 
transparenter wäre. Mit Unterstützung des BML 
wurde daher auch das „DLG-Gütezeichen , Urlaub 
auf dem Bauernhof' " entwickelt, das inzwischen auf 
Antrag den Betrieben verliehen wird, die die gefor- 
derten Kriterien (landschaftliche Eignung der Um- 


gebung für die Erholung, Einrichtungen für den all- 
gemeinen Fremdenverkehr im Umkreis, Gesamtein- 
druck des Betriebes, Sicherheit im Haushalt und Be- 
trieb, Ausstattung der Gästezimmer, sanitäre Aus- 
stattung) erfüllen. 

7.42 Ziele 

288. Die Festlegung von Vorranggebieten für Frei- 
zeit und Erholung ist von allgemeinem gesellschafts- 
politischem Interesse. Ziel der Bundesregierung ist 
es daher, durch entsprechende Festlegungen im Bun- 
desraumordnungsprogramm sicherzustellen, daß für 
die Bevölkerung der stärker verdichteten Räume 
ein ausreichendes Angebot an Naherholungs- und 
Fernerholungsmöglichkeiten zur Verfügung steht. 
In diesen Gebieten sind unter Berücksichtigung ihrer 
sonstigen Funktionen die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, daß sie ihre vorrangigen Funktionen erfül- 
len können. 

7.43 Maßnahmen 

289. Die Bundesregierung unterstützt dieses Ziel 
durch: 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruk- 
tur, insbesondere hier durch Maßnahmen zur 
Verbesserung der Wohnverhältnisse im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes". 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Infrastruktur 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur". 

— Forschungsvorhaben zur Untersuchung des An- 
gebots an Gästebetten in landwirtschaftlichen 
Betrieben, insbesondere in bezug auf die Be- 
schaffenheit und die Auslastung der Urlaubs- 
quartiere nebst Untersuchungen zur Gewinnung 
von Erkenntnissen zur Verbesserung des Ange- 
bots. 

Folgende Vorhaben wurden eingeleitet: 

Freizeitaktivitäten und Freizeitplanung im 
ländlichen Raum — Erstellung einer Literatur- 
und Forschungsdokumentation, 

Struktur des Angebots von Urlaubsquartieren 
in landwirtschaftlichen Betrieben im Vergleich 
zu den übrigen Angebotsformen in Land- 
gemeinden und deren Entwicklungschancen, 
Arbeits- und geldwirtschaftliche Auswirkun- 
gen der Fremdenbeherbergung auf dem Bauern- 
hof, 

Repräsentativ-Untersuchungen des westdeut- 
schen Reisemarktes 1970, 1971, 1972, 

Motive, Meinungen und Wünsche der Urlau- 
ber für einen Urlaub auf dem Bauernhof. 

— überregionale Werbemaßnahmen für Urlaub auf 
dem Bauernhof durch Sonderschauen auf Messen 
und Ausstellungen, Filme und Informations- 
schriften. 
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8 Sozialpolitik 


8.1 Bisherige Entwickiung 

290 . Die soziale Lage der in der Landwirtschaft 
Tätigen stellte sich zu Beginn des Wirtschaftsjahres 
1971/72 wie folgt dar: Für die landwirtschaftlichen 
Arbeitnehmer galt der Schutz aller Zweige der ge- 
setzlichen Sozialversicherung. Allerdings waren ihre 
Altersrenten wegen des Lohnabstandes zu ver- 
gleichbaren Arbeitnehmern der gewerblichen Wirt- 
schaft zwangsläufig niedriger. 

Die landwirtschaftlichen Unternehmer waren dage- 
gen nicht voll gegen die klassischen Sozialversiche- 
rungsrisiken Krankheit, Arbeitsunfall, Erwerbs- 
unfähigkeit, Alter und Tod geschützt. 

Der Krankenversicherungsschutz beruhte auf frei- 
williger Entscheidung. Ca. 23®/o der selbständigen 
Landwirte, der mitarbeitenden Familienangehörigen 
und der Altenteiler waren nicht gegen Krankheit 
versichert. Bei der gesamten erwerbstätigen Bevöl- 
kerung traf dies nur für 1 ,6 °/o zu. 

Die Unfallrenten der Landwirte waren erheblich 
niedriger als die Renten gewerblicher Arbeitnehmer. 
Die monatliche Vollrente eines landwirtschaftlichen 
Unternehmers lag lediglich bei 340 DM. Die Gesamt- 
aufwendungen der landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften beliefen sich 1972 auf 580 Millionen 
DM, das sind 60 Millionen DM mehr als 1971. Die 
landwirtschaftlichen Unternehmer brachten 1972 rd. 
240 Millionen DM zur Unfallversicherung auf. 

291 . Die landwirtschaftliche Altershilfe, die land- 
wirtschaftliche Unternehmer sowie ihre hinterblie- 
benen Ehegatten bei Erwerbsunfähigkeit und Alter 
in Anspruch nehmen können, bot einen Bargeldzu- 
schuß zum Altenteil. Das Bedürfnis nach einer Ver- 
besserung der Alterssicherung wurde angesichts der 
Einkommensentwicklung in der Landwirtschaft und 
der anhaltenden strukturellen Änderungen deut- 
licher. 

Die Gesamtaufwendungen der Alterskassen beliefen 
sich im Jahre 1972 auf 1060 Millionen DM, von 
denen 270 Millionen DM durch Beitrags- und son- 
stige Einnahmen, 790 Millionen DM durch Bundes- 
zuschüsse gedeckt wurden. 

Die Zahl der beitragspflichtigen Unternehmer ver- 
ringerte sich von 721 689 am 31. Dezember 1971 auf 
706 000 am 31. Dezember 1972. Die Zahl der Weiter- 
versicherten (d. h. von Personen, die aus der Land- 
wirtschaft ausgeschieden sind, aber weiter Beitrag 
zur Alterskasse zahlen), ging um rd. 1000 auf 37 000 
zurück. 

292 . Zur Erleichterung des Strukturwandels dien- 
ten die im Jahre 1969 eingeführte Landabgaberente 
und der Zuschuß zur Nachentrichtung von Beiträgen 


zur Rentenversicherung, der seit 1971 gewährt wird. 
Die Landabgaberente ist 1972 weiterhin stark in 
Anspruch genommen worden. Am 31. Dezember 
1972 bezogen 18 000 Berechtigte Landabgabenrente 
(31. Dezember 1971: 9726); das sind 8274 mehr als 
im Jahr zuvor. Im Rahmen dieser Maßnahme wurden 
bisher 152 426 ha LN mobilisiert, davon rd. 27 ®/o 
durch Rückgabe von Pachtland. Aufgelöst wurden 
insgesamt 18 154 Unternehmen. 38 Vo der Unterneh- 
men gingen geschlossen an die Aufnahmeberechtig- 
ten, während in 62 o/o der Fälle die Nutzfläche der 
Betriebe parzellenweise von anderen Unternehmen 
übernommen wurde. Bei geschlossener Abgabe gin- 
gen rd. 41 o/o der Flächen an Unternehmen, die be- 
reits mehr als 20 ha LN bewirtschafteten. Bei ge- 
teilter Abgabe gingen rd. 46 o/o der Flächen an Be- 
triebe dieser Größenordnung. Für 1973 ist mit einem 
weiteren Anstieg der Zahl der Berechtigten und der 
Aufwendungen des Bundes für die Landabgaben- 
rente zu rechnen. 

293 . Von der seit dem 1. Januar 1971 bestehenden 
Möglichkeit, Beiträge zur Rentenversicherung bei 
Hofabgabe und Aufnahme einer rentenversiche- 
rungspflichtigen Tätigkeit nachzuentrichten, ist nur 
wenig Gebrauch gemacht worden. Zahlenmaterial 
über die Gesamtheit der Nachentrichtungsfälle liegt 
nicht vor. In 130 Fällen ist der Bundeszuschuß zur 
Nachentrichtung der Beiträge, der für ehemalige 
hauptberufliche Landwirte bei strukturverbessern- 
der Hofabgabe gezahlt wird, in Anspruch genom- 
men worden. Der Bund hat hierfür 1,339 Millionen 
DM aufgewandt. 


8.2 Ziele 

294 . Die Bundesregierung verfolgt mit der Sozial- 
politik im Agrarbereich drei Ziele: 

— Ausbau der sozialen Sicherung in der Landwirt- 
schaft, 

— Vermeidung sozialer Härten im strukturellen 
Anpassungsprozeß der Landwirtschaft, 

— _ Förderung der Mobilität der in der Landwirt- 
schaft Tätigen. 


8.3 Maßnahmen 

295 . Im Jahr 1972 wurden wesentliche Anliegen 
der landwirtschaftlichen Sozialpolitik verwirklicht: 

— Ab 1. Oktober 1972 sind alle Landwirte durch 
eine berufsständisch organisierte Krankenver- 
sicherung in den Schutz der gesetzlichen Kran- 
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kenversicherung einbezogen worden. Die Kosten 
der Krankenversicherung für die Altenteiler 
trägt der Bund. 

— Der Ausbau der landwirtschaftlichen Altershilfe 
wurde durch Erhöhung des Altersgeldes weiter- 
geführt. 

— Die Landabgaberente wurde erhöht. Die Lei- 
stungsvoraussetzungen wurden zur Steigerung 
der Struktur- und sozialpolitischen Wirkung fle- 
xibler gestaltet. 

— Ältere landwirtschaftliche Arbeitnehmer, die 
strukturbedingt ihren Arbeitsplatz verlieren, er- 
halten ab 1973 im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe eine Anpassungshilfe. 

Durch diese Maßnahmen wurde erreicht, daß nun- 
mehr für die Landwirtschaft in der Bundesrepublik 
die Grundzüge eines geschlossenen Systems sozialer 
Sicherung bestehen. Grundsätzlich sind die klassi- 
schen Sozialversicherungsrisiken Krankheit, Unfall, 
vorzeitige Erwerbsunfähigkeit und Tod gedeckt. 

Innerhalb dieses Systems sorgen Landabgaberente 
und Bundeszuschuß zur Nachentrichtung von Beiträ- 
gen in der gesetzlichen Rentenversicherung dafür, 
daß sich der Wandel der Agrarstruktur ohne soziale 
Spannungen und Härten vollziehen kann. 

In naher Zükunft wird mit den Maßnahmen der 
Sozialpolitik angestrebt: 

— die Verbesserung der Leistungen der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung, 

— der Ausbau der landwirtschaftlichen Altershilfe 
durch Staffelung der Altersgeldhöhe nach der 
Dauer der Beitragszahlung und durch Dynami- 
sierung der Altersgelder, 

— Fortführung und Dynamisierung der Landabgabe- 
rente. 


LandwirtschüitUche Krankenversicherung 

296 . Das am 1. Oktober 1972 in Kraft getretene 
Gesetz zur Weiterentwicklung des Rechts der ge- 
setzlichen Krankenversicherung (Gesetz über die 
Krankenversicherung der Landwirte — KVLG — 
BGBl I S. 1443 — ) hat den Schlußstein beim Aufbau 
eines landwirtschaftlichen Sozialversicherungs- 
systems gesetzt. 

Die landwirtschaftliche Krankenversicherung wird 
durch landwirtschaftliche Krankenkassen durchge- 
führt, die bei den landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften errichtet wurden. Durch enge Zusam- 
menarbeit mit den Berufsgenossenschaften und 
Alterskassen wird eine umfassende Betreuung und 
Beratung der Versicherten auf allen Gebieten der 
sozialen Sicherung gewährleistet. Zugleich bürgt 
die Organisationsform für eine rationelle und 
kostengünstige Verwaltung. Versichert sind die 
aktiven Landwirte, ihre mitarbeitenden Familien- 
angehörigen sowie die Altenteiler. Versichert sind 
die aktiven Landwirte, ihre mitarbeitenden Familien- 
angehörigen sowie die Altenteiler. 


297 . Die Leistungen der landwirtschaftlichen Kran- 
kenversicherung entsprechen grundsätzlich den Lei- 
stungen der Reichsversicherungsordnung. Jedoch er- 
halten landwirtschaftliche Unternehmer bei krank- 
heitsbedingter Arbeitsunfähigkeit kein Krankengeld, 
sondern als besondere Leistung der landwirtschaft- 
lichen Sozialversicherung Betriebs- und Haushalts- 
hilfe. Diese Regelung beruht auf der Erwägung, daß 
eine Geldleistung, die dem erkrankten Arbeitnehmer 
oder mitarbeitenden Familienangehörigen den Lohn- 
ausfall ersetzen soll, für den Unternehmer nicht 
erforderlich ist, wenn die Fortführung seines Be- 
triebes gesichert ist. 

Die Beitragshöhe lag am 1. Oktober 1972 im Durch- 
schnitt bei 39 DM monatlich (niedrigste Beitrags- 
klasse) und 135 DM monatlich (höchste Beitrags- 
klasse). Der Durchschnittsbeitrag lag bei rd. 90 DM 
monatlich. 


Landwirtschaftliche Unfallversicherung 

298 . Die Unfallrenten der landwirtschaftlichen Ar- 
beitnehmer, die nach § 579 RVO jährlich angepaßt 
werden, sind zum 1. Januar 1972 durch das 14. Ren- 
tenanpassungsgesetz vom 10. August 1971 (BGBl. I 
S. 1257) um 12,7 Vo erhöht worden. 

Der Pflegegeldrahmen wurde zum 1. Januar 1972 
von 145 DM bis 583 DM auf 164 DM bis 657 DM 
angehoben. 

Die Renten der Landwirte, deren Berechnung ein 
durchschnittlicher Jahresarbeitsverdienst zugrunde 
liegt, blieben 1972 unverändert. Zum 1. März 1973 
wird eine Neufestsetzung (Erhöhung um rd. 20 Vo) 
vorgenommen werden. An Schwerverletzte konnten 
auch 1972 Zulagen gewährt werden. 

Die Prüfung einer Neuregelung der Finanzierung 
der landwirtschaftlichen Unfallversicherung konnte 
noch nicht abgeschlossen werden. Da die Betriebs- 
mittel der landwirtschaftlichen BerufsgenossenschaE- 
ten im Dezember 1971 durch Bundesmittel in Höhe 
von 160 Millionen DM aufgestockt worden waren, 
blieb ihre Liquidität im Jahre 1972 erhalten; nen- 
nenswerte Beitragserhöhungen wurden daher — 
nachdem den Berufsgenossenschaften 1972 nochmals 
50 Millionen DM Bundesmittel zugeführt wurden — 
vermieden. Für 1973 ist die Gewährung von Bundes- 
mitteln in Höhe von 300 Millionen DM vorgesehen. 

Altershilfe für Landwirte 

299 . Das Sechste Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte — BGBl. I S. 1293 — hat für die landwirt- 
schaftliche Altershilfe bedeutsame Änderungen ge- 
bracht; 

— Das Altersgeld wurde ab 1. Oktober 1972 für 
Verheiratete von 175 DM auf 240 DM, für Un- 
verheiratete von 115 DM auf 160 DM monatlich 
erhöht. 

— Der Beitrag, der sich 1972 auf 30 DM monatlich 
belief, wurde ab 1. Januar 1973 auf 36 DM fest- 
gesetzt. 
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— Bundesmittel standen für die landwirtschaftliche 
Altershilfe 1972 bis zu 790 Millionen DM zur Ver- 
fügung (1973 bis zu 1035 Millionen DM). 

— Frühere Ehegatten von Landwirten können 
Altersgeld beziehen. 

— Die genehmigte Erstaufforstung landwirtschaft- 
licher Nutzflächen wird der Hofabgabe gleichge- 
stellt. 

— ■ Dem Versicherungsprinzip wird stärkere. Geltung 
verschafft. Bei Hofabgabe vor Vollendung des 
60. Lebensjahres oder Eintritt der Erwerbsun- 
fähigkeit kann Altersgeld nur beansprucht wer- 
den, wenn der Alterskassenbeitrag bis zur Voll- 
endung des 60. Lebensjahres oder dem Beginn 
der Zahlung des vorzeitigen Altersgeldes weiter- 
entrichtet wird. Beiträge können grundsätzlich 
nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer Fällig- 
keit entrichtet werden. 

— Landwirte, die sich wegen Bestehens einer Le- 
bensversicherung in den Jahren 1957/58 von der 
Beitragspflicht zur Altershilfe befreien ließen, 
können bis 31. Dezember 1973 auf die Befreiung 
verzichten. Die Beiträge können in der für 1973 
geltenden Höbe nachentrichtet werden. 

Sobald die Finanzierung des weiteren Ausbaus der 
Altershilfe für Landwirte gesichert ist, beabsichtigt 
die Bundesregierung in einer Novelle zum Gesetz 
über eine Altershilfe für Landwirte, die möglichst 
zum 1. Januar 1974 in Kraft treten soll, die Alters- 
geldhöhe nach der Dauer der Beitragszahlung zu 
staffeln und das Altersgeld zu dynamisieren. 


Betriebs- und Haushaltshilfe 

300 . Gemäß §§34 bis 36 KVLG in Verbindung mit 
den Satzungen der landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen erhalten landwirtschaftliche Unternehmer 
und ihre Ehegatten bei Krankenhauspflege Betriebs- 
und Haushaltshilfe. Die gleichen Leistungen gewährt 
die landwirtschaftliche Unfallversicherung bei Heil- 
anstaltspflege {§§ 779 a bis d RVO). Gegenüber der 
Altershilfe besteht dieser Anspruch gemäß § 7 GAL 
bei Rehabilitationsmaßnahmen und gemäß § 9 GAL 
bei bestimmten Fällen von Arbeitsunfähigkeit oder 
bei Tod des Unternehmers oder seines Ehegatten, 
um für eine Übergangszeit die Weiterführung des 
Unternehmens zu sichern. Diese Leistung wird von 
allen drei Versicherungsträgern nach einheitlichen 
Grundsätzen gewährt. 

Die Betriebs- und Haushaltshilfe wird durch die 
Gestellung einer Ersatzkraft gewährleistet. Die land- 
wirtschaftlichen Sozialversicherungsträger haben 
z. T. selbst Betriebshelfer eingestellt, z. T. greifen 
sie auf Kräfte der in allen Bundesländern entstan- 
denen Betriebshelfer- und Dorfhelferinnendienste 
zurück. Neben hauptamtlichen Kräften werden zu- 
nehmend auch nebenberufliche — meist mitarbei- 
tende Söhne und Töchter von Landwirten — einge- 
setzt. 

Die Betriebshelfer- und Dorfhelferinnendienste wer- 
den von den Ländern finanziell gefördert. Eine Be- 


teiligung des EAGFL ist für Starthilfen vorgesehen. 
(EWG-Richtlinie „Modernisierung der landwirt- 
schaftlichen Betriebe" ^).) 

301 . Die Landabgaberente wurde durch das Sechste 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte, das am 1. Ok- 
tober 1972 in Kraft getreten ist, wesentlich ver- 
bessert: 

— Die Monatsbeträge wurden für Verheiratete von 
350 DM auf 415 DM und für Unverheiratete von 
230 DM auf 275 DM erhöht. 

— Die Vorschriften über die Qualifikation der 
landaufnehmenden Betriebe wurden flexibler 
gestaltet. Grundsätzlich können nun alle bereits 
bestehenden Unternehmen, die die Größenvor- 
aussetzungen erfüllen, Land aufnehmen. Eine 
nach Landesrecht zuständige Stelle kann auch in 
Fällen, in denen das abgegebene Land nicht in 
der im Gesetz auf geführten Weise verwendet 
wird, eine Verbesserung der Agrar- oder Infra- 
struktur anerkennen. 

— ■ Das bisher dem Landaufnehmer einzuräumende 
Vorkaufsrecht, dessen strukturpolitische Bedeu- 
tung gering war, ist entfallen. 

Sofern die landwirtschaftliche Altershilfe zum 1. Ja- 
nuar 1974 weiter ausgebaut wird, wird auch die 
Landabgaberente von der Dynamisierung beeinflußt 
werden. 

302 . Die Möglichkeit der Nachentrichtung von Bei- 
trägen zur Rentenversicherung bei Hofabgabe und 
Aufnahme einer rentenversicherungspflichtigen Tä- 
tigkeit besteht auch 1973 weiter. Ebenso wird ein 
Bundeszuschuß unter den bisherigen Voraussetzun- 
gen gewährt. 

Sozialmaßnahmen für landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer 

303 . Eine Anpassungshilfe erhalten ab 1 . Januar 
1973 über 55 Jahre alte landwirtschaftliche Arbeit- 
nehmer im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes", wenn sie ihren landwirtschaftlichen Arbeits- 
platz wegen Auflösung oder Stillegung des Betriebes 
oder von Betriebsteilen verlieren und keine neue 
Tätigkeit in der Landwirtschaft aufnehmen. Die An- 
passungshilfe wird als Abfindung in einer Summe 
gezahlt. Sie beläuft sich für jeden Monat vom Tage 
der Entlassung bis zur Vollendung des 65. Lebens- 
jahres auf 60 DM, höchstens jedoch 7000 DM. Für 
1973 ist ein Gesamtbetrag von 3 Millionen DM vor- 
gesehen. 

Auswirkungen der Rentenreformgesetze 
auf die Landwirtschaft 

304 . Im Gesetz zur weiteren Reform der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und über die Fünfzehnte 

Richtlinie 72/159/EWG, Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften vom 23. April 1972, Nr. L 96 
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Anpassung der Renten aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen sowie über die Anpassung der Geld- 
leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Rentenreformgesetz — ^RRG) vom 16. Oktober 1972 
— BGBl. S. 1965 — ist u. a. der Anpassungstermin 
der Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen vom 1. Januar 1973 auf den 1. Juli 1972 vorver- 
legt worden. Damit werden auch die Renten der 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmer, der Neben- 
erwerbslandwirte und der Landwirte, die auf Grund 
einer früheren Arbeitnehmertätigkeit oder einer 


Selbstversicherung rentenberechtigt sind, vom 
1. Juli 1972 an um 9,5 °/o erhöht. Die in dem Renten- 
reformgesetz ferner vorgesehene Öffnung der Ren- 
tenversicherung für Selbständige und Hausfrauen 
gilt auch für die in der Landwirtschaft tätigen Men- 
schen. Es bleibt abzuwarten, in welchem Umfang 
Landwirte von dieser zusätzlichen Möglichkeit der 
sozialen Sicherung Gebrauch machen werden. Die 
Einführung der Rente nach Mindesteinkommen 
dürfte dazu beitragen, daß die soziale Situation ehe- 
maliger landwirtschaftlicher Arbeitnehmer und Ar- 
beitnehmerinnen verbessert wird. 
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9 Steuerpolitik 


9.1 Bisherige und voraussichtiiche Entwicklung 

Einheitsbewertang 

305. Für die Besteuerung der Landwirtschaft spie- 
len die Einheitswerte eine wesentliche Rolle. 
Für mehr als die Hälfte des landwirtschaftlichen 
Steueraufkommens von insgesamt 1 Mrd. DM geben 
sie die Bemessungsgrundlage ab. Die geltenden Ein- 
heitswerte beruhen auf den Wertverhältnissen vom 
1. Januar 1935. Sie sind veraltet und spiegeln die 
Ertragsfähigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe 
teilweise nur noch verzerrt wider. Die Festsetzung 
der neuen Einheitswerte auf der Basis der Wertver- 
hältnisse von 1964 steht kurz vor dem Abschluß. 
Ihre steuerliche Anwendung ist im Interesse einer 
gerechten Besteuerung dringend geboten. Nach einer 
vorläufigen Schätzung dürfte sich das Einheitswert- 
volumen des land- und forstwirtschaftlichen Vermö- 
gens in der Bundesrepublik durch die Anwendung 
der neuen Einheitswerte wie folgt ändern: 



Einheitswertvolumen 
Millionen DM 


1935 1 

1964 

Wirtschaftswerte 

17 963 

20 775 

Wohnungswerte 

3 500 

7 000 

Einheitswerte insgesamt . 

1 

21 463 

27 775 


Einheitswertabhängige Steuern 

306. Die Grundsteuer, die zum landwirtschaft- 
lichen Steueraufkommen 42 '^/o beiträgt, hat für den 
Agrarbereich erhebliches Gewicht. Die Belastung pro 
Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche schwankt 
etwa zwischen 15 und 60 DM. Das Recht der Ge- 
meinden, die Höhe der Hebesätze weitgehend selb- 
ständig festzulegen, führt zu außerordentlich star- 
ken Unterschieden der Grundsteuerbelastung land- 
wirtschaftlicher Betriebe von Gebiet zu Gebiet. Damit 
ist die Gleichheit der Wettbewerbsbedingungen in- 
nerhalb der Landwirtschaft gestört. Bei der vorge- 
sehenen Reform der Grund-, Vermögen- und Erb- 
schaftsteuer muß außerdem der enge Belastungs- 
spielraum der Landwirtschaft berücksichtigt werden, 
der aus dem fortschreitenden strukturellen Wandel 
und dem Zwang zur Anpassung an die Wettbewerbs- 
bedingungen in der EWG resultiert. 

Ertrag- und umsatzsteuerliche Probleme 

307. Im Bereich der Ertragsteuern und der Um- 
satzsteuer treten insbesondere folgende agrarpoli- 
tisch unerwünschte Wirkungen zutage: 

— Die derzeitige Gestaltung der Gewinnermittlung 
bei den nichtbuchführenden Landwirten hemmt 


die Bemühungen zur Ausbreitung der Buchfüh- 
rung in der Landwirtschaft. 

— Steuerliche Vorschriften werden vielfach aus 
agrarpolitischer Sicht in gewissem Umfang auch 
heute noch als Hindernis für die Bildung und 
Tätigkeit land- und forstwirtschaftlicher Koope- 
rationen angeführt. 

— Die umsatzsteuerliche Vorbelastung der Land- 
und Forstwirtschaft hat die für die Gesamtheit 
der pauschalierenden Betriebe festgesetzten 
Durchschnittsätze nicht unerheblich überstiegen. 

9.2 Ziele 

308. In der Steuerpolitik verfolgt die Bundesregie- 
rung vor allem nachstehende Einzelziele: 

— Bei der Reform von Grund-, Vermögen- und Erb- 
schaftsteuer ist die Behandlung des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens an den nachhal- 
tigen Reinertragsverhältnissen der Betriebe und 
deren Liquidität auszurichten. 

— In Baugebieten sind die bewertungsrechtlichen 
Schutzvorschriften für landwirtschaftliche Grund- 
stücke maßvoll einzuengen. 

— Land- und forstwirtschaftliche Kooperationen 
sind steuerlich land- und forstwirtschaftlichen 
Einzelbetrieben soweit wie möglich gleichzustel- 
len. 

— Bei der Reform der Einkommensteuer ist den 
Bemühungen zur Verbreitung der Buchführung 
in der Landwirtschaft steuerlich Rechnung zu 
tragen. 

— Im Bereich der Umsatzsteuer ist der Durch- 
schnittsatz für pauschalierende Landwirte der ge- 
stiegenen Vorsteuerbelastung anzupassen, falls 
sich langfristig zeigt, daß die tatsächliche Vor- 
steuerbelastung der Land- und Forstwirtschaft 
der Höhe der festgesetzten Durchschnittsätze 
nicht mehr entspricht. 

9.3 Maßnahmen 

Gestaltung der Bemessungsgrundlage 
für einheitswertabhängige Steuern 

309. Ein wesentlicher Beitrag zu einer gerechteren 
Ausgestaltung der Grund-, Vermögen- und Erb- 
schaftsteuer ist in der steuerlichen Anwendung der 
neuen Einheitswerte zu erblicken. Sie ist für 1974 
in Aussicht genommen. Um die seit 1964, dem Fest- 
stellungszeitpunkt der neuen Einheitswerte, einge- 
tretenen Wertsteigerungen zu berücksichtigen, wer- 
den nach dem Entwurf des 2. Steuerreformgesetzes 
die neuen Einheitswerte für das Grundvermögen 
pauschal um 40 ®/o erhöht. 

0 Bundestags-Drucksache VI/3418 


96 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/146 


An diese angehobenen Einheitswerte sollen Ver- 
mögen-, Erbschaft-, Gewerbe- und Grunderwerb- 
steuer anknüpfen. Abweichend davon ist jedoch für 
das land- und forstwirtschaftliche Vermögen vorge- 
sehen, der Bemessung der einheitswertabhängigen 
Steuern den einfachen Einheitswert 1964 zugrunde 
zu legen. Mit dieser bedeutsamen Ausnahmerege- 
lung wird der Ertragslage der Land- und Forstwirt- 
schaft und ihrer Wettbewerbssituation im gemein- 
samen Markt Rechnung getragen. 


Berücksichtigung agrarpolitischeT Erfordernisse 
bei Grund-, Vermögen- und Erbschaftsteuer 

310 . Die Bundesregierung ließ sich bei der Ausge- 
staltung des Entwurfes eines 2. Steuerreformgeset- 
zes u. a. von dem Gesichtspunkt leiten, die Besitzer 
kleiner und mittlerer Vermögen, zu denen die 
Landwirte ganz überwiegend gehören, im Vergleich 
zum geltenden Recht besser zu stellen. So sieht der 
Vermögensteuergesetzentwurf vor, den Freibetrag 
je Person, der derzeit 20 000 DM beträgt, auf 
60 000 DM anzuheben. Für ein Landwirtsehepaar 
mit zwei Kindern bleibt danach land- und forstwirt- 
schaftliches Vermögen bis zu einem Einheitswert 
von 240 000 DM vermögensteuerfrei. Diese Rege- 
lung hat zur Folge, daß der weitaus größte Teil der 
landwirtschaftlichen Betriebe keine Vermögensteuer 
zu bezahlen hat. 

Auch die Konzeption des Erbschaftsteuergesetzent- 
wurfs ist darauf abgestellt, kleinere Vermögen zu 
schonen. Die Gestaltung der Bemessungsgrundlage 
und der Tarife sowie eine wesentlich verbesserte 
Freibetragsregelung dürften dazu führen, daß beim 
größten Teil der land- und forstwirtschaftlichen Be- 
triebe im Falle des Erbganges, keine Verschärfung 
der steuerlichen Belastung eintreten wird. In -nicht 
wenigen Fällen sind vielmehr Milderungen zu er- 
warten. 

Zur Verstärkung der Gemeindefinanzen sieht der 
Entwurf des Grundsteuergesetzes vor, das Aufkom- 
men an Grundsteuer B (nichtlandwirtschaftlicher 
Grundbesitz) im Vergleich zur gegenwärtigen Re- 
gelung um 25'^Io anzuheben. Demgegenüber waren 
agrarpolitische Gründe Anlaß, die Grundsteuer A 
(land- und forstwirtschaftliches Vermögen) nicht zu 
erhöhen. Der Entwurf bringt der Land- und Forst- 
wirtschaft gegenüber der derzeitigen Regelung viel- 
mehr eine Entlastung in Höhe von 30 Millionen DM 
an Grundsteuer A. 

Um Wettbewerbsverzerrungen der landwirtschaft- 
lichen Betriebe innerhalb der Bundesrepublik in- 
folge der gebietsweise außerordentlich unterschied- 
lichen Grundsteuerbelastung abzubauen, wären un- 
ter den Ländern abgestimmte Vorschriften über eine 
obere Begrenzung der gemeindlichen Hebesätze für 
Grundsteuer A erforderlich. 


Einengung von Schutzvorschriften bei Grundstücken 
mit Baulandcharakter 

311 . Nach dem Entwurf des 2. Steuerreformgeset- 
zes sollen aus bodenpolitischen Gründen die Sdiutz- 


vorschriften des § 69 des Bewertungsgesetzes für 
landwirtschaftliche Grundstücke mit Baulandcharak- 
ter maßvoll eingeschränkt werden. Vor allem wird 
angestrebt, in einem Bebauungsplan als Bauland 
ausgewiesene landwirtschaftliche Grundstücke nicht 
mehr als land- und forstwirtschaftliches Vermögen, 
sondern als Grundvermögen einzustufen und damit 
um ein Vielfaches höher zu bewerten. Von dieser 
Höherbewertung bleiben jedoch die Hof stelle eines 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebes und die 
mit ihr in unmittelbarem räumlichem Zusammen- 
hang stehenden Flächen bis zu einer Größe von 
1 Hektar ausgenommen. 

Steuerliche Maßnahmen für land- und 
forstwirtschaftliche Kooperationen 

312 . Dem agrarpolitischen Anliegen, steuerliche 
Mehrbelastungen bei Einrichtung und Tätigkeit 
land- und forstwirtschaftlicher Kooperationen abzu- 
bauen, trägt ein ganzes Bündel steuerlicher Maß- 
nahmen Rechnung. Das Bewertungsänderungsgesetz 
1971 stellt Tierhaltungskooperationen unter be- 
stimmten Voraussetzungen steuerrechtlich landwirt- 
schaftlichen Einzelbetrieben gleich. Nach dem Auf- 
wertungsausgleichsgesetz ist es Kooperationen und 
Einzelwirtschaften gestattet, die landwirtschaftliche 
Pauschalierungsregelung des § 24 des Umsatzsteuer- 
gesetzes auch dann in Anspruch zu nehmen, wenn 
sie kraft Rechtsform als Gewerbebetrieb gelten. 

Die von der Bundesregierung im Jahr 1971 verab- 
schiedete Novelle zum Umsatzsteuergesetz sah be- 
reits vor, den Mehrwertsteuersatz für Dienstleistun- 
gen, die Kooperationen oder Lohnunternehmer im 
Bereich der Bodenbewirtschaftung, der Ernte und 
der Ernteaufbereitung an Land- und Forstwirte er- 
bringen, von 11 auf 5,5 herabzusetzen. Außer- 
dem wird auf Veranlassung des Ernährungsaus- 
schusses des Bundestages geprüft, ob der Einsatz 
von Helfern im Rahmen förderungswürdiger land- 
und forstwirtschaftlicher Betriebshilfsdienste und 
Dorfhelferinnendienste von 'der Umsalzsteuer frei- 
gestellt werden kann. 

313 . Der Entwurf des 2. Steuerreformgesetzes hat 
die Freistellung der Nutzungs- und Verwertungs- 
genossenschaften von der Vermögen- und Gewerbe- 
steuer aus dem geltenden Recht übernommen. Die 
Befreiungsvorschrift wird nach dem Entwurf nun- 
mehr auch auf Vereinigungen in der Rechtsform des 
Vereins ausgedehnt. Darüber hinaus sollen künftig 
auch solche Genossenschaften und Vereine von der 
Vermögen- und Gewerbesteuer befreit werden, 
deren Tätigkeit sich auf Dienst- oder Werkleistun- 
gen oder die Beratung für die Produktion oder Ver- 
wertung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse 
der Mitgliedsbetriebe erstreckt. 

Schließlich sieht der Regierungsentwurf vor, Pro- 
duktionsgenossenschaften und Vereinen, die Land- 
und Forstwirtschaft betreiben, einen Vermögen- 
steuerfreibetrag von jährlich 100 000 DM für die 
Dauer von 10 Jahren zu gewähren. Von der Ge- 
werbesteuer sollen diese Formen gemeinschaftlicher 
Produktion künftig freigestellt werden. 
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10 Bildungspolitik 


10.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

314. Durch intensive Bildungsarbeit im ländlichen 
Raum, soll die Bevölkerung in die Lage versetzt 
werden, die sich hier im Rahmen des Strukturwan- 
dels ergebenden Probleme besser bewältigen zu 
können. Die unmittelbare Verantwortung und Zu- 
ständigkeit für das Schulwesen liegt bei den Län- 
dern. Die nach dem Verwaltungsabkommen zwi- 
schen Bund und Ländern eingerichtete Kommission 
für Bildungsplanung hat den Zwischenbericht zum 
Bildungsgesamtplan verabschiedet und auf dieser 
Grundlage Schwerpunkte gesetzt. 

Die Bildungssituation auf dem Lande zeichnete sich 
im vergangenen Jahr insbesondere dadurch aus, daß 
in zunehmendem Maße Modellversuche in allen 
Bildungsbereichen (einschl. Ganztagsschulen, z. T. 
mit finanzieller Unterstützung des Bundes) eingelei- 
tet wurden. Die Einrichtung von Kindergärten und 
zentralen Schulen mit nach Jahrgangsklassen ge- 
gliederten Systemen wurde fortgesetzt. Das Pro- 
blem der ausreichenden Versorgung von entlegenen 
Gebieten mit Lehrern ist noch nicht gelöst. Auch die 
Versorgung mit Verkehrsleistungen, insbesondere 
im öffentlichen Personennah verkehr, bedarf noch der 
Verbesserung. 

315. In ländlichen Gebieten gibt es gegenüber dem 
Bundesdurchschnitt weniger Möglichkeiten, neben 
einer Ausbildung im Betrieb an einem Teilzeitunter- 
richt in Fachklassen der Berufsschulen teilzuneh- 
men. Außerdem steht in ländlichen Räumen vielfach 
nur eine beschränkte Anzahl von Ausbildungsmög- 
lichkeiten bei gleichzeitig geringerer Auffächerung, 
als in stärker verdichteten Räumen, zur Verfügung. 
In der Land Wirtschaft wurden 1971 insgesamt 29 929 
Jugendliche in anerkannten Ausbildungsberufen 
ausgebildet. Das waren 8204 Jugendliche weniger 
als 1970. Die erste berufsqualifizierende Prüfung 
haben 1971: 17 377 Prüflinge (1970: 17255) erfolg- 
reich abgelegt. Der Umfang der durchgeführten 
überbetrieblichen Ausbildung sowie die Kapazität 
dieser Ausbildungsstätten wurden 1972 erstmalig 
gesondert erfaßt (vgl. Materialband, Tabelle 146). 

Die Zahl der erfolgreich abgelegten Meisterprüfun- 
gen stieg 1971 gegenüber dem Vorjahr um 346 auf 
2572. Der Anteil derjenigen, die ihr Ausbildungs- 
verhältnis mit einer Prüfung abschlossen, blieb 
1971 mit rd. 60 % konstant (vgl. Materialband, 
Tabelle 139). 

316. Aufgrund der Bestimmungen des Berufsbil- 
dungsgesetzes vom 14. August 1969 hat der Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten bisher Rechtsverordnungen erlassen über die 
Berufsausbildung zum Landwirt (vgl. Materialband, 
Text 12), Gärtner, Winzer, Fischwirt, Molkereifach- 


mann und zur Hauswirtschafterin. Hierdurch ist 
unter Zugrundelegung der Zahl aus der Berufsaus- 
bildungsstatistik des Jahres 1971 bei mehr als 90 ‘^'/o 
der Auszubildenden der betriebliche Teil der beruf- 
lichen Ausbildung im Agrarbereich bundeseinheit- 
lich geregelt. 

Aus Bundesmitteln wurde zur Verbesserung der 
Infrastruktur die Erstellung eines Planungsrahmens 
für Bildungsplanungsmaßnahmen in ländlichen 
Räumen über die Agrarsoziale Gesellschaft geför- 
dert. 

Die Tendenz, einen Teil der Berufsausbildung durch 
den Besuch einer Berufsfachschule abzuleisten und 
so einen mittleren Abschluß zu erreichen, ist rück- 
läufig. Im Bereich der berufsbildenden Fachschulen 
hat sich die Konzentration zu zentralen Bildungs- 
stätten mit einem weitreichend gegliederten Schul- 
und Lehrgangsangebot fortgesetzt. Die Entwicklung 
zur ganzjährigen Fachschule mit staatlicher Ab- 
schlußprüfung verstärkt sich. 

Die Zahl der berufsbildenden Fachschulen für die 
Landwirtschaft ist seit 1960 um rd. 42 ^/o auf 625 
Fachschulen zurückgegangen; gleichzeitig verrin- 
gerte sich die Schülerzahl um rd. 46 ^/o auf 18 878 
(Aufgliederung der Fachschulen und deren Schüler 
vgl. Materialhand, Tabellen 140 und 141). 

317. Nach teilweiser Eingliederung der bisherigen 
höheren Fachschulen (Ingenieurschulen) in den 
Hochschulbereich wurden verschiedentlich vier- 
semestrige Fachschulen als Technikerschulen neu 
errrichtet. Durch diese Entwicklung wird auch die 
Durchlässigkeit der Fachschule gefördert und den 
Schülern das Angebot eröffnet, qualifiziertere Schul- 
abschlüsse nachzuholen, wie dies bisher schon in 
den Berufsfachschulen möglich war. 

Die Fachhochschulen im Agrarbereich befinden sich 
zur Zeit in einem Prozeß der Neugliederung. Im 
Winters emester 1971/72 waren an^ den Fachhoch- 
schulen im Agrarbereich 2685 Studierende ein- 
geschrieben. 

In den Fachrichtungen Landwirtschaft, Haushalts- 
und Ernährungswissenschaften, Gartenbau und 
Landsdiaftspflege sowie Forst- und Holzwirtschaft 
waren 1971/72 an den 18 Fakultäten 5950 Studie- 
rende eingeschrieben. Das ist gegenüber 1970/71 
eine Zunahme von 799 Studenten (vgl. Material- 
band, Tabelle 142). 

In Anbetracht der z. Z. zunehmenden Zahl an Stu- 
dierenden ist es nicht ausgeschlossen, daß für Land- 
wirte mit Hochschulabschluß die im Agrarbereich zu 
erwartenden Stellenmöglichkeiten nicht ausreichen. 
Hochschulabsolventen des Fachbereichs Landwirt- 
schaft werden sich künftig auf breiter angelegte be- 
rufliche Tätigkeiten auch außerhalb des herkömm- 
lichen Agrarbereichs einstellen müssen (Umwelt- 
fragen, Freizeitgestaltung). 
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318. Entsprechend den Empfehlungen des Wissem- 
schaftsrates von 1969 sollen die agrarwissenschaft- 
lichen Forschungseinrichtungen im Hochschulbereich 
konzentriert werden. Infolgedessen können Bauvor- 
haben an den zur Aufgabe empfohlenen Standorten 
in die Rahmenpläne nach dem Hochschulbauförde- 
rungsgesetz nicht aufgenommen werden. Die Ver- 
wirklichung der Empfehlungen durch konkretisierte 
Entwicklungspläne (Konzentration, Einbeziehung in 
Gesamthochschulen) soll in den kommenden Jahren 
weiterverfolgt werden. 


Weiterbildung 

319. Fachliche Weiterbildung wurde 1971/72 in 4042 
Lehrgängen mit einer Dauer von mehr als drei 
Tagen angeboten. An ihnen nahmen 86 092 Perso- 
nen aus der Landwirtschaft, Forstwirtschaft und 
Fischerei, davon rd. 17 400 weibliche Personen, teil. 
Von den Fachschulen im Agrarbereich wurden 
1971/72 ferner 4803 Kurzlehrgänge mit rd. 110 000 
Teilnehmern durchgeführt. An den Meisterlehrgän- 
gen beteiligten sich 2553 Anwärter. Die Lehrgänge 
der 49 ländlichen Heimvolkshochschulen besuchten 
1971/72 rd. 112 000 Interessierte. Davon waren rd. 
36 600 Teilnehmer hauptberuflich im Agrarbereich 
tätig. Der Anteil der weiblichen Teilnehmer lag bei 
rd. 50 Vo. 

Die Aktivitäten des Deutschen Landfrauenverbandes 
im Bereich der Weiterbildung entsprechen denen 
von 1970. Insgesamt wurden 1971 rd. 27 200 Tagun- 
gen, Kurse und Lehrgänge veranstaltet (vgl. Mate- 
rialband, Tabelle 143). 

Mit Bundesmitteln wurden 1750 Veranstaltungen 
mit 70 100 Teilnehmern gefördert. Für weibliche 
Führungskräfte in den Landfrauenverbänden hat die 
Agrarsoziale Gesellschaft e. V. im Jahre 1971 
24 Landfrauenseminare mit 682 Teilnehmern durch- 
geführt. Diese vom Bund finanzierten Seminare 
haben die Aufgabe, über den Strukturwandel der 
Landwirtschaft umfassend zu informieren. 

Das Internationale Studienzentrum für Landjugend- 
arbeit im BML führte 1972 in Herrsching bei Mün- 
chen das 6. dreiwöchige internationale Seminar zur 
Aktivierung der beruflichen Landjugendarbeit 
durch. Entsprechend der Aufgabenstellung beteilig- 
ten sich an diesem zwischenstaatlichen Erfahrungs- 
austausch 38 Landjugendführungskräfte aus 20 Län- 
dern. 

Für die Weiterbildung der Nebenerwerbslandwirte 
wurden in einigen Bundesländern Vortragsveran- 
staltungen, Lehrfahrten mit Betriebsbesichtigungen 
und Wochenendlehrgänge angeboten. Dieses Ange- 
bot wurde, wie Beispiele im Saarland und in Nord- 
rhein-Westfalen zeigen, gut genutzt (vgl. Material- 
band, Text 13). 


Beratung 

320. Die Situation der Beratung hat sich im Be- 
richtszeitraum gegenüber dem Vorjahr nicht wesent- 
lich verändert. Die in einzelnen Bundesländern 


durchgeführten Verwaltungsreformen haben teil- 
weise zu organisatorischen Verbesserungen in der 
Beratung geführt. Durch die Verringerung der Zahl 
der Fachschulen war es möglich, mehr Kräfte aus- 
schließlich mit Beratungsaufgaben zu betrauen. Die 
notwendige Spezialisierung der Berater konnte 
jedoch bisher noch nicht im wünschenswerten Um- 
fang erreicht werden. 

Die Richtlinie 72/161/EWG über die sozio-ökono- 
mische Information und die berufliche Qualifikation 
der in der Landwirtschaft tätigen Personen hat bei 
den Ländern verstärkte Aktivitäten zur Intensivie- 
rung dieses Beratungsdienstes und des beruflichen 
Weiterbildungsangebotes ausgelöst. 

Die ländlich-hauswirtschaftliche Beratung hat 
schwerpunktmäßig in Fragen des Wohnhausneu- 
und -Umbaues einschließlich der technischen Einrich- 
tungen Entsdieidungshilfen gegeben. Verstärkt 
wurde auch die Beratung auf den Gebieten der 
Haushaltsplanung und -buchführung sowie der 
Gästebeherbergung (Urlaub auf dem Bauernhof). 

Zur Förderung der gesamten Beratung im Agrar- 
sektor stellte der Bund den Ländern 1972 letztmals 
rd. 14,8 Millionen DM zur Verfügung. Die ab 1973 
aufgrund der Finanzreform entfallenden Bundesmit- 
tel müssen künftig von den Ländern aufgebracht 
werden, wenn die Beratung im bisherigen Umfang 
beibehalten werden soll. 


Umschulung 

321. Die Teilnahme der landwirtschaftlichen Bevöl- 
kerung an beruflichen Förderungsmaßnahmen zur 
Vorbereitung des Berufswechsels Ist noch relativ 
gering, steigt aber langsam an. Im Jahre 1971 mach- 
ten rd. 8000 Personen aus der Landwirtschaft, dar- 
unter 1540 Frauen, von Umschulungs-, Fortbildungs- 
oder Einarbeitungsmaßnahmen der Bundesanstalt für 
Arbeit Gebrauch. In diesen Zahlen sind Neben- 
erwerbslandwirte, die zunächst eine Hilfsarbeiter- 
tätigkeit aufgenommen haben und sich beruflich 
fortbilden, nicht enthalten. Einschließlich dieser Per- 
sonen dürfte die Gesamtzahl der Geförderten sehr 
viel größer sein (vgl. Materialband, Tabelle 147). 

Unter den älteren Jahrgängen sind Landwirte gegen- 
über den Angehörigen anderer Berufsgruppen stär- 
ker bei den Umschulungsmaßnahmen vertreten. Als 
Umschulungsberufe wurden von den Landwirten zu 
22 Vo Verwaltungs- und kaufmännische und zu 9 Vo 
technische Berufe bevorzugt, während die Frauen 
vor allem hauswirtschaftliche (22 Vo) und Büro- 
berufe (19 Vo) wählten. Der Rest verteilt sich je- 
weils auf eine Vielzahl von Berufen. 


10.2 Ziele 

322, Die bildungspolitischen Ziele sollen nach Auf- 
fassung der Bundesregierung möglichst im Rahmen 
regionaler Entwicklungspläne verwirklicht werden. 
Besonders in ländlichen Räumen ist die Bildungs- 
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Infrastruktur zu verbessern und das Bildungsange- 
bot dem Strukturwandel anzupassen. Modellver- 
suche im allgemeinbildenden Bereich wie auch in 
der Berufsbildung sollen zur Verwirklichung der 
Chancengleichheit beitragen. Auf dem Gebiet der 
außerschulischen Jugend- und Weiterbildung sind 
die Bildungsstätten weiter auszubauen. 

Für alle Ausbildungsberufe im Agrarbereich wird 
die Bundesregierung Ausbildungsverordnungen er- 
lassen. Die Abstimmung der betrieblichen, über- 
betrieblichen und schulischen Berufsausbildung ist 
zu ordnen. Rechtsverordnungen über die Anforde- 
rungen in der Meisterprüfung und über die Eignung 
der Ausbildungsstätten sowie für die Anrechnung 
des Beruf sgrundbildungsjahres sind zu erlassen. 

Ziel der Umschulung ist es, den aus der Landwirt- 
schaft ausscheidenden Erwerbspersonen den Über- 
gang in qualifizierte, krisensichere und zukunfts- 
reiche Berufe zu ermöglichen. 


10.3 Maßnahmen 

Berufsbildung 

323 . Weitere Rechtsverordnungen aufgrund des 
Berufsbildungsgesetzes über die Berufsausbildung 
zum Tierwirt und in der Forstwirtschaft sowie eine 
Verordnung über die berufliche Fortbildung zur 
Vorbereitung auf die Meisterprüfung im Molkerei- 
fach liegen im Entwurf vor. Weiterhin sollen Ver- 
ordnungen über die Anrechnung eines schulischen 
Berufsgrundbildungsjahres, über die Berufsausbil- 
dung in den Berufen des Pferdesports und der 
Pferdehaltung, über die Ausbildung zum Berufs- 
jäger, über die Prüfungsanforderungen in der Mei- 
sterprüfung bei den Berufen Landwirt, Hauswirt- 
schafterin (ländliche), Winzer, Fischwirt, Tierwirt 
sowie im forstwirtschaftlichen Bereich erlassen wer- 
den. Ferner sind Verordnungen über die Eignung 
der Ausbildungsstätten für die Berufsausbildung in 
der Land- und Forstwirtschaft in Vorbereitung. 

Eine stärkere Systematisierung, Verbreitung und 
bessere pädagogische Gestaltung der beruflichen 
Ausbildung soll u. a. durch die Einführung eines Be- 
rufsgrundbildungsjahres erreicht werden. 

Weiterbildung 

324 . Für die selbständigen Unternehmer, die mit- 
arbeitenden Familienangehörigen und Arbeitneh- 
mer im Agrarbereich sind die Voraussetzungen so zu 
verbessern, daß diese in bestimmten Zeitabständen 
an Vollzeitveranstaltungen zur Weiterbildung teil- 
nehmen können. Durch die zwischen Bund und Län- 
dern neu geregelte Finanzierungskompetenz stehen 
Mittel des BML zur Förderung der berufsbezogenen 
Weiterbildung nicht mehr zur Verfügung. In den 
Ländern ist sicherzustellen, daß die bisherige er- 
folgreiche Arbeit der berufsständischen Organisa- 
tionen und Verbände auch 1973 fortgeführt werden 


kann. Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten die Systematisierung der Jugend- 
arbeit und berufsbezogenen Weiterbildung im 
Agrarbereich unterstützen und die Information zur 
Durchführung dieser Arbeit verbessern. 

Der Berufswettkampf der deutschen Landjugend, der 
im zweijährigen Turnus ausgetragen wird und 1971 
zuletzt stattfand, soll 1973 erstmals unter ein Ge- 
neralthema „Partnerschaft in Beruf und Gesell- 
schaft" gestellt werden. Gleichzeitig wird die bis- 
herige Trennung in Allgemein- und Fachwissen 
aufgehoben. Für die fachliche außerschulische Ju- 
gendarbeit der Verbände stellte die Bundesregie- 
rung 1971 bei Gesamtkosten von rd. 2,0 Millionen 
DM rd. 0,8 Millionen DM zur Verfügung. 


Beratung 

325 . Der Ausbau \dei sozio-ökonomischen Informa- 
tion und Beratung für Voll-, Zu- und Nebenerwerbs- 
betriebe entsprechend der Richtlinie 72/161/EWG 
wird von den Ländern besondere Anstrengungen 
erfordern. Der Bund wird hier die Koordinierung 
übernehmen. Nach den derzeitigen Vorstellungen 
der Länder über den Umfang des sozio-ökonomi- 
schen Beratungsdienstes ist zu erwarten, daß in 
einigen Jahren insgesamt rd. 550 sozio-ökonomische 
Berater bzw. Beraterinnen tätig sind. In einigen 
Ländern werden auch spezialisierte Berater des Be- 
rufsstandes beteiligt sein. 

Im Rahmen seiner koordinierenden Aufgabe wird 
der Bund die Erstellung und Verbreitung geeigne- 
ter Beratungsunterlagen für Voll-, Zu- und Neben- 
erwerbsbetriebe auch künftig fördern. Schwerpunkte 
sind dabei die Erarbeitung von Kalkulationsunter- 
lagen, die Durchführung von zentralen Lehr- und In- 
formationsveranstaltungen sowie die Vervollkomm- 
nung von Beratungsmethoden. 

Zur Unterstützung der Beratung wird der Kommu- 
nikationsfluß von der Forschung zur Praxis weiter 
interLsiviert. Dabei wird auch künftig dem Land- und 
Hauswirtschaftlichen Auswertungs- und Informa- 
tionsdienst (AID) eine zentrale Funktion zukommen. 


Umschulung von Erwerbstätigen 

326 . Die Bundesanstalt für Arbeit hat im Winter 
1971/72 eine besondere Informationsaktion in land- 
wirtschaftlichen Problemgebieten unternommen. Zu- 
sammen mit den Bauernverbänden und den land- 
wirtschaftlichen sowie den sozio-ökonomischen Be- 
ratungsdiensten wurden insgesamt 194 Veranstal- 
tungen durchgeführt, an denen 11 611 Personen teil- 
nahmen. 

Die Aktion soll in modifizierter Form fortgeführt 
werden. Dabei soll besonderes Gewicht auf die in- 
dividuelle Umschulungsberatung sowie die Fortbil- 
dungsberatung der Nebenerwerbslandwirte gelegt 
werden. 
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11 Forschung 


11.1 Bisherige Entwicklung 

Forschungseinrichtungen 

327. Ohne wissenschaftliche Entscheidungshilfen 
ist die Lösung agrar- und ernährungspolitischer 
Aufgaben nicht möglich. Deshalb unterhält die Bun- 
desregierung im Geschäftsbereich des BML 16 Bun- 
desforschungsanstalten mit rd. 2500 Beschäftigten. 
Sie sind seit 1969 in drei Fachbereichen zusammen- 
gefaßt: Land- und Fo.rstwiirtschaft, Ernährungsfor- 
schung und Lebensmitteltechnologie, Krankheiten 
der Pflanzen und Viruskrankheiten der Tiere. Ihre 
Aufgabengebiete erstrecken sich im wesentlichen 
auf landwirtschaftliche und gartenbauliche Erzeu- 
gung, Be- und Verarbeitung land- und ernährungs- 
wirtschaftlicher Produkte, Gemeinschaftsverpfle- 
gung, veterinärmedizinische Fragen, Fischerei, Forst- 
und Holzwirtschaft, Naturschutz und Landschafts- 
pflege, Hauswirtschaft sowie auf agrarökonomische 
Fragen. Daneben gewährt der Bund an zehn außer- 
halb der Bundesverwaltung stehende Forschungs- 
einrichtungen Zuschüsse und erteilt darüber hinaus 
zeitlich befristete Forschungsaufträge. 

Internationale Zusammenarbeit 

328. Die im Rahmen der 1968 abgeschlossenen Ver- 
einbarung über eine deutsch-niederländische Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiete der Agrarforschung 
gebildeten wissenschaftlichen Arbeitsgruppen haben 
auf verschiedenen Fachgebieten die Zusammenarbeit 
verstärkt. 

Sobald das deutsch-rumänische Rahmenabkommen 
über wissenschaftliche Forschung und technologische 
Entwicklung abgeschlossen sein wird, soll mit Ru- 
mänien über den Abschluß einer neuen Vereinba- 
rung zur Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Agrarforschung verhandelt werden. Mit Frankreich 
besteht seit kurzem eine Kooperation im Bereich der 
Agrarforschung für die Entwicklungsländer. Ferner 
beteiligt sich die Bundesrepublik an den Aktivitäten 
der Weltbank zur Errichtung internationaler For- 
schungszentren, die die Lösung spezieller Probleme 
der Entwicklungsländer zur Aufgabe haben. Im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaften wurden 
erste Schritte zu einer Zusammenarbeit auf beson- 
ders wichtigen Gebieten der Agrarforschung unter- 
nommen. 


11.2 Ziele 

329. Mit der ressorteigenen Agrarforschung ver- 
folgt die Bundesregierung das Ziel, für ihre agrar- 
und ernährungspolitischen Aufgaben und admini- 
strativen Notwendigkeiten wissenschaftliche Unter- 


lagen und Entscheidungshilfen zu erhalten und den 
wissenschaftlichen Fortschritt auf diesen Gebieten 
im Interesse des Gemeinwohls zu fördern. Die Ein- 
richtungen der Agrarforschung des Bundes müssen 
ihre wissenschaftlichen Arbeiten in weiter zuneh- 
mendem Maße an den agrar- und ernährungspoliti- 
schen Zielsetzungen der Bundesregierung ausrichten. 
Verfahren zur Aufstellung von Prioritätsfolgen und 
zur Übertragung dieser Prioritäten in den prak- 
tischen Ablauf der wissenschaftlichen Ergebnisfin- 
dung sind zu entwickeln. Ein weiteres Ziel ist eine 
bessere Verbindung und ein wirksamer Gedanken- 
austausch zwischen Wissenschaft und Praxis. 


11.3 Maßnahmen 

Forschungsverwaltung 

330. Im Haushaltsjahr 1972 wurden 108,8 Millio- 
nen DM für die Bundesforschungsanstalten und 16,8 
Millionen DM für bezuschußte Einrichtungen, für 
zeitlich befristete Forschungsaufträge sowie für Do- 
kumentation bereitgestellt. Der Haushalt 1973 sieht 
Ausgaben in Höhe von 129,3 Millionen DM für die 
Anstalten und 17,7 Millionen DM für Zuschüsse usw. 
vor. 


Forschungsschwerpunkte 

331. Schwerpunkte sind; 

— eine gesunde, nach den Normen der Gesetze 
einwandfreie Lebensmittelqualität, neue Quali- 
tätsnormen pflanzlicher Frischerzeugnisse, eine 
verbesserte Lagerung sowie fortschrittliche Kon- 
servierung; 

— neue technologische Verfahren, einschließlich 
Verpackung und Haushaltstechnik, die nicht nur 
Erleichterungen für die Hausfrau bringen, son- 
dern auch eine moderne, wirtschaftliche und bio- 
logisch hochwertige Ernährung sichern helfen; 

— bei Fleisch und Fleischerzeugnissen sowie Milch 
und Milcherzeugnissen deren rückstandsfreie Be- 
, schaff enheit zum Schutz der Verbraucher vor 
Schadstoffen aus der Umweltbelastung und die 
ständige Verbesserung der Qualitäten; 

— die Entwicklung von Analysemethoden zur 
schnellen und praktikablen Prüfung von Lebens- 
mitteln auf Rückstände; 

■ — Möglichkeiten, durch Frischfisch, Gefrierfisch und 
Fischkonserven einen den Bedürfnissen der ver- 
schiedenen Altersstufen besser angepaßten und 
mit bislang nicht genutzten Fischarten der Welt- 
meere bereicherten Küchenzettel zu schaffen; 
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— Analyse regionaler Entwicklungsmöglichkeiten' in 
ländlichen Gebieten; insbesondere Untersuchun- 
gen zur Frage der Faktormobilität in der Land- 
wirtschaft, um durch einen entsprechenden Ein- 
satz von Maßnahmen ein möglichst ausgewoge- 
nes Wirtschaftswachstum in den Regionen zu 
ermöglichen; 

— Methodische Weiterentwicklung und empirische 
Überprüfung des Instrumentariums für Erfolgs- 
kontrollen agrar-, ernährungs- und sozialpoliti- 
scher Maßnahmen; 

— aktuelle Probleme der Agrarmarktpolitik ein- 
schließlich Einkommensentwicklung, Preisrelatio- 
nen und Analysen zur Verbesserung der Markt- 
struktur und des Absatzes für Agrarprodukte; 

— Entwicklung optimaler Lösungen für einzelbe- 
triebliche und regionale Strukturfragen als Ent- 
scheidungshilfen für die Weiterentwicklung der 
Förderungspolitik; 

— Probleme der sich spezialisierenden Landwirte, 
um diesen Anregungen für Innen- und Außen- 
wirtschaft, für pflanzliche und tierische Produk- 
tion und rationelle maschinelle Ausstattung und 
Nutzung sowie Normen für Einfach- und Leicht- 
bauten zur Verfügung zu stellen. 

— Entwicklung und Erprobung neuer Impfstoffe und 
Verfahren zur Diagnose und Bekämpfung be- 
stimmter übertragbarer Tierkrankheiten und vor- 
beugende Maßnahmen zum Schutz der Tierge- 
sundheit, besonders in Massentierhaltungen; 


— die Züchtung neuer Nutzpflanz^n-Sorten, die 
von besserer Qualität und gegen Pilz- und Virus- 
krankheiten resistent sind und bessere, rück- 
standsfreie Ernten ermöglichen; 

— Leistungs- und Produktivitätssteigerung in der 
Forst- und Holzwirtschaft der Bundesrepublik so- 
wie der Entwicklungsländer, ferner Möglich- 
keiten einer forstlichen Bewirtschaftung von 
Grenzertragsböden und Sozialbracheflächen; 

— Entwicklung eines möglichst wirkungsvollen ge- 
sundheitlich und umweltmäßig unbedenklichen 
und wirtschaftlich vertretbaren Pflanzenschutzes; 

— Anpassung der beruflichen Aus- und Weiterbil- 
dung in der Landwirtschaft an die veränderten 
Betriebs-, Produktions- und Marktstrukturen so- 
wie ferner die Studienmotivation und die Berufs- 
vorstellungen der Studierenden der Landwirt- 
schaft und der Ernährungs- und Hauswirtschafts- 
wissenschaften. 

Forschungsplanung 

332 . Bei der Entwicklung des Forschungsplanes 
1973 wird darauf geachtet, daß die Forschungspro- 
jekte der Forschungsanstalten noch mehr als bisher 
auf die Zielstruktur der Bundesregierung ausge- 
richtet werden. Dabei sollen auch die Möglichkeiten 
für den Aufbau einer Projektadministration, für 
Nutzen-Kosten- Analysen und für Ergebmskontrollen 
geprüft werden. Eine Verbesserung des nationalen 
und internationalen Informations- und Dokumen- 
tationswesens für die Agrarforschung wird ange- 
strebt. 
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12 Finanzierung 


12.1 Haushalt für den Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten nach den Eckwerti 
beschlüssen der Bundesregierung vom 
6. September 1972 

333. Für 1973 sind für den Einzelplan 10 — - den 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten — 5419,4 Millio- 
nen DM vorgesehen. 

Die Aufteilung dieser Ausgaben auf die wichtigsten 
Maßnahmengruppen der nationalen Agrarpolitik 
geht aus der Übersicht 29 hervor. 

Danach steigt der Agrarhaushalt 1973 gegenübex 
dem Vorjahr von 4500,2 Millionen DM um rd. 919 
Millionen DM — d. h. um rd. 20,4 ‘’/o — an. Diese 
außerordentlich hohe Steigerungsrate ist in erster 
Linie darauf zurückzuführen, daß sich 1973 die im 
Vorjahre eingeleiteten Verbesserungen auf dem Ge- 
biet der landwirtschaftlichen Sozialpolitik — Kram 
kenversicherung der Landwirte, Erhöhung der Alters- 
rente und Landabgaberente — erstmals mit einem 
vollen Jahresbetrag auf den Haushalt auswirken 
(vgl. Übersicht 30). 


Wenn man bei den strukturverbessernden Maß- 
nahmen die Ausgaben für die Abwicklung alter Ver- 
pflichtungen und die Ausgaben für die Gemein- 
schaftsaufgabe zusammenzählt, ist auch hier eine 
beachtliche Steigerung zu verzeichnen. 

334. Von 1974 an sind die nach dem DM-Aufwer- 
tungsausgleichsgesetz in den Entwurf des Haus- 
haltsplanes einzustellenden Mittel — vorbehaltlich 
einer anderen Entscheidung des Ministerrates der 
Europäischen Gemeinschaften — nicht mehr für den 
Direktausgleich, sondern für den mittelbaren Aus- 
gleich in Form von Struktur- oder Sozialmaßnahmen 
zu verwenden. 

Die Entscheidung über Höhe und Anwendungsbe- 
reich dieser Maßnahmen ist aufgrund der 1973 an- 
stehenden Prüfung der Auswirkungen der Aus- 
gleichsmaßnahmen auf die wirtschaftliche Lage der 
deutschen Landwirtschaft durch den Ministerrat der 
Europäischen Gemeinschafteru zu 'treffen. 

Neben den im Bundeshaushalt veranschlagten Be- 
trägen sollen auch im Jahre 1973 Mittel bei der 
Deutschen Siedlungs- und Landesrentenbank im bis- 
herigen Umfang für die Eingliederung vertriebener 
und geflüchteter Landwirte verwendet werden. 
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Übersicht 29 


Ausgaben der nationalen Agrarpolitik nach Maßnahmengruppen 


Kapitel/Maßnahme 

Soll 

1972 

Entwurf 

, 1973 


Millionen DM 

Allgemeine Bewiilligungen (Kap. 1002) 
Zuweisungen und Zuschüsse (unter 
anderem Gasölverbilligung, Aufwer- 
tungsausgleich) 

1 176,3 3) 

1 212,2 

A. Landwirtschaftliche Sozialpolitik . . 

1 084,0 

1 893,0 

B. Ländliche Siedlung 

57,0 

56,6 

C. Absatzförderung, Aufklärung, 
Verbraucherberatung 

37,2 

35,5 

D. Forschung ^) 

16,8 

17,7 

E. Fischerei 

52,6 

49,1 

F. Abwicklung alter Verpflichtungen 
und auslaufende Förderungsmaß- 
nahmen 

532,7 

566,2 

(Summe 10 02) 

(2 956,6) 

(3 830,3) 

Gemeinschaftsaufgabe (Kap. 1003) 



A. Vorplanung 

4,0 


B. Maßnahmen zur Verbesserung der 
Produktions- und Arbeitsbedin- 
gungen 

652,3 


C. Wasserwirtschaftliche und kultur- 
bautechnische Maßnahmen 

202,0 

1 200,0 

D. Maßnahmen zur Verbesserung der 
Marktstruktur 

196,9 


E. Küstenschutz 

120,0 


(Summa 10 03) 

(1 1-75,2) 

1 200,0) 

Summe = Ausgaben der nationa- 
len Agrarpolitik 

4 131,8 

5 030,3 

Marktordnung (Kap. 10 04) 

205,8 

195,2 

übrige Kapitel 2) 

162,6 

193,9 


(4 500,2) 

(5 419,4) 


Die Ansätze für die Jahre 1974 bis 1976 werden nach Beschlußfassung der Bundes- 
regierung über den Finanzplan bekanntgegeben. Förderung der nationalen Agrar- 
politik durch Bund und Bundesländer im Haushaltsjahr 1971 vgl. Materialband, 
Tabelle 149. 

Die Haushaltsmittel für die Forschungsanstalten des Bundes im Bereich des BML sind 

in den „übrigen Kapiteln" enthalten. 

einschließlich 175 Millionen DM globale Minderausgabe 
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Übersicht 30 


Mittelansätze für die Sozialpolitik 


Maßnahme 

1971 9 

1972 2) 

1973 3) 


in Millionen DM 

Altershilfe 

686 

814 

1 035 

Unfallversicherung 

420 

— 

300 

Landab gab er ente 

28 

55 

104 

Zuschüsse zur Beitragsnachentrichtung in 
der Rentenversicherung 

12 

39 

64 

Krankenversicherung 

— 

176 

390 

Sozialmaßnahmen insgesamt . . . 

1 146 

1 084 

1 893 


1) Ist 

2) Soll 
Entwurf 


1 2.2 Haushaltsentwurf 1 973 

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" 

335. Der Rahmenplan 1973 hat ein Finanzvolumen 
von rd. 1,971 Mrd. DM. Davon entfallen auf den 
Bund rd. 1,200 Mrd. DM, auf die Länder rd. 0,771 
Mrd. DM. 

Der Planungsausschuß hat im Februar 1971 mehr- 
heitlich beschlossen, die Mittel auf die Länder nach 
einem Schlüssel zu verteilen. Dieser Verteilerschlüs- 
sel beruht auf den Bewilligungen der Haushalts- 
jahre 1968 und 1969. Er wird bei der nächsten Fort- 
schreibung des Rahmenplans überprüft werden. 

Die Bundesmittel werden wie folgt auf die Länder 
verteilt: 


Länder 

Schlüssel 

Vo 

Millionen 

DM 

Schleswig-Holstein 

12,5 

150,000 

Hamburg 

2,4 

11,494 

Bremen 

0,7 

7,491 

Niedersachsen 

22,0 

264,000 

Nordrhein-Westfalen .... 

11,3 

139,094 

Hessen 

7,0 

86,164 

Rheinland-Pfalz 

7,9 

97,242 

Saarland 

0,9 

11,078 

Baden-Württemberg 

14,1 

173,460 

Bayern 

21,0 

258,492 

Berlin (West)‘ 

0,2 

1,479 

insgesamt . . . 

1 100,0 

1 199,994 


Unter Hinzurechnung der Landesmittel ergeben sich 
folgende Quoten: 

Millionen DM 


Schleswig-Holstein 239,3 

Hamburg 17,1 

Bremen 11,4 

Niedersachsen 424,5 

Nordrhein-Westfalen 231,8 

Hessen 143,6 

Rheinland-Pfalz 162,1 

Saarland 18,5 

Baden-Württemberg 289,1 

Bayern 430,8 

Berlin (West) 2,5 


zusammen ... 1 970,7 


Im Vergleich zu dem Schlüssel haben einige Län- 
der mehr Mittel erhalten, weil nicht alle Länder die 
ihnen nach dem Schlüssel zugebilligte Quote voll 
ausgeschöpft haben. 

Der von Bund und Ländern gemeinsam aufgestellte 
Rahmenplan sieht für das Haushaltsjahr 1973 fol- 


105 


Drucksache 7/146 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


gende Ausgaben — in Form von Darlehen, Zuschüs- 
sen und Zinsverbilligungszuschüssen — vor; 

Millionen DM 


— Agrarstrukturelle Vorplanung 6,0 

— Flurbereinigung 589,5 

— langfristige Verpachtung 7,5 

— freiwilliger Landtausch 3,6 

— Einzelbetriebliche Maßnahmen und 

ländliche Siedlung 255,7 

— Leistungsprüfungen 28,2 

— Umstellungen im Weinbau 2,1 

— Landarbeiter Wohnungsbau und Anpas- 
sungshilfe für Landarbeiter 13,6 

— waldbauliche und sonstige forstliche 

Maßnahmen 21,7 

— wasserwirtschaftliche und kulturbau- 
technische Maßnahmen 660,3 

— Küstenschutz 175,7 

— Marktstrukturgesetz 52,4 

— Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse . 5,3 

— EG-Zusammenschlüsse 6,8 

— Marktstrukturverbesserung 130,8 

— Verpachtungsprämie 11,5 


insgesamt ... 1 970,7 


Zu dieser Gesamtsumme trägt der Bundeshaushalt 
60 ®/o (beim Küstenschutz 70 ®/o) bei; die hierfür er- 
forderlichen 1,2 Mrd. DM sind im Haushaltsentwurf 
1973 enthalten. Aus dieser Aufstellung geht hervor, 
daß sachliche — und damit finanzielle — Schwer- 
punkte in erster Linie sind: 

— wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen, 

— Flurbereinigung. 


336 . Bei den einzelbetrieblichen Maßnahmen ist zu 
berücksichtigen, daß die 1973 auszusprechenden Be- 
willigungen nur zu einem geringen Teil noch im 
gleichen Jahr zur Auszahlung kommen. Darum ist 
der im ersten Jahr der Gemeinschaftsaufgabe ver- 
anschlagte Betrag relativ gering; in den kommen- 
den Jahren muß mit einem erheblichen Ansteigen 
gerechnet werden. 

Der Bund kann für die Jahre 1974 bis 1976 voraus- 
sichtlich folgende Mittel bereitstellen: 

1974 1 215 Millionen DM 

1975 1 362 Millionen DM 

1976 1 410 Millionen DM 


Demgegenüber würde sich aus den Länderanmel- 
dungen folgender Bundesanteil ergeben: 


1974 1 411 Millionen DM 

1975 1 490 Millionen DM 

1976 1 553 Millionen DM. 


Somit haben die Länder mehr angemeldet, als der 
Bund mitfinanzieren kann. 

337 . Der Rahmenplan muß auch für die Folgejahre 
der mittelfristigen Finanzplanung eine Aufgliede- 
rung des Bundesanteils auf die einzelnen Maßnah- 
men und Länder enthalten und muß später entspre- 
chend ergänzt werden. Mit Rücksicht auf die späte 
Verabschiedung des ersten Rahmenplanes und den 
nahen Termin der Fartschreibung sind den Länder- 
anmeldungen für 1974 bis 1976 lediglich die voraus- 
sichtlich zur Verfügung stehenden Bundesmittel glo- 
bal gegenübergestellt worden. 

Der Bund hat auch nach Inkrafttreten des ersten 
Rahmenplanes (1. Januar 1973) eine Reihe von Ver- 
pflichtungen zu erfüllen, die er in den vergangenen 
Jahren — im Rahmen der damals geltenden Bun- 
desrichtlinien — eingegangen ist. Diese Verpflich- 
tungen bestehen im wesentlichen bei dem Einzel- 
betrieblichen Förderungsprogramm, der Buchfüh- 
rung, der Nichtvermarktungsprämie Milch, der 
Obstbaumrodung, dem Landarbeiterwohnungsbau, 
der Verbesserung der Marktstruktur und der Zins- 
verbilligung. Für ihre Abwicklung sind im Kapitel 
10 02 insgesamt 566,2 Millionen DM vorgesehen. 

Nachdem die „Bildungsförderung" und „Wirtschafts- 
beratung" aufgrund der Finanzreform grundsätzlich 
in die alleinige Länderzuständigkeit übergegangen 
sind, kann der Bund im Rahmen seiner Öffentlich- 
keitsarbeit nur noch zentrale Informations- und 
Lehrveranstaltungen fördern. 


Marktordnungsausgaben 

338 . Die Marktordnungsausgaben, soweit sie in 
nationaler Zuständigkeit bleiben (Kapitel 10 04), 
liegen 1973 mit rd. 195,2 Millionen DM etwas nied- 
riger als im Vorjahr (205,8 Millionen DM). Dieser 
Rückgang ist vor allen Dingen auf die zwangsläu- 
fige Verminderung der Ausgaben zurückzuführen, 
die für die Abwicklung des 1971 und früher gelten- 
den Rückvergütungsverfahrens (für EG-Marktord- 
nungen) benötigt werden; hier werden für 1973 nur 
noch 5 Millionen DM veranschlagt (Vorjahr 15 Mil- 
lionen DM). Für Zwecke der staatlichen Vorratshal- 
tung sind 120,1 Millionen DM vorgesehen. Als Zu- 
schuß zu den Verwaltungskosten der Einfuhr- und 
Vorratsstellen sind 24,3 Millionen DM veranschlagt; 
41 Millionen DM entfallen auf die Frachthilfe für 
Getreide. 

Die aus dem Europäischen Ausrichts- und Garantie- 
fonds direkt zu finanzierenden Marktordnungsaus- 
gaben der EG sind in einer Anlage zum Einzel- 
plan 10 ausgewiesen. Hier werden 1973 für die Bun- 
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desrepublik Deutschland Ausgaben in Höhe von rd. 
2089 Millionen DM erwartet. Davon entfallen 
588 Millionen DM auf Ausfuhrerstattungen und 
1501 Millionen DM auf Interventionen und ähnliche 
Maßnahmen. 


12.2 Agrarhaushalt der EG 

339. Die Mittel zur Finanzierung der Ausgaben für 
die gemeinsame Landwirtschaftspolitik der EG sind 
im Entwurf des Gesamthaushaltsplans der EG für 
1973 (Einzelplan III, Kommission, Titel 6 und 7 
Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, EAGFL) veranschlagt. 

Allgemeiner Überblick 

Für den EAGFL, als dem größten Ausgabeblock des 
Gemeinschaftshaushalts, sind im Haushalt der EG j 
für das Jahr 1972 3,5 Mrd. RE (= 86 'Vo des Gesamt- | 
Volumens) veranschlagt. 

Diese sowie die übrigen Ausgaben des Gesamthaus- 
halts der EG werden seit dem 1. Januar 1971 auf 
Grund des Beschlusses des Rates vom 21. April 1970 
aus Abschöpfungseinnahmen, einem bis 1975 auf 
100 Vo steigenden Anteil am Zollaufkommen und 
bis 1975 aus ergänzenden Finanzbeiträgen der Mit- 
gliedstaaten (Anteil der Bundesrepublik 32,9 ^/o), da- 
nach durch einen bestimmten Anteil am Mehrwert- 
Steueraufkommen gedeckt. 

Die Bestimmungen des genannten Ratsbeschlusses 
über die eigenen Einnahmen der Gemeinschaft wer- 
den ab 1973 grundsätzlich auch von den neuen Mit- 
gliedstaaten angewandt. Während einer Übergangs- 
zeit bis zum Jahre 1978 brauchen die neuen Mitglied- 
staaten die Einnahmen jedoch nur in einem be- 
schränkten, jährlich steigenden Umfang abzuführen. 


EAGFL, Abteilung Garantie 

340. Aus den im Rahmen der mittelfristigen Vor- 
ausschau angesetzten Mitteln läßt sich, ausgehend 
von dem EG-Marktordnungsvolumen 1971 bei Zu- 
grundelegung des gegenwärtigen Preisniveaus, bis 
1975 folgendes entnehmen: Auch ohne Berücksichti- 
gung der neuen Mitgliedstaaten ist mit einem An- 
stieg der EG-Marktordnungsausgaben um ca. 470 
Millionen RE zu rechnen. Das bedeutet eine Steige- 
rung um etwa 20 Vo oder im Durchschnitt jährlich um 
etwa 5 Va (vgl. Materialband, Tabelle 54). 

Bei einer Analyse der Marktordnungsausgaben nach 
Marktordnungsbereichen ergibt sich, daß die Ge- 
treidemarktordnung ebenso wie in der Vergangen- 
heit auch in der Zukunft rd. ein Drittel des Gesamt- 
volumens des EAGFL, Abteilung Garantie, aus- 
machen wird. Ein weiteres Drittel dieses EAGFL-Vo- 
lumens entfällt z. Z. auf die Milchmarktordnung. 
Auch hier ist mit einer Senkung dieses Anteils an 


den Ausgaben in Anbetracht der hohen Überschüsse 
jedenfalls bis 1975 kaum zu rechnen. Weitere grö- 
ßere Ausgabenpositionen ergeben sich aus den 
Marktorganisationen für Fette, Zucker und Tabak 
(vgl. Übersicht 32). 

Die Kosten der übrigen Marktordnungsbereiche lie- 
gen mit Ausnahme der Marktorganisation für Obst 
und Gemüse z. Z. jeweils unter 60 Millionen RE. Sie 
werden — abgesehen von der durch den Beitritt be- 
dingten Erhöhung — in absehbarer Zeit voraussicht- 
lich in keinem nennenswerten Umfang steigen. Die 
Kosten der noch zu erlassenden neuen Marktorgani- 
sationen, vor allem für Alkohol, lassen sich noch 
nicht vorausschätzen. 


Übersicht 31 


Marktordnungseinnahmen der EG nach 
Marktordnungsbereichen 1973 



Abschöpfungen 

Marktordnungsbereich 

Millionen 

RE 

o/o 

Getreide 

578 

84,4 

Rindfleisch 

— 

— 

Schweinefleisch 

40 

5,8 

Reis 

27 

3,9 

Milcherzeugnisse 

24 

3,5 

Zucker 

7 

1,0 

Eier und Geflügel 

10 

1,4 

Abschöpfungen zusammen 

686 

100,0 

Produktionsabgabe Zucker 

97 

— 

Lagerkostenausgleichs- 
j abgabe Zucker 

70 

— 

Marktordnungseinnahmen 



insgesamt 

i 

853 

— 


1) Schätzungen der EG-Kommission 


341. Die Marktordnungsausgaben werden auch in 
Zukunft durch die Marktordnungseinnahmen (ins- 
besondere Abschöpfungen und Zuckerabgaben, aller- 
dings ohne Zölle) nicht gedeckt werden. Es wird an- 
genommen, daß den für 1973 geschätzten Ausgaben 
in Höhe von 2630 Millionen RE Marktordnungsein- 
nahmen in Höhe von 850 Millionen RE gegenüber- 
stehen werden, die allerdings nicht zweckgebunden 
für den Agrarbereich bestimmt sind, sondern als 
allgemeine Deckungsmittel für die Gesamtausgaben 
des EG-Haushaltes zur Verfügung stehen. 
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Übersicht 32 


Marktordnungsausgaben nach den wichtigsten Warengruppen 
in Millionen RE 


Marktordnungsbereich 

Summe 
1967/68 
bis 1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

Getreide 

2 589,0 

705,0 

891,5 

864,3 

930,5 

998,1 

Reis 

75,4 

46,0 

55,0 

55,3 

57,9 

59,9 

Milcherzeugnisse 

2 088,0 

700,0 

634,5 

811,6 

836,8 

862,3 

Fette 

742,8 

282,0 

285,5 

317,5 

316,6 

317,7 

Zucker 

590,0 

200,0 

221,5 

178,0 

178,0 

178,0 

Rindfleisch 

64,7 

25,0 

30,0 

5,0 

5,0 

5,0 ! 

Schweinefleisch 

155,4 

50,0 

50,0 

55,0 

59,0 

55,0 

Eier und Geflügel 

31,3 

5,0 

15,0 

16,0 

16,0 

16,0 

Obst und Gemüse 

118,2 

55,0 

70,0 

91,0 

91,0 

88,0 

Wein 

— 

38,0 

53,0 

56,6 

56,6 

56,6 

Tabak 

5,0 

118,0 

123,0 

128,3 

128,3 

128,3 

Fischereierzeugnisse .... 

— 

8,0 

10,0 

3,0 

3,0 

3,0 

Flachs und Hanf 

0,5 

7,0 

9,0 

11,0 

11,0 

11,0 

Saatgut 

— 

— 

3,0 

5,0 

5,0 

5,0 

Hopfen 



6,0 

6,0 

6,0 

6,0 

Seidenraupen 

— 

— 

— 

1,0 

1,0 

1,0 

Nicht Anhang II 







Erzeugnisse 

67,3 

15,0 

25,0 

25,0 

25,0 

25,0 

Marktordnungsausgaben 







insgesamt 

6 527,6 

2 254,0 

2 482,0 

2 629,6 

2 726,7 

2 815,9 

Beteiligung des EAGFL 
am Aufwertungsaus- 
gleich in der Bundes- 







republik Deutschland . . 

— - 

90,0 

60,0 

30,0 2) 

— 


Ausgaben EAGFL, 
Abteilung Garantie 







insgesamt 

6 527,6 

2 344,0 

2 542,0 

2 659,6 

2 726,7 

2 815,9 


Die Ausgaben der Jahre 1967/68 bis 1970 beruhen auf vorläufigen Abrechnungsunterlagen; den Ausgaben der 
Jahre 1971 ff. liegen Haushaltsschätzungen zugrunde. Die gemeinschaftlich zu finanzierenden währungsbedingten 
Ausgleichsbeträge sind hier nicht berücksichtigt. 

Hierzu ist noch ein endgültiger Ratsbeschluß erforderlich. 
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,EAGFL, Abteilung Ausrichtung 

342 . Aus der Abteilung Ausrichtung des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft werden zur Zeit Einzelprojekte nach 
der Verordnung 17/64/EWG und Sondermaßnahmen 
finanziert. In Zukunft wird die Finanzierung von ge- 
meinsamen Maßnahmen auf strukturellem Gebiet im 
Vordergrund stehen. 

Bei den Sonder maß nahmen werden zur Zeit finan- 
ziert: 

— Beihilfe für die Erzeuigergemelnischaften von Obst 
und Gemüse, 

— Beihilfe für die Erzeugerigemeinschaften Fische, 

— Abschlachtprämien und Prämien für die Nicht- 
vermarktung von Milch und Milchprodukten, 


— Prämie für die Rodung von Obstbäumen, 

— Verbesserung auf dem Sektor der Zitrusfrüchte. 

Die Zuschüsse für die Finanzierung dieser Sonder- 
maßnahmen aus dem EAGFL, Abteilung Ausrich- 
tung, an die Mitgliedstaaten werden sich nach Schät- 
zung der Kommission für die Jahre 1972 bis 1975 
auf insgesamt 124 Millionen RE belaufen; hierbei 
sind die an die neuen Mitgliedstaaten zu leistenden 
Zuschüsse nicht berücksichtigt. 

Im Rahmen der VIII. Tranche 1971 sind für Einzel- 
projekte in der EWG insgesamt 200 Millionen RE 
bereitgestellt worden. Auf die Bundesrepublik ent- 
fielen davon für 161 Vorhaben 209 Millionen DM Zu- 
schüsse. 
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Begriffsdefinitionen 


Betriebliche Erfolgsbegriffe 


Die einzelnen Ertrags- und Aufwandspositionen 
werden bei den Buchführungsergebnissen netto, d. h. 
nach Abzug der Mehrwertsteuer, ausgewiesen. Eine 
positive Mehrwertsteuerdifferenz wird zum Be- 
triebsertrag, eine negative zum Betriebsaufwand 
gerechnet. 

Betriebsertrag 

Der Betriebsertrag umfaßt alle baren Einnahmen 
und die unbaren Leistungen des landwirtschaftlichen 
Betriebes. 

Bereinigter Betriebsertrag 

Der bereinigte Betriebsertrag errechnet sich aus dem 
Betriebsertrag abzüglich des Viehzukaufes, des Auf- 
wandes an zugekauften Futtermitteln und Saatgut 
sowie der Einnahmen aus Fuhrlohn und Maschinen- 
vermietung. 

Betriebsaufwand 

Der Betriebsaufwand ist gleich der Summe aus Sach- 
aufwand, Betriebssteuem und Lasten, Unfallver- 
sicherung und Arbeitsaufwand. Die Ausgaben für In- 
vestitionen sind nicht im Betriebsaufwand enthalten. 
Der Sachaufwand umfaßt alle baren Ausgaben für 
sächliche Betriebsmittel und in Anspruch genom- 
mene Dienstleistungen, den Wert eines Minderbe- 
standes an Vieh und Vorräten sowie die Abschrei- 
bungen. Abschreibungen werden bei Wirtschafts- 
gebäuden, Grundverbesserungen, Maschinen und in 
Einzelfällen bei Zuchtvieh vorgenommen. Den Ab- 
schreibungen liegen normale, nach der Lebensdauer 
des Inventars berechnete Abschreibungssätze zu- 
grunde. Steuerlich zulässige Sonderabschreibungen 
sind ausgeschaltet worden, da nur die betriebswirt- 
schaftlichen Verhältnisse dargestellt werden sollen. 

Fremdlöhne, Schuldzinsen und Pachtzahlungen sind 
nicht in den Sachaufwand einbezogen. Damit ist ein 
Vergleich auf der Grundlage eines schulden- und 
pachtfreien Betriebes und unabhängig von der Ar- 
beitsverfassung möglich. 

Der Arbeitsaufwand umfaßt die Löhne für die frem- 
den Arbeitskräfte und die entlohnten Familienange- 
hörigen sowie den Lohnansatz für den Betriebsinha- 
ber und die mitarbeitenden, nicht entlohnten Fami- 
lienangehörigen. 

Der Arbeitsaufwand für die fremden Arbeitskräfte 
und die entlohnten Familienangehörigen enthält den 
Barlohn, die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialver- 


sicherung, die Ausgaben für den Betriebshaushalt 
und den Naturallohn. Im Naturallohn sind die Auf- 
wendungen für die Beköstigung der fremden Ar- 
beitskräfte und der entlohnten Familienangehörigen 
aus wirtschaftseigenen Erzeugnissen, die Lieferun- 
gen des Betriebes für Deputatzwedce sowie die Lei- 
stungen für freie Wohnung, für Viehhaltung und 
Deputatland enthalten. Die Bewertung dieser Lei- 
stungen erfolgt zu Erzeugerpreisen bzw. zu orts- 
üblichen Sätzen. 

Der Lohnansatz für die Familienarbeitskräfte stellt 
das Entgelt für die Arbeitsleistung des Betriebs- 
leiters und seiner mitarbeitenden, nicht entlohnten 
Familienangehörigen dar. Die Bewertung erfolgt in 
Anlehnung an die für fremde Arbeitskräfte gezahl- 
ten Löhne (Monatslöhne). Für den Betriebsleiter 
wird außerdem ein Zuschlag für seine leitende Tä- 
tigkeit vorgenommen. 

Zu den Betriebssteuern und Lasten gehören nur die 
Steuern und Lasten, die bei der Einkommens- und 
Reinertragsberechnung als Wirtschaftsausgaben gel- 
ten. Das sind die Grundsteuer, die Deich- und Siel- 
lasten, der Landwirtschaftskammerbeitrag (Land- 
wirtschaftsabgabe), die anteilige Kraftfahrzeug- 
steuer, die Hundesteuer und eine negative Mehr- 
wertsteuerdifferenz. Nicht zu den Betriebssteuem 
gehören Einkommensteuer, Kirchensteuer, Vermö- 
gensteuer und Lastenausgleichsabgaben. Diese 
Steuern müssen aus dem Einkommen bzw. dem 
Reinertrag gezahlt werden. 

Reinertrag 

Der Reinertrag errechnet sich als Differenz zwischen 
Betriebsertrag und Betriebsaufwand. Der Reinertrag 
stellt den Zinsertrag des im Betrieb eingesetzten 
Aktivkapitals und den Betriebsgewinn dar. Bei der 
Berechnung wird ein schulden- und pachtfreier Be- 
trieb unterstellt, der nur mit entlohnten Arbeits- 
kräften bewirtschaftet wird. 

Betriebseinkommen 

Betriebsertrag abzüglich Sachaufwand, Betriebs- 
steuern und Lasten ergibt das Betriebseinkommen. 
Das Betriebseinkommen umfaßt das Arbeitsentgelt 
der im landwirtschaftlichen Betrieb tätigen Arbeits- 
kräfte (einschließlich der Beiträge zur Sozial- und 
Unfallversicherung), den Zinsertrag des im Betrieb 
eingesetzten Aktivkapitals und den Betriebsgewinn 
aus dem schulden- und pachtfrei gedachten landwirt- 
schaftlichen Betrieb. 
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Roheinkommen 

Betriebseinkommen abzüglich der Fremdlöhne ein- 
schließlich der Beiträge zur Sozialversicherung und 
Unfallversicherung, der Ausgaben für den Betriebs- 
haushalt und des Wertes für den Naturrallohn er- 
gibt das Roheinkommen. Das Roheinkommen umfaßt 
das Arbeitsentgelt des Betriebsinhabers und seiner 
mitarbeitenden, nichtentlohnten Familienangehöri- 
gen, den Zinsertrag des Aktivkapitals und den Be- 
triebsgewinn aus dem schulden- und pachtfrei ge- 
dachten landwirtschaftlichen Betrieb. 

Arbeitseinkommen 

Betriebseinkommen abzüglich Zinsansatz für das im 
Betrieb investierte Aktivkapital ergibt das Arbeits- 
einkommen. Es ist das Arbeitsentgelt der im land- 
wirtschaftlichen Betrieb tätigen Arbeitskräfte ein- 
schließlich des Betriebsgewinns. 

Reineinkommen aus dem land- und forstwirtschaft- 
lichen Unternehmen 

Das Reineinkommen aus dem Unternehmen errech- 
net sich aus Unternehmensertrag abzüglich Unter- 
nehmensaufwand. Der Unternehmensertrag umfaßt: 

— den landwirtschaftlichen Betriebsertrag, 

— die Einnahmen aus verpachteten Flächen und 
Gebäuden des Unternehmens, 

— Zinsen und Dividenden für Finan-zvermögen des 
Unternehmens, 

— Erträge aus nichtgewerblichen Nebenbetrieben 
(z. B. Fremdenpension), 

— Erträge aus Forst, Eigenjagd und Jagdverpach- 
tung und 

— Sonstiges (vgl. Materialband S. 48). 

Im Unternehme ns auf wand sind enthalten: 

— der landwirtschaftliche Betriebsaufwand ohne 
Lohnansatz für den Besitzer und die familien- 
eigenen nichtentlohnten Arbeitskräfte, 

— Aufwendungen für zugepachtete Flächen und Ge- 
bäude, 

— Zinsen für Fremdkapital des Unternehmens, 

— Aufwendungen für nichtgewerbliche Nebenbe- 
triebe (z. B. Fremdenpension), 

— Aufwendungen für Forst und Jagd und 

— Sonstiges (vgl. Materialband S. 48). 

Das Reineinkommen ist der Betrag, der dem Unter- 
nehmer und seiner Familie als Entgelt der Arbeits- 


leistung einschließlich dispositiver Tätigkeit und des 
Kapitaleinsatzes und als Unternehmensgewinn zu- 
fließt. 

Gesamteinkommen 

Das Gesamteinkommen errechnet sich aus dem Rein- 
einkommen des Unternehmens zuzüglich 

— Einkünfte aus selbständiger und unselbständiger 
außerbetrieblicher Tätigkeit des Betriebsleiter- 
ehepaares und des Hofnachfolgers 

— Renten und andere wiederkehrende Bezüge ein- 
schließlich des Altersgeldes, 

— Einkünfte aus Gewerbebetrieb, privatem Kapital- 
vermögen, Vermietung und Verpachtung und 
Sonstiges, 

abzüglich der Aufwendungen für außerbetriebliche 
unselbständige Einkünfte. (In den Buchführungs- 
ergebnissen des Wirtschaftsjahres 1971/72 sind die 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb, privatem Kapitalver- 
mögen und Vermietung und Verpachtung noch nicht 
enthalten). Das Gesamteinkommen umfaßt sämtliche 
Einkünfte, die dem Betriebsleiterehepaar und dem 
Hofnachfolger zufließen. 

Aktivkapital 

Zum Aktivkapital eines landwirtschaftlichen Be- 
triebs gehören alle im Produktionsprozeß eingesetz- 
ten Kapitalgüter. Dabei werden die jeweiligen Eigen- 
tumsverhältnisse nicht berücksichtigt. Im einzelnen 
zählen dazu: Boden und Grundverbesserungen, 
Wirtschaftsgebäude und bauliche Anlagen, Dauer- 
kulturen, Maschinen und Geräte, Vieh und das 
Umlaufkapital. 

Aktivvermögen 

Das Aktivvermögen umfaßt ebenso wie das Aktiv- 
kapital sämtliche im landwirtschaftlichen Produk- 
tionsprozeß eines Betriebes eingesetzten Kapital- 
güter. Während jedoch die Bewertung des Aktiv- 
kapitals bundeseinheitlich vorgenommen wird, wer- 
den bei der Ermittlung des Aktivvermögens die 
einzelnen Komponenten mit Ausnahme des Boden- 
kapitals aus der Buchführung der Betriebe entnom- 
men. Die Bewertung erfolgt beim Grund und Boden 
nach der Nettopachtpreismethode, bei Gebäuden, 
Maschinen, Dauerkulturen und Grundverbesserun- 
gen nach dem um die Abschreibungen verminderten 
Anschaffungs- bzw. Herstellungswert, bei Vieh nach 
durchschnittlichen Erlöspreisen und beim Umlaufver- 
mögen nach dem Buchwert des Feldinventars, der 
Forderungen und der flüssigen Geldmittel. 
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Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 LwG 


Vergleichsertrag 

Der Vergleichsertrag ist höher als der Betriebsertrag, 
weil der Eigenverbrauch und der Naturallohn hier 
um 42 ®/o höher bewertet werden als auf Erzeuger- 
preisbasis. Dieser Zuschlag, der auf den Ergebnissen 
einer besonderen Untersuchung beruht, soll die 
Differenz zwischen dem Wert der BetriebseMnah- 
men zu Erzeugerpreisen und dem Wert zu Einzel- 
handelspreisen ausgleichen, wobei die zusätzlichen 
Aufwendungen der bäuerlichen Familien zur Auf- 
bereitung und Konservierung der Nahrungsmittel 
bis zur Konsumreife berücksichtigt werden. 

V ergl eichsauf wand 

Der Vergleichsaufwand umfaßt den Sachaufwand, 
die Betriebssteuern und Lasten, die Beiträge zur 
Unfallversicherung, den gewerblichen Vergleichs- 
lohn, den Betriebsleiterzuschlag, den Arbeitgeber- 
anteil zur Sozialversicherung für die mithelfenden 
Familienarbeitskräfte und^ die familienfremden Ar- 
beitskräfte sowie den Zinsansatz für das eingesetzte 
Aktivkapital. 


Landwirtschaftliche Gesamtrechnung 

Die Landwirtschaftliche Gesamtrechnung im vorlie- 
genden Bericht gibt ein Bild der wirtschaftlichen 
Leistung des Produktionsbereichs Landwirtschaft 
(ohne Forstwirtschaft und Fischerei). Ausgangsgröße 
ist der Produktionswert. 

Produktionswert der Landwirtschaft 

Der Produktionswert der Landwirtschaft umfaßt alle 
mit durchschnittlichen Verkaufspreisen bewerteten 
Verkäufe von landwirtschaftlichen Erzeugnissen an 
andere Wirtschaftsbereiche, den Eigenverbrauch, die 
Vorratsveränderungen bei pflanzlichen und tieri- 
schen Produkten, die selbsterstellten Anlagen (Vieh) 
und die Dienstleistungen auf der landwirtschaft- 
lichen Erzeugerstufe. 

Vorleistungen 

In den Vorleistungen sind der ertragsteigernde 
Aufwand (Zukauffuttermittel, Handelsdünger, Pflan- 
zenschutzmittel, zugekauftes Saätgut und eingeführ- 
tes Nutzvieh), die Aufwendungen für die Unterhal- 
tung der Wirtschaftsgebäude und des Inventars, die 
Ausgaben für Brenn- und Treibstoffe sowie elektri- 
schen Strom und die allgemeinen Wirtschaftsaus- 
gaben zusammengefaßt. 

Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt 

Der Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt (zu Marktpreisen) ergibt sich als Differenz 
von Produktionswert und Vorleistungen. 


Vergleichsbetriebseinkommen 

Das Vergleichsbetriebseinkommen ergibt sich aus 
dem Vergleichsertrag durch Abzug des Sachaufwan- 
des, der Betriebssteuern und der Unfallversiche- 
rung. 

Summe der Vergleichsansätze 

Diese Position setzt sich aus dem Vergleichslohn, 
dem Betriebsleiterzuschlag, dem Arbeitgeberanteil 
zur Sozialversicherung für die mithelfenden Fami- 
lienangehörigen und für die familienfremden Ar- 
beitskräfte und dem Zinsansatz für das Aktivkapital 
zusammen. 

Ertrags-Aufwandsdifferenz 

Die Ertrags- Aufwandsdifferenz ergibt sich aus dem 
Vergleichsertrag durch Abzug des Vergleichsauf- 
wandes. 

Abstand 

Als Abstand wird die Ertrags-Aufwandsdifferenz in 
Prozent der Summe der Vergleichsansätze (Summe 
der Vergleichsansätze = 100) bezeichnet. 


Beitrag der Landwirtschaft zum Nettoinlandsprodukt 
zu Faktorkosten (Wertschöpfung) 

Aus dem Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt ergibt 
sich durch Abzug der verbrauchsbedingten, zu Wie- 
derbeschaffungspreisen bewerteten Abschreibungen 
der Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Marktprei- 
sen. Hieraus leitet sich durch Kürzung um die in- 
direkten Steuern und durch Addition der für die 
laufende Produktion gezahlten staatlichen Sub- 
ventionen der Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu 
Faktorkosten (= Wertschöpfung) ab. Die Wert- 
schöpfung stellt die Entlohnung der Produktions- 
faktoren Boden, Arbeit und Kapital dar. 

Schematische Darstellung 

Produktionswert der Landwirtschaft 
X Vorleistungen 


Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt zu Marktpreisen 
X Abschreibungen 


Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Markt- 
preisen 

X indirekte Steuern 
+ Subventionen 

Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Faktor- 
kosten = Wertschöpfung 
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Gesamtrechnung 


Betriebliche Einkommensrechnung 



4) einschließlich Verkäufe an Landwirte 

5) Subventionen auf der Autwandseite (z-B. Gasölverbilligung) werden bei den einzelnen Aufwandspositionen verrechnet; sie sind daher im Sachaufwand nicht mehr enthalten. 

6) Einkünfte aus selbständiger und unselbständiger außerbetrieblicher Tätigkeit, Renten, Einkünfte aus Gewerbebetrieb, privatem Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte. 

7) Aufwendungen nur für außerbetriebliche unselbständige Einkünfte. 


a 



a> 


Berechnung von Erfolgsmaßstäben 


Drucksache 7/146 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Wichtige Aktivitäten der Bundesregierung auf dem Agrarsektor 


Maßnahme/Vorhaben 


Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Lage der Agrarwirtschaft 


Umwandlung des Grünen Berichtes 
in eine zukunftsweisende agrar- 
und emährungswirtschaftliche Ge- 
samtkonzeption (Agrarbericht) 

Darstellung der bisherigen und 
voraussichtlichen Entwicklung im 
Agrarbereich, insbesondere der Er- 
tragslage der Landwirtschaft ge- 
mäß § 4 LwG sowie der Ziele und 
Maßnahmen der Bundesregierung 
auf dem Gebiet der Agrar- und Er- 
nährungspolitik 

Vorlage im Bun- 
destag jeweils im 
Februar des Jah- 
res 

Gesetz über eine Zählung in der 
Land- und Forstwirtschaft 

Detaillierte Informationen über die 
Agrarstruktur und die sozialöko- 
nomische Situation in der Land- 
wirtschaft (Planungsgrundlagen 

für die Agrarpolitik) 

Gesetz vom 

23. 12. 1970 

BGBL I S. 1852 

Erzeugungspolitik 

Gesetz zur Änderung des Pflan- 
zenschutzgesetzes 

Verbesserung des Schutzes von 
Mensch und Tier vor Gefahren 
durch Pflanzenschutzmittel 

Gesetz vom 

27. 7. 1971 

BGBl. I S. 1161 

Verordnung über Anwendungsver- 
bote und -beschränkungen für 
Pflanzenschutzmittel 

Verbot bzw. Einschränkung der 
Anwendung bestimmter toxikolo- 
gisch bedenklicher Pflanzenschutz- 
mittel 

VO vom 

23. 7. 1971 

BGBL I S. 1117 

Verordnung zur Änderung der 
Verordnung über Anwendungs ver- 
böte und -beschränkungen für 
Pflanzenschutzmittel 

Ausweitung der Bestimmungen auf 
weitere toxikologisch bedenkliche 
Stoffe 

Referenten- 

entwurf 

Futtermittelgesetz 

Gesamtreform des Futtermittel- 
rechts; Anpassung der futtermittel- 
rechtlichen Vorschriften an den 
neuesten Stand der Kenntnisse aus 
Wissenschaft und Technik, Ermäch- 
tigung zur Festlegung von Höchst- 
gehalten an Schadstoffen in Futter- 
mitteln, Ermächtigung für Rechts- 
vorschriften zur Übertragung von 
EWG-Richltinien in den nationalen 
Bereich. Straffung und Verein- 
fachung des Futtermittelrechts 

Gesetzentwurf 
in Vorbereitung 

Vierte Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes zur Änderung 
futtermittelrechtlicher Vorschriften 

Anpassung der Normentafel für 
Mischfuttermittel an den Stand der 
neuesten wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse, Festlegung des Höchst- 
gehaltes an Aflatoxinen 

VO vom 

17. 8. 1971 

BGBl. I S. 1355 

Fünfte Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes zur Änderung 
futtermittelrechtlicher Vorschriften 

Verlängerung der Übergangsrege- 
lung der 4. DVO bis zur ange- 
strebten Parallelregelung von 
Höchstgehalten an Schadstoffen in 
Einzelfuttermitteln 

VO vom 

25. 4. 1972 

BGBl. I S. 731 


Bundestag 

Öffentlichkeit 


Öffentlichkeit 
Verbände 
Parteien usw. 


Landw. Erzeuger 
Pflanzenschutz- 
niittelhersteller 
und -importeure 
Verbraucher 

Landw. Erzeuger 
Verbraucher 


Landw. Erzeuger 
Verbraucher 


Landwirt- 
schaftliche 
Erzeuger 
Futtermittel- 
hersteller und 
-Importeure 
Verbraucher 


Futtermittel- 
hersteller und 
-Importeure 
Verbraucher 


Futtermittel- 
hersteller 
hersteiler- und 
-Importeure 
Verbraucher 
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Maßnahme/ Vorhaben 

Zielsetzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Sechste Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes zur Änderung 
futtermittelrechtlicher Vorschriften 

Übernahme der Vorschriften der 
EWG-Richtlinie vom 23. November 
1970 über Zusatzstoffe in der Tier- 
ernährung, Förderung der tieri- 
schen Erzeugung in der Landwirt- 
schaft. Regelung der Zulassung, des 
Verkehrs und der Änwendung von 
Zusatzstoffen in Futtermitteln 

Referenten- 

entwurf 

Futtermittel- 
hersteller und 
-Importeure 

Zweite Verordnung zur Änderung 
der Verordnung zur Äusführung 
des Futtermittelgesetzes 

Regelung von Höchstgehalten an 
Äflatoxinen im Verkehr von Ein- 
zelfuttermitteln 

VO dem Bundes- 
rat zur Zustim- 
mung zugeleitet 

Futtermittel- 
hersteller und 
-Importeure 
Verbraucher 

Verordnung zur Durchführung des 
Futtermittelgesetzes 

Schutz der am Verkehr mit Futter- 
mitteln Beteiligten vor Irreführung, 
Festlegung von Höchstgehalten an 
Schadstoffen in Futtermitteln 

Referenten- 

entwurf 

Landwirt- 
schaftliche 
Erzeuger 
Futtermittel- 
hersteller und 
-Importeure 
Verbraucher 

Verordnung über Änalysemetho- 
den für die amtliche Untersuchung 
von Futtermitteln 

Übernahme von EWG -Richtlinien 
zur Festlegung gemeinschaftlicher 
Änalysemethoden für die amtliche 
Untersuchung von Futtermitteln, 
Sicherung einer einheitlichen Über- 
wachung des Verkehrs mit Futter- 
mitteln 

Referenten- 

entwurf 

Futtermittel- 
hersteller und 
-Importeure 
Überwachungs- 
behörden 
Tierhalter 

Bekanntmachung über Mischfutter- 
mittel für Hunde und Katzen 

Vereinfachung des Zulassungsver- 
fahrens für Mischfuttermittel für 
Hunde und Katzen 

Bekanntmachung 
vom 19. 3. 1970 
BÄnz. Nr. 60 
vom 1. 4. 1970 

Futtermittel- 
hersteller und 
-Importeure 
Tierhalter 

Gesetz zur Änderung des Vieh- 
seuchengesetzes 

Neuregelung der Entschädigung 
von Tierverlusten, Regelung der 
staatlichen Prüfung veterinärmedi- 
zinischer Sera und Impfstoffe, Än- 
derung einzelner Vorschriften ins- 
besondere über die amtstierärzt- 
liche Überwachung der gewerbli- 
chen Schlachtstätten sowie über 
die Äusfuhr von Tieren, Teilen 
von Tieren und tierischen Erzeug- 
nissen 

Gesetz vom 

7. 8. 1972 

BGBL I S. 1363 

Tierhalter 
Tierkaufleute 
Schlachtbetriebe 
Staatliche Sera- 
und Impfstoff- 
prüfungsinstitute 
Veterinärver- 
waltungen der 
Bundesländer 

Neunundzwanzigstes Gesetz zur 
Änderung des Grundgesetzes 

Voraussetzung zur Schaffung eines 
bundeseinheitlichen Tierschutz- 

rechtes 

Gesetz vom 

18. 3. 1971 

BGBl. I S. 207 

Älle Bevölke- 
rungsgruppen 

Tierschutzgesetz und Durchfüh- 
rungsverordnungen 

Bundeseinheitliche Tierschutzrege- 
lungen Tierhaltung, Töten von 
Tieren, Eingriffe an Tieren, Tier- 
versuche, Eingriffe zu Äusbil- 
dungszwecken, Tierhandel, Ver- 
bringungs-, Verkehrs-, Haltungs- 
verbot, Neuregelung der Mensch- 
Tier-Beziehung an Hand objekti- 
ver wissenschaftlicher Maßstäbe, 
Geltungsbereich: Älle Tiere (Haus- 
tiere, jagdbare und nicht jagdbare 
wilde Tiere) 

Gesetz vom 

24. 7. 1972 

BGBl. I S. 1277, 
Durchführungs- 
verordnungen in 
Vorbereitung 

Älle mit Tieren 
befaßte Bevölke- 
rungsgruppen 
insbesondere 
Landwirtschaft 
Tierhandel 
Schausteller 
Versuchstier- 
halter 

Tierärzte 

Ärzte 

Biologen 

Jagdausübende 
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Maßnahme/Vorhaben 

Zielsetzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Markt- und Preispolitik 




Zweites Gesetz zur Änderung des 
Absatzfondsgesetzes 

Verbesserung der Zusammenarbeit 
zwischen Äbsatzfonds und CMÄ 
und Anpassung des Beitragsrech- 
tes 

Gesetz vom 

23. 3. 1972 

BGBl. I 477 

Land- und 
Ernährungs- 
wirtschaft 

Gesetz zur Durchführung der ge- 
meinsamen Marktorganisationen 

Schaffung einer gesetzlichen 

Grundlage für die nationale Durch- 
führung sämtlicher EWG-Markt- 
ordnungen und Änderung einer 
Anzahl von nationalen Gesetzen 

Gesetz vom 

31. 8. 1972 

BGBl. I 1617 

Landwirtschaft 

Großhandel 

Im- und Export 
Ernährungswirt- 
schaft 

Verbraucher 

Verordnung (EWG) betr. die land- 
wirtschaftlichen Erzeugergemein- 
schaften und ihre Vereinigungen 

Verbesserung der Marktstruktur 

Beratung im 

Sonderausschuß 

Landwirtschaft 

Landwirt- 

schaftliche 

Erzeuger 

Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes betr. die Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften 

Durch Stärkung der Statutenfrei- 
heit und Verbesserung der organi- 
sationsrechtlichen Vorschriften so- 
wie Erleichterung der Kapitalbe- 
schaffung soll die Wettbewerbs- 
position der Genossenschaft im 
Vergleich zu Unternehmen ande- 
rer Rechtsform erleichtert werden 

Regierungs- 
entwurf wird im 
Bundestag erneut 
eingebracht 

Agrarwirtschaft 

Gewerbe 

Ernährungswirt- 

schaft 

Mühlenstrukturgesetz 

Schaffung einer leistungsfähigen 
Struktur des Mühlengewerbes 
durch Stillegungsaktionen und 
Vermahlungsregelung für Brotge- 
treide 

Gesetz vom 

22. 12. 1971 

BGBl. I 2098 

Mühlen 

Landwirtschaft 

Handel 

Ernährungs- 

industrie 

Verlängerung der Prämiengewäh- 
rung für die Rodung von Obst- 
bäumen 

Abbau von strukturellen Über- 
schüssen bei Äpfeln, Birnen und 
Pfirsichen in der Gemeinschaft 

VO (EWG) 

Nr. 2456/72 
Amtsblatt der 

EG Nr. L 266 
vom 25. 11. 1972 

Obsterzeuger 

Gemeinsame Marktorganisation 
für Wein 

Schaffung einer Marktordnung für 
Wein, teilweise Rechtsharmonisie- 
rung für Tafel-, Qualitäts-, 

Schaumwein und Likörwein 

VO (EWG) 

Nr. 816/70 

28. 4. 1970 
Amtsblatt der 

EG Nr. L 99 

Weinbau 
Weinhandel 
Weinverarbei- 
tende Industrie 
Verbraucher 

EWG-Hopfenmarktordnung 

Schaffung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Hopfen und 
Hopfenerzeugnisse, insbesondere 
Qualitäts- und Preisregelung 

VO (EWG) 

Nr. 1696/71 

26. 7. 1971 
Amtsblatt der 

EG Nr. L 175 

Hopfenerzeuger 

Hopfenhändler 

Brauereien 

Marktorganisation für Rohtabak 

Sicherung eines angemessenen Ein- 
kommens für die Erzeuger, Förde- 
rung der Qualitätserzeugung 

VO (EWG) 

Nr. 727/70 

21. 4. 1970 
Amtsblatt der 

EG Nr. L 94 

Tabakpflanzer 

Verordnung über Qualitätsnormen 
für Obst und Gemüse 

Anwendung der EWG-Vorschriften 
über die Qualitätsnormen für Obst 
und Gemüse 

VO vom 

9. 10. 1971 

BGBl. I 1637 

Obst- und 
Gemüseerzeuger 
Obst- und 


Gemüsehandel 

Verbraucher 
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Maßnahme/Vorhaben 

Zielsetzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Aufhebung der Verordnung über 
Mindestpreise für Trinkmilch 

Freigabe des Mindestabgabeprei- 
ses für Milch auf der Molkerei- 
stufe 

VO vom 

21. 6. 1972 

BGBl. I 987 

Molkereien 

Milchhandel 

Verbraucher 

EWG-Trinkmilchmarktordnung 

Erlaß einer Rahmenverordnung 
über die Qualität und Vermark- 
tung von Konsummilch 

VO (EWG) 

Nr. 1411/71 

29. 6. 1971 
Amtsblatt der 

EG Nr. L 148 

Milcherzeuger 

Molkereien 

Milchhandel 

Verbraucher 

EWG-Butterverordnung 

Gemeinschaftliche Vorschriften für 
die Herstellung und das Inverkehr- 
bringen von Butter 

Beratungen 
durch Beitritts- 
verhandlungen 
unterbrochen 

Molkereien 

Handel 

Verbraucher 

EWG-Margarine-Verordnung 

Gemeinsame Vorschriften für die 
Herstellung und das Inverkehr- 
bringen von Margarine 

Beratungen 
durch Beitritts- 
verhandlungen 
unterbrochen 

Verbraucher 

Margarine- 

industrie 

Handel 

Festsetzung der gemeinschaftlichen 
Agrarpreise für das Wirtschafts- 
jahr 1971/72 

Verbesserung der Erzeugererlöse 

Entschließung 
des Rates vom 

25. 5. 1971 
Amtsblatt der 

EG Nr. C 52 

Landwirt- 

schaftliche 

Erzeuger 

Festsetzung der gemeinschaftlichen 
Agrarpreise für das Wirtschafts- 
jahr 1972/73 

Verbesserung der Erzeugererlöse 

Verordnungen 
des Rates vom 

17. 4. 1972 
Amtsblatt der 

EG Nr. L 94 

Landwirt- 

schaftliche 

Erzeuger 

Aufwertungsausgleich 

Ausgleich der Verluste der deut- 
schen Landwirtschaft aufgrund der 
Aufwertung der DM 

Aufwertungsaus- 
gleichsgesetz 
vom 23. 12. 1969; 
BGBl. I S. 2381 
Durchführungs- 
gesetz vom 

5. 6. 1970 

BGBl. I S. 676 

Landwirtschaft 

Grenzausgleich 

Absicherung der Agrarpreise vor 
den Wechselkursschwankungen 

VO (EWG) 

Nr. 974/71 
des Rates vom 

12. 5. 1971 
Amtsblatt der 

EG Nr. L 106 

Landw. Erzeuger 
Ex- und Import- 
handel 

Neuregelung des Grenzausgleichs 

Verminderung des Risikos für den 
Handel durch Einbeziehung der 
Abwertung des US-Dollars in das 
Grenzausgleichssystem 

VO (EWG) 

Nr. 978/72 
der Kommission 
vom 12. 5. 1972 
Amtsblatt der 

EG Nr. L 113 

Ex- und Import- 
handel 

Grundsatzbeschluß über die Be- 
seitigung des Grenzausgleichs 

Abbau des Grenzausgleichs darf 
die Einkommen der Landwirte 
nicht treffen 

Ratsvereinba- 
rung vom 

13./16. und 

20./24. 3. 1972 

Landwirt- 

schaftliche 

Erzeuger 

Sondermaßnahmen für die Be- 
reiche Obst, Gemüse und Garten- 
bau 

Ausgleich von Verlusten aufgrund 
währungspolitischen Maßnahmen 

Kabinettbeschluß 
vom 30. 6. 1971 

Obst- und 

Gemüseerzeuger 

Gartenbau 
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Maßnahme/Vorhaben 


Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Sondermaßnahmen für die Berei- 
che Eier und Geflügel 

Ausgleich von Verlusten aufgrund 
von währungspolitischen Maßnah- 
men 

Kabinettbeschluß 
vom 30. 6. 1971 

Eier- und 
Geflügelerzeuger 

Sondermaßnahmen für die Obst- 
und Gemüsekonservenindustrie 

Beseitigung von Marktstörungen 


Obst- und 
Gemüse-Konser- 
venindustrie 

Verbraucherpolitik im Emährungsbereich 



Ausbau der Berichterstattung über 
Lebensmittelpreise 

Wöchentliche Preisspiegel inGroß- 
und Mittelstädten 

Informationen an Presse und 
Rundfunk 

1972/73 Verbes- 
serung der Erhe- 
bungen; Erweite- 
rung der Infor- 
mations- und 
Beratungs- 
tätigkeit 

Verbraucher- 

beratungsstellen 

Massenmedien 

Verbraucher 

Aufklärungsaktion zur Vorratshal- 
tung im Haushalt 

Stärkung der Vorsorge-Verantwor- 
tung des Verbrauchers 

Aufklärungs- 
aktionen in 
Zusammenarbeit 
mit Emährungs- 
handel, Verbrau- 
cher und Haus- 
frauenverbänden 

Verbraucher 

Gesetz zur Neuordnung und Berei- 
nigung des Rechts im Verkehr mit 
Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, 
kosmetischen Mitteln und sonsti- 
gen Bedarfsgegenständen 

Verstärkter Schutz des Verbrau- 
chers vor möglichen Gesundheits- 
schäden und vor Täuschung ohne 
unnötige Behinderung der wirt- 
schaftlichen Entwicklung 

Beratung in den 
BT-Ausschüssen 
nicht ab- 
geschlossen 

Verbraucher 

Außenwirtschaftspolitik und Weltagrarprobleme 



Vertrag über den Beitritt Däne- 
marks, Irlands und Großbritan- 
niens zu den Europäischen Ge- 
meinschaften 

Erweiterung der Gemeinschaft um 
Dänemark, Irland und Großbritan- 
nien 

Beitritt am 1.1. 
1973 vollzogen 

Mitgliedstaaten 

Abkommen der erweiterten EWG 
mit 

— ' Österreich 

— Schweiz 

— Portugal 

— Schweden 

— Island 

— Finnland 

— Norwegen 

Errichtung von Freihandelszonen 

Abkommen mit 
Österreich, 

Schweiz, Portugal 
und Schweden 
am 1.1. 1973 in 
Kraft getreten; 
Einleitung der 
Ratifikations- 
verfahren, soweit 
erforderlich 

Beteiligte Länder 

Langfristiges Abkommen über den 
Handel und die wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit mit der UdSSR vom 

7. 7. 1972 

Weiterentwicklung des beidersei- 
tigen Handels und der wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit 

BGBl. 1972 

II S. 842 

UdSSR 

Bundesrepublik 

Deutschland 

Warenverkehrsprotokolle 1972 mit 

— Polen 

— Bulgarien 

— Rumänien 

— Tschechoslowakei 

— Ungarn 

Steigerung des gegenseitigen Wa- 
renaustausches 

BGBL 1972 

II S. 165, 823, 260, 
275, 620 

Bundesrepublik 

Deutschland 

Polen 

Bulgarien 

Rumänien 

Tschechoslowakei 

Ungarn 
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Maßnahme/Vorhaben 


Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


GATT-Handelsverhandlungen auf 
dem Agrarsektor 1973 


Strukturpolitik 

Richtlinie des Ministerrates der 
EG (72/159) vom 17. 4. 1972 über 
die Modernisierung landwirtschaft- 
licher Betriebe 


Richtlinie des Ministerrates der 
EG (72/160) vom 17. 4. 1972 zur 
Förderung der Einstellung der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätig- 
keit und der Verwendung der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche 
für Zwecke der Strukturverbesse- 
rung 

Richtlinie für die Förderung von 
einzelbetrieblichen Investitionen 
in der Land- und Forstwirtschaft 
vom 1. 1. 1971 


Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes". Der Rahmenplan 
enthält die einzelnen Maßnahmen 
und die finanzielle Dotation. 


Gesetzliche Regelung einer 
koordinierten Städtebau- und 
Agrarstrukturpolitik im Rahmen 
des Städtebauförderungsgesetzes 
(§§ 64 bis 70). 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung der Flöfeordnung 


Entwurf eines Gesetzes zur Neu- 
ordnung des landwirtschaftlichen 
Pachtrechts 


Liberalisierungsmaßnahmen zur 
Ausweitung des Weltagrarhandels 


Schaffung der strukturellen Vor- 
aussetzungen für eine merkliche 
Verbesserung der Einkommen ent- 
wicklungsfähiger Betriebe 

Förderung des Ausscheidens aus 
der Landwirtschaft 


— Einkommensverbesserung ent- 
wicklungsfähiger Betriebe durch 
Rationalisierung 

— Verbesserung des Wohnstan- 
dards einschl. der arbeitswirt- 
schaftlichen Verhältnisse 

— Erleichterung des Strukturwan- 
dels durch Überbrückungshilfen 


Die Gemeinschaftsaufgabe dient 
dazu, eine leistungsfähige, auf 
künftige Anforderungen ausgerich- 
tete Land- und Forstwirtschaft zu 
gewährleisten und deren Einglie- 
derung in den Gemeinsamen 
Markt der EG zu erleichtern sowie 
den Küstenschutz zu verbessern. 

Verbesserung der Lebensverhält- 
nisse auf dem Lande 


Beschränkung des höferechtlichen 
Bestandsschutzes auf lebensfähige 
landwirtschaftliche Betriebe und 
Stärkung der Dispositionsfreiheit 
des Hofeigentümers 

Anpassung des Landpachtrechts an 
die heutigen wirtschaftlichen Ge- 
gebenheiten, insbesondere Stär- 
kung der Position des Pächters 


Vorbereitung und 
Beginn der 
Verhandlungen 

GATT-Länder 

Richtlinie (EG) 

Nr. 159/72 
vom 17. 4. 1972 
Amtsblatt der EG 
Nr. L 96 S. 1 

Haupterwerbs- 

landwirtschaft 

Richtlinie (EG) 

Nr. 160/72 
vom 17. 4. 1972 
Amtsblatt der EG 
Nr. L 96 S. 9 

Haupt- und 
Nebenerwerbs- 
landwirtschaft 
Landwirtschaft- 
liche Lohn- 
arbeitskräfte 
Mithelfende 
Familien- 
angehörige 

Richtlinien 
wurden seit 

1. 7. 1971 
angewandt 
und ab 

1.1. 1973 durch 
Förderungs- 
grundsätze 
(Gemeinschafts- 
aufgabe) abgelöst 

Land- und forst- 
wirtschaftliche 
Betriebe 

Rahmenplan 1973 
ist verabschiedet, 
Rahmenplan 1974 
ist in Vorberei- 
tung 

Land- und 
Forstwirtschaft 
im weitesten 
Sinne 

BGBl I 1972 

S. 1125 

Land- und 
Forstwirte 
Bevölkerung 
des ländlichen 
Raumes 

Referenten- 

entwurf 

Eigentümer land- 
wirtschaftlicher 
Betriebe 

Referenten- 

entwurf 

Verpächter und 
Pächter von land- 


wirtschaftlichen 

Grundstücken 
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Maßnahme/Vorhaben 


Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Forstwirtschaftspolitik 




Bundeswaldgesetz 

— Im Vollzug des Umweltpro- 
gramms der Bundesregierung 
Neuordnung des Forstrechts 
auf Bundesebene; 

— Sicherung der Vielfalt der 
Nutz-, Schutz- und Erholungs- 
funktionen des Waldes; 

In der 6. Legis- 
laturperiode nicht 
mehr verabschie- 
det; im Dezember 
1972 als Kabinett- 
vorlage dem BKA 
erneut zugeleitet 

Staats-, 

Kommunal- und 
Privatwald- 
besitzer 
Gesamte 
Bevölkerung 


— Gesetzliche Verankerung der 
Förderung der Forstwirtschaft 
im weitesten Sinne; 




— Ausgleich zwischen dem Inter- 
esse der Allgemeinheit und 
den Belangen der Waldbesit- 
zer 



Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über forstwirtschaftliche Zusam- 
menschlüsse 

Fristverlängerung der Gleichstel- 
lung der nach Landesrecht bisher 
anerkannten forstwirtschaftlichen 
Zusammenschlüsse des privaten 
Rechts gegenüber den anerkann- 
ten Forstbetriebsgemeinschaften 

In Vorbereitung 

Wa.vibesitzer 

Verordnung über die Beschrän- 
kung des ordentlichen Holzein- 
schlags der Forstwirtschaft auf 
Grund des Forstschäden-Aus- 

gleichsgesetzes 

Vermeidung einer Überschwem- 
mung des Holzmarktes anläßlich 
der Sturmkatastrophe vom 13. 11. 
1972 

VO vom 

7. 12. 1972 

BGBl. I S.2308 

Alle Forst- 
betriebe 

Alle Betriebe 
der Holz- 
wirtschaft 

Bund 

Länder 

Gemeinden 

Fischereipolitik 




Seefischerei-Vertragsgesetz 1971 
nebst Durchführungsverordnungen 

Durchführung der internationalen 
Bestimmungen und Erlaß selbstän- 
diger Bestimmungen zur Erhaltung 
und rationellen Nutzung der Fisch- 
bestände im Nordatlantik 

Gesetz vom 

25. 8. 1971 

BGBl. II S. 1057, 
VO'en vom 

26. 8. 1971 

BGBL II S. 1065 
vom 25. 1. 1972 
BGBl. II S. 3, 
vom 18. 5. 1972 
BGBL II S. 563 
und vom 

6. 9. 1972 

BGBL II S. 1109 

Seefischerei 

Gemeinsame Marktorganisation 

für Fischereierzeugnisse 

Festsetzung von Vermarktungsnor- 
men; Preisstabilisierungsmaßnah- 
men durch Erzeugerorganisationen; 
Drittlandsregelung 

VO (EG) 

Nr. 2142/70 vom 

20. 10. 1970 
Amtsblatt der EG 

L 236, S. 5 

Fischwirtschaft 

Verbraucher 

Verordnung über die Einführung 
einer gemeinsamen Strukturpoli- 
tik für die Fischwirtschaft 

Zugang zu den Fischereigründen 
und Koordinierung der nationalen 
Fischereipolitik 

VO (EG) 

Nr. 2141/70 vom 

20. 10. 1970 
Amtsblatt L 236, 

See- und 
Binnenfischerei 


S. 1 
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Maßnahme/ Vorhaben 


Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Richtlinien für die Gewährung von 
Neubaudarlehen an Unternehmen 
der Großen Hochseefischerei und 
Großen Heringsfischerei 


Förderung von modernen Neubau- 
ten (Fang- und Fabrikschiffe) der 
Hochseefischerei 


Richtlinien vom 
17. 8. 1971 
neugefaßt am 
27. 11. 1972 


Große 

Hochseefischerei 


Umweltpolitik im Agrarbereich, Naturschutz und Landschaftspflege 


Gesetz zur Änderung des Grund- 
gesetzes (Naturschutz und Land- 
schaftspflege) 


Umwandlung der Rahmenkompe- 
tenz des Bundes in eine konkur- 
rierende Gesetzgebungszuständig- 
keit 


In der VI. Legis- 
laturperiode nicht 
mehr verabschie- 
det; erneut in der 
Ressortabstim- 
mung 


Gesetzgebende 

Körperschaften 


Entwurf eines Gesetzes über Na- Schutz, Pflege und Entwicklung Entwurf 

turschutz und Landschaftspflege von Natur und Landschaft zur fertiggestellt 

nachhaltigen Sicherung von 

-- Leistungsfähigkeit des Natur- 
haushalts 

— Nutzungsfähigkeit der Natur- 
güter Boden, Wasser, Luft, 

Klima, Flora, Fauna 

— Vielfalt, Eigenart und Schön- 
heit von Natur und Landschaft 
mit rechtlichen Mitteln als Le- 
bensgrundlage und als Voraus- 
setzung zur Erholung in Natur 
und Landschaft 


Alle Bundes- und 
Landesbehörden 
im Bereich von 
Naturschutz und 
Landschaftspflege 
einschließlich der 
betreffenden 
Hoch- und Fach- 
schulen, Agrar- 
und Forstbehör- 
den, Wasserwirt- 
schafts- und Flur- 
bereinigungs- 
ämter, alle 
Kommunal- 
behörden, Unter- 
nehmen des Frei- 
zeit- und Erho- 
lungswesens, 
Planungsämter, 
alle Bevölke- 
rungsschichten 


Landschaftsprogramm des Bundes 


Wettbewerb 

„Unser Dorf soll schöner wer- 
den" 

Wettbewerb 

„Vorbildliche Campingplätze in 
der Landschaft" 


Darstellung der Erfordernisse des 
Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege unter Beachtung der 
Grundsätze der Raumordnung und 
Landesplanung in Text und Karte 
und in Übereinstimmung mit dem 
Landschaftsprogramm der Länder 

Förderung örtlicher Planungs- und 
Durchführungsinitiativen unter Be- 
rücksichtigung des Gesamtraumes 
sowie der Eigeninitiative der Be- 
völkerung im Sinne der Neuord- 
nung des ländlichen Raumes 


In Vorbereitung Planungsbehör- 
den und Unter- 
nehmen im 
Bereich des 
Bundes, die in 
Natur und 
Landschaft 
eingreifen 

Durchführung im Öffentlichkeit 

zweijährigen 

Turnus 
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Maßnahme/Vorhaben 


Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgmppe 


Sozialpolitik 


Gesetz über die Krankenversiche- 
rung der Landwirte 


Gesetz zur Verbesserung und Er- 
gänzung sozialer Maßnahmen in 
der Landwirtschaft 


Sechstes Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte 


Anpassungshilfe für ältere land- 
wirtschaftliche Arbeitnehmer (För- 
derungsgrundsätze im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe) 


Steuerpolitik 

Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung bewertungsrechtlicher Vor- 
schriften und des Einkommen- 
steuergesetzes 


Gesetz zur Änderung bewertungs- 
rechtlicher und anderer steuer- 
rechtlicher Vorschriften (Bewer- 
tungsänderungsgesetz 1971) 

Gesetz zur Änderung des Einkom- 
mensteuergesetzes und anderer 
steuerrechtlicher Vorschriften 
(2. Steueränderungsgesetz 1971) 


Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Ermittlung des Gewinns 
aus Land- und Forstwirtschaft nach 
Durchschnittssätzen 


Einbeziehung der selbständigen 
Landwirte, ihrer mitarbeitenden 
Familienangehörigen und der 
Ältenteiler in den gesetzlichen 
Krankenversicherungsschutz 


Verbesserung der Landabgabe- 
rente, Möglichkeit zur Nachentrich- 
tung von Beiträgen zur gesetz- 
lichen Rentenversicherung 


Erhöhung des Ältersgeldes und der 
Landabgaberente. Erleichterung der 
Landabgabe 


Änpassungshilfe für ältere land- 
wirtschaftliche Arbeitnehmer bei 
Verlust des Arbeitsplatzes infolge 
Auflösung eines landwirtschaft- 
lichen Betriebes oder Betriebstei- 
les 


Heraufsetzung der steuerlich be- 
günstigten Tierzahlen je Betrieb. 
Senkung der Einheitswerte für 
Hopfen, Spargel, Obst und Forst 


Abbau steuerlicher Hemmnisse bei 
Einrichtung und Tätigkeit von 
landwirtschaftlichen Tierhaltungs- 
kooperationen 

Besteuerung der Veräußemngs- 
gewinne von Grund und Boden. 
Beseitigung steuerlicher Vorteile 
für gewerbliche Massentierhaltung 


Verlängerung der einkommen- 
steuerlichen Gewinnermittlung 
nach Durchschnittssätzen 


Gesetz vom 

10. 8. 1972, 

BGBl. I S. 1433 

Selbständige 
Landwirte 
Mitarbeitende 
Familien- 
angehörige 
Altenteiler sowie 
deren Familien- 
angehörige 

Gesetz vom 

21. 12. 1970 

BGBl. I S. 1774 

Landwirte und 
mitarbeitende 
Familien- 
angehörige die 
Arbeitnehmer 
werden, 
Empfänger von 
Landabgaberente 

Gesetz vom 

26. 7. 1972, 

BGBl. IS. 1293 

Landwirte, 
besonders 
Empfänger von 
Altersgeld und 
Landabgabe- 
rente 

In Vorbereitung 

Ältere landwirt- 
schaftliche 
Arbeitnehmer 

Gesetz vom 

22. 7. 1970 

BGBl. I S. 1118 

Landwirtschaft- 
liche Betriebe 
im unteren 
und mittleren 
Größenbereich 
Forst- und Son- 
derkulturbetriebe 

Gesetz vom 

27. 7. 1971 

BGBl. I S. 1157 

Landwirte im 
Hauptberuf 

Gesetz vom 

10. 8. 1971 

BGBl. I S. 1266 

Land- und 
Forstwirte 
Freiberufler 
Kleingewerbe- 
treibende 
Gewerbliche 
Massentier- 
haltungsbetriebe 

Gesetz vom 

8. 5. 1972 

BGBl. I S. 761 

Nichtbuchfüh- 

rungspflichtige 

Landwirte 
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Maßnahme/Vorhaben 


Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes 

Entwurf eines Zweiten Steuer- 
reformgesetzes 


Änderung des Gasölverwendungs- 
gesetzes — Landwirtschaft — 
durch das Verkehrsfinanzqesetz 
1971 


Bildungspolitik 

Verordnungen zum Berufsbil- 
dungsgesetz 


Richtlinie des Ministerrates der EG 
über die sozio-ökonomische Infor- 
mation und die berufliche Quali- 
fikation der in der Landwirtschaft 
tätigen Personen 


Für den Ägrarbereich: Umsatz- 
steuerliche Erleichterungen für 
Dienstleistungen zugunsten der 
Landwirtschaft 

Für den Ägrarbereich: Berücksich- 
tigung agrarpolitischer Erforder- 
nisse im Rahmen der Neugestal- 
tung von Grund-, Vermögen- und 
Erbschaftsteuer. 

Erhöhung der Gasölverbilligung 
Landwirtschaft um 0,04 DM/1 zum 
Äusgleich der erfolgten Änhebung 
der Mineralölsteuer 


Regelung der Berufsausbildung 


Ällgemeine Information und Bera- 
tung der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung über Möglichkeiten zur 
Verbesserung der sozio-ökonomi- 
schen Situation 

Schaffung von Möglichkeiten für 
Landwirte über 18 Jahre zur Ver- 
besserung ihrer beruflichen Kennt- 
nisse 


Von der Bundes- 

Land- und 

regierung im 

Forstwirte 

Juli 1971 

Gewerbliche 

verabschiedet 

Lohnunternehmer 

Von der Bundes- 

Land- und 

regierung im 

März 1972 

Forstwirte 

verabschiedet 


Gesetz vom 

Betriebe der 

28. 2. 1972 

Landwirtschaft 

BGBl. I S. 201 

im Sinne des 
Gasölverwen- 
dungsgesetzes 
Landwirtschaft 


VÖ vom 

14. 8. 1972 

Landwirt 

VÖ vom 

24. 6. 1972 

Gärtner 

VÖ vom 

27. 10. 1972 

Winzer 

VÖ vom 

16. 11. 1972 

Fischwirt 

VÖ vom 

Molkerei- 

23. 8. 1972 

VÖ vom 

fachmann 

11. 7. 1972 

Hauswirt- 

schaftlerin 

(ländliche) 

Richtlinie (EG) 

Älle in der 

Nr. 72/161 

Landwirtschaft 

vom 17. 4. 1972 

tätigen Persone 


Ämtsblatt 
der EG Nr. L 96 
S. 15 


Forschung 


Mitwirkung am Gesamtprogramm 
Meeresforschung und Meerestech- 
nik in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 1972 bis 1975 


Verstärkte Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten für eine ratio- 
nelle Nutzung und langfristige 
Sicherung der Nahrungsquellen 
des Meeres und über Ärt und Äus- 
wirkungen der Meeresverschmut- 
zung 


Programm im 
Äugust 1972 der 
Öffentlichkeit 
vorgelegt 


Öffentlichkeit 

Wissenschaftliche 

Institutionen 
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Maßnahme/V orhaben 


Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Finanzierung 


Inanspruchnahme der im § 6 Abs. 4 
Haushaltsgesetz 1970 bzw. § 5 
Abs. 4 Haushaltsgesetz 1971 ent- 
haltenen Ermächtigungen: Einspa- 
rungen bei Marktordnungsausga- 
ben für Zwecke der nationalen 
Agrarpolitik zur Verfügung zu 
stellen 

Verbesserung der Liquidität der 
landwirtschaftlichen Betriebe; 
Verstärkung der Strukturmaßnah- 
men 

In Abwicklung 

Landwirtschaft 

Nutzen-Kosten-Untersuchung der 
Förderungsmaßnahmen in der See- 
fischerei 

Analyse der Effizienz der Maßnah- 
men und Entwicklung von Förde- 
rungsalternativen 

Untersuchungs- 
auftrag wurde 
vergeben; 
Abschluß vor- 
aussichtlich 

Ende 1973 

Große Hochsee- 
fischerei 

Große Herings- 
fischerei 

Kleine Hochsee- 
und Küsten- 
fischerei 
Verflochtene 
Sektoren 

Nutzen-Kosten-Untersuchung über 
Landabgaberente 

Analyse der Effizienz der Maßnah- 
me und Entwicklung von Förde- 
rungsalternativen 

Abschluß 

Anfang 1973 

Ältere Bewirt- 
schafter von 
Klein- und 
Mittelbetrieben 
Entwicklungs- 
fähige Betriebe 

Erfolgskontrolle der Förderungs- 
maßnahmen zur Verbesserung der 
Molkereistruktur 

Untersuchung der Effizienz der 
Mittelverwendung 

Untersuchungs- 
auftrag wurde 
vergeben 
Abschluß vor- 
aussichtlich 

Ende 1973 

Verwaltung 

Molkereien 

Milcherzeuger 
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Verzeichnis der Übersichten 


Übersicht Seite 

1 Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt und Wortschöp- 
fung in der Bundesrepublik Deutschland 16 

2 Entwicklung des Betriebs- und Arbeitseinkommens sowie des Rein- 
ertrages in den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 19 

3 Entwicklung des Arbeitskräftebesatzes, Viehbesatzes und Aktivkapi- 
tals in den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 20 

4 Veränderung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft 1971/72 gegen- 
über 1970/71 in den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 20 

5 Streuung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft in den erfaßten Be- 
trieben über der Grenze nach § 4 LwG 1971/72 23 

6 Entwicklung des Reineinkommens je Familien-Arbeitskraft in den Be- 
trieben über der Grenze nach § 4 LwG 25 

7 Streuung des Reineinkommens je Familien-Arbeitskraft in den erfaß- 
ten Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 25 

8 Einkommensschichtung der privaten Flaushalte 27 

9 Ergebnisse der Ertrags- und Aufwandsrechnung gemäß § 4 LwG in den 

Betrieben über der Grenze 1965/66 bis 1971/72 28 

10 Abstand der erfaßten landwirtschaftlichen Testbetriebe über der Grenze 

nach § 4 LwG 1971/72 29 

1 1 Betriebsergebnisse von hauptberuflich bewirtschafteten Betrieben unter 

der Grenze nach § 4 LwG und einer Vergleichsgruppe von Betrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG 1971/72 30 

12 Voraussichtliche Veränderung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft 

in den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG gegliedert nach Be- 
triebssystemen und Größenklassen 1972/73 gegenüber dem Vorjahr ... 32 

13 Einkommensniveau und -Struktur in der nebenberuflichen Landwirt- 
schaft 1971/72 34 

14 Betriebsdaten einiger „moderner nebenberuflich bewirtschafteter Be- 
triebe" 1971/72 35 

15 Entwicklung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft in den Gartenbau- 
betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 37 

16 Ergebnisse der Ertrags-Aufwandsrechnung gemäß § 4 LwG in den Gar- 
tenbaubetrieben über der Grenze 38 

17 Weinmosternte, -preise und Produktionswert aus Weinmost in der 

Bundesrepublik Deutschland 39 
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18 Entwicklung des Betrieb seinkommens je Arbeitskraft in den Weinbau- 
betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 40 

19 Ergebnisse der Ertrags- Aufwandsrechnung gemäß § 4 LwG in den Wein- 
baubetrieben über der Grenze 1967/68 bis 1971/72 41 

20 Betriebsergebnisse der Forstbetriebe in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 43 

21 Milchkuhbestände in der EWG 56 

22 Änderung der Agrarpreise aufgrund der Beschlüsse des Agrarminister- 
rates vom 24. März 1972 60 

23 Hektarsätze des Aufwertungsdirektausgleichs 1970 bis 1972 61 

24 Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland mit Gütern der Ernäh- 
rungswirtschaft nach Ländergruppen 69 

25 Getreidelieferungen der Bundesrepublik Deutschland im Lieferzeitraum 

1971/72 nach dem Internationalen Nahrungsmittelhilfe-Übereinkommen 
von 197 72 

26 Erwerbstätige und Vollarbeitskräfte in der Landwirtschaft 74 

27 Zahl und Fläche der landwirtschaftlichen Betriebe 75 

28 Schmutzwasseranfall in der Ernährungs- und gesamten Industrie 88 

29 Ausgaben der nationalen Agrarpolitik nach Maßnahmengruppen 104 

30 Mittelansätze für die Sozialpolitik 105 

31 Marktordnungseinnahmen der EG nach Marktordnungsbereichen 1973 107 

32 Marktordnungsausgaben nach den wichtigsten Warengruppen 108 
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1 Entwicklung wichtiger Preisindizes in der Bundesrepublik Deutschland 15 

2 Entwicklung des Betriebseinkömmens je Arbeitskraft in den Betrieben 

über der Grenze nach § 4 LwG 18 

3 Entwicklung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft in den nach Boden- 
nutzungssystemen und LF-Größenklassen gegliederten Betrieben über 

der Grenze nach § 4 LwG 1962/63 bis 1971/72 21 

4 Häufigkeitsverteilung der erfaßten landwirtschaftlichen Testbetriebe 
über der Grenze gemäß § 4 LwG nach der Höhe des Betriebseinkommens 

je Arbeitskraft 1970/71 und 1971/72 22 
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RE 
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St 
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0 


1971/72 


^ Vollarbeitskraft 

= Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
= Deutsche Mark 

= Economic Commission for Europe, Genf (Wirtschaftskommission für 
Europa) 

= Europäische Gemeinschaften 
= Einheitsquadratmeter 
= Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

= Food and Agriculture Organisation of the United Nations, Rom (Ernäh- 
rungs- und Landwirtschafts-Organisation der Vereinten Nationen) 

= General Agreement on Tarifs and Trade (Allgemeines Zoll- und Handels- 
abkommen) 

= Getreideeinheit ^) 

^ Grundfläche der Gartengewächse 
= Großvieheinheit 
~ Hektar 

= Landwirtschaftliche Alterskasse 
= Landwirtschaftliche Betriebszählung (1949) 

== Landwirtschaftliche Nutzfläche 

— Landwirtschaftlich genutzte Fläche (gegenüber der LN enthält die LF 
nicht das nicht mehr bewirtschaftete Ackerland, das nicht mehr genutzte 
Dauergrünland sowie private Parkanlagen, Rasenflächen und Ziergärten). 
Bei den Buchführungsergebnissen sind im Gegensatz zur Agrarstatistik 
die Hausgärten in der Position landwirtschaftlich genutzte Fläche nicht 
enthalten. 

= Landwirtschaftsgesetz vom 5. September 1955 (BGBl. I S. 565) 

“ Landwirtschaftszählung 1960, 1971 
= Millionen 
= Milliarden 
= Mehrwertsteuer 

= Organisation for Economic Co-operation and Development, Paris (Organi- 
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

= Rechnungseinheit der EWG = 1 $ (Goldparität) 

= Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 
= Stück 

= Zugkrafteinheit 
= nichts vorhanden 

= mehr als nichts, aber weniger als die Hälfte der kleinsten Einheit, die in 
der Tabelle dargestellt wird 
"= kein Nachweis vorhanden 
= Wirtschaftsjahr (1. Juli 1971 bis 30. Juni 1972) 


1) Hierbei wurde der Getreideeinheitsschlüssel verwendet; vgl. Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten der Bundesrepublik Deutschland 1972. Hrsgg. vom BML, Verlag P. Parey, Hamburg 
und Berlin 1972, S. 123. 


Abrundungen: 

Soweit in den Übersichten Abweichungen in den Summen Vorkommen, beruhen diese auf 
Abrundungen der einzelnen Zahlen. 
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Übersichten ohne Quellenangaben beruhen ausschließlich oder ihrem wesentlichen Inhalt 
nach auf Unterlagen des BML. 
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Stichwortverzeichnis 


A 

Absatzfonds 109, 112 
Absatzförderung 109 bis 111 
Abschreibungen 2 
Abstand, Vergleichsrechnung 23 
Abwasser 246, 251, 273 
Agrarexport, Bundesrepublik 111 
- — , Entwicklungsländer 187 bis 189 
Agrarhaushalt 333 bis 338 
— , Aufteilung 333 
— , Plafond 333 

— , Marktordnungsausgaben 338 

Agrarpreise 1, 153 

Agrarstrukturelle Vorplanung 228 

Altershilfe 291, 295, 299 

Arbeitnehmer 208, 209 

Arbeitsförderungsgesetz 237 

Arbeitskräfte 208, 209, 259 

Arbeitsplätze, außerlandwirtschaftliche 254 

Arbeitszeiten 209 

Auffangbetriebe 234 

Aufforstung, Erstaufforstung 257, 262 

Aufwertungsausgleich 156 

Ausbildungsordnungen 316, 323 

Ausgaben aus dem EAGFL 350, 339 bis 342 

Ausgaben für die nationale Agrarpolitik 333 bis 338 

Ausgaben für Marktordnungen 338, 340 bis 342 

Außer-Haus-Verpflegung 121 

B 

Beratung 320, 325 
Berufsausbildung 316, 323 
Berufsbildungsgesetz 316, 323 
Berufsfachschule 316 
— , Land- und Forstwirtschaft 206 
Beschleunigtes Zusammenlegungsverfahren 241 
Besitzverhältnisse 213 

Besteuerung gewerblicher Massentierhaltung 100 
Besteuerung von Kooperationen 312, 313 
Betriebe, entwicklungsfähige 228 
Betriebseinkommen 12 bis 14 
Betriebsgrößenstruktur 210 

— in der Forstwirtschaft 257, 260 
Betriebs- und Haushaltshilfe 300 
Betriebsmittelpreise 1 
Bevorratung im Haushalt 176 
Bodenbevorratung 236 
Bodenverkäufe 11, 311 
Brachflächen 205 
Bruttoinlandsprodukt 2, 3 

— , Anteil der Landwirtschaft am ... 2 

— je Erwerbstätigen 3 
Bundesberggesetz 284 

Bundesforschungsanstalten — Fachbereiche 327 
Bundesraumordnungsprogramm 256 
Bundeswaldgesetz 264 

C 

Centrale Marketing-Gesellschaft der deutschen Agrarwirt- 
schaft (CMA) 105, 106, 109, 110, 111 


D 

Deutsche Siedlungs- und Landesrentenbank — Zweckver- 
mögen 334 
Dienstleistungen 93 
Dieselkraftstoff 90 
Dieselkraftstoffverbilligung 90, 95 
Dorferneuerung 243 
Düngemittel 88, 271 


E 

EAGFL 340 bis 342 
EFTA-Länder 198 
Eier 142, 143 
Eigenkapital 6 

Einfuhr- und Vorratsstellen — Verwaltungskosten 350 
Einheitswert 305, 306, 309, 310 
Einkommen, Forstwirtschaft 67 
— , Gartenbaubetriebe 44 bis 51 

— , hauptberuflich bewirtschafteter Betriebe unter der 
Grenze nach § 4 LwG 24 bis 26 
— , hauptberuflich bewirtschafteter landwirtschaftlicher 
Betriebe 11 bis 18 

— , Landwirtschaft insgesamt 2, 3, -7, 8 
— , nebenberuflich bewirtschafteter Betriebe 35 bis 39 

— Vorschätzung 27, 28 

— , Weinbaubetriebe 55 bis 61 

— , Untergrenze für hauptberuflich bewirtschaftete Be- 
triebe nach § 4 LwG 10 
Einkommensanalyse I 10 bis 14 

— II 10, 15, 16 

— III 10, 17, 18 

Einkommensstreuung 14, 15, 23 

Einkommens- u. Verbrauchsstichprobe 19, 20 

Einzelbetriebliches Förderungsprogramm 228, 229 bis 231 

Einheitswert 305, 306, 309, 310 

Elektrische Energie 90 

Ergänzungsprogramm, agrarsoziales 230 

Erholungsfunktion 286 

Erholungsgebiet 285 

Ernährungsaufklärung 181 

Ernährungsforschung 177 

Ernährungsgewerbe 115 bis 127 

Ernährungshandwerk 119 

Ernährungsindustrie 118 

Ertrags- Aufwandsrechnung nach § 4 LwG 21 bis 26 
Erwerbscharakter 212 
Erwerbstätige 206, 207 
Erzeugergemeinschaften 103, 113, 114 
Erzeugerpreise industrieller Produkte 1 
• — ■ landwirtschaftliche Produkte 1 
Europäische Marktordnungsausgaben 340 

F 

Fachhochschulen 317 

Fachschulen 316 

Fangquoten 265 

FAO, Konferenz 195 

Fischabsatz 145, 146 

Fischanlandungen 144, 265, 266, 269 

Fischerei 68, 144 bis 146, 265 bis 269 
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— Ertragslage 68 
Fischereigrenzen 266, 269 
Fischereihilfsdienst 269 
Flurbereinigung 239, 240 
Förderungsgrundsätze 221 bis 224, 227 
Förderungsrichtlinien 225 
Forschung, 

— , Internationale Zusammenarbeit 328 
— , Zusammenarbeit mit Hochschulen, Max-Planck-Gesell- 
schaft 327 

Forschungsanstalten 327 
Forschungseinrichtungen 327 
Forschungsschwerpunkte 331 
Forschungsmittel 330 
Forschungsplanung 332 
Forststruktur 257 

Forst- und Holzwirtschaft 62 bis 67, 257 bis 267 

— Ertragslage 68 

Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 262 

Forstwirtschaftswege 262 

Freihandelszone 198 

Freiwilliger Landtausch 241 

Fremdkapital 5, 6 

Futtermittel 86 

Futtermittelrecht 83, 84 


G 

Gartenbau 42 bis 51 
GATT 197, 198 
Gebäude 91, 96 

Gebiete, von Natur benachteiligte 249 
Gemeinnützen des Waldes 264 
Gemeinsame Agrarstrukturpolitik 225 
Gemeinschaftsaufgabe, 

— , Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes 220 bis 224, 226, 227, 262 
— , Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 254 
Gemeinschaftsverpflegung 170, 177 
Gesamteinkommen 17, 18 
Gesamtrechnung, landwirtschaftliche 1 bis 8 
Getreide 128 bis 131 
Gewässerverschmutzung 273 
Grenzausgleich 157 
Grenzertragsboden, Aufforstung 262 


H 

Hochschulbereich 317 
Hochseefischerei 265 bis 269 
Holzeinfuhr 66 
Holzeinschlag 63, 65 
Holzverbrauch 65 


I 

Index, Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebsmittel 
1 

— , Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte 1 
Innerdeutscher Handel 160 bis 162 
Internationale Weizen-Ubereinkunft 200 
Internationales Kakao-Abkommen 201 
Internationales Nahrungsmittelhilfe-Ubereinkommen 204 
Internationales Zucker-Abkommen 202 
Investitionen 4, 16 


K 

Konzentration Veredlung 100, 101 
Kooperation 31, 215 
Krankenversicherung 290, 295 bis 297 
Kulturlandschaft 270 
Küstenschutz 247 
Kutterfischerei 268 


L 

Landabgaberente 292, 295, 301 

Landarbeiter-Ecklohn 208 

Landarbeiterwohnungsbau 245 

Landgesellschaften 233 

Ländlicher Rraum 216 

Landmaschinen und Ackerschlepper 92 

Landschaft 274 

Landschaftsentwicklung 281 

Landschaftshaushalt 274 

Landschaftspflege 274 bis 277, 285 

Landschaftsplan 281 

Landschaftsplanung 282 

Landschaftsschäden 274 

Landwirtschaftliche Arbeitskräfte 206, 207 

Landwirtschaftlicher Betrieb 210, 211 

Landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF) 205 

Landwirtschaftszählung (LZ 197) 18, 35 bis 38, 212 

Lebenshaltung 165 

Lebensmittelhandel 120 

Lebensmittelrecht 182 

Lohnarbeitskräfte, s. Arbeitnehmer 

Löhne 208 


M 

Marketing 105, 106 
Marktorganisationen 149 bis 151, 199 
Marktstellung der Erzeuger 102 
Marktstrukturpolitik 152 
Marktstrukturgesetz 113, 114, 123 
Markt- und Preisberichterstattung 107, 112 
Maschinenring 96 

Milch und Milcherzeugnisse 134 bis 136 
Molkereistrukturförderung 124 
Mühlenstruktur 126 


N 

Nachentrichtung von Beiträgen zur Rentenversicherung — 
Zuschuß zur . . , 292, 293, 302 

Nahrungsmittelhilfe 193, 204 
Nahrungsmittelausgaben 163, 164, 166, 167 
Nahrungsmittelpreise 165 
Nahrungsmittelverbrauch 168, 169 
Naturhaushalt 270 
Naturpark 275, 276 
Naturschutz 274 bis 277, 280 
Nebenerwerbsbetriebe 212 
Nebenberufliche Landwirtschaft 29 bis 41, 237 


O 

Ödland, Aufforstung von 262 
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P bis Q 

Pflanzenschutz 82 
Pflanzenschutzmittel 89, 98, 271 
Pflege des Waldes 264 
Preispolitik 72, 147, 153 
Preisbeschlüsse des Ministeirates 1, 7 
Produktionswert, Forstwirtschaft 64 
— , Landwirtschaft 2, 7 

Qualität der Nahrungsmittel 76 bis 78, 175, 178, 179 


R 

Raumordnung 256 
Rechnungseinheit (RE) 155 
Rechtsharmonisierung, Ernährungsbereich 182 
Reformvorhaben ■ — sozialpolitische 304 
Regionalprograrame 248 bis 253 
Regionalprogramme, Alpenplan 251 
— , Emslandprogramm 248 
— , Küstenplan 248 
— , Programm Nord 248 
Reichsnaturschutzgesetz 276 
Reineinkommen 15, 16 
Rindfleisch 137, 138 


S 

Saatgutverkehrsgesetz 81, 97 
Saat- und Pflanzgut 87 
Sera und Impfstoffe 245 
Siedlung, ländliche 232, 233, 235 
Sortenschutzgesetz 81, 97 

Sozialmaßnahmen für landwirtschaftliche Arbeitnehmer 
303 

Sozialökonomische Beratung 320, 325 
Sozialökonomische Struktur (Erwerbscharakter) 212 


Sch 

Schlachthof Strukturförderung 1 25 
Schlachtgeflügel 141, 143 
Schutzfunktionen des Waldes 271 
Schutzpflanzungen 262 
Schweinefleisch 139, 140 


ST 

Standardbetriebseinkommen 10 
Strukturentwicklung 210, 211 


T 

Tariflöhne 208 
Tierschutzgesetz 80, 85 
Tierseuchenrecht 85 


U 

überbetriebliche Ausbildung 315 

überbetriebliche Maschinenverwendung 96 

überbetriebliche Zusammenarbeit siehe Kooperation 

Überbrückungshilfen 230 

Umschulung 321, 326 

Umweltbeeinflussung 271, 272, 273 

Umweltforschung 279 

Umweltschutz 346, 270, 278, 279 

Umweltschutzleistungen des Waldes 271 

Urlaub auf dem Bauernhof 287, 289 


V 


Verbraucheraufklärung 175, 176, 181 

Verbraucherberatung 180, 181 

Verbraucher- Ansprüche, -Verhalten 171 bis 173 

Verbundwirtschaft 104 

Vermögen 6 

Verpachtungsprämie 232 

Verursacherprinzip 278 

Vergleichslohn 22 

Viehhaltung 214 

UN/FAO-Welternährungsprogramm 204 
Viehseuchengesetz 85 
Vollarbeitskräfte 206 
Vollerwerbsbetrieb 212 
Vorleistungen, 

— , Landwirtschaft 2, 8 


W 

Währungsbeschlüsse 157 
Waldbesitzverteilung 257 
Walderhaltung 264 
Waldfläche 257 
Wasserhaushalt 246 
Wasserwirtschaft 246 
Weinbau 52 bis 61 
Weiterbildung 319, 324 
Wertschöpfung, 

— -, Landwirtschaft 2, 3, 7, 8 
Wettbewerbs- und Beihilfenpolitik 154 
Wirtschaftsförderung, regionale 254, 255 
Wirtschafts- und Währungsunion 255 
Wirtschaftswegebau 240, 242 
Wohnteil, Verbesserung des . . . 231 


Z 


Ziele der Agrar- und Ernährungspolitik 69 bis 75, 79, 94, 
108, 122, 147, 148, 174, 194, 216 bis 218, 261, 267, 277, 
288, 294, 308, 322, 329 
Zinsverbilligung 229 
Zucker 132, 133 
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